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Militär-Strafgeſetzbuch. 
Publikationspatent. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden Äfteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weitphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, x. ı€. x. 
verfündigen hiermit auf Antrag Unferes Staats: Minifteriums das bier bei 


gefügte Strafgeſetzbuch für Unfer Militär und verordnen über deſſen An- 
wendung, was folgt: 
| 


Mit dem Tage der Verfündigung diejes Strafgefepbuches find alle bis: 
her gültig gemwefenen gefeglichen und durd den Gerichtsgebrauch feitgeftellten 
Beftimmungen über Beftrafung von Verbrechen der Militärperfonen und über 
das Verfahren in Militärftraffachen aufgehoben (infofern nicht in Nachitehen- 
dem Ausnahmen enthalten find). 
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Die Borfchriften des Strafgefepbuches find auch auf die vor feiner 
Verkündigung begangenen Berbredhen von Militirperfonen anzumenden, aus— 
genommen, wenn diefelben nad; dem frühern Rechte mit gelindern Strafen 
zu ahnden geweſen wären, | 
8. 3. 


Die Vorfchriften diefes Strafgefepbuches finden auf alle Perfonen Ans 
wendung, welche der Militärgerichtsbarkeit unterworfen find. (Vergleiche 
Theil II. $. 1. und folgende.) 


IX. Bd, d. Geſetz⸗ Samml, 


ER 8. 4 | 

Inſoweit dieſes Strafgefegbuch, die Kriegsartitel und die Militärgejepe 
überhaupt nichts Anderes vorfchreiben, verbleibt es bei den Vorſchriften der 
allgemeinen Landesgefege und Verordnungen, bei deren Anwendung jedoch 
die militärifchen Dienftverhältniffe befonders zu berücfichtigen find. 

Ueberall, wo die Militärgefege binfichtlih der Beurtheilung ſtrafbarer 
Handlungen auf die allgemeinen Landesgefege verweifen, treten die Borfehriften 
des allgemeinen Strafgefepbuches für das Herzogthum Anhalt: Defjau- Köthen 
in Kraft. | 

8. 5. 


Militärperfonen, welche im Auslande, während fie dort in einer dienft- 
lichen Stellung fich befinden, ftrafbare Handlungen begehen, werden ebenfo, 
als ob die Handlungen in Anhalt felbjt begangen wären, nach Anhaltifchen 
Strafgefegen verfolgt und beitraft. 


8. 6. 
Disziplinarvergehen find nach den darüber beitehenden befonderen Vor— 
fehriften zu ahnden. 
8. 7. 


Auf Perſonen des Soldatenſtandes, welche nicht Offiziere, Unteroffiziere 
und Gemeine ſind, finden nach Maßgabe ihres Ranges die für Offiziere, Un— 
teroffiziere und Gemeine gegebenen ſtrafrechtlichen Beſtimmungen Anwendung. 


8. 8. 

Wegen Verbrechen, welche von Militärperſonen verübt worden, ehe ſie 
in den Militärſtand getreten, iſt nach den Geſetzen zu erkennen, denen ſie zur 
Zeit der Verübung unterworfen waren, jedoch mit Anwendung der militäri— 
ſchen Strafarten. (Vergl. $. 9. Theil U. des Strafgeſetzbuches.) 


8. 9. 

Die von Anhaltiihen Militärperfonen gegen Militärperfonen verbündeter 
Staaten in gemeinfchaftlichen Dienfiverhältniffen begangenen Verbrechen find, 
infofern nicht für folche Fälle befondere Beftimmungen erlaffen werden, ebenfo 
— beſtrafen, als wenn ſie gegen Anhaltiſche Militärperſonen verübt worden 
wären. 


$. 10. 


Gegen diejenigen Perfonen, welche ausnahmsweiſe in Kriegszeiten den 
Militärgerichtsitand haben, kommen, wenn fie zum Soldatenftande gehören, 
diefelben jtrafrechtlichen Beitimmungen, wie gegen Anhaltifche Soldaten zur 
Anwendung; gehören fie nicht zum Soldatenjtande, fo kommen die für Mi- 
litärbeamte gültigen Vorfchriften zur Anwendung. 


5. 41, 
Die in diefem Geſetzbuch für den Kriegszuitand ertheilten einzelnen 
Vorſchriften, follen auch in Friedenszeiten Anwendung finden, wenn bei außer⸗ 


ordentlichen Vorfällen der fommandirende Dffizier bei Zrommeljchlag oder 
durh Hornſi nal bat befannt machen laſſen, daß Diele Borfehriften für Die 
Dauer des eingetretenen augen Zuftandes angewendet werden 
würden. 

8. 12. 


Das Recht des Beſchädigten auf Erſatz des Schadens, derſelbe mag dem 

Staate oder einer Privatperſon zugefügt worden ſein, iſt von der Beſtrafung 

unabhängig, jedoch darf Unteroffizieren und Soldaten dieſerhalb kein Abzug 
vom Solde gemacht werden. 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Herzoglichen Inſiegel. 
Deſſau, am 20. Dezember 1854. 


—— Ftiedtich, 
u Anhalt. 
v. — v. Plög. 
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Geſetz Sammlung. 


N 466. 


(Deffentlih befannt gemadt und ausgegeben am 27. Januar 1855.) 





Verordnung, \ 
betreffend 
die Kriegsartikel für die Unteroffiziere und Soldaten der Anhaltifchen Truppen, 





Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden Altejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, x. x. x. 
haben, in Erwägung der durch das Militärftrafgefegbuch vom 20. Dez. 1854 
eingetretenen Veränderungen der Rechtsverhältniſſe bei den Serzoglichen 
Zruppen, die am 30. März 1850 erlafjenen proviforifchen Kriegsartikel für 
das Militär des Herzogthums Anhalt» Deffau= Köthen wieder aufzuheben und 
an deren Stelle die nachitehenden Kriegsartifel für die Unteroffiziere und 
Soldaten Unferer Truppen zu ertheilen befchloffen. 


Art. 1. 


Feder Unterthban, weh Standes er fei, tft durch die Verpflichtung zum 
Militärdienfte zum Schuge und zur Vertbeidigung des Thrones und des 
Baterlandes berufen. Eingedenk diefes hohen Berufes muß ein Jeder, der 
in den Soldatenftand eintritt, die Pflichten des Soldaten zu erfüllen eifrig 
bemübt fein. . 

Art. 2% 


Dem Landesherrn und dem Baterlande treu zu dienen, iſt des Solda- 
ten erſte Pflicht. Nächſt dem erfordert der Beruf des Soldaten Kriegsfer— 
tigkeit, Mutb bei allen Dienftobliegenheiten und Tapferkeit im Kriege, Ges 
horfam gegen den Vorgefegten, ehrenhafte Führung in und außer dem Dienite, 
gutes und redliches Verhalten gegen die Kameraden. 

IX. Bd. d. Geſeßz⸗Samml. 
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Art 3 


Die Pflicht der Treue gebietet dem Soldaten, bei allen Borfällen im 
Kriege und im Frieden mit Aufbietung aller Kräfte, felbit mit Aufopferung 
des eigenen Lebens, zu dienen, um jede Gefahr von dem Landesherrn und 
dem Baterlande abzuwenden. 


Art. 4. 


Wer fi des Hoch- oder Staatöverrathes fchuldig macht, insbefondere, 
wer mit dem Feinde in fchriftliche oder mündliche Verhandlungen ſich ein- 
läßt, die dem Landesherrn, den Truppen oder den Anbaltifchen Landen Ge- 
fahr oder Nachtheil bringen können, wer dem Feinde Barole, Beldgefchrei 
oder Lofung offenbart, oder fonft zur Begünftigung des Feindes den Landes: 
berrn, die Anbaltifchen Lande oder die Truppen durch Handlungen oder 
Unterlaffungen in Gefahr, Unficherbeit oder Nachtheil verfegt, wird mit den 
ſchwerſten Freiheits- oder Ehrenftrafen oder mit dem Tode beitraft. 

Gleiche Strafe trifft Denjenigen, der ein zu feiner Kenntniß gelangtes 
verrätherifches Vorhaben nicht fogleich feinen Borgefepten anzeigt. 

Art. 5. 


Dem Soldaten foll feine Fahne heilig fein. Er darf diefelbe niemals 
verlaffen, noch fonjt dem Kriegsdienfte eigenmächtig fich entziehen, oder durch 
Selbtverftümmelung fih zur Erfüllung feines Berufes unwürdig und un— 
fähig machen. 

Urt. 6. 

Mer zum Feinde übergeht oder vom Poften vor dem Feinde oder einer 
belagerten tung entweicht, wird erfchoffen. 

Wer font in Kriegszeiten der Defertion fich fchuldig macht, wird mit 
Verſetzung in die zweite Klaffe des Soldatenitandes und Feſtungsſtrafe nicht 
unter fechs Jahren bejtraft; im Wiederholungsfalle tritt die Todesitrafe ein. 

Art. 7. 

Haben in Kriegszeiten Zwei oder Mehrere ein Komplott zur Deſertion 
gemacht, fo trifft dieſelbe Ausſtoßung aus dem Soldatenftande und Bauge— 
fangenfchaft nicht unter zehn Jahren, die Anftifter und Rädelsführer werden 
erſchoſſen. 

Art. 8. 

Wer in Friedenszeiten deſertirt, hat Verſetzung in die zweite Klaſſe des 

Soldatenſtandes und Feſtungsſtrafe nicht unter ſechs Monaten, im zweiten 
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Wiederholungsfalle aber Baugefangenfchaft nicht unter zchn Jahren und Aus- 
ſtoßung aus dem Soldatenftande verwirkt. 

Die bärteren Strafgrade treten befonders dann ein, wenn die Defertion 
im Komplott begangen iſt. 


Art. 9. 


Wer einem Deferteur zur Gntweichung behüfflich ift, wird ebenfo be- 
firaft, als ob er felbft defertirt wäre, und wer ein zu feiner Kenntniß ge- 
langtes Defertionsvorhaben dem Borgefegten nicht anzeiat, hat Arreft oder 
Feftungsftrafe bis zu drei Jahren zu gemärtigen. 


Art. 10. 


Mer dur fälfchlihe Vorfhüpung von Krankheiten oder andere betrüg- 
lihe Mittel, oder durch Selsftverftümmelung dem Militärdienfte fich zu ent— 
zieben fucht, bat Berfegung in die zweite Klaſſe des Soldatentandes und 
fehswöchentlichen ftrengen Arreft oder Beitungsitrafe bis zu zwei Jahren ver- 
wirft. 

Sit er durch Selbftverftümmelung zu allen Dienftleiftungen und Arbeiten 
für militärifhe Zwecke untauglich geworden, fo tritt Baugefangenfchaft won 
mindejtens einjähriger Dauer und Ausftogung aus dem Soldatenftande ein. 


Art. 11. 


Der Soldat darf niemals durch Furcht vor perfönlicher Gefahr von der 
Erfüllung feiner Dienftpflichten fich abwendig machen laſſen und muß fich 
ſtets vergegenwärtigen, daß die Feigheit für ihn ſchimpflich und erniedrigend ift. 


Art. 12. 


Mer im Kriege vor dem Feinde zuerft die Flucht ergreift und die Ka— 
meraden durch Worte oder Zeichen zur Flucht verleitet, hat die Todesitrafe 
verwirft und kann auf der Stelle niedergeftoßen werden. 


Art. 13. 


Per fonft aus Furcht vor perfönlicher Gefahr vor dem Feinde flieht, 
heimlich zurücdbleibt, ſich wegſchleicht oder verſteckt hält, Munition oder 
Waffen von fid wirft oder im Stich läßt, oder irgend ‚Leiden vorfchügt, um 
nn und der perfönlichen Gefahr fih zu entziehen, wird mit 

erfegung in die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes und ftrengem Arreſt oder 
Seftungsitrafe, bei erfchwerenden Umftänden aber mit dem Tode bejtraft, 


“ 


2728 


Wer auferden feine Dienftpflichten aus Furcht vor perfönlicher Gefahr ver: 
legt, hat diejelbe Strafe zu gewärtigen. 


Art. 14. 


Der Gemeine muß jedem Offizier und Unteroffizier, der Unteroffizier 
jedem Offizier, ſowohl bei dem Truppentheile, bei welchem er dient, als von 
jedem andern Truppentheile Gehorfam und Achtung beweifen und ihren 
Befehlen pünktlich Folge leiſten. 


In gleicher Weiſe find diefelben zum Geborfam gegen die Anordnungen 
und Weifungen der Schildwachen und der zum Sicerheitsdienft Komman— 
dirten, fo wie der im Dienſt befindlichen Gendarmen verpflichtet. 


Art. 15. 


Ungehorfam gegen die Dienftbefehle und achtungswidriges Betragen 
gegen den Vorgefepten haben Arreft oder Feſtungsſtrafe zur Folge. 


Art. 16. 


Mer die. Abficht, einen erhaltenen Dienftbefehl nicht zu befolgen, durch 
Worte oder Geberden, durch Gntlaufen, Loßreißen oder ähnliche Handlungen 
zu erfennen giebt, fo wie Derjenige, der den Vorgefegten durch Worte, Ge: 
berden oder Zeichen beleidigt, oder ihm über einen erhaltenen Dienjtbefehl 
oder Verweis zur Nede ftellt, bat ftrengen Arreft von mindeftens vier Wo— 
hen oder Feſtungsſtrafe bis zu zwanzig Jahren verwirft. 


Art. 17. 


Wer einen feiner Vorgefegten thätlih angreift oder fonft vorfäglich 
Thätlichkeiten gegen ihn verübt, oder ihn mit der Waffe anzugreifen ver 
fucht, hat Feitungsitrafe nicht unter zehn Jahren, bei erfchwerenden Um: 
ftänden und in Kriegszeiten aber die Todesitrafe zu gemärtigen. 


Auch iſt bei thätlicher Widerfegung Ginzelner oder Mehrerer, fo wie in 
Kriegszeiten bei Berfammlung der Truppen, bei Allarmirungen, bei An- 
rüden in das Gefecht, im Gefechte, beim Rückzuge und endlich bei Ver: 
wehrung der Plünderung und anderer ſchwerer Verbrechen jeder Offizier be 
rechtigt, Denjenigen, der feinen Befehlen beharrlich ſich widerfegt, auf der 
Stelle niederzuftoßen, wenn ihm fein anderes Mittel zur Erlangung des 
durchaus nöthigen Gehorfams zu Gebote fteht. 
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Art. 18. 


Glaubt der Soldat wegen nicht richtigen Empfanges deffen, was ihm 
gebührt, wegen unwürdiger Behandlung oder aus einem andern Grunde’ zu 
einer Befchwerde Veranlaffung zu haben, fo it er dennoch verbunden, feine 
Dienftobliegenheiten unweigerlich zu erfüllen, und darf weder feine Kameraden 
auffordern, gemeinfchaftlich mit ihm Beſchwerde zu führen, noch ſonſt Miß— 
murh unter ihnen zu erregen oder fie aufzumwiegeln ſuchen. Auch darf 
der Soldat nicht während des Dienjtes, fondern erjt nach deilen Ber 
endigung feine Beſchwerde anbringen. Dagegen kann gr aber jich verfichert 
halten, daß feiner Beſchwerde, infofern fie begründet ift, abgeholfen werden 
wird, fobald er diefelbe in geziemender Weife auf dem vorgejchriebenen Wege 
anbringt. 

Art. 19. 


Wer vor verfammeltem Kriegsvolf in der Abficht, feine Kameraden zur 
Verweigerung des Gehorfams gegen ihre Vorgefegten zu verleiten, oder von 
denfelben etwas zu erzwingen, fich ungeziemend beträgt oder laut Befchwerde 
führt, wird, felbft wenn leßtere begründet wäre, mit Yeitungsitrafe nicht 
unter ſechs Jahren, in Kriegszeiten aber mit dem Tode beitraft. 

Gleiche Strafe trifft Denjenigen, der auf andere Weife feine Kameraden 
zum Ungeborfam oder zur Widerfegung gegen den Borgefegten zu verleiten 

ſucht. 
Art. 20. 

Wenn Soldaten fich öffentlich zufammenrotten umd die Abficht zu er- 
kennen geben, fich dem Vorgeſetzten mit vereinter Gewalt zu widerfegen oder 
etwas von ihm zu erzwingen, oder Rache am ihm zu nehmen, fo baben die— 
felben Verfegung in die zweite Klaffe des Soldatenftandes und Feſtungs— 
ftrafe nicht unter zehn Jahren, bei erfchmwerenden Umftänden aber die Todes- 
ftrafe verwirkt. 

Die Anftifter eines folchen militärifchen Aufruhrs, fowie die Anftifter 
und Rädelsführer werden ftets mit dem Tode beitraft. 


Art. 21. 


Der Soldat darf weder im Dienit noch aufer demfelben mit Anderen 
über militärifhe Einrichtungen, Befehle und Anordnungen eigenmächtig bes 
rathichlagen, noch an Vereinen oder VBerfammlungen fich betheiligen, die der 
Gewalt des Landesherrn oder den von Ihm eingefepten Behörden feindielig 
entgegentreten. 
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Art. 22. 


Mer an einem Aufruhr im Innern des Landes mit bemwaffneter Hund 
Theil nimmt, wird ebenfo wie der Theilnehmer an einem militärifchen Auf- 
ruhr beitraft. 


Art. 23. 


Die Waffe ift dem Soldaten zum Schuge und zur Vertheidigung des 
Throne und Des Baterlandes anvertraut. Gr darf daher diefelbe und die 
ihm zuftehende Dienftgewalt niemals, mithin felbft nicht gegen die Bewohner 
des feindlichen Landes oder gegen gefangene feindliche Soldaten mifbraucen. 
Ebenſo wenig darf der Soldat eigenmächtiq im feindlichen Gebiet Habe und 
Gut der Landesbewohner verwüften oder ſich zueignen. 


Art. 24. 


Unerlaubtes Beutemachen hat jtrengen Arreft oder Feſtungsſtrafe bis zu 
zwei Jahren, bei erfchwerenden Umſtänden aber Feftungsitrafe von längerer 
Dauer und Verfegung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes, oder felbit 
die Todesftrafe zur Folge. 


Art. 25. 


Plünderung und Erprefiung werden mit Berfegung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenjtandes und Feſtungsſtrafe nicht unter zwei Jahren beitraft. 
Bei befonders erfchwerenden Umftänden tritt die Todesſtrafe ein. 


Art. 26. 


Nachzügler und Diejenigen, welche unter dem Vorwande von Krankheit 
oder Ermattung binter den Truppen zurüdbleiben und den Landesbewohnern 
Nahrungs = oder Befleidungsgegenitände wegnehmen, haben wegen Marodirens 
Berfegung in die zweite Klaſſe des Soldatenitandes und Arreft oder Fe— 
ftungsftrafe bis zu zwei Jahren verwirft. Wenn bei dem Marodiren Ge- 
walt an Perfonen verübt worden it, trifft die Schuldigen die Strafe der 
Plünderer. 


Art. 27. 


Der Soldat foll feine Waffen und Montirungsitüde in gutem Stande 
erhalten und zur Erlangung der Kriegstüchtigkeit unausgefegt fih bemühen, 
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den Gebrauch der Waffen, fo wie die Vorfchriften zur Ausrichtung feines 
Dienftes, ganz und volljtindig fennen zu lernen, um fie in jedem vorkommen— 
den Falle fogleich anzuwenden. 


Art. 28. 


Mer feine Waffen und Montirungsjtüde oder die ihm zur eigenen Bes 
nugung gegebenen Dienftgegenjtinde verdirbt, verderben läßt, oder ſich der 
jelben ohne Erlaubniß entäußert, hat Arrejt oder Feſtungsſtrafe bis zu einem 
Jahre, bei erichwerenden Umſtänden ader außerdem noch die Verfegung in 
die zweite Klaffe des Soldatenjtandes verwirft. 


Art. 29. 


Wer dienjtlich ihm anvertraute, nicht zur eigenen Benugung bejtimmte 
Gegenftände veruntreut, hat Verfegung in die zweite Klaſſe des Soldaten: 
ftandes und Arreit oder Feitungsftrafe bis zu fünf Jahren zu gewärtigen. 


Art. 30. 


Der Soldat muß die ibm ertbeilten Dienftinjtruftionen genau befolgen, 
und Darf niemals, fei e8 durch Ausſicht auf äußere Vortheile oder‘ durch 
irgend einen andern Grund bei Ausrichtung des Dienjtes zu Pflichtwidrig- 
feiten fich verleiten laffen. Auch muß er bei allen dienftlichen Meldungen 
und Ausfagen ſich der jtrengiten Wahrheit befleißigen. 


Art. 31. 


Wer aus Borfag oder Fahrläffigkeit unrichtige Meldungen, Rapporte 
oder Berichte abftattet, wird mit Arrejt oder Feitungsftrafe bis zu drei Jahren 
und unter Umftänden mit VBerfegung in die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes 


beitraft. 
Art. 32. 


Wer im Dienft oder in Beziehung auf den Dienit durch Gefchenke 
oder Zuficherung einer Belohnung zu Pflichtwidrigkeiten fich bereitwillig zeigt 
oder verleiten läßt, hat jtrengen Arreit oder Feitungsftrafe bis zu ſechs Mo— 
naten, auch nach Umftänden die Verfegung in die zweite Klaffe des Solda- 
tenjtandes verwirft. 
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Art. 33. 


Mer ohne Erlaubniß von der Wache fich entfernt oder bei Kammandos 
oder auf Märfchen feinen Platz eigenmächtig verläßt, wird mit Arrejt oder 
mit Feitungsftrafe bis zu ſechs Monaten beitraft. 

Thut dies der Befehlshaber einer Wache oder eines Kommandos, fo 
hat derfelbe Arreft oder Feſtungsſtrafe bis zu fünf Jahren, im Kriege aber 
Beftungsftrafe bis zu lebenswieriger Dauer, oder bei bejonders erfchwerenden 
Umſtänden die Todesftrafe zu gewärtigen. 


Art. 34. 


Den Schildwachen und einzelnen Poften ift e8 verboten, fich niederzus 
fegen oder niederzulegen, das Gewehr aus der Hand zu laffen, Tabad zu 
rauchen, zu fchlafen, über die Grenze ihres Poftens hinauszugehen, denfelben 
vor erfolgter Ablöfung zu verlaffen oder fonjt ihre Dienftinftruftion zu 
übertreten. 

Wer dieſem Verbote zuwiderhandelt, hat ſtrengen Arreſt von mindeſtens 
vierzehn Tagen, oder Feſtungsſtrafe bis zu zehnjähriger Dauer, im Kriege 
aber noch härtere Feſtungsſtrafe, oder bei beſonders erſchwerenden Umſtänden 
die Todesitrafe zu gewärtigen. 


Art. 35. 


Wer ald Befehlshaber einer Wache, als Schildwache oder als Poſten 
eine ftrafbare Handlung, welche er verhindern konnte oder zu verhindern 
dienftlich verpflichtet war, wifjentlich begehen läßt, wird wie der Thäter felbit 
bejtraft und Diefe Strafe noch verfchärft, wenn er die Handlung in gewinne 
füchtiger Abſicht hat geſchehen laffen. 


Art. 36. 


Wer einen feiner Beaufiihtigung anvertrauten Gefangenen entkommen 
läßt, hat Arreſt oder Feftungsitrafe bis zu zehn Fahren, bei befonders er: 
Schwerenden Umjtänden aber noch härtere Beftungsitrafe und Verſetzung 
in die zweite Klaffe des Soldatenjtandes oder die Todesjtrafe zu ge 
wärtigen. 

Gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher eine von feinen Vorgeſetzten 
ihm befohlene oder ihm dienftlich obliegende Arretirung nicht ausführt. 


Art. 37. 


Der Soldat foll ein ordentliches Leben führen und darf weder Schul: 
den machen, noch der Trunfenheit oder anderen Ausfchweifungen fich ergeben. 
Auch muß er vom Zapfenftreich bis zur Neveille in feinem Quartier fein, 
wenn er nicht im Dienite fich befindet, oder von feinem Borgefepten. Erlaub- 
niß erhalten hat, ſich anderwärts aufzuhalten. 


Art. 38. 


Wer ohne Erlaubniß bis nach dem Zapfenftreich aus dem Quartiere 
bleibt, oder in der Zeit vom Zapfenftreich bis zur Reveille ſich aus dem— 
felben entfernt, oder den ihm ertheilten Urlaub überfihreitet, hat mittlern 
Arreſt oder Feftungsitrafe bis zu ſechs Monaten verwirft. 


Art. 39. 


Wer betrumken in den Dienft kommt, oder durch Trunfenheit zur Aus- 
richtung des Dienjtes, zu dem er fommandirt war, fich untauglich gemasht 
bat, oder im Dienft fich betrinft, wird mit ftrengem Arreſt beſtraft. Auch 
Zrunfenheit außer dem Dienft ift ftrafbar und bat Arreſt zur Folge. 


Art. 40. 
Wer ohne Genehmigung feines vorgefegten Kommandeurs Schulden 
macht, hat Arreſt oder Beitungsitrafe bis zu fehs Monaten zu gemwärtigen. 
Art. 41. R 
Wer Hazardfpiele fpielt, hat firengen Arreft, im Wiederholungsfalle aber 
Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahre verwirkt. 
Art. 42. 


Den Soldaten, der ohne Genehmigung feines vorgefegten Befehlshabers 
ſich verheirathet, trifft Arreit von mindeftens vier Wochen oder Feftungsitrafe 
bis zu ſechs Monaten. 


Art. 43. 


Der Soldat foll mit feinen Kameraden in Eintracht leben, darf in 
Kampf, Noth und Gefahr fie nicht verlaffen und muß ihnen nach allen 
Nr. 466. d. Gef.» Samml. 2 


Kräften Hülfe leiften, wenn fie in erlaubten Dingen feines Beiftandes be- 
dürfen. 


Art. 44. 


Einfache Beleidigungen der Gemeinen unter einander und Schlägereien 
derfelben unter fich, bei welchen ſchwere Körperverlegungen nicht vorgefommen 
find, werden mit Arreft, unter Unteroffizieren aber entweder mit Arreſt oder 
mit Degradation beftraft. 


Art. 45. 


Mer einem Kameraden, welchem mit ihm aus dienftlicher DVeranlaffung 
ein gemeinſchafllicher Aufenthaltsort angewiefen ift, Ehmaaren, Getränfe, 
Taback oder Gegenftände zur Reinigung oder zum Ausbeffern der Sachen, 
zum eigenen Gebrauche ohne Anwendung von Gewalt an Sachen, ent- 
wendet oder veruntreut, wird das erfte Mal mit ftrengem Arreſt beftraft. 
Geſchieht dies aber zum zweiten Male, oder ift bei Derübung der That 
Gewalt an Sachen angewendet, oder ift die That von einem Unteroffizier 
verübt, fo tritt die Strafe des einfachen Diebitahls ein. 


Art. 46. 


Per irgend eine Dienftgemwalt über Andere auszuüben hat, foll durd 
ruhiges, ernſtes und geſetztes Benehmen die Achtung und das Vertrauen 
feiner Untergebenen fich zu erwerben fuchen und von denfelben nur folche 
Gefchäfte oder Leiftungen fordern, welche der Dienft mit ſich bringt. Er 
darf feinen Untergebenen den Dienft nicht unnöthig erfchweren und diefelben 
weder wörtlich befchimpfen, noch mißhandeln. Auh darf von ihm das 
Dienftanfehen nicht gemißbraucht werden, um auf Koften feiner Untergebenen 
ſich Vortheile zu verfchaffen. 


R Die Berlegung diefer Pflichten bat Arreft oder Feſtungsſtrafe zur 
olge. 
Art. 47. 


Alle gemeinen Verbrechen und Vergehen werden nach den allgemeinen 
Strafgefegen geahndet. 


Iſt mit der darnach verwirkten Strafe nicht die Ausftoßung oder 
Entlafjung aus dem Soldatenjtande verbunden, fo treten verhältnißmäßige 
Militärftrafen ftatt der dort angedrohten bürgerlichen Strafen ein. 


Art. 48. 


Merden gemeine Berbrechen oder Vergehen im Kriege unter Miß- 
brauch der militärifchen Gewalt verübt, fo wird die ſonſt verwirkte Strafe 
verichärft. 


Art. 9. 


Die in den Militärgefegen für den Kriegszuftand ertheilten einzelnen 
Borfchriften finden auch in Wriedengzeiten Anwendung, wenn bei außer: 
ordentlihen Vorfällen der fommandirende Offizier bei Trommelfchlag oder 
Hornfignal hat bekannt machen laffen, daß die Vorfehriften für die Dauer 
des i eingetretenen außerordentlichen  Zuftandes zur Anwendung kommen 
würden. 


Art. 50. 


Mährend Derjenige, welcher feine Dienftpflichten verlegt oder andere 
ftrafbare Handlungen verübt, die gefeplich vwerordneten Strafen nah Maß— 
gabe feiner Verſchuldung zu gewärtigen hat, darf dagegen jeder rechtfchaffene, 
unverzagte und ehrliebende Soldat einer ehrenhaften Behandlung fi ver- 
fihert halten. 


Art. 51. 


Auch fol der Soldat, der fich durch Tapferkeit und Muth vor An- 
deren auszeichnet, fo wie Derjenige, der nach langjähriger, vormurfsfreier 
Dienftzeit die Befchwerden des Dienftes nicht mehr zu ertragen vermag, in 
Folge vor dem Feinde erhaltener Wunden dienftunfähig wird, oder fonit im 
Dienfte zu Schaden kommt, fih aller Wohlthaten und Begünftigungen zu 
erfreuen haben, die zur Belohnung für Tapferkeit im Kriege und treu ge 
leitete Dienſte beftimmt find. 


Art. 52. 


Ueberzeugt von dem Pflicht» umd Chrgefühle der Soldaten erwarten 
Wir, daß fie vor Pflichtverlegungen und anderen ftrafbaren Handlungen 
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ſich hüten, ihre Pflichten treu und gemifienhaft erfüllen, durch ehrenhafte 
Führung in und außer dem Dienfte ein Muſter ordentlichen und rechtſchaffenen 


Lebens geben und nad Kräften dazu beitragen werden, den guten Ruf der 
Anhaltifchen Truppen im In- und Auslande zu bewahren. 


Urkundlich haben Wir vorftehende Kriegsartitel Höchfteigenhändig un- 
terfehrieben und mit Unferem Infiegel bedruden laffen. 


Deflau, den 20. Dezember 1854. 


Leopold Friedtich, 


Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plög. 





Geſetz Sammlung. 


M 461. 


(Oeffentlih bekannt gemacht und ausgegeben am 30. Januar 1855.) 





Verordnung 
über 


die Disziplinar- Beftrafung bei dem Militär. 








Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weitphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. ꝛc. ıc. 
verordnen hiermit auf Antrag Unferes Staats -Minifteriums, über die Dis— 
ziplinarbeftrafung bei Unferm Militär, unter gleichzeitiger Aufhebung aller 
bisher dieferhalb gültig gewefenen gefeglichen Bejtimmungen und Inſtruk— 
tionen, was folgt: 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


8. 3; 
Geringe Vergehen gegen die militärifche ‚Zucht umd Ordnung umd 
Uebertretung der Dienftvorfchriften, über welche die Militärgefege keine Straf: 
beftimmungen enthalten, find von den Borgefegten Disziplinarifch zu beftrafen. 


u 2, . 

Wenn die Militärftrafgefepe dergleichen Vergehen mit einer Strafe be: 

drohen, deren niedrigites Maß innerhalb der in den nachfolgenden Para— 

graphen angegebenen Grenzen der Disziplinarftrafgewalt liegt, fo hängt es 
IX. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 


Disziplinarftrafen. 
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von dem pflihtmäßigen Ermeffen des mit der Gerichtöbarkeit verfehenen Be— 
fehlshabers ab, Ddisziplinarifche Beitrafung oder gerichtliches Verfahren ein- 
treten zu laffen. 

8 3. 


Auch die, nach den allgemeinen Strafgefegen polizeilich zu ahndenden 
Vergehen, find disziplinarifch zu beftrafen, wenn die Disziplinaritrafgewalt 
dazu ausreicht und nicht die Militärgefege ausdrüdlich eine folche Strafe 
vorfehreiben, die nur gerichtlich verhängt werden fann. Die Beltrafung der 
Uebertretung zivilpolizeilicher und adminiftrativer Vorfchriften gehört dagegen 
zur Kompetenz der Zivilbehörden. 


$. 4. 

Wer nach erfolgter Disziplinarbeftrafung in daffelbe oder ein gleich 
artiges Vergehen zurücdfällt, fol, wenn nicht befondere Milderungsgründe 
eintreten, härter, als für das frühere Vergehen bejtraft werden. Reicht aber 
die Disziplinaritrafgewalt dazu nicht aus, fo muß gerichtliches Verſahren 
eintreten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Disziplinar- Beftrafung bei den aktiven Truppen. 


8. 5. 
Als Disziplinaritrafen dürfen von den Militärvorgefegten verhängt 
werden: 
A. Gegen Offiziere: 
1) Verweiſe j 
a. ohne Zeugen, oder im Beifein eines Vorgefepten, 
b. vor verfammeltem DOffizierkorps, 
c. durch Paroiebefehl, mit Eintragung der Beranlafjung in die Pa⸗ 
rolebücher; 
2) Stubenarreſt bis zu acht Tagen. 
Bloße Zurechtweiſungen find als Strafverweife nicht anzuſehen. 
B. Gegen Unteroffiziere und die mit ihnen in gleichem Range ſtehenden 
Perfonen des Soldatenftandes, fo wie gegen N euntereffiglere: 
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1) Strafmachen oder Strafdujour, 
2) Kafernen-, Quartier: oder gelinder Arreit bis zu drei Wochen, 
3) mittler Arreft bis zu vierzehn Tagen. 

Gegen PBorteepee- Unteroffiziere und die mit ihnen in gleichem Range 
ftehenden Militärperfonen darf jedoch mittler Arreſt nicht verhängt werden. 
C. Gegen Gefreite und Gemeine: 

1) Kleinere Disziplinaritrafen: 

a. Nachererziren mit den Refruten oder in einer befondern Exerzir⸗ 
Abtheilung, 

b. Strafwachen und Straf- Stubendujour, 

ce. Strafarbeiten in der Kaferne, den Montirungsfammern oder auf 
den Sciefitänden, 

d. Erſcheinen zum Rapport oder zum Appell in einem beftimmten An- 
zuge, 

e. Entziehung der freien Dispofition über das Traktament und deffen 
Ueberweifung an einen Unteroffizier zur Verwaltung oder zur Aus: 
zahlung defjelben in täglichen Raten; 

2) Arreftftrafen, und zwar: 

a. Kafernen=, Duartier= oder gelinder Arreft bis zu drei Mochen, 

b. mittler Arreft bis zu vierzehn Tagen, 

e. ftrenger Arreft bis zu einer Woche. 

3) Gegen Gefreite, die Entfernung von diefer Charge, wodurch fie die 

Borzüge derfelben verlieren. u 

PD. Gegen Gemeine der zweiten Klaſſe des Soldatenftandes darf außer den 

oben unter C. gedachten Strafen auch körperliche Züchtigung bis zu 

dreißig, wenn fich diefelben aber in den Straffeftionen oder in den Ar: 

beiterabtheilungen befinden, bis zu vierzig Stockſchlägen disziplinariſch 
verhängt werden. 


8. 6. 

Wenn auf Märfchen, im Lager oder fonft den örtlichen Umſtänden nad 
die Anwendung der Arreititrafen gegen Unteroffiziere und Gemeine nicht Statt 
finden kann, fo foll für die Dauer der Strafzeit ftatt des gelinden und mitt: 
lern Arreſtes Entziehung gewohnter Bedürfniffe, 3. B. des Branntweins und 
des Tabads, und bei Gemeinen zugleich vorzugsweiſe Herafiziehung zu vor: 
fommenden Arbeiten eintreten, ſtatt des ftrengen Arreſts aber Anbinden an 
einen Baum oder an eine Wand, dergeftalt, daß der Beftrafte fich nicht 
niederlegen oder fegen kann. 
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Dieſes Anbinden darf jedoch nur in dringenden Fällen, niemals aber 
in Gamifonorten oder Kantonnements, wo Militärarreftlofale find, Statt 
finden, und den Zeitraum von drei Stunden täglich nicht überfteigen; auch 
muß die Vollftredung der Strafe den Yugen des Publikums möglichit ent- 
zogen werden. 

8. 7. 


Auch bei Anwendung der Fleineren Disziplinarftrafen, ($. 5. C. 1.) tft 
die Verlegung des Ehrgefühls möglichit zu vermeiden. 


8. 8. 
Durd den Kafernen- oder Quartierarreft ($. 5. C. 2. a.) wird die 
Heranziehung zum Dienfte während der Strafzeit nicht ausgefchloffen. 


8. 9. 


1. — * Disziplinarſtrafgewalt ſteht nur Offizieren zu, denen der Befehl über 
Disziplinarbeftrafung. eine oder mehrere Truppenabtheilungen oder über ein aögefondertes Kom: 
mando mit Verantwortlichfeit für die Disziplin übertragen ift, gegen die 

Untergebenen diefes Dienitbereiche. 

A. Im Allgemeinen. Die Disziplinarftrafgewalt it nicht an die Charge, fondern an die 
Funktion gefnüpft und geht während der Stellvertretung auf den Stellver- 
treter über. 

8. 10. 


Die Kompetenz der höheren Befehlshaber tritt ein, wenn das zur Dis: 
ziplinarbeftrafung geeignete Vergehen 

a. unter ihren Augen, oder 

b. gegen ihre dienjtliche Autorität, oder 

ec. von Militärperfonen verfchiedener Truppentheile ihres Dienftbereichs 

verübt, oder 
d. ihnen zur Entiheidung oder Beftimmung der Strafe gemeldet, oder 
e. von dem untern Befehlshaber unbejtraft gelaffen ift. 


5: :18: 

Iſt das zur Diszivlinarbeftrafung geeignete Vergehen im Wacht: oder 
fonftigen. Dienjte des Platzes verübt oder als Exzeß gegen die allgemeine 
Sicherheit, Ruhe oder Ordnung zu betrachten, fo fteht die Beitimmung der 
Strafe dem Kommandanten des Plages und in Ermangelung eines folchen, 
dem älteften am Orte befindlichen Befehlshaber zu. 
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8. 12. 


Daffelbe ($. 11.) gilt, wenn ein mit Disziplinarftrafe zu belegendes 
Bergehen von mehreren, der Disziplinarftrafgewalt verfchiedener Befehlshaber 
unterworfenen Militärperfonen gemeinfchaftlich begangen worden ift. 


8. 13. 


Feder mit Disziplinarftrafgewalt verfehene Befehlshaber hat die Befug- 
niß, Unteroffiziere mit Strafwachen oder Strafdujour, Gefreite und Gemeine 
aber mit den kleineren Disziplinarftrafen zu belegen. 


$. 14. 


Kompagnie-Kommandeure, fo wie alle höhere Befehlshaber, find befugt, 
die ihnen untergebenen Offiziere mit Verweiſen zu beftrafen. 
Berweife durch Parolebefehl, mit Eintragung in die Parolebücher, dürfen 
jedoch nur von dem Kommandeur der gefammten Truppen verhängt werden. 


$. 15. 


Der Kommandeur der gefammten Truppen oder, in Abmwefenheit deſſel⸗ 
ben, der ältejte ihn vertretende Befehlshaber darf: 
a. Offiziere mit achttägigem Stubenarreft, 
b. Unteroffiziere, Gefreite und Gemeine mit den zuläfligen Disziplinar- 
ftrafen bis zum höchſten Maße ($. 5. B, C. und D.), 
c. Gefreite mit Entfernung aus diefer Charge beitrafen. 


8. 16. 


Bataillons- Kommandeure dürfen Unteroffiziere und Gemeine mit zehn- 
tägigem Kaſernen-, Quartier= oder gelinden Arreft, Unteroffiziere ohne Porte— 
epee und Gemeine mit fünftägigem mittleren und die legteren auch mit drei- 
tägigem ftrengen Arreft beftrafen. Gegen Offiziere dürfen fie zwar Arreft 
verhängen, müffen jedoch hiervon fofort dem vorgefegten oberſten Befehld- 
haber, welcher alsdann die Dauer deffelben zu beitimmen hat, Meldung 
machen. Iſt das Bataillon detachirt, fo darf der Batailluns - Kommandeur 
Dffiziere mit dreitägigem Stubenarreit, Unteroffiziere und Gemeine mit vier 
— Kaſernen-, Quartier- oder gelinden Arreſt, Unteroffiziere ohne 

orteepee und Gemeine mit achttägigem mittlern, letztere auch mit fünf 
tägigem ftrengen Arreſt beitrafen. 


B. Jusbeſondere. 
1) des Kommandeurs ber 
gefammten Truppen. 


2) der Bataillong » Koms 


mandeure. 


3) der Kompagniesfloms 


mandeure, 


Beftimmungen über 
die Ausübung ber 
Disziplinarftrafger 
walt. 
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Bon der Beftrafung eines Offizier hat der detachirte Bataillons-Kom- 
mandeur dem vorgefepten Befehlshaber fogleih Meldung zu machen. 


Staboffiziere, welche nicht Kommandeure einer befondern Truppenab- 
theilung find, haben, wenn fie mit einem unter ihren Befehl geftellten Trup- 
penkommando detachirt find, oder im Auftrage des oberiten Befehlshabers 
fi bei detachirten Kompagnien befinden, die Strafbefugniß eines detachirten 
Bataillond - Kommandeurs. 


$. 17. 


Der Kompagnie-Kommandeur ift befugt, Unteroffiziere und Gemeine mit 
fechstägigem Kafernen=, Quartier= oder gelinden Arreſt, Unteroffiziere ohne 
Porteepee und Gemeine mit mittlerm Arreſt bis zu drei Tagen zu betrafen. 


Iſt jedoch die Kompagnie detachirt, fo fteht ihm die Strafgewalt eines 
detachirten Bataillons-Kommandeurs zu. ($. 16.) 


$. 18. 


Detachirte Offiziere, auch wenn fie nicht Rompagnie-ommandeure find, 
haben gegen Unteroffiziere und Gemeine des Kommandos, mit deffen Führung 
fie beauftragt werden, die Strafbefugniffe der detachirten Kompagnie-Romman- 
deure. Auch find folche detachirte Offiziere, der allgemeinen Dienjtordnung 
gemäß, befugt, einen dem Kommando beigegebenen Dffizier nöthigen Falls 
in Arreft zu fegen, in welchem Falle jie aber dem unmittelbaren DBorgefepten 
biervon fofort Meldung zu machen haben. 


$. 19. 


Jede von einem detachirten Offizier beftimmte Diöziplinarbeftrafung 
eines Offizierd, fo wie jede Bejtrafung eines Gemeinen mit ftrengem Arreit 
muß dem unmittelbaren Borgefegten fogleich gemeldet werden. ($$. 17. u. 18.) 


8. 20. 


Bor Berhängung einer Disziplinarftrafe muß der Vorgeſetzte von der 
Berfchuldung des zu Beitrafenden auf eine feinem pflichtmäßigen Ermeſſen 
überlaffene Art ſich überzeugt haben. 
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$. 21. 


Der Vorgefepte ift zwar bierbei an die Regeln eines gerichtlichen Be- 
weifes nicht gebunden, er muß jedoch, infofern er über die Schuld, den Grad 
der Strafbarfeit oder darüber, ob das Vergehen fich zur disziplinarifchen 
oder gerichtlichen Beitrafung eigne, zweifelhaft it, den Hergang der Sache 
durch mündliche und, wenn es erforderlich fein follte, fchriftliche oder proto= 
kollarifche Verhandlungen informatorifch näher aufklären. 

Ergiebt fich hieraus, daß Disziplinarbeftrafung eintreten darf, jo kann 
diefelbe verhängt werden, fo lange nicht von dem mit der Gerichtsbarkeit 
verjehenen Befehlshaber das gerichtliche Verfahren fchriftlih zu den Akten 
verfügt iſt. 


8. 22. 


Die Art und das Maf der Disziplinaritrafe hat jeder Vorgefegte in- 
nerhalb der Grenzen feiner Strafgewalt, mit Berüdfichtigung der bisherigen 
Führung des zu Beitrafenden und des durch die Uebertretung mehr oder 
minder gefährdeten Dienftintereffes zu bejtimmen. 

Bei Anwendung der leineren Disziplinarftrafen muß die zu wählende 
Strafart der Natur des Vergehens möglichit entfprechen. 

Ein und daffelbe Bergehen darf nur von einem Borgefegten beitraft, 
und dafür nicht mehr als eine Disziplinarftrafe auferlegt werden. 


$. 23. 

Wenn der Vorgefegte zwar eine Disziplinartrafe für zuläfig, das Map 
der ihm zuſtehenden Strafbefugriß aber für unzureichend erachtet, fo muß er 
darüber dem nächiten höheren Vorgefegten zur weiteren Beſtimmung fofort 
Anzeige machen. 

$. 24. 


Bedenken, welche darüber entitehen, ob ein Vergehen überhaupt diszi— 
plinarifch oder gerichtlich zu beftrafen ift, müffen dem mit der Gerichtöbarkeit 
verjehenen Befehlshaber zur Enticheidung vorgelegt werden. 


$. 25. 


Fit ein Vergehen, welches gerichtlich hätte beftraft werden follen, nur 
mit einer Disziplinarftrafe geahndet worden, fo ift die Strafbarfeit durch 
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fegtere nicht getilgt, fondern das gerichtliche Verfahren iſt, infofern nicht in- 
zwifchen die Berjährung eingetreten ($. 26.), einzuleiten. Bei Abmefjung 
der gerichtlichen Strafe muß aber auf die bereits verbüßte Disziplinarftrafe 
Rüdficht genommen werden. 


$. 26. 


Gehört das Vergehen zu den Dienftvergehen, fo findet die nachträgliche 
gerichtliche Unterfuchung ($. 25.) nicht mehr Statt, wenn feit der Ab: 
büßung der Disziplinarftrafe drei Monate verfloffen find. Bei gemeinen 
Vergeben gelten in Hinfiht auf nachträgliche gerichtliche Beſtrafung die 
Grundfäge des allgemeinen Strafreihts. 


8. 27. 


Die Vollſtreckung einer von dem kompetenten Befehlähaber verhängten 
Disziplinarftrafe darf weder durch Befchwerde noch durch Berufung auf ger 
richtliches Verfahren aufgehalten oder unterbrochen werden. 


$. 28. 


Die Vollſtreckung der von einem höhern Befehldhaber verbängten Dis- 
ziplinarftrafe bleibt, infofern er fie nicht felbit anordnet, dem unmittelbaren 
Befehlshaber des zu Bejtrafenden überlaffen. 


8. 29. 


Der höhere Befehlahaber darf die von dem niederen verfügten Dis— 
ziplinarftrafe nur dann aufheben oder abändern, wenn: 


1) die Strafe ihrer Art oder ihrer Dauer nach ungefeglich, oder 
2) der Strafende zu deren Verhängung nicht befugt gewefen ift. 
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Dritter Abſchnitt. 


Bon der Disziplinarbeftrafung bei der Neferve und den auf unbeftimmte Zeit 
beurlaubten Militärperfonen. 


$. 30. 


Auf die Mannschaften der Referve fommen die Disziplinar » Strafbe- 
ftimmungen für das Militär nur während der Zeit zur Anwendung, in welcher 
fie mit der vorfchriftsmäßigen Berpflegungsfompetenz’ zum Dienft oder zu 
zeitweiligen Uebungen zufammengezogen find, und zwar von dem Anfange 
des Geitellungstages bis zum Ablaufe des Tages der Wiederentlaflung. 


$. 31. 


Außer der Zeit diefer Zufammenziehung haben nur die Bataillond- 
Kommandeure und deren Vorgefegter Disziplinaritrafgewalt und zwar in 
den Fällen: 

1) der Nichtbefolgung der Ginberufungsordre zu den größeren Uebungen, 
2) der, Nichtbefolgung der Einberufungsordre zu den durch die Dienjtord* 
nung vorgefchriebenen Fleineren Verſammlungen oder der Einberufung 

Einzelner zu einem bejtimmten Dienftzwed, jo wie 

3) während der Dauer Ddiefer Eleineren VBerfammlungen oder Dienftver- 
richtungen. 


8. 32. 


Die Nichtbefolgung der Einberufungsordre zu den größeren Uebungen 
(8. 31. ad 1.) ift von dem betreffenden Befehlshaber innerhalb der Grenzen 
der zuftändigen Disziplinarftrafgewalt zu betrafen, wenn entweder der Ginbe- 
rufene nur zu fpät fich an den beftimmten Drt eingeftellt hat, oder die Um— 
ftände fonft eine mildere Beurtheilung zulaſſen. Die in folchen Fällen ver 
bängte Arreftftrafe ift mach Beendigung der Hebung zu vollſtrecken. 

Wenn nad dem Ermeſſen des betreffenden Befehlahabers die Diszipli- 
narbeftrafung nicht genügt, insbefondere aber, wenn der Ginberufene ſchon 
früher wegen Nichtbefolgung der Einberufungsordre geftraft ift, oder wenn 
die Einberufung zum Kriege oder zu außerordentlihen Zufammenziebungen 
der Reſerve Statt fand, fo muß gerichtliches Verfahren eintreten. 

Nr. 467, d. Gef. :Samml,. 2 


1, Bei der Referve. 


Bei den auf unbe 
ftimmte Zeit Beurs 
laubten, 
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8. 33. 


Die Nichtbefolgung der Einberufungsordre in den $. 31. ad 2. be 
nannten Fällen iſt in der Regel mit dreitägigem mittlern Arreft zu beitrafen ; 
nur wenn erfchwerende Umſtände vorliegen, muß gerichtliche Beftrafung 
eintreten. 

$. 34. 

Vorſtehende Beftimmungen ($$: 32. und 33.) fommen auch auf die 
jenigen Refervijten zur Anwendung, welche durch unterlaffene Anzeige einer 
Beränderung ihres Aufenthaltes oder, während fie ihrer Einberufung ent 
gegen fehen konnten, durch eine ohne Erlaubniß der Militärbehörde unter: 
nommene Reife fi dem Empfange der Einberufungsordre entzogen haben. 


$. 35. 


Die in den $$. 30.— 34. enthaltenen Beftimmungen finden auch auf 
diejenigen Militärperfonen, welche auf unbejtimmte Zeit beurlaubt find, auf 
die mit Vorbehalt der Wiedereinberufung entlaffenen Zrainfoldaten, fo wie auf 
die nach erfolgter Aushebung und Vereidiqung bis zur wirklichen Einftellung 
in die Heimath beurlaubten Erfagmannfchaften Anwendung. 


Vierter Abfhnitt. 
Bon der Disziplinarbeftrafung der Militärbeamten. 


: $. 36. 

Gegen Militärbeamte, die ausfchlieglich unter Militärbefehlahabern ftehen, 
übt der Militärvorgefegte die Disziplinarftrafgewalt nah Maßgabe ihres 
Ranges innerhalb derfelben Grenzen aus, wie gegen die ihm untergebenen 
Perfonen des Soldatenjtandes. 


8. 37. 


Militärbeamte, die fowohl unter einem Militärvorgefepten, ald unter 
einem Berwaltungsvorgefegten (oder unter einer VBerwaltungsbehörde) ftehen, 
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find der Disziplinarftrafgewalt des leptern ausfchließlih unterworfen, wenn 
von ihnen bei ihren Dienftverrichtungen gegen die wiffenfchaftlichen Grund: 
füge oder adminiftrativen Borfchriften — worden iſt, welche die Grund- 
lage ihrer Amtsthätigkeit bilden, und es mitbin bei Beurtheilung ihrer Ber: 
gehen und ihrer Strafbarfeit auf die bejondere Kenntniß diefer Grundfäge 
und Vorfhriften ankommt. 


Alle andere Disziplinarvergehen folcher Beamten fallen der Beftrafung 
durch den Militärvorgefepten anbeim, wodurch jedoch die Mitaufjicht der 
Berwaltungsvorgefepten (oder der Berwaltungsbehörde) über die fittliche 
Führung des Beamten, und die Befugniß, much ihrerfeits dieſerhalb, 
wo es Noth thut, mit Disziplinarmaßregeln einzufchreiten, nicht ausge— 
ſchloſſen wird. 

Wo die Grenzen diefer beiden Subordinationsverhältniffe zweifelhaft 
fein follten, müſſen bei Ausübung der Disziplinarftrafgewalt die für diefe 
Beamten ertbeilten befonderen Dienftoorfchriften und Inſtruktionen berüd: 
fichtigt werden, 


$. 38. 


Der Militärvorgefepte darf, wenn er nach vorftehenden Paragraphen zur 
Disziplinarbeftrafung befugt ift, gegen die oberen (im Dffiziersrange ftehenden) 
Militärbeamten einfache Verweiſe und Ordnungsftrafen, gegen die unteren 
(im Unteroffizierdrange ftehenden) Militärbeamten aber die nach ihrem Range 
anmwendbaren Arreitrafen ($. 5. B. 2. und 3.) verhängen. 


$. 39. 


In den Berhältniffen, in welchen Militärbeamte nach F. 37. den Ber- 
waltungsvorgefegten untergeordnet find, haben dieſe die Disziplinarftrafgemwalt 
nach den für Zivilftaatsdiener beftehenden Vorfchriften auszuüben. 


8. 40. 


Die Militärs und Berwaltungsvorgefegten haben von der gegen einen 
ihnen Beiden untergeordneten Beamten verhängten Disziplinarbeftrafung, 
infofern diefelbe nicht blos in einem Werweife beftehet, fich gegenfeitig Mit- 
theilung zu machen. 
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8 4. 


Inſoweit fonjt für einzelne Klaffen von Militärbeamten befondere Dis- 
ziplinar-Strafbeftimmungen gegeben find, kommen dieſe zur Anwendung. 


Urkundlih haben Wir diefe Verordnung Höchfteigenhändig vollzogen 
und mit Unferem Herzoglichen Inſiegel bedruden laffen. 


Deflau, am 20. Dezember 1854. 


Seopold Stiedrid, 
Herzog zu Anhalt, 
v. Goßler. v. Plög. 





Gefeb- Sammlung. 


N 468, 


(DOeffentlih bekannt gemacht und ausgegeben am 30. Januar 1855.) 





Gefeß, 
die 
Einführung eines Ehrengerichtes und das Verfahren deffelben bei Unterfuchung 
der zwifchen Dffizieren vorfommenden Streitigfeiten und Beleidigungen, fo wie 
die Beftrafung des Zweikampfes unter Offizieren betreffend. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 


Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, 1. xX. ıc. 
haben auf Antrag Unferes Staats-Minifteriums und nachdem Wir Uns 
überzeugt, daß die Einführung eines Ehrengerichtes und der Erlaß gejeplicher 
Beitimmungen über das Verfahren dejjelben bei etwa vorkommenden Strei- 
tigfeiten oder Beleidigungen unter Offizieren Unferer Truppen Bedürniß 
geworden ift, fowie auch, daß die in dem allgemeinen Strafgeſetzbuch enthal- 
tenen Beitimmungen über die Beftrafung des Zweikampfes die befonderen 
Verhältniſſe des Offizierftandes unberücjichtigt laſſen, mithin auf die zwifchen 
Offizieren ftattfindenden Zweikämpfe nicht anwendbar find, beſchloſſen, die 
nachfolgenden Verordnungen über das Chrengericht und über das Ver— 
fahren deſſelben bei Unterfjuchung der zwiichen Offizieren vorkommenden 
Streitigkeiten und Beleidigungen, fo wie über die Beitrafung des Zweikam— 
pfes unter Offizieren zu erlaffen, verfündigen folche hiermit als Gefeg für 
die hiefigen Truppen und verordnen bezüglich derfelben noch, was folgt: 


8. 1. 
Bezüglich der Bildung eines Ehrengerichtes für Offiziere, vom Haupt: 
mann abwärts, werden jämmtliche Offiziere Unferer Truppen als ein Offizier: 
forps betrachtet. 


IX. Bd. d. Geſetz⸗-Samml. 
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8. 2. 


Wegen der Bildung eines Ghrengerichtes für Stabsoffiziere, behalten 
Wir Uns für jeden einzelnen Fall befondere Beitimmungen vor, und üt in 
allen, zur Kompetenz des Ehrengerichtes gehörigen Fällen, fobald ſolche einen 
Stabsoffizier allein oder ihn und einen Offizier niedern Grades zugleich 
betreffen, Uns im Dienjtwege Meldung zu machen. 


Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfehrift und beige⸗ 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. 


Deſſau, den 20. Dezember 1854. 


Leopold Friedrich, 


Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plög. 





J. 
Verordnung über das Ehrengericht. 





u © 
Der Zwed des Ehrengerichtes ift, die gemeinfame Ehre der Genoffen- . Id des Ergo 

Ichaft, fo wie die Ehre des Einzelnen zu wahren, gegen diejenigen Mitglie- — 

der, deren Benehmen dem richtigen Ehrgefühle oder den Verhältniſſen des 

Offizierſtandes nicht entſpricht, auf dem hier weiterhin bezeichneten Wege ein— 

zuſchreiten und wo es nöthig, auf die Entfernung unwürdiger Mitglieder 

aus der Genoſſenſchaft anzutragen, damit die Ehre des Offizierſtandes in 

ihrer Reinheit erhalten, und der gute Ruf jedes Mitgliedes, jo wie des 

Ganzen unbeflect bleibe. 


8§. 2. 
Zur Beurtheilung des Ehrengerichtes gehören: n. Kompetenz des Eb⸗ 
1) alle Handlungen und Unterlaſſungen, welche nicht durch befondere ergerlchtes. 
Gefepe als ftrafbar bezeichnet, gleichwohl aber dem richtigen Ehrge— 
fühl oder den Verhältniffen des Offizierftandes zumider find, und zwar 
porzugsmeife: 
a. Mangel an Entfchloffenheit; 
b. fortgefegtes und überhaupt ein ſolches Schuldenmacen, mit dem ein 
unrediiches Benehmen oder fonft eine Beeinträchtigung der Standes: 
ehre verbunden it; 
ec. eine dem Offizier im Rückſicht auf feine friegerifche Beftimmung 
nicht geziemende oder eine folche Lebensweife, die dem Rufe der 
Genoffenfihaft durch eine unrichtige Wahl des Umganges nachtheilig 
werden kann; 
d Mangel an BVerfchwiegenheit über dienftlihe Anordnungen ; 


e. Neigung zum Zrunfe oder zum Spiele, wenn Warnungen und Dis— 
ziplinarftrafen ohne Erfolg geblieben find, oder wenn dadurd ein 
öffentlihes Aergerniß veranlaßt worden ift; 

f. unpaffendes Benehmen an öffentlichen Orten; 

— ſortdauernd mangelhafte Erfüllung der Dienſtobliegenheiten; 
wiederholtes und vorſätzliches Uebertreten der Slandeopflichten; 

2) "de Streitigkeiten und Beleidigungen der Offiziere unter fih, fo wie 
die Anreizungen zum Zweikampfe nach dem deshalb erlaffenen befon- 
deren Gefege, — infofern diefelben nicht im unmittelbaren Zufammen- 
hange mit einem Akte des Dienftes jtehen nnd Deshalb zugleich als 
Dienftvergehungen zu betrachten und zu beftrafen find. 


$. 3. 


Dem Ehrengerichte find unterworfen: 
1) alle Offiziere des aktiven Beitandes der Truppen und der Referve; 
2 die Offiziere der Gendarmerie; 
die auf Inaktivitätsgebalt ftchenden Offiziere; 
4) die zur Dispofition geftellten Dffiziere ; 
5) die mit Vorbehalt der Dienftverpflichtung aus dem Militär ausge: 
fhiedenen Offiziere, und 
6) die verabfihiedeten Offiziere, denen die Erlaubniß ertheilt worden ift, 
Militäruniform zu tragen. 


$. 4. 

Das Ehrengericht fann außer auf Freiſprechung erfennen: 

a. auf eine Warnung; 

b. auf Gntlafjung aus dem Dienfte; 

e. auf Entfernung aus dem DOffizierftande, mit welcher der Verluft des 
Titeld der Charge und die Unfähigkeit zur Wiederanftellung als 
Offizier verbunden iſt; 

d. auf Verluſt des Redts, die Militäruniform zu tragen, als Strafe 
für die im $. 3. unter Nr. 6. aufgeführten Offiziere; 

e. auf Entfernung aus dem bisherigen Wohnorte als Strafe für die 
ebenda unter Nr. 3. und 4. aufgeführten Offiziere. 


8. 5. 
Die Verbindung mehrerer ebrengerichtlicher Strafen ift nicht zuläffig. 
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8. 6. 
Das Ehrengeriht über Offiziere vom Hauptmann abwärts wird aus II. Br | bed (ihren, 


dem ganzen Dffiziercorps gebildet und fteht unter der Leitung des Komman- 


deurs fämmtlicher Truppen. 
Diefem Ehrengerichte treten auch die Offiziere der Gendarmerie bei. 


8. 7. 
Bei dieſem Ehrengerichte wird jedesmal auf ein Jahr eine Kommiſſion, !Y- —— des Chren⸗ 
der Ehrenrath, gewählt, welche aus einem Hauptmann, einem Oberlieutenant ; 
und einem Unterlieutenant befteht. 


8. 8 
Die Wahl des Ehrenrathes erfolgt durch das Offizierkorps mittelft 
einfacher Stimmenmehrheit und zwar jedesmal am 1. Dftober. 
Die nach Verlauf des Jahres ausfcheidenden Mitglieder des Ehrenrathes 
find wieder wählbar. 


$. 9. 

Jeder Offizier hat das Recht, Handlungen eines Genoffen, welche die Y ee 
Ehre defielben oder die der Genoffenfchaft gefährden, zur Kenntniß des , j 
Ehrenrathes zu bringen. 

$. 10. 

Der Ehrenrath ift verpflichtet, fobald eine folche Handlung ($. 9.) zu 
feiner Kenntmiß gelangt, dem Kommandeur dies anzuzeigen, und infofern er 
es für nöthig findet, auf die weitere Unterfuchung anzutragen. 


8. 11. 

Sodann muß der Ehrenrath, fobald der Kommandeur feine Geneb: 
migung ertbeilt hat, die ihm zugefommenen Angaben näher unterfuchen, und 
über das Refultat, nah Wichtigkeit des Gegenjtandes, mündlich oder fehrift- 
fih dem Kommandeur Bericht erftatten. 

Daffelbe gilt von Vorgängen, mit deren Unterfuchung der Kommandeur 
den Ehrenrath ohne vorherige Anzeige defjelben beauftragt. 


8. 12. 


Leder Offizier ift gehalten, dem Ehrenrathe Rede zu ftehen wie feinem 
Vorgeſetzten und demfelben pflichtmäßige Auskunft zu ertheilen. 
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$. 13. 


Bei allen Verhandlungen des Ehrenrathes muß neben der Erhaltung 
der Standeschre hauptfählih auch der Sinn wechfelfeitigen Wohlwollens 
im Auge behalten werden. 


$. 14. 


Geht aus dem nah $. 11. zu erftattenden Berichte hervor, daß die 
dem Ehrenrathe zugegangene Anzeige auf Mißveritändniffen beruht, fo kann 
der Kommandeur die Angelegenheiten mit einer Belehrung oder Warnung 
an beide Theile erledigen. 


$. 15. 


vi Ginfetung des ch Kann dagegen die Angelegenheit in diefer Weife nicht erledigt werden, 
—— sender der beruhigt ſich der Bezüchtigte nicht bei der Entſcheidung des Komman— 


deurs, fo hat dieſer legtere die Kinleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zu verfügen. 
Gegen diefe Verfügung ift ein Rekurs nicht zuläflig. 


$. 16. 


In den im $. 2. Nr. 1. Lät. g. und h. erwähnten Fällen wird der 
Antrag auf Anordnung eines ehrengerichtlichen Verfahrens im Dienftwege 
unter Beifügung eines vollftändigen IThatberichts (species facti), zur Ent- 
fheidung des oberften Kommandeurs gebracht, ohne zuvor die Sache zur 
vorläufigen Unterfuchung an den Ehrenrath zu verweifen. 


$. 17. 


Jeder Offizier hat das Recht, auf ein ehrengerichtliches Verfahren gegen 
einen andern Difizier ſowohl, als gegen fich felbit anzutragen. Auch iſt ein 
folches Verfahren nach einer gerichtlichen Unterfuhung zuläffig, ſobald im 
Laufe derfelben fih Umftände ergeben, welche die Ginleitung dieſes Ver— 
fahrens bedingen. 


s$ 18. 
vu. Die ebrengericht» In den zum ehrengerichtlichen Verfahren gewiefenen Sachen führt der 
liche Unterfuhung. Ehrenrath die Unterfuchung. 
Dem Ghrenratbe liegt die Vernehmung des Angefchuldigten und Die 
(rmittelung der für und wider denfelben fprechenden Thatfachen ob. 
Das Verfahren muß möglichft kurz fein. 
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Bei Verfchiedenheit der Anfichten des Ehrenrathes über das zu beobadh- 
tende Verfahren entfcheidet der Kommandeur. 


8. 19. 


Sind Zeugen zu vernehmen, jo ift zu den Verhandlungen der Auditeur 
zuzuziehen, dem auch die Vereidigung der Zeugen obliegt. 

Dffiziere, welche al8 Zeugen vernommen werden, verfichern die Richtig. 
feit ihrer Ausfage auf Ehre und Pflicht, infofern der Angefchuldigte ihre 
Vereidigung nicht ausdrücklich verlangt. 


$. 20. 


Borladungen von Zeugen und Requifitionen an Behörden erläßt der 
. Kommandeur. 

Es dürfen jedoch die Akten des Chrengerichtes, deren Einſicht überhaupt 
Niemandem, außer der vorgefegten Militärbehörde, geftattet iſt, den zu requis 
rirenden Behörden nicht mitgetheilt werden. 


g. 21. 


In Fällen, wo bereits eine gerichtliche Unterfuchung verangegangen ift 
($. 17.), muß der Ehrenrath die Unterfuchungsaften einſehen und dem 
Verfahren zum Grunde legen. 

Sindet der Ehrenrath die Verhandlungen unvollftändig, fo muß er, 
bevor von ihm die Akten zur Fällung des ehrengerichtlichen Urtheils vorge 
legt werden, die Vervolljtändigung der Verhandlung veranlaffen. 


5. 22. 


Zum Zwede der Vertheidigung ift dem Angefchuldigten die eigene Ein— 
fiht der Akten in Anmefenheit eines Vlitgliedes des Chrenrathes geftattet. 
Derfelbe kann nah dem Schluffe der Verhandlungen feine Vertheidigung 
dem Ehrenrathe zu Protokoll geben, oder ſich durch einen Offizier, dem zu 
diefem Behufe die Ginficht der Akten in Gegenwart eines Mitgliedes des 
Ehrenrathes zu geitatten iſt, fehriftlich vwertheidigen laffen, oder feine eigene 
Vertheidigungsſchrift dem Ehrenrathe einreichen. 

Der Vertheidiger darf jedoch niemals einen niederern Rang als der An— 
gefchuldigte befleiden. 

Wenn der Angefchuldigte fich felbit fehriftlich vertheidigen, oder durch 
einen Offizier vertheidigen laffen will, fo it zur Ginreihung der Verthei— 
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digungsfchrift eine Präklufivfrift von 14 Tagen zu bewilligen, die nur in 
Krankheits- oder anderen außerordentliihen Bällen verlängert werden darf. 


vom Abfaffung, Publie 8. 23. 
— er * Sodann muß ſofort zur Fällung des Urtheils geſchritten werden. 


ke 
* 5. 2. 

Dem als Ehrengericht berufenen Offizierkorps find von dem Ehren— 
rathe, in der dazu beitimmten VBerfammlung, zu welcher der Angefchuldigte 
jedoh nur auf feinen befondern Antrag zuzuziehen iſt, die Verhandlung 
vorzulegen und volltändig vorzulefen. 


8. 25. 


Ausgefchloffen bleiben von dem Ehrengerichte: der Ankläger, der Ber- 
theidiger, die nahen Verwandten und die Schwäger ded Angefchuldigten,- fo 
wie Diejenigen Dffiziere, welche als Zeugen in der Sache abgebört find, 
endlich wer fich felbit im einer ehrengerichtlichen oder gerichtlichen Unter: 
fuchung befindet. 


Zu den nahen Berwandten werden nur gezäblt: der Bater, die Söhne, 
Brüder, Onkel, Neffen und die rechten Gefchwilter - Kinder. 


Mer biernah von dem Ehrengerichte nicht ausgeſchloſſen ift, oder nicht 
in Folge von Urlaub, Krankheit oder durch Kommando abgehalten wird, 
demjelben beizuwohnen, darf fich der Theilnahme an dem Ehrengerichte nicht 
entziehen. 

$. 26. 


Die Mitglieder des Chrengerichtes werden nicht vereidigt; fie find aber 
vor der Abjtimmung von dem Kommandeur, unter deffen Leitung das 
Ehrengericht itebt, jedes Mal aufzuferdem, als Ehrenmänner ohne Leiden» 
haft, nach Pflicht und Gewiſſen und mit Erwägung der einwirfenden be— 
fonderen Verhältniffe, ihr Votum abzugeben. Ueber die Verhandlung it ein 
Protokoll, aus welchem das Votum jedes einzelnen Mitgliedes des Ehrenge— 
richtes deutlich erfichtlich fein muß, von dem Ehrenrathe aufzunehmen. 

Jeder zur Abſtimmung berufene Offizier muß deshalb fein zu Protofoll 


gegebenes Votum ſelbſt unterfchreiben und die Verhandlung am Schluffe vom 
Ehrenrathe vollzogen werden. 
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5. 27. 

Die Abftimmung, bei welcher der Angefchuldigte niemals gegenwärtig 
fein darf,, erfolgt in den Ehrengerichten über Hauptleute und Subalternoffi- 
ziere in der Art, daß zuerſt die Mitgliever des Ehrenrathes ihre Stimmen 
abgeben; ſodann folgt der ältefte Hauptmann, der ältejte Oberlieutenant, 
der ältefte Lieutenant, fodann der zweite Hauptmann u. f. f. Demnächſt 
finmen die Stabsoffiziere in umgekehrter Ordnung, Die jüngeren zuerjt und 
die älteren zuleßt. 

8. 28. 


Die Stimmen werden nach einer von dem Kommandeur zu feitenden 
Berathung, von jedem Mitgliede des Chrengerichtes befonders, mündlich dem 
Ehrenrathe abgegeben. 


$. 29. 


Es ftimmen nur die anmwefenden Mitglieder des Ehrengerichtes, es müffen 
aber mindeitens neun Mitglieder deffelben anweſend fein. Iſt dies nicht 
möglich, fo it Mir hierüber im Dienftwege Meldung zu machen zu Meiner 
Verordnung darüber, ob der Spruch einjtweilen auszufegen, oder von dem 
Ehrengerichte eines andern Offizierforps der Bundesarmee einzuholen ift. 


$. 30. 


Sollten Umftände vorhanden fein, welche die Berfammlung der Offiziere 
der verfihiedenen Garnifonen an einem Orte unmöglich machen, fo werden 
die Akten den abweſenden Offizieren zum Zwecke ihrer, nach $. 27. anzuord: 
nenden Abftimmung, zugefendet. 


8. 31. 
Wenn Mitglieder des Chrengerichtes aus irgend einem Grunde nicht 
an der Abſtimmung Theil genommen haben, fo find Ddiefelben in dem Ab- 


ftimmungsprotofolle unter Angabe der Gründe, weshalb fie nicht mitge⸗ 
ſtimmt haben, namhaft zu machen. 


$. 32. 


Jedes Votum, welches den im $. 4. enthaltenen Beſtimmungen nicht 
entfpricht, it von dem Ehrenrathe zurüzumeiien und Dagegen die Abgabe 
eines diefen Beſtimmungen entiprechenden Votums zu fordern. 

Ar. 468. d. Gef.» Samıml. 2 
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8. 33. 


Es fteht jedoch jedem Mitaliede des Chrengerichtes frei, ſich für inkom— 
petent zu erklären, oder auf Vervollitindigung der Verhandlungen anzutragen, 
infofern ihm diefelben unvollitändig erfcheinen. 


8. 34. 


Menn aber die von Mitgliedern des Ehrengerichtes ausgefprochene 
Meinung, daß fie zur Füllung eines Urtheils infompetent oder die Akten 
unvollitändig feien, in der Minorität geblieben ift, fo müjjen diefe Mitglieder 
dennoch über die Angefchuldiaten mitfprehen, und es bleibt fodann ihrer 
Ueberzeugung und ihrem Gewiſſen überlaffen, inwiefern fie aus ihrer bereits 
ausgeiprochenen Meinung einen Grund bernehmen zu müſſen glauben, den 
Angefchuldigten mit einer Strafe zu belegen oder auf Freiſprechung zu 
votiren. 

8. 35. 

Zur Gültigfeit eines Urtheils des Chrengerichtes it erforderlich, daß 
mindeftens zwei Dritttheile der Stimmenden ($ 29. und 30.) ein gleiches 
Votum abgeben. It ein ſolches Urtbeil nicht zu erlangen, fo ift die Sache 
unter Beifügung der Akten und des Abjtimmungsprotofolles Mir zur weitern 
Entſcheidung vorzulegen. 


$. 36. 
Hält fih das Ehrengericht einjtimmig oder durch Stimmenmehrheit 


($. 35.) für infompetent, fo it Mir hiervon im Dienftwege Meldung zu 
machen. 


$. 37. 


Geht der Ausſpruch des Ehrengerichtes dahin, daß die Verhandlungen 
für unvolltändig zu erachten, fo it die Vervollftändigung nach der Meinung 
des Chrengerichted durch den Ehrenrath zu veranlaffen und demnächit definitiv 
von demjelben Ehrengerichte zu erkennen. 


8. 38. 


Iſt auf eine Warnung, oder auf Strafe, oder auf Freifprehung er- 
kannt, fo ift das Erkenntniß von dem Ehrenrathe abzufafen, zu unterſchrei— 
ben und demjelben ein kurzer Aktenauszug beizufügen. Jedes Erkenntniß 
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muß außer der Greenntnißformel in einer zufammenhängenden Darftellung 
die Nachrichten über die perfönlichen Verhältniffe des Angefchuldigten, die 
Erzählung des zur Unterfuchung gekommenen Borfalld und die Gründe der 
Entfheidung enthalten. 


8. 39. 


Das Erkenntniß ift fodann im Dienftwege zu Meiner Beftätigung ein: 
jureichen, und, wenn Ich daffelbe beftätigt habe, mit der Beitätigungsordre 
dem Angefhuldigten von dem Ehrenrathe zu publiziren. 


$. 40. 


Der Zweck des Chrengerichtes und die Würde des Standes erfordern, 
daß ſowohl die Verhandlungen des Ehrenrathes, als die des Ehrengerichtes 
jelbit, fo wie der Ausfall des Urtels, bis nach erfolgter Publikation geheim 
gehalten werden. Wer biergegen handelt, verlegt eine Pflicht des Offizier: 
jtandes. 


$. 41. | 
Gegen ein beftätigted ehrengerichtliches Erkenntniß ift ohne Meine Be- 
ftimmung ein weiteres Berfahren nicht zuläffig. 
8. 42. 


Die ehrengerichtlichen Unterfuchungen ;werden fojtenfrei bearbeitet, und 1X. Koſten. 
die etwa entjtehenden baaren Auslagen von der Militärkaffe übernommen. 


Verordnung über das Verfahren des Ehrengerichtes bei Unter- 
fuhung der zwiſchen Dffizieren vorfallenden Streitigkeiten und 
Beleidigungen, fo wie über die Beftrafung des Zweikampfes 
unter Offizieren. 


8. 1. 

Das Ehrengericht ift der ‚Schiedsrichter in allen Ehrenftreitigkeiten der 
Offiziere, und bat darüber zu wachen, daß unnüge Händel und muthwillige 
Zänfereien vermieden werden, am die Ehre eines jeden Offiziers und da— 
durch auch des gefammten Korps, mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Ver: 
hältriffe des Offizierftandes, fledenlos zu erhalten. 


8. 2 
Wenn Streitigkeiten oder Chrenbeleidigungen unter Offizieren vorfallen, 
die zu einem Zweifampfe führen könnten, fo haben die Betheiligten die Ber: 
pflichtung, vor jedem weitern Berfolge der Sache dem Ehrenrathe eine An- 
zeige von dem Vorgange zu machen. 


8. 3. 
Die Nichterfüllung diefer Verpflichtung ($. 2.) bat, wenn mit Vorbei- 
gehung des Ehrenrathes und des Ghrengerichtes zum Zweifampfe gefchritten 
wird, die im $. 24. angegebenen Strafen unausbleiblich zur Folge. 


$. 4. 

Wird der Ehrenrath von Streitigkeiten oder Beleidigungen, die unter 
Dffizieren vorgefallen find, durch die Berheiligten oder auf andere Weife in 
Kenntniß gefegt, To muß er dem Kommandeur zum weiteren Berfolge der 
Sache dies anzeigen, 
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$. 5. 


Der Ehrenrath beginmt fodann“die nöthigen Ermittelungen des Bor- 
gangs. Diefe Ermittelungen können durch mündliche Erkundigungen und 
Nachfragen erfolgen; hält es aber der Ehrenrath für zwedmäßig, fo kann 
von ibm auch ein jeder der Betheiligten zur Ginreihung eines fihriftlichen 
Thatberichts (species facti) veranlaßt werden. 


$. 6. 

Die Unterfuchung des Ehrenrathes hat hbauptfächlich eine gütliche Aus- 
aleichung zum Zwed. Deshalb muß der Ehrenrath durch Belprechung mit 
den Betbeiligten und mit den bei dem Borfalle etwa zugegen. geweſenen 
Zeugen eine möglichjt genaue Kenntniß über das Entſtehen und den Ser: 
gang der Streitigfeit ſich zu verfchaffen juchen. 


A 


Bor Allem ift e8 wichtig, die Grmittelung auf den Urfprung und die 
Urfachen der Streitigfeit, jo wie auf den eigentlichen Urheber und nicht 
blos auf die Betheiligten zu richten. 


$. 8. 


Ferner it von dem Ehrenratbe auf Die befonders aufregenden Umſtände 
bei dem Vorgange felbft, auf die Art der verübten Beleidigung und nament: 
(ih darauf, ob diefelbe in einer den Offizierſtand entehrenden Weife ausge— 
fprochen iſt, Rüdficht zu nehmen. 


8. 9. 

Findet der Ehrenrath, daß der ganze Hergang ohne eine vorfägliche 
Beleidigung nur auf Mißverftändniffen beruht, fo hat er, infoweit dies nach 
dert Standesverhältniffen zuläffig tft, durch gütliche Vorftellung die Sühne 
zu verfuchen, die, wenn fie von den Betheiligten angenommen wird, von 
dem Kommandeur, unter deffen Leitung das Ehrengericht fteht, durch ihm 
von beiden Theilen zu gebenden Handſchlag zu bejtätigen oder fchriftfich zu 
genehmigen iſt. In dem zulept gedachten alle ift die Genehmigung zur 
gütlichen Beilegung der Sache durch den Ehrenrath den Betheiligten befaunt 
zu machen. s 

10, 


Sollte einer oder beide Theile der im Streite Befangenen nicht zur 
Berföhnung geneigt fein, Über den befannt gewordenen Vorfall im Dffigier- 
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forps eine andere Meinung laut werden, oder der Ehrenrath fich überzeugen, 
daf der Fall zu einer gütlihen Beilegung nicht angethan fei, jo muß die 
Angelegenheit im geordneten Wege zur Entfcheidung vor das Ehrengericht 
gebracht werden, welches alsdann die Sache zu unterfuchen hat. 


u. 3% 


Nah Abſchluß der Unterfuhung wird in derartigen Fällen ebenfo, wie 
in allen übrigen vor die Ehrengerichte gewiefenen Sachen erkannt. 


81, 
Das Ehrengericht erkennt entweder: 


a. daß der Fall zur ehrengerichtlichen Rüge nicht geeignet umd die 
Ehre des oder der Betheiligten für nicht verlegt zu erachten fei, oder 

b. auf eine Rüge gegen einen oder gegen beide Theile des Benehmen 
wegen und auf wechfelfeitige, durch Handfchlag zu bejtätigende Eh: 
renerflärungen, oder 

ec. auf Entlaffung aus dem Dienfte. 


Es ift dem Ehrengerichte auch geftattet, dahin zu erkennen, daß der 
ihm zur Entfcheidung vorgelegte Ball zur Befeitigung durch einen ehrenge- 
richtlihen Spruch nicht geeignet fei. 


$. 13. 


In den Fällen des $. 12. unter Litt. a. und b. wird das Erkenntniß 
des Ehrengerichtes dem Befehlshaber, der das ehrengerichtliche Verfahren an— 
geordnet hat, zur Beftätigung eingereicht. Lautet dagegen das Urtheil auf 
Dienftentlaffung, fo ift e8 im Dienftwege zu Meiner Betätigung einzureichen. 


5. 14. 


Durch ein folches beftätigtes ehrengerichtliches Erkenntniß ($. 13.), wels 
ches den Betheiligten durch den Ehrenrath zu publiziren it, erhält der darin 
erörterte Konflikt feine vollftändige Erledigung, dergeftalt, daß eine weitere 
Genugthuung von den Betheiligten nicht gefordert werden, d. h., daß der 
durch das ehrengerichtliche Erkenntniß erörterte Konflift weder zum Gegen— 
ftande einer gerichtlichen Unterfuchung gemacht, noch dieferhalb ein zweites 
ehrengerichtliches Verfahren eingeleitet werden darf. 
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$. 15. 


Sollte eine unter Offizieren vorgefallene Streitigkeit oder Beleidigung 
nicht durch das Ehrengericht beizulegen fein und die Betheiligten zu erfennen 
geben, daß fie bei dem Ausfpruche des Ehrengerichtes wegen der eigenthüm— 
lichen Berhältniffe des Offizierftandes fich nicht beruhigen zu können glauben, 
fo find die Verhandlungen des Ehrengerichtes zwar zu fehliegen, zugleich aber 
die Betheiligten auf die in den 88. 20. und folgenden enthaltenen Strafen 
des Zweikampfes vom Ehrenrathe aufmerkfam zu machen. 


8. 16. 


Grfährt in einem folhen Falle ($. 15.) der Ehrenrath, daß die Be- 
theiligten zum Zweikampfe zu fchreiten beabfichtigen, fo hat er fich auf den 
Kampfplag zu begeben, um in Vereinigung mit den Sekundanten wo möglich 
eine Ausgleihung herbeizuführen. 


Während des Kampfes hat das erfte Mitglied des Ehrenrathes einen 
etwa eingetretenen Mißbrauch der Waffen zu unterfagen, das Aufhören des 
Kampfes aber, fobald ihm dies unter den obwaltenden Umftänden und in 
Rückſicht auf die Standesverhältniffe zuläffig erfcheint, zu gebieten. 

Wer diefen Anordnungen nicht Folge leiftet, foll fo beftraft werden, ala 
wenn er im Dienjte den Befehlen feines Borgefegten entgegen handelt. 


5 18. 


Gleich nach beendigtem Zweikampfe tritt unter Zugrundlegung der beim 
Ehrengerichte ftattgehabten Verhandlungen die Beitrafung wegen des voll- 
zogenen Zweifampfs ein, infofern nicht befondere Greigniffe während des 
Zweikampfs, oder der Ausgang defjelben eine neue Unterfuchung nöthig er: 
fcheinen laſſen. 

8. 19. 


Wird eine folche Unterfuchung erforderlich, fo hat diefelbe der Befehls: 
haber fofort anzuordnen und für die Beſchleunigung möglichit zu forgen, 
damit fo ſchnell als irgend thunlich über die Betheiligten durch ein Kriegs- 
gericht erfannt werden fann. 

$. 20. 

Iſt in dem Zweikampfe feiner der Duellanten getödtet worden, fo haben 
beide Theile, mit befonderer Rückjicht auf die erfolgte leichtere oder ſchwerere 
Berwundung, einmonatlichen bis zweijährigen Feſtungsarreſt verwirkt. 


2764 


8. 21. 


It im Zweikampfe einer der Duellanten getödtet worden oder der fpäter 
erfolgte Tod die unmittelbare Folge der im Zweifampfe erhaltenen Wunde, 
fo trifft den Ueberlebenden ein= bis vierjähriger Seftungsarreft. 


5. 22, 


War die Herausforderung auf eine folhe Art des Zweikampfes, welche 
die Todtung eines der beiden Theile zur unabwendbaren Folge haben mußte, 
oder dahin gerichtet, daß der Zweikampf fo lange fortgefegt werden folle, 
bis einer der beiden Theile getödtet fein würde, fo tritt, wenn bei dem 
Zweikampfe einer der beiden Theile getödtet worden, fünf- bis zehnjähriger, 
und wenn feine TZödtung erfolgt ift, zwei= bis fechsjähriger Feſtungsarreſt ein. 


8. 23. 
Hat der Ueberlebende 
a. in dem Zmeifampfe die herfömmlichen oder verabredeten Formen 
defjelben abfichtlich verlegt und dadurch den Tod des Gegners be: 
wirft, oder 
b. den Gegner, nachdem er wehrlos geworden, getödtet, 
fo hat derfelbe zehn- bis zwanzigjährigen Feſtungsarreſt und Dienftentlaffung, 
oder bei befonderd erfchwerenden Umftänden die in den allgemeinen Landes: 
gefegen angedrohte Strafe der Tödtung verwirkt. 
8. 24. 


Iſt der Zweikampf ohne Anzeige ($. 2.) der ihn veranlaffenden Streitig- 
feit vollzogen worden, fo tritt der wegen der Vollziehung deffelben an ſich 
verwirften Strafe 

a. in den Fällen des $. 20. 

zwei= bis viermonatlicher, 
b. in den Bällen des $. 21. 
fechsmonatlicher bis einjähriger, und 
c. in den Füllen des $. 22. 
ein= bis zweijähriger 
Seftungsarreit als Straffhärfung hinzu. 
8. 25. 

Eine gleiche Strafihärfung ($. 24.) ſoll Diejenigen treffen, welche, 

während die Sache vor dem Ehrenrathe oder dem Ehrengerichte ſchwebt, zum 
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Zweikampfe fehreiten, fo wie Diejenigen, welche den Zweikampf ohne Sekun- 
danten vollziehen. 


$. 26. 


Kartellträger, Sehundanten und Zeugen des Zweifampfes haben in den 
Fällen der $$. 24. und 25. einen ein: bis fechsmonatlicken Beftungsarreft 
verwirkt. 


5. 27. 


Bei Zumeſſung der Strafen ($. 20. und folgende), ſei es, daß die 
Beftrafung auf Grund der ebrengerichtlichen Verhandlungen oder der fpätern 
über den Ausgang des Zweikampfes jtattgehabten Unterfuchung erfolgt, iſt 
ganz befonders zu berückſichtigen: 


a. ob der Urheber des Zweikampfes denfelben abjichtlih und böswillig 
herbeigeführt bat; 

b. ob dies nur in leidenſchaftlicher Aufregung geſchehen iſt; 

c. inwieweit die eigenthümlichen Verhältniſſe des Offizierſtandes mit— 
gewirkt haben, und 

d. ob die Folgen des Zweikampfes nur durch die nothwendige Abwehr 
herbeigeführt find. 


$. 28. 


Wer hiernah ($. 27.) als fhuldig am Zweikampfe befunden wird, ift 
in der Regel, — wenn nicht eigenthümliche Verbältniffe ihm zur Entſchul— 
digung gereihen und eine Strafmilderung rechtfertigen — noch einmal fo 
hoch zu beftrafen, als Derjenige, welcher für nicht fchuldig am Zweifampfe 
erklärt wird. 


8. 29. 


Wird, wenn eine Tödtung erfolgt, der Ueberlebende für den fehuldigen 
Theil erflärt ($. 28.), fo hat derfelbe, wenn Strafmilderungsgründe nicht 
vorhanden find, außer den ihn treffenden Seftungsarreit die Dienftentlaffung 
verwirft. 

Wird dagegen der Ueberlebende für nicht [huldig an dem Zweikampfe 
oder an den über die Ausführung deffelben getroffenen Berabredungen ($. 22.) 
erklärt, und ftellt fich heraus, daß die Tödtung abfichtölos ee und nur 

Nr. 468. d, Gef.» Samml. 
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durch nothmwendige Abwehr des Gegners veranlaßt ift, fo kann die Strafe 
im Balle des $. 21. 
bis auf fehsmonatlichen 
im Falle des $. 22. 
bis auf zweijährigen 
Feſtungsarreſt gemildert werden. 


$. 30. 


In einzelnen befonderen Fällen, wo der Zweifampf, ohne eine bös- 
willige Abficht, lediglich durch die eigenthümlichen Verhältniſſe des Dffizier- 
ftandes veranlafßt und ohne nachtheilige Folgen geblieben ift, beide Theile 
auch ohne Vorwurf fih benommen haben, und Umftände, welche das Ber: 
neben erfchweren, nicht vorbanden find, können die Duelfanten durch den 
Kommandeur disziplinarifch mit Arreſt beitraft werden. 


& 31, 


Die Mitglieder des Kampfagerichtes, die Sefundanten und Zeugen des 
Zweikampfs, bleiben, mit Ausnabme des im $. 26. erwähnten Falles, itraf: 
frei, wenn fie nicht Anreiz zum Zweikampfe gegeben haben, oder im Falle 
des $. 22. der Borwurf der Mitwiſſenſchaft fie trifft. 


$. 32. 


Die Herausforderung zum Zweifampfe und deren Annahme, fo wie die 
Kartellträgerei, it, wen der Zweifampf mit Vorbeigehung des Ehrenrathes 
und des Ehrengerichtes bat vollzogen werden follen, mit vier- bis ſechs— 
wöchentlichen Arreſt zu betrafen. War die Herausforderung auf eine folche 
Art des Zweilampfes, welche die Tödtung eines der beiden Theile zur un— 
abwendbaren Folge haben würde, oder dahin gerichtet, daß der Zweikampf 
fo lange fortgefegt werden folle, bis einer der beiden Theile getödtet worden, 
und felbiger mit Umgehung des Ehrenrathes oder des Ehrengerichtes bat voll 
* werden ſollen, ſo iſt dieſelbe mit zweimonatlichem bis zweijährigem 
Feſtungsarreſt zu beſtrafen. 


$. 33. 


Anreizung zum Zweikampfe wird, wenn es nicht zur Vollziehung des 
Zweikampfes gekommen ijt, mit Arreſt, wenn aber der Zweikampf wirklich 
Statt gefunden bat, mit Feſtungsarreſt bis zu zwei Jahren und nad Be- 
wandniß der Umftände mit Dienftentlaffung beitraft. 
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$. 34. 


Wer wegen eines von dem Ehrengerichte gefällten Spruches oder wegen 
einer von dem Ghrenrathe oder dem Kampfgerichte getroffenen Beitimmung 
an einem Mitgliede defjelben Händel fucht, ijt fo zu beitrafen, als wenn er 
dieſes Vergehen gegen einen Vorgefegten wegen dienftliher Anordnungen ſich 
ſchuldig madt. 35 


Bei einem Zweikampfe zwifchen einem Offizier und einer nicht zum 
Dffizierftande gehörenden Militär- oder einer Zivilperfon find der Offizier 
und die ald Kartellträger, Sekundanten u. f. w. betheiligten Offiziere mit 
denjenigen Strafen zu belegen, welche Plag greifen, wenn unter Offizieren 
ein Zweifampf ftattgefunden hat. 


8. 36. 


Die Beitimmungen diefes Geſetzes ($$.20., 21., 22. und 23.) finden 
auch dann Anwendung, wenn der Zweikampf im Auslande vollzogen ift oder 
in einer fträflichen Uebereilung ein Nencontre ftattgefunden hat. 

Im legtern Falle kann die Strafe des Zweilampfes gegen einen oder 
beide Theile verfchärft, oder nach Befinden der Umftände die Sache nad) der 
Borfhrift des $. 30. erledigt werden. 


$. 37. 


Die vorftehenden Beftimmungen gelten auch für alle diejenigen in- 
aktiven und verabfchiedeten Dffiziere, welche dem Ehrengerichte nach $. 3. 
Nr. 3., 4., 5. und 6. der darüber ergangenen Verordnung unterworfen find. 
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Gefeb- Sammlung. 


M 469. 


(Deffentlih befannt gemadt und ausgegeben am 31. Januar 1855.) 





Berordnung, 
dad Wandern der Maurer und Zimmergefellen betreffend. 


Mir, Leopold Friedrih, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weitphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbft, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. ıc. ır. 
verordnen hiermit in Betreff des Wanderns der Maurer- und Zimmergefellen 
unter Aufhebung der Verordnung vom 19. Auguſt 1836 für das vormalige 
Herzogthum Anhalt» Deffau und der einfchlagenden Beftimmungen in den 
Artifelsbriefen der Maurer und Zimmer=Innungen zu Kötben,. Nienburg 
und Roßlau, was folgt: | 
$. 1. 

Zeder Maurer= und Zimmergefell muß drei Jahre hindurch das Hand» 
werk im Auslande betreiben, beziehungsweife eine dreijährige Wanderzeit 
abhalten. 

Die Wanderfhaft ift fpäteftens ein Jahr nach beendigter Lehre an- 
zutreten. 

W 

Während der geſetzlichen Wanderzeit ſoll es den Maurer- und Zimmer— 
geſellen geſtattet ſein, die Monate November, Dezember, Januar, Februar 
und März in der Heimath zuzubringen, ohne daß ihnen ein ſolcher Aufent- 
halt in der Heimatb auf die dreijährige Wanderung in Abzug gebracht würde. 
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8. 8. 

Maurer» und Zimmermeiſtern iſt verboten, Dur inländiſche Gefellen 
zünftige Arbeiten verrichten zu laffen, welche feit länger als einem Jahre 
ausgelernt und die dreijährige Wanderzeit nicht abgehalten, auch feinen Er- 
fa von Erfüllung der Wanderpflicht erlangt haben. 

Jede Zuwiderbandlung zieht eine Gelditrafe von 3 Thalern nad) fich. 


8. 4. 
Die vorftehenden Beſtimmungen finden auch auf diejenigen unverheirathe— 
ten Maurer und Zimmergefellen Anwendung, welche jet noch nicht ein 
Jahr die Lehrzeit überftanden haben. 


Urkundlih unter Unferer Höchiteigenbändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. 


Deſſau, den 4. Januar 1855. 


Feopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plög. 
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Seien und heben sen 








Erlauterung 


des $. 20. des Geſetzes über die Ablösbarkeit der Grundabgaben vom 
8. Januar 1850. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 
‚Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbft, Bernburg und Gröbzig, x. ıc. ıc. 
erläutern hiermit in Betracht, daß bei Anwendung des $. 20. des Gefepes 
über die Ablösbarkeit der Grundabgaben vom 8. Januar 1850 Zweifel 
darüber entitanden find, vb bei Ablöfung der Lehnwahre die fogenannten 
Schreide= oder Kanzlei» Gebühren mit in Anrechnung zu bringen feien, die 
Ablöfung diefer Gebühren aber um fo mehr für gerechtfertigt zu erachten iſt, 
als durch den Wegfall derfelben den Herzoglichen Kafjen fortdauernd eine 
Ginnahme entzogen wird, die Ablöfung der Lehnmwahre felbit auch ohnehin 
nad fehr niedrigen Sägen erfolgt, auf Antrag Unferes Staats - Minifteriums 
den genannten Gefeges- Paragraphen dahin: 

daß die jogenannten Schreiber oder Kanzlei- Gebühren zu den Aus: 

fertigungsfoften nicht zu rechnen und daher bei Berechnung der Ab- 

löfungsfumme mit in Anrechnung zu bringen find. 





drucktem Herzoglichen Infiegel. 
Deflau, den 26. Januar 1855. 


Leopold Friedrtich, 


Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plotz. 





IX. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 
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Gefeb- Sammlung. 


N 471. 


(Deffentlich bekannt gemacht und ausgegeben am 7. Februar 1855.) 





Berordnung, 


die Amortifation der inländifhen Staats- und Wertbpapiere 
betreffend, 





Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, xc. 1. ıc. 
verordnen hiermit, nachdem ſich die Nothwendigkeit herausgeftellt hat, zur 
Mortififation der inländifchen Staats und MWerthpapiere, die auf den Brief: 
inhaber (au porteur) lauten, namentlich der Anhalt » Köthenfchen Rothfchild- 
fhen Obligationen von den Jahren 1826, 1836 und 1848, fo wie der 
Anhalt» Deffauifchen und Anhalt- Köthenfchen Landrentenbriefe, ingleichen aller 
übrigen bereits ausgegebenen oder noch auszugebenden Staatsfchuldicheine au 
porteur, allgemein gültige Vorſchriften zu erlaffen, — was folgt: 


8. 1. 

Wenn ein Dokument der benannten Arten angeblich abhanden gekommen 
oder verloren gegangen ift, und an defien Stelle die Ausfertigung eines an« 
dern verlangt wird, fo findet folgendes Verfahren Statt: 

1) Der angebliche legte Inhaber des Dokuments muß deſſen Berluft 
und die Umftände, unter denen folcher fich ereignet hat, der betreffen- 
den Berwaltungs- Behörde anzeigen. Diefer Behörde fteht es frei, 
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nach Befinden die eidliche Beſtärkung der geſchehenen Angaben vor 
dem kompetenten Berichte Des) Intereſſenten zit fordern. 

2) Vermag der Anzeigende die gänzliche Vernichtung des Dokuments 
auf eine nach dem Ermeſſen der Behörde überzeugende Weiſe darzu— 
thun, ſo wird ihm an Stelle des vernichteten ein anderes Dokument 
von gleichem Betrage ausgefertigt, in welchem ausdrücklich zu be— 
merken iſt, daß die gänzliche Vernichtung der urſprünglichen Verſchrei— 
bung nachgewieſen ſei. 

In allen andern Fällen muß das verlorene Dokument zuvor öffentlich 

. aufgeboten und amortifirt werden.’ 


8.2; 

Zu dem Ende hat die betreffende Verwaltungs= Behörde unter fpezieller 
Bezeichnung des Dokuments und Benennung des angeblichen legten Inhabers 
den Berluft und die Umftände, unter denen folcher gefcheben fein foll, öffent 
lich mit Der Aufforderung befannt zu machen: daß Derjenige, welcher recht: 
mäßiger Inhaber diefes Dokuments zu fein behauptet, fih ohne Verzug bei 
ihr melde. Diefe Bekanntmachung wird drei Mal in Zwifchenräumen von 
vier Monaten und unter der Verwarnung erlaffen, daß nad) Ablauf der 
legten Friſt das Dokument für erlofchen und nichtig werde erflärt werden. 
Ihre Beröffentlichung erfolgt im hieſigen Staats» Anzeiger und in der Kö— 
thenfchen Zeitung, fo wie, wenn der Nennwerth der Dokumente 100 Thaler 
überfteigt, in zwei auswärtigen, den Umſtänden des Falls nach am meiften 
geeignet fcheinenden Zeitungen. 


8. 3. 
Meldet fih auf die in $. 2. angeordnete Bekanntmachung ein Inhaber 
des Dokuments, fo muß der Streit zwifchen ihm und dem angeblichen Der: 
lierer gerichtlich erörtert und entjchieden werden. 


$. 4. 
Hat fi aber Niemand gemeldet, jo werden, wenn zwei Monate nach 
der legten Aufforderung vergangen, von der Behörde, welche das öffentliche 
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Aufgebot erlaffen hat, die Dokumente öffentlich für nichtig erflärt, und an 
deren Stelle andere auögefertigt, in welchen ausdrüdlich zu bemerken ift, daß 
die urfprünglichen Dofumente amortifirt feien. 


8. 5. 

Die verlorenen oder vernichteten Zinscoupons werden in gleicher Weife, 
je nad Umftänden, allein oder mit dem Haupt Dokumente zufammen amor- 
tifirt. 

Kann deren Vernichtung überzeugend nachgewiefen werden, fo werden 
andere Coupons an Stelle der vernichteten, ebenfo wie die Haupt Dokumente 
an Stelle der erweislich vernichteten, ausgefertigt. ($. 1. Nr. 2.) 


8. 6. 
Die Koften diefes Verfahrens fallen den Betheiligten zur Laft. 
Urfundlih unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterfchrift und beige- 
drucdtem Herzoglichen Infiegel. 
Deflau, den 30. Januar 1855. 


Seopold Friedrich, 


Herzog zu Anhalt. 





v. Goßler. v. Plög. 
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Gefeb- Sammlung. 
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(Deffentlih befannt gemadht und ausgegeben am 10. Februar 1855.) 








Geſentz, 
das bei Eidesleiſtungen der Iſraeliten zu beobachtende Verfahren betreffend. 


ir, Leopold Friedrih, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weitphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, 10. 1. xX. 
haben in Betracht der in Unferen Gerichten gebräuchlichen verfchiedenen For— 
men bei Eidesleiftungen der Ifraeliten für nöthig erachtet, Das von Unferen 
Behörden dabei zu beobachtende Verfahren neu vorzufchreiben, und verordnen 
demnach, was folgt: 
8. 1. 


Fälle dringender Nothwendigkeit ausgenommen, findet die Abnahme 
eines Judeneides nicht Statt: 
1) an Sabbathen; 
2) während der Bußzeit vom erften jüdifchen Neujahrstage an bis 
zum BVerfühnungstage einfchließlich ; 
3) am erften, zweiten, fiebenten, achten und neunten Lauberhüttentage; 
4) am erften, zweiten, fiebenten und achten Ditertage; 
5) an den beiden Pfingfttagen; 
6) am Tage der Tempelzerftörung. 
8. 2. 
In bürgerlichen und Strafrechtsfachen gefchieht die Abnahme des Eides 
an gewöhnlicher Gerichtäftelle, unter Zuziehung und in Gegenwart eines 
1x. Bd. d. Gefep- Sammil. 
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Rabbiners oder jüdifchen Gelehrten und zweier jüdifcher Mannsperfonen als 
Zeugen. Diefe Zeugen werden von dem Gericht, vor welchem der Eid zu 
feiften ift, auserwählt und erfordert, und müſſen unbefcholtene Xeute fein. 


$. 3. 
Der Rabbiner oder jüdifche Gelehrte hat ein in den jüdifchen Schulen 
gültiges Chummeſch (gedrudter Pentateuch) mit zur Stelle zu bringen. 


8. 4. 

Bor der Gidesleiftung hat der Richter den Schwörenden über den Ge- 
genftand des zu leiftenden Eides zu belehren und über den Sinn, welchen 
das Gericht mit den Worten der Eidesformel verbindet, zu verftändigen, da— 
mit darüber fein Zweifel übrig bleibe und jede Ausflucht und jeder geheime 
Vorbehalt für den Schwörenden wegfallen. 


$. 5. 


Demnächit hat der Richter den Schwörenden vor Begehung eines Mein- 
eides, unter Grinnerung ſowohl an die weltliche Strafe, welche das Verbrechen 
des Meineides nach fich zieht, ald an die, den Meineidigen oder Eidesbrüdi- 
gen umvermeidlich treffenden göttlichen Strafen eindringlich zu verwarnen und 
darauf aufmerffam zu machen, daß der Eid nicht Menfchen, fondern Gott 
felbit geſchworen werde, daß dabei nicht in Betracht komme, wegen welches 
Gegenftandes der Eid gefchworen werde, noch wer der Gegner des Schwö— 
renden in der Rechtsfache fei, in welcher der Eid gefchworen wird, und daß 
der Schwörende nicht nach feinen etwanigen anderen Gedanken, fondern nad 
dem Sinne der Obrigkeit, die den Eid auferlegt, denfelben leiten müſſe. 


8. 6. 

Nach diefer Verwarnung durch den Richter hat der anweſende Rabbiner 
oder Gelehrte die in der Anlage abgedruckte Meineids- Verwarnung vorzus 
lejen. 

ei &. 7. 


It der Eid ein folcher, der vom Gegner erlaffen werden fann, fo ift 
Letzterer von dem Gerichte, und, wenn er ein Jfraelit it, vom Rabbiner oder 
Gelehrten aufzufordern, nicht auf der Eidesleiftung zu beitehen, falls er von 
der Wahrheit defjen, was befehmworen werden foll, ſchon überzeugt wäre, weil 
ein unnöthiger Eid eine Entweihung des Namens Gottes fei. 
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Zu diefem Zwecke muß der Gegner, wenn er am Gerichtsorte oder in 
der Nähe wohnt, fo fern er nicht genügende Entjehuldigungsgründe hat, bei 
5 Thaler Strafe perfünlich erfcheinen. 

Kann der Gegner hiernach zum perfönlichen Erfcheinen nicht angehalten 
werden, jo muß ein zur Eingehung eines Vergleiches ermächtigter Vertreter 
anweſend jein. 8 


Iſt die Eidesleiftung nicht zu befeitigen, jo find der Religionglehrer 
und der Schwörende zu befragen: 
„Sch verweife Euch auf das in Eurer Thora enthaltene wahrhaftige 
Wort des großen Gottes, welcher kann Euer Gewiffen rühren und 
ftrafen, und frage Euch, ob Ihr diefes gegenwärtige Buch für ein 
rechtes und gültiges Chummeſch und heiliges Buch haltet, darauf ein 
Iſtaelit einen rechten wahren Eid an den, der folchen von ihm for= 
dert, er ſei Chriſt oder Fude,-abzuftatten ſchuldig und verbunden iſt.“ 
Diefe Frage hat der Rabbiner oder Lehrer und nach ihm der Schwörende 
mit „Ja“ „Amen“ zu beantworten. 


8. 9. 
Der Schwörende leijtet den Eid mit bededtem Haupte, indem er die 
rechte Hand auf das Chummefch legt und die Eidesformel dem diefelbe vor- 
fagenden Richter laut nachfpricht. 


8. 10. 
Die Eidesformel lautet: 
„Bei dem Namen des Herrn, des Allwiffenden und Gerechten, des 
heiligen Gottes Ifraels, fchwöre ih N. N., daß ac. 
Sp war mir helfe Gott der Herr, Amen!“ 


5 11, 


In geringfügigen Zivilfachen , in den vor dem Einzelriihter gehörenden 
Straffahen, in allen Verwaltungsfachen, fo wie in allen den Fällen, wo der 
Prozepgegner ſich damit einverftanden erklärt, fällt die Zuziehung eines 
Rabbiners oder Gelehrten, jo wie zweier Iſraeliten als Zeugen, und die 
Anwendung des Chummeſch weg. 

Auch find bei Eiden von Zeugen oder Sachverftändigen die in $. 4. 
und 5. erwähnten Grmahnungen auf angemefjene Weife zu modifiziren. 
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8. 12. 
Rückfichtlich des Bürgereides behält e8 bei den — des 8. 10. 
der Stadtordnung fein Bewenden, nad welchem die Schlußformel lautet: 
„So war mir Gott helfe, Amen!“ 


Diefelbe Formel ift bei der Vereidigung der Gefchworenen, fo wie in 
fämmtlihen Verwaltungsſachen anzumenden. 


$. 13. 

Bei den im vorigen Paragraphen erwähnten, fo wie bei allen Eides— 
leiftungen, bei welchen die Anwendung eines Ehummeſch wegfaͤllt (F. 11.), 
hält der Schwörende, während er den Eid leiſtet, die rechte Hand nach ſich 
gekehrt zum Himmel aufgerichtet. 


5. 14. 

Wo nad den Geſetzen, anſtatt eines Eides, eine bloße Verſicherung 
mittelſt Handſchlags ſtattfindet, iſt auch von den Iſraeliten ein Eid nicht zu 
erfordern. 

8. 15. 
Gegenwärtiges Gefep tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 


Alle demfelben widerfprehenden Beftimmungen früherer Gefepe, Verord- 
nungen und Obfervanzen werden bierdurd aufgehoben. 





Urkundlich unter Unferer Höchiteigenbändigen Unterfchrift und beiges 
drucktem Herzoglichen Injiegel. 


Deflau, am 6. Februar 1855. 


Leopold Friedrich, 


Herzog zu Anhalt. 





v. Goßler. v. Plög. 


Meineids = Berwarnung. 
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Meineids-Verwarnung. 


Säwören, oder einen Eid thun, ift nichts Anderes, als Gott anrufen, daß 
er der Wahrheit beiftehe und den ftrafe, der einer Unwahrbeit fich fehuldig 
madht. 

Wer einen falfchen Eid ſchwört, insbefondere auch, wer durch geheimen 
Borbehalt Ausflüchte fucht, wer den Eid im Sinne eigener willfürlicher Aus- 
legung fchwört, der bleibt nicht in der Wahrheit, fondern läftert Gott und 
mißbraudt den Namen des Ewigen. 

Alfo heißt es im Talmud: Wiſſe, daß die ganze Welt gezittert hat, 
ala Gott auf Sinai ſprach: „Du follft den Namen des Herrn Deines Gottes 
nicht zur Lüge ausfprechen.“ Auf alle Simden kann Vergebung erflehet 
werden, die Sünde des Meineides aber bleibt nicht ungeftraft, denn es fteht 
im Geſetz: „Der Ewige wird den nicht ungeftraft laffen, der feinen Namen 
mißbraucht.“ 

Ja, diefe Strafe trifft nicht nur ihn, fondern fein Gefchlecht und felbit 
ganz Ifrael. Was Feuer und Waſſer nicht verzehren, vertilgt die Rache, 
die den Meineid trifft, wie gefchrieben fteht: 

„Sch will herausführen den Fluch, fpricht der Herr Zebaoth, daß er 
kommen foll über das Haus derer, die bei meinem Namen falfch 
ſchwören, und foll bleiben in ihrem Haufe und foll® verzehren fammt 
feinem Holz und Steinen.“ 


Nr. 472. d. Geſ. ⸗Samml. 
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(Deffentlih befannt gemadht und ausgegeben am 16. Februar 1855.) 











Gefepß, 
die Strafbefugniffe des Herzoglich Anbaltifchen Zol-Direftord und des 
Herzoglih Anhaltiſchen gemeinfchaftlihden Haupt: Steueramtes 
betreffend. 


ir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden Älteitregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, 10. 10. xc. 
verordnen hiermit zur Ausführung des Artikels 16. des Vertrages vom 20. 
Dezember 1853 über die Fortdauer des Anfchluffes der Anhaltifchen Herzog- 
thümer an ‚das Zollſyſtem des Königreichs Preußen auf Antrag Unferes 
Staats Minifteriums, was folgt: 


8. 1. 

Das Herzoglich Anhaltifche gemeinfhaftliche Haupt: Steueramt in Deſſau 
erhält die Befugniß, in Steuerfahen Unterfuchungen zu führen und diefelben 
durch Strafrefolute zu erledigen: 

A. Bei Kontraventionen gegen die Zollgefege und die Zollordnung, wenn 
die gefegliche Gelditrafe und der Werth des der Konfisfation unter 
liegenden Gegenftandes zufammen Funfzig Thaler nicht überfteigt; 

B. bei Kontraventionen gegen die Gefege wegen !der Branntwein:, 
Zuder:, Braumalz» und Tabadöfteuer, wenn die gefepliche Geld- 
firafe und der Werth des der Konfisfation unterliegenden Gegenitan- 
des zufammen zehn Thaler nicht überfteigt. 


8. 2. 
Iſt in folhen Zolle und Steuer -Kontraventiongfällen, wo nad Vor— 
fhrift der Gefepe auf Geldftrafe oder Konfisfation zu erkennen it, das Her: 
zoglich Anhaltifche gemeinfchaftlihe Haupt» Steueramt zur Entſcheidung nicht 


— — 
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zuftändig, fo ſteht folhe in erfter Inftanz dem Herzoglich Anhaltiſchen Zoll: 
Direktor zu. s 


8. 3. 
Der Herzoglich Anhaltifhe Zoll Direktor fann in allen Fällen, fo lange 
noch fein Strafrefolut erlaffen worden ift, die Verweifung der Sache zum 
gerichtlichen Verfahren verfügen. 


| $. 4. 

Dem Angefihuldigten ſteht die Befugniß zu, gegen Strafrefolute ent- 
weder binnen 10 Tagen auf gerichtliche Entfeheidung anzutragen, oder binnen 
gleicher präkluſiviſcher Sriit den Rekurs an die zunächit vorgeſetzte Dienftbe- 
börde, mithin gegen die Nefolute des Herzoglich Anhaltifchen gemeinfchaftlichen 
Haupt: Steueramtes an den Herzoglih Anhaltiſchen Zull- Direktor, und gegen 
von 2epterem ertheilte Nefolute an Unfer Staats - Minifterium einzulegen. 


Hat der Angefchuldigte gegen ein Strafrefolut Rekurs ergriffen, fo muß 
er fich bei dem, mas auf den eingelegten Rekurs feftgefept wird, beruhigen, 
und kann nicht weiter auf den Antrag einer gerichtlichen Unterfuchung zus 
rückgehen. 

8. 5. 


Der Rekurs iſt bei dem Herzoglich Anhaltiſchen gemeinſchaftlichen Haupt: 
Steueramte anzumelden. 

Wenn mit der Anmeldung des Rekurſes nicht zugleich deſſen Rechtferti— 
gung verbunden iſt, ſo ſteht dem Angeſchuldigten frei, binnen einer präkluſi— 
viſchen Friſt von vier Wochen die Ausführung ſeiner weitern Vertheidigung 
zu Protokoll zu geben oder ſchriftlich einzureichen. 

Die Verhandlungen werden hiernächſt zur Abfaſſung des Rekurs-Reſoluts 
an die zuſtändige Behörde eingeſandt. 

Hat der Angeſchuldigte zur Rechtfertigung des Rekurſes neue Thatſachen 
oder Beweismittel, deren Aufnahme von der Rekurs-Behörde erheblich ge— 
funden wird, angeführt, ſo wird mit der Inſtruktion nach den für die erſte 
Inſtanz gegebenen Beſtimmungen verfahren. 

Das Rekurs-Reſolut, welchem Entſcheidungsgründe beizufügen ſind, 
wird an das Herzoglich Anhaltiſche gemeinſchaftliche Haupt-Steueramt be— 
fördert und nach erfolgter Publikation oder Inſinuation vollſtreckt. 


8. 6. 
Dem Angeſchuldigten ſteht frei, auch während der Unterſuchung bis zu 
deren Schluß auf rechtliches Gehör anzutragen. 
Iſt innerhalb der geſetzlichen Friſt gegen ein Strafreſolut auf rechtliches 
Gehör angetragen, fo wird das Nefolut als nicht ergangen angefehen. 
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Die Berufung auf rechtliches Gehör ift bei dem Herzoglich Anhaltifchen 
gemeinfchaftlihen Haupt = Steueramte anzumelden. 

Dafjelbe hat fodann die Verhandlungen an den Herzoglich Anhaltifchen 
Boll» Direktor zur Befchlugnahme beziehungsweife Veranlaſſung , des gericht: 
lichen Verfahrens abzugeben. 

8. 7. 


Das Herzoglih Anhaltiſche gemeinjchaftlihe Haupt Steueramt unter- 
fucht die Uebertretungen fummarifh und kann fich hierbei der ihm unterge- 
ordneten Behörden und Beamten bedienen. 

Die Betheiligten und Zeugen werden mündlich verhört und ihre Aus: 
fagen zu Protofol genommen. 


8. 8. 

Die Vorladungen gefchehen durch Steuer Unterbediente oder auf deren 
Requifition durch die Ortsbehörden nah den für die gerichtlichen Infinua- 
tionen beitebenden Vorichriften. 

8. 9. 


Erſcheint der Angefchuldigte auf die Vorladung nicht, oder verweigert 
er die Auslaffung, fo wird der Beweis in contumaciam aufgenommen und 
das Strafrefolut gegeben. 

Die Nachtheile müffen dem Angefchuldigten in der Borladung ausdrüd- 
lich befannt gemacht werden. 


8. 10. 


Die Zeugen find verbunden, den an fie von dem gemeinfchaftlihen 
Haupt = Steueramte ergebenden Vorladungen Folge zu leiften. 

Wer fich deffen weigert, wird Dazu auf Requifition des Haupt Steuer: 
amtes durch das Gericht im gleicher Art, wie bei gerichtlichen Vorladungen 
in Unterfuchungsfachen, angehalten. 

Bereidung von Zeugen findet nur auf Requifition durch die zuftändigen 
Gerichte Statt. 

$. 11. 

In Sachen, wo die Geldbuße und der Konfisfationswerth zufammen 
den Betrag von 50 Thalern überfteigen, muß dem Angefchuldigten auf Ber: 
fangen eine Frift von acht Tagen bis vier Wochen zur Einreihung einer 
fchriftlichen Vertheidigung geitattet werden. 


8. 12. 


Findet die Behörde die Anwendung einer Strafe nicht begründet, fo 
verfügt fie die Zurüclegung der Akten und hat dem Angefchuldigten davon 
Kenntniß zu geben. 
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$. 13. 

Das Strafrefolut, welchem die Entfcheidungsgründe beigefügt werden 
müſſen, wird durch das Herzoglich Anhaltiſche gemeinfchaftliche Haupt - Steuer- 
amt dem Angefchuldigten nach Befinden der Umftände zu Protokoll publizirt, 
oder in der für die Borladung vorgefchriebenen Form infinuirt. 

Erſcheint der Angefchuldigte in dem Bublikationstermine nicht, fo muß dem- 
felben das Strafrefolut ftatt mündlicher Eröffnung fchriftlich zugefertigt werden. 

Bei Eröffnung des Strafrefolutes find dem Angefehuldigten zugleich die 
ihm dagegen zuftehenden Rechtsmittel befannt, auch ift derfelbe auf die Er- 
höhung der Strafe aufmerkfam ‚zu machen, welche er im Fall der Wieder: 
bolung der Uebertretung zu erwarten bat, und daß diefes gefcheben, in der 
Publifationsverhandlung zu erwähnen. 


8. 14. 


Bei der Unterfuhung im Berwaltungswege kommen außer den baaren 
Auslagen an Porto, Stempel, Zeugengebühren ꝛc. feine Koften in Anfag. 


8. 15. 

Die Vollſtreckung der rechtöfräftig gewordenen Refolute gefchieht von 
dem Haupt: Steneramte, welches dabei nach den für Exekutionen im Ber: 
waltungswege ertheilten Vorſchriften zu verfahren hat. 

“Die Veräußerung der Konfisfate wird ohne Unterfchied, ob die Ent— 
fheidung im gerichtlichen oder im Berwaltungswege erfolgt ift, durch das 
Herzoglih Anbaltifhe gemeinfhaftlihe Haupt Steueramt bewirft. 


$. 16. 
Im Uebrigen bleiben ſowohl die gefeglichen Beſtimmungen in Zoll- und 
Steuerfahen, als auch die Vorfchriften über das gerichtliche Verfahren bei 
Beftrafung der Zoll» und Steuervergehen fernerhin in Kraft; doch wird bier- 
durch die in dem allgemeinen Strafgefepbuch vorgefchriebene fünfjührige Ber 
jährungsfrift ausdrüdlih auch für alle Verlegungen der Zoll» und Steuer- 
gefege beſtimmt. . a 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterſchrift und beige- 
dructem Herzoglihen Infiegel. 
Deffau, am 6. Februar 1855. 


Seopold Friedtich, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plotz. 








Gefeb- Sammlung. 


NM 414. 


(Deffentlih befannt gemadt und ausgegeben am 27. Februar 1855.) 





Befanntmahung, 
betreffend 


den Beitritt des Großherzogthums Luremburg zu dem Gothaer Bertrage 
wegen gegenfeitiger Webernahme der Auszuweifenden. 


Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß dem zu Gotha am 
15. Juli 1851 abgejchloffenen und hier am 8. Dezember ej. a. befannt ge- 
machten Vertrage zwifchen Anhalt - Deffau- Köthen und mehreren anderen 
deutfhen Regierungen wegen gegenfeitiger Uebernahme der Auszumeifenden 
laut $. 15. des Vertrages ferner auch 


das Großherzogthum Luxemburg mittelft Erklärung vom 10. Januar 1855 
beigetreten ift. 


Deflau, am 17. Februar 1855. 


Serzoglich Anbaltifches Staats: Minifterium. 
v. Goßler. v. Plög. 


IX. Bd. d, Gefes:Sammt. 


win: 
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JE 415. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 2. Mär; 1855.) 








Verordnung, 
die Herabfegung des Eingangszolles von Talg betreffend. 





ir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden Alteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbft, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. ı€. x. 
verordnen hiermit in Folge der unter den Regierungen der zum Zollverein 
gehörenden Staaten getroffenen Uebereinfunft, 
daß vom 1. April 1855 bis auf Weiteres vom ausländifhen Talg 
(eingefhmolzenem Thierfette) in Stelle des bisherigen Gingangszolles, 
Pofition 36. Abtheilung II. des für die Jahre 1846, 4847 und 1848 
vollzogenen und in Gemäßheit Unferer unterm 28. Dezember 1848 für 
Anhalt- Deffau und unterm 31. Dezember 1848 für Anhalt Köthen 
erlaffenen Berordnungen bis auf Weiteres in Kraft befindlichen Zoll- 
tarifs, ein Eingangszoll von zwei Thalern für den Zentner zu er: 
heben ift, während der Eingangszoll für Stearin (einfchließlih Stearin- 
fäure) unverändert bleibt. Wenn dem Talg (eingefchmolzenem Bette 
vom Rind» und Schaafvieh) der Delftoff auch mur sheilweife entzogen 
worden ift, fo it die Waare nicht als Talg, fondern ald Stearin zu 
behandeln. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beige 
druchtem Herzoglichen Infiegel. 


Deſſau, am 8. Februar 1855. 
Seopold Striedrid, 7? 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. v. Wlök. 





ru 


Gefeb - Sammlung. 


N 476. 


(Deffentlih bekannt gemadıt und ausgegeben am 7. März. 1855.) 





Militär-Aushbebungsgeiep. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteſtregierender 





Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weftphalen, 


Graf zu Alkanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, x. xX. ıc. 


verordnen hiermit in Betracht, daß nach der erfolgten Vereinigung der Her- 
—— Anhalt-Deſſau und Anhalt-Köthen die bisher in denſelben zur 


nwendung gekommenen geſetzlichen Beſtimmungen über die Militärpflicht 


und über die Aushebung der Militärpflichtigen unzureichend geworden ſind, 
unter Aufhebung aller dieſer Beſtimmungen, auf Antrag Unſeres Staats- 
Minijteriums, was folgt: 


Erfter Abichnitt. 
Bon der Militärpflict. 


5 % 
Feder männliche Untertban ift der Militärpflicht unterworfen. Stell- 
vertretung bei Erfüllung derfelben iſt nicht geſtattet. 


8. 2. 

Die Berpflihtung zum Militärdienft beginnt mit dem einundzmanzigften 
Lebensjahre und dauert fechs auf einander folgende Jahre, von denen die 
erjten vier Jahre für den aktiven Dienjt, die legten zwei Jahre aber für 
den Dienft in der Referve bejtimmt find. 

IX. Bd. d. Geſetz Samml, 


Umfang. 


Dauer, 


2792 
8. 3. 


Befrelung von der Mir Sängliche Befreiung von der Militärpflicht findet nur Statt wegen 
u * ſolcher körperlicher oder geiſtiger Gebrechen, welche nad dem Urtheile der 
az zur Aushebungsbehörde gehörigen Medizinalbeamten zum Waffendienſte un: 
tauglich machen. s 
4. 


b. Morläufige. Vorläufige Befreiung vom Militärdienft und zwar jedesmal auf die 
Dauer eines Jahres wird gewährt: 


1) Wegen nur zeitweiliger körperlicher Untauglichteit; 


2) wegen Familienverhältniſſe für denjenigen Sohn aus der Familie, 
welcher nach dem pflichtmäßigen Zeugnifl e der Ortsobrigfeit und auf 
Grund deffelben erfolgter Entfheidung der Aushebungsbehörde feinen 
fränflichen oder gebrechlichen oder fonit bülfsbedürftigen. Eltern, oder 
verwaiften und unmündigen Gefchwiftern zur Erhaltung und Ernah⸗ 
rung unentbehrlich ift. 

Nach Ablauf des Jahres, für welches die Befreiung ausgefprochen wor: 
den, ijt in dem nächiten Aushebungstermine über Fortdauer des Befreiungs- 
grundes von Neuem zu entjcheiden. Wird das Vorhandenſein dieſes leptern 
in drei Terminen anerfannt, fo iſt im dritten Termine auf gänzliche Be: 
freiung von der Militärpflicht zu fprechen. 


8. 5. 

Ummwürbigfelt zum Mir Unwürdig zum Militärdienft ift Jeder, welcher Zuchthausftrafe erlitten 
EHER. oder noch zu erleiden bat, oder gegen den neben der ſonſt verhängten Frei— 
heitsjtrafe auf vierjährige oder noch längere Unterfagung der bürgerlichen 
Ehrenrechte rechtskräftig erfannt iſt. Iſt die Unterfagung der bürgerlichen 
Shrenrechte auf fürzere als vierjäbrige Dauer bemeffen, fo foll bei jonjtiger 
Tauglichkeit zwar die Einſtellung zum Militär erfolgen, der folchergeitalt Ein: 
geitellte gehört aber für die Dauer der gegen ihn erfannten Ghrenjtrafe zur 

zweiten Klaſſe des Soldatenjtandes. 


8§. 6. 
Ginjäbriger freiwilliger Diejenigen jungen Leute, welche fih auf Gymnaſien, Univerfitäten, 
Dienſt. Akademien oder anderen öffentlichen Lehr- und Bildungsanſtalten den Wiſſen— 
fchaften oder fchönen Künften widmen, ingleichen Diejenigen, welche zwar 
einen andern Beruf gewählt, aber ein inländifches Gymnaſium befucht und 
daffelbe mit mindejtens dem Zeugniffe der Reife für Prima verlaſſen haben, 
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können nach Maßgabe der in den nachfolgenden 88. 7.—-9. enfhaltenen 
näheren Beftimmungen die erften vier, dem aktiven Dienft beitimmten, Jahre 
ihrer Militärpflichtigkeit durch einjährigen freiwilligen Dienft ablöfen; nad 
erfüllter einjähriger Dienftzeit aber gehören fie noch zwei Jahre lang zur 
Reſerve. 

8. 7. 


Die zum einjährigen freiwilligen Dienſt berechtigten Militärpflichtigen 
müſſen fih auf eigene Koſten befleiden und haben während ihrer Dienftzeit 
feinen Anfpruch auf Geld» und Brotverpflegung; Waffen und. Lederzeug: 
ſtücke werden ihnen Dagegen aus den vorhandenen Vorräthen unter der Ber 
dingung geliefert, Diefelben nach vollendeter Dienftzeit in völlig brauchbarem 
Zujtande zurückzugeben. 

Unbemittelten jungen Leuten, welche die Koften des einjährigen freiwil— 
figen Dienftes nicht zu beftreiten im Stande fein würden, kann ausnahms— 
weife, mit Genehmigung des Minifteriums, die Geld» und Brotverpflegung 
gewährt werden, vorausgefegt, daß fie durch Beibringung vortheilhafter Zeug: 
niife diefer Benünjtigung würdig erfcheinen. 

Im Falle einer Mobilmahung treten die im Dienft befindlichen ein» 
jährigen Breimilligen in die etatsmäßige Verpflegung. 

Die Freiwilligen werden, wenn fie nicht in die Verpflegung aufgenom- 
men werden, bei ihrer Annabme den Kompagnieen als Ueberzählige zugetbeilt 
und thun nach erfolgter Ausbildung den Dienft als Gemeine. Nach ſechs— 
monatlicher Dienftzeit können diefelben bei gehöriger Qualififation zu über— 
jehligen Vice» Unteroffizieren ernannt und nach Ablauf des Dienftjahres als 

nteroffiziere zur Referve beurlaubt werden. 


5. 8. 


Jungen Medizinern, welche bereits ihre Staatsprüfung abgelegt haben, 
ift es geftattet, ihrer Militärpflicht Durch den Dienft als Unterärzte zu ges 
nügen und zwar unter denfelben Bedingungen, welche für die Freimilligen 
auf ein Jahr vorgefchrieben find, auch durch einjährigen Dienft. 


$. 9. 

Die Anmeldung zum einjährigen freiwilligen Dienft geſchieht bei dem 
Militärtommando und muß vor dem 1. Februar des Jahres erfolgen, in 
welchem die Altersklaſſe, zu welcher die betreffenden Individuen gehören, der 
Aushebung unterworfen ift. Bei der Anmeldung müſſen die erforderfichen 
Zeugniffe . eingereicht ‚werden. Verſäumniſſe am der rechtzeitigen Anmeldung 


ziehen den Berluft der Berechtigung zum einjährigen Dienfte nad fih, wenn 
nicht befondere Entfhuldigungsgründe vorliegen. 

Die Ableiftung des einjährigen Dienftes fann bis zum 1. April des 
Jahres ausgefept werden, in welchem der Betreffende das vierundzwanzigfte 
Lebensjahr erreicht. Wer ohne einen zureichenden Grund bis zu diefem 
Zermine den Militärdienft nicht antritt, wird der Begünftigung des ein- 
jährigen Dienftes verlujtig. 


8. 10. 
Annahme fonftigerfreis Abgefehen von der Ablöfung der Militärpflicht durd einjährigen frei= 
williger. willigen Dienft, ſteht es jedem Untertbanen, welcher das achtzehnte Rebens- 


jahr vollendet hat und körperlich tauglich zum Militär ift, frei, fich zum 
freiwilligen Eintreten in den Militärdienft bei dem Militärfommando zu 
melden, von deſſen Grmefjen die Annahme folcher Freiwilligen abhängt. 
Wenn das freiwillige Gintreten geftattet worden ift, fo kann von Seiten 
des Freiwilligen ein Nücktritt nicht mehr ftattfinden, es verpflichtet fi der— 
felbe vielmehr durch den freimilligen Gintritt jtillfehweinend zu mindejtens 
vierjäbrigem aktiven Dienfte und zweijährigem Dienfte in der Referve. 

Dagegen fteht es dem Militärfommando zu, den Freiwilligen, welcher 
nach Ablauf eines Bierteljahres nicht hinreichende militärifche oder moralifche 
Brauchbarkeit gezeigt hat, wieder zu entlaffen, ihn auch fpäter, bei etwaiger 
ſchlechter Führung, jeder Zeit zu beurlauben. 

Unmündige dürfen nur mit Bewilligung ihrer Eltern oder Bormünder, 
Lehrlinge nur mit Grlaubniß ihrer Lehrherren und Dienjtboten nur mit Zu: 
ſtimmung ihrer Dienftherrfchaft, der fie noch verpflichtet find, eintreten. 

Das Militärfommando ift berechtigt, den Gintritt Freiwilliger auf zwei 
Termine im Jahre und zwar auf den 1. April und den 1. Dftober zu be 
ſchränken. 


$s. 11. 

Ausbehung und Gin Die Ergänzung des Abgangs an Mannfchaften bei dem Militär wird 
—— der Militarvflich durch jährliche Aushebung bewirkt. Dieſer Aushebung find alle jungen 
van Männer des Landes unterworfen, welche das militärpflichtige Alter erreicht, 

d. b. in demfelben Jahre, in welchem die Aushebung itattfindet, ihr ein: 
undzwanzigites Lebensjahr bereits vollendet haben, oder noch vollenden. 

Die Einftellung der Ausgehobenen erfolgt nach Maßgabe des Bedarfs 
an Ergänzungsmannſchaft. Diefer Bedarf wird auf die einzelnen Militär- 
aushebungsbezirfe ($. 20.) vertheilt, in der Art: daß das Verhältniß der 


Gefammtzahl der Ausgehobenen zu der Anzahl der in jedem Bezirke Ausge- 
bobenen, ale Mapitab angenommen wird. 
Ueber die Reihenfolge bei der Ginftellung entfcheidet in jedem Bezirke 
das Loos ($. 32.). 
Diejenigen ausgehobenen Mititärpflichtigen, welche nad der Nummer 
ihres Loofes nicht zur Einftellung gekommen find, werden ald Erfagmänner 
mit einem Grfagfcheine nah Schema A. in ihre Heimath entlaffen und kön— 
nen bei eintretendem Bedürfniffe zu jeder Zeit zum aktiven Dienfte einberufen En“ 
werden. 


$. 12. 


Die Verabſchiedung der eingeitellten Militärpflichtigen erfolgt nach be⸗ Berabſchiedung. 
endigter fechsjähriger Dienftzeit, im Kriege faun jedoch, wenn ed die Um: 
ftände gebieten, auch nach vollendeter Dienjtzeit die Ertheilung des Abfchiedes 
ausgelegt werden. i 
Ueberzähligen Referviften, welche ein Grundftüd zu übernehmen, fi auf 
ein Gewerbe zu befegen wünſchen oder durch eine feite Anftellung fich eine 
geficherte Eriftenz erwerben fünnen, faun das Militärfommando nad feinem 
Ermeſſen ausnahmsweiſe vor beendigter Dienftzeit den Abfchied ertheilen. 
Hinfichtlich der Verabfchiedung find die als Grfagmänner in ihre Hei: 
math beurlaubten Militärpflichtigen den wirklich Eingeftellten gleich zu achten. 


$. 13. 


Wer nach vollendeter vierjähriger Dienjtzeit im aktiven Dienjte zu ver- Kapitulation. 
bleiben wünfiht, kann um Geftattung einer weiteren Kapitulation nachſuchen. 
Diefelbe fann vom Militärfommando auf ein bis vier Jahre Denjenigen, 
welche in fittlicher und dienſtlicher Beziehung ſich tadellos geführt haben, in 
der Regel jedoch nur Unteroffizieren und ſolchen Gemeinen, welche ſich zu 
Gefreiten eignen, bewilligt werden. Kapitulanten find bei etwaiger fehlechter 
Führung jeder Zeit der Entlaffung zur. Referve unterworfen. 

Wer nah abaelaufener Kapitulation eine fernere Kapitulation nicht 
nachſucht, oder zu derfelben nicht zugelaffen wird, foll zur Referve entlaffen 
werden, welcher er noch zwei Jahre lang angehört. Der Abfchluß einer 
zweiten Kapitulation aber hebt die Verpflichtung zum Refervedienft auf. 


$. 14. 


Keinem Militärpflichtigen darf von feinem Vermögen oder zukünftigen — — 
elterlichen Erbtheile, bei Strafe der Ungültigkeit der Zahlung, ohne Geneh— vflichtigen. 


Welche bürgerliche Bers 
bältniffe Militärperfonen 
nicht eingehen dürfen. 


Berbeiratbung im Aut» 
lande. 


Wandern und Reifen 
der Erſatzleute. 


Auswanderung. 


migung des Militärtommandos etwas ausgezahlt werden, ausgenommen zur 
—— der für ihn zu verwendenden Erziehungs- und Unterhaltungs- 
ſten 


Den ungehorſamen (ausgetretenen) Militärpflichtigen darf, bei gleicher 
Strafe, überhaupt nichts von ihrem Vermögen oder elterlichen Erbtheile aus- 


gezahlt werden, ſelbſt nicht zu dem erwähnten Behufe. 


8. 15. 


Es iſt feinem Militärpflichtigen ohne Grlaubniß geſtattet, ſich zu ver- 
heivathen, ſich anfäffig zu machen, die Pachtung einer Herzoglichen Domäne 
oder eines Rittergutes zu unternehmen, ſich auf ein Handwerk oder Gewerbe 
zu befegen, oder die eigene Bewirtbichaftung durch Erbſchaft ihm zugefallener 
oder fonjt erworbener Grundftücde zu übernehmen. 


$. 16. 

Militärpflichtige, welche fih ohne Erlaubniß im Auslande verheirathen, 
follen, wenn man ihrer wieder habhaft werden kann, mit dreimonatlicher 
Gefängnißitrafe belegt werden. 

5: :ET. 

Den nad erfolgter Aushebung als Grfaßmannfchaft in ihre Heimath 
beurlaubten Militärpflichtigen ($. 11.) ift das Wandern und Reiſen in das 
Ausland auch ohne befondere Erlaubniß des Militärfommandos geftattet. 
Sie find jedoch verpflichtet, ihren Eltern, Vormündern oder der obrigfeitlichen 


‚Behörde, welche ihnen den Paß ausgeftellt hat, aller drei Monate von 


ihrem Aufenthalte Nachricht zu neben, damit ihnen jederzeit eine etwaige 
Einberufungsordre rechtzeitig zugehen fann. Die Nichtbefolgung diefer Vor: 
fchrift begründet gegen fie die Vermuthung, daß ſie ſich der Erfüllung - ihrer 
Militärpflicht entziehen wollen. Wird auf diefe MWeife ihr Aufenthalt im 
Auslande unbekannt, fo daß eine an fie erlaffene Ginberufungsordre ihnen 
nicht behändigt werden kann, oder leiften fie einer wirklich an fie gelangten 
Ginberufungsordre nicht Folge, jo find fie als ungeborfame Militärpflichtige 
nad Maßgabe der Beitimmungen der $$. 33.— 39. zu betrafen. 


8. 18. 


Militärpflichtige, welche auswandern wollen, bedürfen bierzu Unferer 
Genehmigung. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon dem Verfahren bei der Militäraushebung. 


8. 19. °- 
Die Oberbehörde in allen Militäraushebungs: Angelegenheiten ift das 
Militärkommando. 
Unter Leitung des Militärkommandos werden dieſe Angelegenheiten von 
den Kreisdirektionen, unter Mitwirkung der Gemeinde-Vorſtände, beſorgt. 


$. 20. 


Für die Militäraushebungs » Angelegenheiten werden, unter Beruückſichti— 


gung der Kreiseintheilung des Landes, nachſtehende Bezirke gebildet: 


l. Bezirk. 
Deffau, Alten, Brachmeierei, Dellnau, Groß- und Klein Kühnau, 
Kleutfch, Naundorf jenfeit d. M., Jonig, Moſigkau, Pötnig, Scholig, Törten 
und Biebigf. 


I. Bezirk, 


Dranienbaum, Wörlig, Brandhorft, Gohrau, riefen, Grünehof, 
Horftdorf, Kakau, Mimjterberg, an Rieſigk, Rothehaus, Schönig und 
Vockerode. 


Il, Bezirk. 


Jeßnitz, Raguhn, Bobbau mit Steinfurth, Klein-Leipzig, Klekewitz, 
Klein-Möhlau, Marke, Nieſau, Retzau, Roßdorf, Siebenhauſen, Sollnitz 
und Thurland. 

IV. Bezirk. 


Quellendorf, Brambach, Diesdorf, Elsnigk, Fraßdorf, Friedrichsdorf, 
Hinsdorf, Hoversdorf, Kochſtedt, Körnitz, Lauſigk, Lennewig, Libbesdorf, 
Lingenau, Meilendorf, Naundorf v. d. Haide, Radegaſt, Reppichau, Neupzig, 
Rofefeld, Scheuder, Storfau, Tornau, Wadendorf, Wehlau, Zehbig, Klein- 
Zehmigkau und Zehmip. 


V. Bezirk. 
Groß-Alsleben, Klein Alsleben, Altendorf und Klofterhof. 


Militärausbebungss 
Behörde, 


Militärausbebungss 
Bezirke, 


— — —— — 


VI. Bezirk. 


Köthen, Arensdorf, Baasdorf mit Pilſenhöh, Groß-Badegaſt, Klein— 
Badegaſt, Edderitz mit Rittergut Frenz, Geuz, Liebehna, Locherau, Groß— 
Paſchleben, Pfriemsdorf, Proſigk, Trinum, Wörbzig mit Wendorf, Groß— 
Wülknitz, Klein-Wülknitz und lbne 


VIL Bezirk. 


Coſa, —9 mit Rittergut, Fernsdorf, Glauzig, Gnetſch, Groß- und 
Klein-Gölzau, Görzig, Hohnsdorf, Maasdorf, Piethen, Priesdorf, Reins— 
dorf, Riesdorf, Rohndorf, Schortewitz, Trebbichau a. F., Groß-Weiſſandt 
mit Rittergut und Gahrendorf, Klein-Weiſſandt mit Rittergut und Klein— 
Elsdorf und Zeundorf. 

VIII. Bezirk. 

Breeſen, Diebzig, Droſa, Elsdorf, Hohsdorf mit dem Stiftsgute, Klepzig, 
hollaändiſche Mühle, Oſterköthen, Merzien, Oſternienburg, Sibbesdorf, Piß— 
dorf, Porſt, Thurau, Trebbihau b. A., Wulfen, Würflau, Zabig, Zehringen 
und Klein-Zerbſt. 

IX. Bezirk. 

Güſten und Nienburg mit Amesdorf, Biendorf, Borgesdorf, Gerbitz, 
Giersleben, Grimſchleben, Ilberſtedt, Kölbigk, Krüchern, Latdorf, Mölz, 
Neuendorf, Neunfinger, Klein-Paſchleben, Plömnig, Pobzig, Preußlitz, Sal- 
muthshof, Klein-Schierſtedt, Warmsdorf, Weddegaſt, Wedlig nebſt Ritter— 
gut, Wispig und Wohlsdorf. 

X. Bezirk. 

Gröbzig mit Dohndorf, Gerlebod, Ilbersdorf, Kattau, Körmigk, Pfaf- 

fendorf, Pfigdorf mit Berwig, Sirdorf, Werdershaufen und Wiendorf. 
X. Bezirk. 

Sandersleben mit Drohndorf, Fredleben, Mehringen, Roda, Schaden- 

thal, Schaditedt und Unterwiederftedt. 
Al, Bezirk. 

Zerbit mit Badep, Bias, Bone, Dobrig mit Rittergut, Eichholz, 
Gödnitz, Golmenglin, Grimme, Hagendorf, Hobenlepte, Jütrichau, Kermen, 
Krakau, Luſo, Leps, Nedlig, Niederlepte, Nutha, Pakendorf, Polenzko mit 
Nittergut und Bärenthoren, Neuden, Riepmed, Steckby und Steup. 


A. Bezirk. 

Lindau und Roßlau mit Badewisg, Bonitz, Behrensdorf, Bornum, 
Brambach, Bublendorf, Deetz, Dorenburg, Garig mit Rittergut, Kerchau, 
Kuhberge mit Neuer Mühle, Klein -Leipfau, Lietzow, Meinsdorf, Mühro, 
Mühlsdorf nebſt Spigberg, Mühlſtedt nebſt Buchholzmühle, Neefen nebft 
Rittergut, Pulspforde, Quaft, Rodeleben, Alte und Neue Sorge, Schlan- 


aengrube, Straguth, Streeg, Strinum, Trüben, Tomau, Wertlau und - 


Bernip. 
5 2% 


Behufs der Anfertigung der zu der Militäraushebung erforderlichen 
Liften der Militärpflichtigen, haben zunächſt die Prediger des Landes die 
dazu nöthigen Auszüge aus den Kirhenbüchern zu machen. Diefe Auszüge 
werden nach fortlaufenden Jahrgängen geführt und müſſen enthalten: die 
Namen aller in dem betreffenden Jahre in dem Kirchiprengel geborenen 
Söhne, deren Geburtstag und Geburtsort und die Namen der Eltern der- 
felben. 

Sind diefe Söhne fpäterhin in dem Kirchiprengel wieder verftorben, fo 
ift folches bei deren Namen zu bemerken. Gehören zu einem Kirchiprengel 


Aufnabme der Liiten 
der Militärpflichtigen ; 
a. der Geburtäliiten. 


mebrere Gemeinden, fo ift für jede derfelben ein befonderer Auszug anzu: 


fertigen. 

Diefe Auszüge, welche mit dem Kirchenfiegel und der Unterfchrift des 
Predigers, welchem die Anfertigung obliegt, beglaubigt fein müſſen, find all- 
jährlih ohne vorherige Aufforderung in den erjten fünf Tagen des Januars 
von den Predigern an die betrefienden Gemeindevoritände abzugeben. Ber: 
fäumniffe hieran werden mit einer Gelditrafe von 1685 Thlrn. geahndet. 

5:22, 

Auf Grund diefer Geburtstiften baben die Gemeindevorftände Stamm: 
litten nad dem anliegenden Formular B. anzufertigen, in welche auch die— 
jenigen militärpflichtigen jungen Leute mit aufzunehmen find, welche entweder 
durch Aufnahme oder durch Zuweiſung das Heimathsrecht in der Gemeinde 
erlangt haben. 

Die Namen der Militärpflichtigen werden nach dem Alphabet in die 
Stammliften eingetragen und muß bei den Namen derjenigen, die verftorben, 
ausgewandert, verzogen oder freiwillig eingetreten find, oder Anfprüche auf 
gänzliche ($. 3.) oder vorläufige ($. 4.) Befreiung vom Militärdienft haben, 
oder endlih als unwürdig zu demfelben ($. 5.) zu betrachten find, folcher 
Umftände hinreichende Erwähnung gefcheben. 

Nr. 476, der Gel. « Samml. 2 


b. der Stammlijten. 


a 


8. 23. 


Jeder Militärpflichtige it verbunden, für feine Aufnahme in die Stamm- 
liften zu forgen. Wer dies unterläßt und bei der Militäraushebung über— 
gangen wird, hat eine Geldftrafe von 10 Thlrn. oder vierzehntägige Gefäng- 
nißjtrafe verwirkt und tft im folgenden Jahre zur Aushebung zu jtellen. 


$. 24. 


Jeder in die Liſten Eingetragene, welcher einen nach diefem Gefepe be- 
gründeten, vom Gemeindevorftande aber unberücfichtigt gelaffenen Anfpruch auf 
gänzliche oder vorläufige Befreiung zu haben oder fonft durch die Eintragung 
in die Liſten beeinträchtigt zu fein glaubt, kann, wenn feine deshalb bei dem 
Gemeindevorftande zu machende Vorſtellung erfolglos geblieben ift, innerhalb 
des Monat? Januar feine Befchwerde bei der Kreisdireftion anbringen. 

Es iſt zu dieſem Behufe einem Jeden die Einficht in die Stammliſten 
zu geftatten. 

8. 25. 

Nachdem die Stammliften vollftändig geordnet worden, find dieſelben 
unter Beifügung der Geburtsliften und beziehungsmeife der Todtenfheine für 
diejenigen in den Liften Verzeichneten, welche außerhalb des Kirchſprengels, 
in dem fie geboren, wieder verftorben find, an die betreffenden Kreisdiref- 
tionen einzujenden. 

Diefe Einfendung muß bis zum 1. Februar erfolgt fein. 


8. 26. 


e. der Aushehungs: Hiernächft haben die Kreisdirektionen die Aushebungstiften nach dem 
liſter. beiliegenden Formular C. für jeden einzelnen Aushebungsbezirk ($. 20.) 
unter Zugrundlegung der bezüglichen Stammliften ungefäumt in doppelten 

Eremplaren zufammenzuftellen. 
In diefen Liften find zumächit die bei der legten oder einer frühern 
Aushebung, als vorläufig von der Einftellung befreit, Zurücgeftellten auf- 
zuführen und zwar nach den einzelnen Jahrgängen unter fortlaufender Nummer 
alphabetifch geordnet. Bei jedem Namen ift der Grund der Zurückſtellung 
zu bemerken und bat fich die Kreisdireftion zugleich darüber in einer kurzen 
Bemerkung auszufprehen, ob Ddiefer Grund noch fortdauert oder wegge- 

fallen ift. 

Hiernad folgen die Namen der Militärpflichtigen des laufenden Jahres 
nach den Geburtsorten und nach dem Alphabet geordnet unter fortlaufender 
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Nummer. Die einzelnen Orte des Bezirks find ebenfalls nach dem Alphabet 
zu ordnen Die bei den einzelnen Namen erforderlihen Bemerkungen find 
in der für die Anfertigung der Stammliften ($. 22.) vorgefchriebenen Weife 
u machen und haben ſich bei zu verzeichnenden Anfprüchen auf vorläufige 
Beta, die Kreisdireftionen jedesmal bejtimmt darüber auszufprehen, ob 
fie diefelben für begründet erachten oder nicht. 

(58 bleibt den Kreisdireftionen überlaffen, folhe in den Stammliften 
vermerfte Befreiungsanfprüche, welche offenbar unbegründet find, von der 
Aufnahme in den. Aushebungslitten auszufchließen. 

Befchwerden gegen die Kreisdireftion wegen unberüdfichtigter Befreiungs- 
anfprüche müſſen fchriftlich jedoch fpäteftens bi® zum betreffenden Ausbebungs: 
termine an das Militärfommando eingereicht werden, gegen deffen Entfchei- 
dung nur die Berufung an das Staats: Minifterium zuläffig if. 

Alle nach bereits erfolgter Aushebung erhobenen Reklamationen bleiben 
unberücfichtigt, wenn nicht der Grund der Befreiung erft fpäter entitanden ift. 


$. 27. 


Nachdem die Aushebungsliften von den Kreisdireftionen für jeden Be- 
zirk zufanımengeftellt find, was fpäteftens bis zum 21. Februar gejchehen 
jein muß, ift je ein Exemplar derfelben ungefäumt an das Militärtommando 
einzureichen. 


8. 28. 


Die Aushebung der Militärpflichtigen foll in der Regel im Monat März 
ftattfinden. Die zu derfelben anzuberaumenden Termine find fhon im Monat 
Januar vom Militärtommando dreimal im Staatsanzeiger Öffentlich befannt 
zu machen und find gleichzeitig die Militärpflichtigen der betreffenden Alters- 
Haffe unter Hinweifung Auf die dem ungehorfamen Ausbleiben angedrobte 
Etrafe ($$. 33.— 39.) vorzuladen, in dem für ihren Bezirk beftimmten 
Termine perfönlich zu erfcheinen. 


Ausgenommen von der Verpflichtung im Aushebungstermine zu erſchei— 
nen, find nur diejenigen Militärpflichtigen, welche folgende Gebrechen haben: 
. Blindheit an beiden Augen bei fihtbarer Desorganifation derfelben, 
Stummbeit, 

. vollfommene Taubheit, 
Höder, 
Berluft einer Hand oder eines Fußes, 


Pmor% 


Aushebungstermine. 


f. — Hinken in Folge eines zu kurzen oder verfrüppelten 
Bes, 
g- ©eifteszerrüttung, Blödfinn, 
und dieferhalb bereits als bleibend untauglich zum Kriegsdienfte in den Liſten 
verzeichnet find. 


$. 29. 


Bon dem Ermeffen des Militärfommandos hängt e8 ab, zu beftinmen, 
an welchen Orten die Aushebungstermine abgehalten werden follen. 


$. 30. 
Im Aushebungstermine follen zugegen fein: 


1) der Kommandeur des Militärs oder ein von demfelben mit dem Ge: 
fchäft der Aushebung beauftragter Stabsoffizier, 

2) ein Militärarzt, 

3) der betreffende Kreisdireftor oder deffen Stellvertreter, 

4) ein Deputirter der Gemeindevoritände der einzelnen Ortfehaften mit der 
militärpflichtigen Mannichaft derfelben, und 

5) das erforderliche Schreiberperfonal. 


Dem Kommandeur des Militärs bleibt e8 überlaffen, noch einen Offizier 
zur Dienftleiftung bei dem Aushebungsgeſchäfte heranzuziehen 


88; 


Verfahren in dem Aus Zum Behufe der Grmittelung der militärifchen Brauchbarfeit werden 
behungstermine. die Militärpflichtigen bezirksweife einzeln nach der Reihenfolge, wie fie in 
den Liſten verzeichnet find, aufgerufen, gemefjen, und wenn fie das Maß 
von wenigitens 5 Fuß 1 Zoll haben, in Gegenwart des die Aushebung let: 
tenden Offiziers von dem Militärarzte unterfucht. Diefer Letztere hat ſich bes 
jtimmt dahin auszufprehen, ob der Uaterfuchte taualich oder wegen eines 
vorübergehenden Uebels vorläufig untauglich oder aänzlih untaualich fei, 
unter Bezeichnung des rundes der vorläufigen oder gänzlichen Untaug- 
lichkeit. 

Wenn der Militärarzt nach feiner gewiſſenhaften Ueberzeugung einen 
folhen Ausipruch nicht thun kann, fo ift die Entfcheidung über die militä- 
rifche Brauchbarfeit Des Unterfuchten bis nach dem Termine auszufegen und 
eine nochmalige Unterfuchung durch die obere Medizinalbebörde zu veran: 
lafien, deren Ausipruch entfcheidend: ift. 


Das Refultat der ärztlichen Unterfuhung ift forgfältig bei jedem ein- 
zelnen Namen in die Liſten einzutragen, von denen das eine Gremplar für 
das Militärtommando und das andere für die betreffende Kreisdireftion ge- 
führt wird. 

Nückfichtlich der tauglich befundenen Militärpflichtigen hat das Militär: 
fommando, oder der dafjelbe bei der Aushebung vertretende Offizier, nunmehr 
über die etwa in den Liſten verzeichneten oder noch im Termine gehörig an- 
aemeldeten vorläufigen Befreiungsanfprüche wegen Familienverhältniſſe nad) 
Mafgabe des $. 4. zu entfcheiden, welche Entfcheidung ebenfalld genau in den 
Liſten zu vermerken ift 

Die als vorläufig untauglich bezeichneten Militärpflichtigen werden bis 
zum nächiten Aushebungstermine, die für gänzlich untauglih Befundenen 


aber, mit einem nach dem Formulare D. auszufertigenden Militärfreifcheine _ 


für immer entlaffen. 


$. 32. 


Nah Beendigung der Unterfuchung fämmtlicher Militärpflichtiger eines 
Bezirkes haben die Ausgehobenen über die Reihenfolge zur Einftellung ($. 8.) 
zu loofen. Die von jedem Ginzelnen gezogene Loosnummer iſt bei deſſen 


Namen im der Lijte nachzutragen, über den ganzen Loofungsakt ein kurzes 


Protokoll aufzunehmen, welches von dem die Aushebung leitenden Offizier 
und dem Deputirten der betreffenden Kreisdireftion zu unterzeichnen tft, umd 
fchließlih den Ausgehobenen befannt zu machen, wann und wo fie fich be- 
hufs ihrer Ginftellung einzufinden haben. 


8. 33. 


Diejenigen Militärpflichtigen, welche im Aushebungstermine ($. 28.) 
oder nach erfolgter Aushebung im Ginftellungstermine ($. 32.) ungehorfam 
ausbleiben, ohne ſich deshalb genügend entfchuldigt zu haben, follen vom 
Militärtommando als ungehorfame Militärpflichtige (Ausgetretene) notirt, nach 
Beendigung aller im Aushebungs- oder Einftellungstermine vorzunehmenden 
Gefchäfte nochmals in diefem Termine aufgerufen, fodann aber binnen vier 
Wochen nach dem Termine im Staatsanzeiger und in zwei auswärtigen Zei— 
tungen öffentlich vorgeladen werden. Wenn fie dann binnen fechs Monaten 
nicht erfcheinen, fo haben fie eine Gelditrafe von 50 bis 1000 Thlen. ver: 
wirft, welche aus ihrem derzeitigen Vermögen, oder aus dem von ihren 
Eltern zu erwartenden Grbtheile, ſobald dafjelbe erigibel ift, einzuziehen ift. 
Zur Sicherung diefer Strafe ift das bereits vorbandene- Vermögen oder 


En 


Looſen. 


Ungeborfamäftrafen: 
1) Derjenigen, die gar 
nicht zurũckkehren. 


fünftige Erbtheil der Ausgetretenen bi® zur Höhe von 1000 Thlm. von 
Gerichtöwegen mit Befchlag zu belegen. 


$. 34. 


2) Derjenigen, die bins Erfheint aber ein folder öffentlich Worgeladener binnen diefen ſechs 
nen ſeche Monaten Monaten, fo foll er, wenn er fein Ausbleiben nicht hinreichend entfchuldigen 
Yorlapung ae tann, mit vier bis acht Wochen Gefängnig oder 20 bis 40 Thlrn. an Geld 

bejtraft und, wenn er zum Militärdienfte brauchbar befunden wird, fofort 
eingeftellt werden. 


8. 35. 


Kehrt ein ausgetretener Militärpflichtiger erft fpäter zurück, oder wird 
ne hurettehren » er erft fpäter ergriffen und fann er fein Ausbleiben nicht genügend entſchul— 
digen, fo ift zu unterfcheiden, ob er untauglich oder tauglich befunden wird. 
Im erjtern Falle wird er, wenn er beweifen kann, fich fchon vor dem 
Anfange feines Ungehorfams in dem Zuftande militärifher Unbrauchbarkeit 
befunden zu haben, mit ſechs Wochen Gefängniß oder 30 Thlm. an Geld, 
wenn er aber diefen Beweis nicht führen kann, mit drei bis ſechs Monaten 
Gefängniß beitraft. 

Im leptern Falle, wenn er nämlich tauglich befunden wird, foll er mit 
3 Monaten Gefängniß bejtraft, fodann zum Militär eingeftellt werden und, 
ohne Rücficht auf fein Alter, zur Strafe zwei Jahre länger, aljo ſechs Jahre 

im aktiven Dienfte verbleiben. 

36. 


Den eingeftellten ungehorfamen Militärpflichtigen ($. 35.), welche ihre 
Dienftzeit redlich beendigt haben, foll, wenn fie durch ıhren Ungehorfam feinen 
Feldzug verfäumt haben, die aus ihrem Vermögen eingezogene Gelditrafe ($. 
33.) ganz, wenn fie aber dadurch fich einem Feldzuge entzogen haben, nur zur 
Hälfte zurückgegeben werden. 3 


Eniſchuldigung des Un Urſachen, welche den Ungehorfam ganz entfchuldigen, find: 


esse 1) wenn der ald Ausgetretener Notirte fich in einer folchen Rage befunden 
bat, daß ihm von der ergangenen Aufforderung, die ihn verpflichtete, 
behufs der Erfüllung feiner Militärpflicht zu erfcheinen, feine Kunde 
werden konnte, 
2) wenn fich derfelbe in einer folden Lage befunden bat, daß er der ihm 
fund gewordenen Aufforderung zur Erfüllung feiner Militärpflicht keine 
Folge leiften konnte. 


Es wird jedoch hierbei vorausgefegt, daß der Angefchuldigte, nachdem 
die Hinderniffe, unter 1. und 2. gehoben waren, fofort zurücdgefehrt ift. 
$. 38. 


Zum Beweile des Ungehorfams der ausgetretenen Militärpflichtigen ges Beweis des Ungehorſams. 
nügt ed, daß Ddiefelben als folche in den Aushebungsliften des Militärkom- 
mandos notirt find. 


$. 39. 


Die Unterfuhung und Bejtrafung des ungehorfamen Ausbleibens der — ee 
Militärpflichtigen gehört vor die ordentlichen Gerichte diefer Lepteren. 

Die Eröffnung der Unterfuchungen gefchieht auf Antrag des Militär: 
an welchem vom Ausfalle der Unterfuchung jtets Mitheilung zu 
machen ift. 


8. 40. 
Vorftehendes Geſetz tritt mit dem 1. April d. I. in Kraft. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beige: 
drucktem Herzoglichen Infiegel. 


Deflau, am 28. Februar 1855. 
Seopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. v. Plög. 





Schema A. 


aus geboren 
ift am 18 ausgehoben, vorläufig jedoch nicht eingeftellt, 
fondern zur Erfagmannfchaft gefchrieben worden. 


Derfelbe bat bis zu feiner Verabſchiedung die Verpflichtung, einer Ein— 
berufung zum Dienft, bei Vermeidung der gefeplichen Strafe, jederzeit Folge 
zu leiften und bei etwaigen Reifen in das Ausland feine heimathliche Behörde 
oder feine Angehörigen von drei zu drei Monaten von dem Orte jeines 
Aufenthaltes in Kenntniß zu fegen. 


Deffau, am 


Herzoglich Anhaltifhes Militärkommando. 


Erſatzſchein 
für 


aus 


Schema B. zur Stammlifte. 


Aushebungsbezirt M Drt: 





Bemerftungen 
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Schema €. zur Aushebungstlifte. 





Bor» u. Zunamen]| Datum 
und Stand des der 
Militärpflichtigen Geburt. 





Geburts · Namen und Stand Nachweis über angebrachte 
j der Befreiungsanfprüde 
ort. Eltern. oder ſonſtige Bemerkungen. 





M 






Fuß 


Größe 


Zoll 
Strid 


Ausſpruch der 
Unterfudung®:- 
Kommiffion. 


Entſcheidung des 


Kommandos. 


Gezogene 
2008: 
Nummer. 





Bemerkungen, 
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Schema D. zum Militärfreifchein. 


Dar 


aus geboren am 
ift bei der Aushebung vom Jahre 18 

zum Militärdienfte 
untauglich befunden und daher von der hiefigen Milttärpflicht gänzlich frei— 
geiprochen worden. 


Deſſau, am 


Herzoglich Anhaltifches Militärkommando. 


Militärfreiſchein 
für 


aus 


Geleb- Sammlung. 


NM 41. 


(Oeffentlich befannt gemacht und ausgegeben am 13. März. 1855.) 





Allgemeine Feuerlöfh- Drdnung. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden äÄltejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ıc. x. ıc. 


verordnen zur Herſtellung eines zweckmäßigen Weuerlöfchwefens in Unferm 
Herzogthume, was folgt: 


I. Bon den Anftalten und Einrichtungen zur Unterdrüdung und 
Löſchung eines ausgebrohenen Feuers. 


8. Ei 
In jeder Stadt foll eine Orts-Feuerlöſch-Ordnung beiteben. In den 
Dörfern gelten die Beftimmungen der allgemeinen Feuerlöſch-Ordnung als 
Negel, wenn nicht die Ortsftatuten befondere VBorfchriften enthalten. 


8: 2 
Jede Etadt= und Dorfgemeinde ijt verpflichtet, auf ihre Koften die nö- 
thigen Löfchanftalten bei fich zu begründen und zu erhalten. Domänen umd 
Rittergüter werden in Diefer Beziehung zu den Gemeinden gerechnet, in oder 
bei welchen fie liegen, fofern fie nicht mit eigenen Löfchgeräthichaften bin- 
länglich verfehen find und die Regierung aus Diefem Grunde eine andere 
Einrichtung zu treffen für zuläſſig erachtet. 
IX. Bd. d. Gefep+ Samml. 


Ortd s Feuerlöfch « Ord- 
nungen. 


Löſch⸗ Anftalten. 
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8. 3. 
Deffentlihe und Privat» An öffentlichen Löfchaeräthichaften müffen in jedem Orte vorhanden fein: 
koſchgerathſchaften. fahrbare Feuerſpritzen, He Feuerhafen, Barden. leicht 
ſchaffende Wafferbehälter. 

Megen der Anzahl der in jeder Stadt oder in jedem Dorfe. erforder 
lichen Stüde jener Löfchgerätbichaften und wegen der Zahl der von den 
Hausbefigern zu haltenden Feuereimer wird in den Orts-Feuerlöſch-Ord— 

nungen oder in den Statuten das Nöthige feſtgeſetzt. 


8. 4. 

Spripenverbände. Kleine Ortihaften, welche nicht im Stande find, die Koften zur An— 
fhaffung einer eigenen fahrbaren Sprige aufzubringen, können mit Gench- 
migung der Regierung mit einem benachbarten Drte einen Sprigenverband 
eingehen. 

8. 5. 


Sprigenmeifter und Bes Für jede Sprige ift ein zuverläffiger Mann als Sprigenmeifter zu bes 
dlenungemannſchaft. ſtellen und ein Stellvertreter. 
Beim Feuer lenft der Sprigenmeifter die Sprige und forgt im Uebrigen 
fortwährend für deren beftändige Brauchbarkeit. 
Außer einem Sprigenmetjter ift für jede Sprige die übrige zu deren 
Bedienung nötbige Mannfchaft feſt zu ernennen. 


6 
Beuerbezirke, Jeder Kreis foll in Feine Bezirke (Feuerbezirke) eingetheilt fein. 
$ 7% 
Beuer: Kommifjarius. Jedem Feuerbezirke ift ein Kommifjarius der Kreispolizeibehörde und 


ein Stellvertreter deſſelben vorgeſetzt. 

Die Feuer: Kommiffarien und deren Stellvertreter werden von der Re— 
gierung ernannt. 

Das Amt ift ein Ehrenamt, mit welchem ein Gehalt nicht verbunden ift. 


8. 8. 
Stellung der Feuer: Die Feuer-Kommiffarien ꝛc. find in Beziehung auf das Löfchwefen 
Kommifjarien. innerhalb ihres Bezirks die beftändigen Gehülfen refp. Stellvertreter des 
Kreisdireftors. 
8. 9. 
Dienftabzeichen. Als Dienftabzeichen trägt der Feuer-Kommiſſarius oder wer in feiner 


Stelle das Löfchgefchäft leitet, beim Fener eine weiße Binde um den linken Arm. 
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8. 10. 


Unter Zuziehung der refp. Gemeindebehörde hat der Feuer-Kommiſ—- Pflichten in Bezug auf 
farius alljährlich wenigſtens einmal die Feuerlöfch-Anftalten feines Bezirks die Li a au 
u revidiren und ſich zu überzeugen, ob diefelben in einem guten Zuftande 
—8* Die vorgefundenen Mängel müffen der Herzogl. Kreisdirektion ange— 
zeigt werden. 

In den Hauptitädten Tiegt diefe Revifion der Polizeibehörde ob. 


$. 11. 
Bei ausbrechendem Feuer innerhalb des Bezirks müfen der Feuer-Kom— rt Ders a 
miffarius und der Stellvertreter fo jchnell als möglich zur Brandftelle ſich be- ö 
geben und die Leitung der Löfchanftalten übernehmen. 


5: 12; 


Mohnt der Feuer- Kommiffarius oder deffen Stellvertreter nicht im Orte, — 
wo das Feuer ausgebrochen iſt, ſo übernimmt bis zu Ankunft des Erſten von 
ihnen der Schulze die Leitung der Löſchanſtalten. 


$. 13. 


Die Obliegenbeiten des Heuer » Kommifjarius erftreden ſich auf die a een 
Dämpfung des Feuers und auf die Rettung der Perſonen und Sachen. j 


$. 14. 


Nah dem Brande organifirt der Feuer-Kommiſſarius 2c. die Feuer- Rah dem Brande. 
wachen und beftimmt, wie viel umd welche Sprigen auf der Branditelle zu: 
rücbleiben follen. Als Regel gilt, daß die Sprigen der zunächit belegenen 
Ortfchaften zurückbehalten werden. 


$. 15. 


Jeder Einwohner des Feuerbezirfs, die am Drt des Brandes anwe— Obliegenbeiten der Hülfe- 
fenden fremden Perfenen, mithin auch die zur Löfchung des Brandes aus annſchaften. 
anderen Bezirken herbeigeeilten Mannichaften find verpflichtet, dem, welcher 
die Leitung der Löfchanftalten führt, innerhalb der Grenzen der ihm beiges 
legten Befugniffe unweigerlich Gehorfam zu leiften. Auch die reitenden Jäger 
und andere Bolizei- Auffichtsbeamten müfjen dem Feuer-Kommiſſarius ꝛc. in 
feinen Anweifungen Folge leiſten. 
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I. Bon dem beim Ausbruche eines Feuers zu beobachtenden 
Berfahren. 


8. 16. 


Beim Ausbruche eines Feuers an einem Orte, wo der Sig der Kreis— 
direftion fich nicht befindet, muß der Bürgermeifter oder Schulze die Kreis- 
direftion und außerdem den Feuer-Kommiſſarius davon fofort durch einen 
Boten benachrichtigen. 

Wird an einem Orte, wo ein Feuer-Kommiſſarius oder ein Stellver- 
treter eines folchen wohnt, ein auswärtiges euer wahrgenommen, fo ift 
demfelben fehleunigit hiervon Anzeige zu machen. 


8. 17. 
Berpflihtung zur Hilfe Im Allgemeinen ift jeder arbeitsfähige, männliche Einwohner des Orts 
Isiftang, verpflichtet, zur Löfchumg eines Feuers durch feine Hülfsleiftungen beizutragen. 


Diejenigen, welche Feuereimer halten müſſen, haben dafür zu forgen, 
daß fie fchleunigft zur Branditelle gefchafit werden. 
Die Befiger von Arbeitspferden und Zugochien find fchuldig, dieſelben 
zur Herbeifchaffung der Löfchgerätbfchaften und des nöthigen Waſſers zu ftellen. 
Mer feinen Verpflichtungen nicht nachkommt, fällt in eine Volizeiſtrafe 
von 1 bis 5 Thalern. 
8. 18. 


— auswärs Bei auswärtigen Feuern it ohne Rückſicht auf In- oder Ausland von 
tigen Heuer. jeder Gemeinde durch fehleunige Abfendung einer Sprige und eines Wagens 
mit Waſſerbehältern nebſt der dazu gehörigen Bedienungsmannfchaft Hilfe 
zu leiften. 
Als Regel wird feitgefeht, daß diefe Hülfe wenigitens auf 14 Meile 
Entfernung geleiftet werden muß. 
8. 19. 


— — Die Beſitzer von Arbeitspferden ſind verpflichtet, die Spritze und den 
— Waſſerwagen auch nach einer auswärtigen Brandſtelle transportiren zu laſſen, 

und iſt in dieſer Beziehung eine Reihenfolge in jeder Ortſchaft feſtzuſetzen 

oder mit einem bejtimmten Fuhrmanne auf Koſten der Gemeinde zu accordiren. 


8. 20. 


a er | der Die abgefendeten Bedienungsmannfchaften ſtehen zunächft unter Aufficht 
des Spripenmeifters und haben dieſem Gehorfam zu leiften, wenn nicht 
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vom Schulzen oder von einem Schöppen die Führung der Mannfchaft über- 
nommen ift. s 
21. 


Iſt die Sprige ꝛc. auf der Brandſtelle eingetroffen, fo hat der Sprigen- 
meijter ac, bei dem, welcher die Löfchanftalten leitet, die Ankunft zu melden 
und Berhaltungsbefehle einzuholen. 


8. 22. 
Die Befpannung einer auswärtigen Sprige ꝛc. darf nur im Nothfalle 


zu anderen Dienftleiftungen auf der Branditelle verwendet werden. Die Ent- 
Icheidimg darüber fteht dem zu, welcher die Leitung der Löfchanftalten führt. 


8. 23. 
Der Rüdtransport der Sprigen ꝛc. ift nicht eher zu unternehmen, »al8 
bis der Befehlshaber beim Löfchen die Erlaubniß dazu ertheilt hat. 
Auswärtige, nach der Dämpfung des Feuers auf der Branditelle be- 
laffene Sprigen müffen von der Gemeinde des Orts, wo das Feuer ausge 
brochen, zurüctransportirt werden. 


8. 24. 


Verhalten bei der An: 
funft, 


Benugung der Bes 
fpannung. 


& 


NRüdtransport der 
Spritzen. 


Den Hülfs- reſp. Bedienungsmannſchaften wird das Fordern von Le— — Lebens⸗ 


bensmitteln und Branntwein ohne Entgeld unterſagt. 

Letzterer darf, ſo lange die Löſcharbeiten dauern, ohne beſondere Ge— 
nehmigung des Befehlshabers beim Löſchen auch nicht freiwillig oder gegen 
Entgeld verabreicht werden. 

Währen die Löſcharbeiten länger als drei Stunden, fo hat der Bürger: 
meijter oder Schulze des Ortes, wo der Brand ftattfindet, dafür zu forgen, 
daß die Mannfchaften und Befpannungen der auswärtigen Sprigen ꝛc. un: 
entgeldlich Lebensmittel refp. Futter erhalten. 


II. Bon dem nah Unterdrüdung eines Feuers zu beobachtenden 
Verfahren. 


8. 25. 

Nach der Dämpfung des Feuers ift die Brandftätte, um deffen Wieder: 
ausbrucd zu verhüten, noch eine Zeit lang zu bewachen und ein Theil der 
Löfchgeräthichaften, fo wie ein Theil der dazu gehörigen Mannfchaften nach 
Anvrdnung des Feuer-Kommiffarius ꝛc. dort zu befaffen. 
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Bewachung. 
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8. 26. 


Aufräumung. Die Aufräumung der Brandftelle darf vor der Aufnahme des Thatbe— 
beftandes durch die Polizei- oder Gerichtöbehörde nicht begommen werden, 
Fehlt es im Orte der Brandftelle an Arbeitskräften, um legtere fchnell 
aufzuräumen, jo muß von den im Umkreiſe von zwei Stunden gelegenen 
Ortſchaften durh Stellung der nöthigen Anzahl von Mannichaften, Pferden, 
Wagen nad Anordnung des Kreisdireftors Beihülfe geleiftet werden. 


8. 27. 


Reinigung der Löſchge⸗ Die Löſchgeräthſchaften müffen gehörig gereinigt 2c., fchadhaft gewordene 
rathſchaften. Stücke aber ſogleich ausgebeſſert oder durch neue erſetzt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. 


Deſſau, am 7. März 1855. 
Seopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. v. Plög. 





Gefeb- Sammlung. 


NM 478. 


(Deffentlih befannt gemadıt und ausgegeben am 21. März. 1855.) 





Statuten 
für die deutſche Montinental: Gas: Gefellichaft hierfelbft. 


ir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, 1. x. x. 
fügen hiermit zu wiffen, daß Wir der jet hier in Unferer Refidenzitadt 
Deffau unter dem Namen „Deutfche Kontinental = Gas = Gefellfchaft “ zufammen- 
getretenen Gefellfhaft von Aktionären zur Erzeugung und zum Abfag von 
Gas in Städten und Ortfchaften des europäifchen Kontinents auf deren 
unterthänigftes Anfuchen Konzefiion und Korporationsrechte ertheilt haben. 
Nachdem fodann der angehängte Entwurf der Statuten der gedaihten 
Geſellſchaft bei Uns zur landesherrlichen Genchmigung und Bejtätigung ein- 
gereicht worden, fo haben Wir diefen Entwurf geprüft und feinem ganzen 
Inhalte nach zu genehmigen und zu bejtätigen befchloffen; thun auch folches 
biermit und genehmigen und beftätigen hierdurch und Kraft diefes 
die Statuten der Deutfchen Kontinental= Gas - Gefellfchaft, 
verleihen denfelben hierdurch Gefegesfraft und wollen, daß von Unferen Bes 


börden in ihrem amtlichen Wirkungsfreife darauf gehalten werde, daß die 
1X. Bd. d. Gefep- Samml. 
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Gefellfhaft in ihren Rechten und Printlegien gefchüpt und nicht geduldet 
werde, daß diefen Statuten zuwider gehandelt werde. 


Zu Urkund deffen haben Wir diefe Beftätigungs-Urkunde und Ber: 
ordnung höchſt eigenhändig vollzogen und mit Unferm Herzoglichen Infiegel 
bedruden laſſen, auch deren Veröffentlichung in der Gefep =» Sammlung 
befohlen. 


Deflau, am 12. März 1855. 


Leopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. dv. Plotz. 





Statut 
der 


Deutfchen Kontinental-Gas- Gefellfchaft. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8. 1. 

Unter der Benennung: Deutfche Rontinental- Gas - Gefellfchaft verbindet 
fih eine, mit Korporations- und faufmännifchen Rechten verfehene, Aktien- 
gefellfchaft zur Erzeugung und zum Abfag von Gas in Städten und Ort: 
fchaften des europäifchen Kontinents. Das Gas wird, je nad) den verfchiedenen 
Lofalitäten und den Bortfchritten der technifchen Wiffenfchaften, aus Koblen, 
Holz, Harz oder anderen geeigneten Stoffen bereitet und zur Beleuchtung, 
zum Heizen, Kochen, überhaupt als Leucht- und Brennftoff verwendet werden. 


8.2. 

Zu dem Ende wird die Gefellfchaft in Orten, welche fih zu dem in 
Rede ſtehenden Gefchäft eigenen, mit den betreffenden Lofalbehörden Kontrakte 
über Errihtung von Gasanftalten abſchließen, beftehende Gasetabliffements, 
fofern dies vortheilhaft erfcheint, amkaufen und in Kontrakte, welche von 
dritten Perſonen bereits abaefchloffen find, eintreten. 

Die einzelnen Gtabliffements werden auf Rechnung der Gefellfhaft be- 
trieben. Es jteht derfelben auch frei, auf Beſchluß des Gefellfchaftsvorftandes 
Stammaftien oder Antheilfcheine beftehender oder im Entſtehen begriffener 
Gas» Gefellfchaften zu erwerben. 


8.8 
Die Dauer der Gefellihaft wird auf feine beftimmte Zeit feftgefept 
(conf. $, 13.). 
8. 4. 
Das Domieil der Gefellfhaft umd der Sig ihres Borftandes ift: 
Deſſau, ihr Gerichtsftand das Kreisgericht zu Deffau, ihre Birma: Deutfche 
Kontinental : Gas = Gefellfchaft. 


Bildung, Zwei, Bes 


flimmung und Dauer ber 


Geſellſchaft. 


Domicil, Gerichtoſtand, 
Firma, 


Fonds der Gefellihaft. 


Spezial» Refervefond, 


Amortifationsfond, 


Amortifation d. Aktien, 


8. 5. 

Das zur Grreihung der Zwecke der Gefellfhaft erforderliche Grund- 
fapital ift auf: drei Millionen Thaler (vierzehn auf die feine Mark) feftgefept; 
es wird durch 30,000 Aktien aufgebracht, von denen jede auf den Inhaber 
lautend, im Betrage von Hundert Thalern ausgefertigt wird, fobald dieſe 
100 Thlr. voll eingezahlt find. Es follen jedoch zunächft nur 5000 Stüd 
Aktien zu Hundert Thalern, im Nominalwerthe von zufammen fünfmalhundert 
Zaufend Thalern, ausgegeben, auf dieſe fofort bei der erften Zeichnung zehn 
Prozent eingezahlt und die folgenden Einzahlungen in Raten von zehn Pro— 
zent nach Maßgabe des vorfchreitenden Bedürfniffes geleiftet werden. Die 
weitere Ausgabe von Aktien innerhalb des oben feftgefegten Grundfapituls 
erfolgt ebenfalls nur nach Maßgabe der Ausdehnung des Unternehmens auf 
Grund eines Befchluffes der Generalverfammlung der Aktionäre. 


$. 6. 

Zur Beftreitung der Koften für Die Erneuerung, Erweiterung oder den 
Umbau der einzelnen Gasanjtalten, fo wie zur Dedung der dur Unglüds- 
fülle und in außerordentlichen unvorbherzufehenden Fällen entjtehenden Aus- 
gaben wird nach vollftändiger Gröffnung des Betriebes der einzelnen Gas- 
anjtalten aus dem Reinertrage derjelben ein Refervefond gebildet. 


a 8 
Außerdem foll ein Amortifationsfond in nachſtehender Art gebildet 
werden. — Dem Amortifationsfond fließt die Hälfte desjenigen Theils der 
Reinerträge des ganzen Unternehmens zu, um welchen derfelbe den Betra 
von fünf Prozent des wirklich eingezahlten Kapitals überfchreitet, 3. B. 2 
Prozent bei überhaupt 10 Prozent Reinertrag. 


$. 8. 


Die Amortifation der Aktien wird in der Art bewirkt, daß eine dem 
vorhandenen Fond entfprechende Anzahl Aktien ausgelooft und der urſprüng— 


lich eingezahlte Betrag, beziehungsweife der Nennwerth, den Inhabern der 


gezogenen Nummern baar ausgezahlt wird. Diefe Auszahlung wird auf der 

ftie mit einem Stempel der Gefellihaft: „Amortiſirt“, bezeichnet und der 
Inhaber einer folchen amortifirten Aktie nimmt auch ferner und fo lange das 
Unternehmen bejteht, an dem Ertrage über fünf Prozent und an allen Rechten 
der Aktionäre, den Fall der Auflöfung nicht ausgenommen, vollen Antheil 
($. 13.). Die Ausloofung erfolgt in Gegenwart dreier Direktoren, des 
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Syndikus und eines Notard, welcher das Protokoll führt. Für Aktien, 
welche drei Jahre nach der Amortifation und Bekanntmachung der Nummern 
noch nicht präfentirt oder ald gerichtlich mortifizirt nachgewiefen werden, kann 
der Gefellfchaftsvorftand das gerichtliche Aufgebot beim Gerichtöftande der 


Geſellſchaft nachſuchen zu Gunften des Amortifationsfondse nach Abzug der- 


Koften. 
r $. 9. 

Das Verhältniß zum Staate wird dur das Gefeg beftimmt. Ins— 
beſondere bleibt e8 der Regierung vorbehalten, das Oberauffichtsrecht durch 
einen Kommiffarius auszuüben. Diefem fteht e8 zu, die Generalverfamm- 
lung und alle Organe der Gefellfchaft zu berufen, ihren Berathungen und 
Beichlüffen beizuwohnen, auch zu jeder Seit von den Schriftftüden, Berhand- 
lungen, Büchern, Rechnungen, den Kaffen und Etabliffements der Gefell- 
ihaft Einfiht und Kenntniß zu nehmen. 


8. 10. 


Der Gefellfchaft jteht es frei, an dem Ort, wo ein neues Etabliffement 
begründet oder ein beitehendes übernpmmen wird, der betreffenden Kommune 
oder den Einwohnern des Orts eine Betheiligung bei dem fpeziellen Unter: 
nehmen bis auf Höhe von einem Drittel des dazu erforderlichen Anlage- und 
Betriebstapitald zuzugeftehen. Die Gefellfchaft tritt dann zu der Kommune, 
welche fich betheiligt, oder den betreffenden Privatintereffenten, oder der Al: 
tiengefellichaft, in das Berhältniß eines Sozius. Die näheren Beftimmungen 
des Sozietätövertrages werden von dem Gefellfhaftsvorftande in jedem be— 
fondern Falle und mit Rückſicht auf die Gefepgebung des Staats, in wel- 
chem das Gtabliffement liegt, feitgefept, beziehungsweife genehmigt. Die 
Verwaltung oder Verpachtung folcher Etabliffements darf jedoch der Deutfchen 
Kontinental- Gas = Gefellfhaft nicht entzogen, wohl aber fann den anderweiten 
Theilnehmern das Mitauffichtsrecht eingeräumt werden. Der Betrag des von 
denfelben hergegebenen Kapital® gehört felbftredend nicht zu den Fonds der 
Deutfchen Kontinental» Gas » Gefellfchaft. 


$. 11. 

Alle an die Aktionäre fowohl vor als nad) Aushändigung der Aktien, 
oder an jonjtige unbekannte Interefienten zu richtende Einladungen oder Be— 
fanntmachungen in Angelegenheiten der Gefellfhaft find ohne Ausnahme für 
gehörig publizirt und infinwirt zu erachten, ſobald diefelben in einer Anhal⸗ 


Berhältniß zum Staate. 


Sozietätöverbältniffe. 


Dffigielle Blätter der 
Geſellſchaft. 


Schlichtun 
tigkeit 


von Strei⸗ 
en. 
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tifehen, zwei Berliner, einer Leipziger, einer Magdeburger Zeitung mindeſtens 
zwei Mal eingerückt find. Für jest werden die Boßifche, die neue Preußifche, 
die Leipziger Allgemeine Deutfche Zeitung, die Magdeburger Zeitung und 
der Anhaltifhe Staatsanzeiger hierzu beftimmt. Dem Gefellfchaftsvorftande 
bleibt e8 vorbehalten, dieſen Zeitungen andere zu fubftitwiren und dies öffent 
lich bekannt zu machen. Mit der Unfenntniß der darin erlaffenen Bekannt: 
machungen kann ſich Niemand gegen. den Eintritt der ftatut= oder gefepmäßigen 
Folgen fchügen. 


$. 12. 


Streitigkeiten, welche die Angelegenheiten der Gefellfchaft betreffen, es 
fei zwifchen der Gefellfchaft und ihren Aktionären, Vertretern oder Beamten, 
oder unter diefen Perfonen felbit, dürfen, mit Ausnahme der $. 19. und 
$. 34. angeführten Fälle, nur durch Schiedsrichter entfchieden werden, von 
denen jeder Theil einen wählt. 


Ein Obmann tritt nur dann binzu, wenn Die beiden Schiedsrichter 
fih innerhalb acht Tagen nicht einigen fönnen. In diefem Falle ernennt 
das Präfidium des Herzoglichen Ober: Landesgerichts zu Deffau aus der 
Zahl der Mitglieder defjelben den Obmann. Schiedsrichter und Obmann 
müffen am Siße der Gefellihaft wohnen, fo wie aud das Domizil der 
Aktionäre, fo weit e8 auf Verpflichtungen gegen die Gefellfchaft aufommt, in 
deren Gerichtöjtand ift. Verzögert einer der jtreitenden Theile auf die ihm 
durch einen Notar oder gerichtlich infinuirte Aufforderung des Gegners die 
Ernennung des Schiedsrichterd länger als acht Tage, fo muß er fich gefallen 
laffen, daß der andere Theil auf Ernennung eines Schiedsrichters durch das 
vorgenannte Präfidium anträgt. 


Das Schiedsgericht hat feinen Ausſpruch fpäteftens innerhalb vier Wochen 
zu thun, widrigenfall® jedem der ftreitenden Theile freifteht, auf richterliches 
Gehör im Gerichtsjtande der Gefellfhaft zu provoziren. Gegen den fchiede- 
richterlichen Spruch findet fein Rechtsmittel jtatt. 


Die zur kompromiffarifchen Enticheidung Seitens der Gefellihaft er 
forderlihen Ginleitungen und die Ausführung des Verfahrens find dem 
Syndikus der Gefellfchaft ſelbſtſtändig übertragen. Die Vollſtreckung der 
fchtedsrichterlichen Urtheile bleibt dem gewöhnlichen Richter vorbehalten. Diefe 
ftatutenmäßigen Beftimmungen vertreten die Stelle eines unter den Parteien 
abgeichlofienen Kompromiffes. 


8. 13. 


Die Auflöfung der Gefellfchaft fann nur erfolgen: 

a. im Halle des Concurfes; 

b. durch ftatutenmäßigen Beihluß der Mitglieder der Gejellichaft nach 
Ablauf oder freiwilliger Aufhebung der von der Gejellfhaft gegen 
Kommunen oder Privatperfonen übernommenen fontraftlichen Berbind- 
lichkeiten. ine ſolche freiwillige Auflöfung darf nur in einer eigends 
dazu berufenen Generalverfammlung in der $. 36. Nr. 2. beftimmten 
Art beſchloſſen werden. 

Bon derfelben Generalverfammlung iſt zugleich die Art der Veräußerung 
des gefammten Gigenthums der Gefellfhaft feitzuftellen oder zu genehmigen. 

Don dem Erlöfe wird nad Berichtigung der Schulden zunächſt auf die 
noch nicht amortifirten Aktien der Nominalwerth, refp. der Betrag der Ein- 
ahlungen, zurüdgezahlt; der Meft aber, unter Beobachtung der gefeglichen 

Örmlichkeiten, auf fämmtliche Aktien gleichmäßig vertheilt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechte und Pflichten der Aktionäre, 
8. 14. 


Das Recht auf Theilnahme an dem im vorigen Abfchnitt bezeichneten 
Unternehmen wird durch Unterfchrift des Verpflichtungsfcheins, welcher zugleich 
eine Anerkennung diefer Statuten enthält, und fofortige baare Einzahlung 
von zehn Prozent des gezeichneten Betrages, und zwar im Berhältnig der 
auf die Anmeldung vom Komite oder Direktorium zugefagten Aktien, er- 
worben. Dagegen empfängt der Zeichner einen Quittungsbogen (eine In: 
terimd- Aktie), welcher auf feinen Namen lautet und in welchem über die 
eingezahlten zehn Prozent quittirt iſt. Jeder Zeichner ift für die ihm zuge 
theilten Aktien Mitglied der Gefellfhaft, diefem Statut unterworfen und 
nimmt an dem Gewinn und Verluſt nach Verhältniß feines Aktienkapitals 
Theil. Er fcheidet aus der Gefellfchaft durch die Uebertragung der Quit- 
tungsbogen und der durch die Ginzahlung bedingten Rechte, fo weit .dieje 
nah diefem Statut ($. 17.) zuläffig it, oder durch Beräußerung der 
Aktien aus. 

Jeder rechtmäßige Erwerber einer Aktie oder der Anrechte aus den 
Beichnungen und Einzahlungen wird Mitglied der Gefellfchaft. 


Aufloſ . = Geſell⸗ 


Erwerb und Aufbören 
der Theilnahmerechte. 


Fernere Einzablungen auf 
die Aktien. 


Berpflihtung der 
Aktionäre. 


Ausgabe der Altien, 


Folgen der Rihtzahlung. 


$. 15. 


Die bei der Zeichnung und erften Einzahlung ausgegebenen Quittungs- 
bogen werden auf den Namen des erjten Zeichners auögeftellt, mit fortlaus 
fenden Nummern verfehen und in ein Buch, unter genauer Angabe des Na- 
mens, Wohnorts und Standes des Eigenthümers eingetragen. 


8. 16. 


Die ferneren Einzahlungen gefchehen in Raten von zehn Prozent der ges 
zeishneten Summe nad) den deshalb vom Gefellfchaftsvoritande zu erlajfenden 
und mindeftens vier Wochen vor dem jedesmaligen Zahlungstermine gehörig 
(vergl. $. 11.) befannt zu machenden Aufforderung innerhalb der darin feft- 
gefepten Friſt an die Kaffe oder die befonders namhaft zu machenden Ver— 
treter der Gefellfchaft. 


8. 17. 


Die urfprünglichen Zeichner haften für richtige Einzahlung von dreißig 
Prozent des gezeichneten Betrages. 


$. 18. 


Nah Einzahlung der gezeichneten Beträge werden die auszufertigenden 
Aktien gegen Rüctgabe der Quittungsbogen ausgegeben. Zur Empfangnahme 
der Aktien ift jeder Borzeiger eines die früheren Einfchlüffe nachweijenden 
og wer als deſſen Eigenthümer legitimirt. 

Diefe Legitimation zu prüfen it der Gefellichaftsvorftand berechtigt, 
aber nicht verpflichtet. 

Die Aktien lauten auf den wollen gezeichneten Nominalbetrag. Es 
werden den Aktien Dividendenfcheine für zehn Jahre angehängt, nebit Zalon, 
und alle zehn Jahre neue Dividendenfcheine gegen Aushändigung der Talons 
an die Vorzeiger der leptern ausgehändigt. 


8. 19. 


Aktionäre, welche binnen der feitgefepten Zeit die ausgefchriebenen Raten 
nicht einzahlen, haben eine Konventionalitrafe von zehn Prozent der im 
Rüdftande verbliebenen Rate zum Bortheil der Gefellichaft verwirkt. 

Die Nummern der Quittungsbogen (Interims- Aktien), auf welche 
Ratenzahlungen im Nücftande geblieben find, werden nad) Ablauf des 
Zahlungstermins öffentlich befannt gemacht und zugleich wird die Aufforderung 


zur Zahlung der rüdjtändigen Rate nebft der verwirften Konventionalftrafe 
erneut. 

Erfolgt auch dann die Zahlung der Rate und der Strafe binnen ſechs 
Wochen nicht, fo ift der Geſellſchaftsvorſtand bereshtigt, die bis dahin einge- 
zahlten Raten als verfallen und die durch die Ratenzablungen, jo wie durch 
die urfprüngliche Zeichnung dem Aktionär gegebenen Anfprüche auf Empfang 
der Aktie für erlofchen zu erklären. 


$. 20. 


Jede Uebertragung eines auf den Namen lautenden Quittungsbogens 
muß aus demfelben erfichtlich fein; der Gefellfchaftsvorftand iſt berechtigt, je- 
doch nicht verpflichtet, die Nichtigkeit und Vollſtändigkeit folcher Uebertra— 
gungen zu prüfen. 

8. 21. 

Simmtlihe Einfhüfe der Aktionäre werden fo lange mit fünf Prozent 
verzinfet, bis das eingefchoffene Kapital zur Grbauung oder zum Erwerbe 
von Gasanjtalten verwendet ift und diefe in Betrieb gefept find. Die Zinfen 
werden bis dahin aus dem Aktienkapital bejtritten. 


$. 22. . 


Am 4. Januar jeden Jahres wird ein Hauptabſchluß aufgeftellt, aus 
welchem bervorgeben muß, ob das Unternehmen in feiner Gefammtheit einen 
Reinertrag abgeworfen hat. ® 

Zu dem Ende ijt über jedes einzelne Gtabliffement fpeziell Buch und 
Rechnung in faufmännifcher Form zu führen. Die vierteljährlichen Abſchlüſſe 
jedes einzelnen Etabliffements gehen an den Gejellfhaftsvoritand, werden von 
demfelben geprüft und bei der Hauptkaffe zufammengeitellt. Daffelbe gefchieht 
mit den einzelnen Jahresabjchlüffen, welche für jedes einzelne Gtabliffement 
die Verwaltungs-, Betriebs- und Unterhaltungstoften, jo wie den Ertrag 
oder Verluft nachweifen müſſen. 

Bon dem Ertrage wird dann durch den Gefellichaftsvorftand die zum 
Refervefond ($. 6.) und eventuell die nach $. 7. zum allgemeinen Amor: 
tifationsfond fließende Quote bejtimmt und abgefegt. 

Der nach Abzug dieſer Beträge bleibende Reit der gefammten Erträge 
fänmtlicher Gtabliffements bildet den Reinertrag, welcher als Dividende, 
refp. Zinfen, an die Aktionäre vertheilt wird. 

Der Betrag der jedesmaligen Dividende, Ort und Zeit ihrer Zahlung, 
werden von dem Gefellfchaftsvoritande öffentlich befannt gemacht. Derfelbe 
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— 


Form ber Uebertra⸗ 
gungen. 


Berzinfung der Ein⸗ 
zablungen, 


Dividende. 


wird darauf halten, daß die Abfchlüffe der einzelnen Etabliffements im Januar 
jeden Jahres eingehen, der Hauptabfchluß im Februar zufammengeftellt umd 
die Dividende im März oder April gezahlt wird. 


8. 23. 


Berjäbrung der Divis Dividendenfcheine, welche innerhalb fünf Jahren von dem befannt ge- 
— machten Fälligkeitstermine an nicht zur Erhebung präfentirt find, verfallen 
zum Vortheil eines, zur Unterflügung hülfsbedürftiger Beamten oder perma- 

nenter Arbeiter der Gefellihaft zu bildenden, Unterjtügungsfonds. 


$. 24. 


_Amortifationsverfabren Angeblich verlorene, oder vwernichtete, oder fonft abhanden gefommene 

a und Quittunge Ayittungsbogen und Aktien müffen in der für amdere Urkunden ähnlicher 
Art aefeplich vorgefchriebenen Form im Gerichtöftande der Gefellfchaft amor- 
tifirt werden. 


8. 25. 


a Wenn auf Borfchlag des Gefellihaftsvorftandes und Beſchluß der 
FE Generalverſammlung eine weitere Emiſſion von Aktien über 5000 Stück 
ftattfinden foll, jo tritt. in Betreff der Ausgabe neuer Aktien ganz dafjelbe 
Verfahren ein, welches vorftehend vorgefchrieben iſt; jedoch foll den Beſitzern 
der bereits ausgegebenen Aktien ein Vorrecht bei der ferneren Betheiligung 
eingeräumt werden. Den Mitgliedern des erften Komite, ald Gründern der 
Geſellſchaft aber iteht das Recht zu, ein Drittel der zu emittirenden neuen 
Aktien zum PBarikourfe zu übernehmen. 


— 


Dritter Abſchnitt. 
Verfaflung und Verwaltung der Gefellihaft. 


$. 26. 


Im Allgemeinen. Das Intereffe der Gefellfchaft wird wahrgenommen: 
1) durch die Gefammtbeit der Aktionäre in der Generalverfammlung ; 
2) durch den Gefellfhaftsvorftand (das Direktorium); 
3) durch Bevollmächtigte; 
4) durch Spezialdireftoren; 
5) durch befondere Beamte. 


l. Generalverfammlungen. 


$. 27. 
Die regelmäßigen Beneralverfammlungen werden im Anfange Generatverfammlungen. 
jeden Jahres, fpäteftens im April, von dem Direktorium berufen; außer  $inladung. 


ordentliche, fo vft es von demfelben für nöthig erachtet wird; außerdem 
durch den landesherrlihen Kommiffarius; ferner auf den fchriftlichen Antrag 
derjenigen Aktionäre, welche mindeftens den fechiten Theil der überhaupt 
auögegebenen Aktien, beziehungsweife Quittungsbogen, befigen und den In— 
halt der zum Vortrage zu bringenden Gegenjtände angeben; endlich auf 
Beſchluß der vorhergehenden Generalverfammlung. 

Die Einladung erfolgt durch dreimalige Bekanntmachung; die lepte 
Infertion muß mindeitens vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung 
gefchehen fein. Die Einladung muß eine kurze Aufführung der zum Bor- 
trage beftimmten Gegenftände enthalten. 


8. 28. 


An den Generalverfammlungen können nur folhe Aktionäre Theil mehr Serechtignng mr Theil 
men, welche mindejtens fünf Aktien oder diefer Anzahl entfprechende Quit— j 
tungsbogen befigen. 

Der Belig von je fünf Aktien giebt eine Stimme. Bei Zählung der 
Aktien werden die eigenen Stimmen des Aftionärs mit denen feiner Macht: 
geber zufammengerechnet. Eine Beſchränkung der Stimmenzahl eines Aktionäre 
findet nicht Statt. 

$. 29. 


Der Generalverfammlung beizumohnen und darin die Rechte der Aktio- Legitimation. 
näre auszuüben, find nur Diejenigen berechtigt, welche fpätejtens am Tage 
vor der Verfammlung bis Abends 6 Uhr die von ihnen eigenthümlich be- 
fefjenen Aktien oder Quittungsbogen in dem Büreau der Gefellfchaft oder 
fonft auf eine dem Direktorium genügende Weife niedergelegt und dadurd) 
die Zahl der Stimmen, zu welchen fie berechtigt find, nachgewiefen haben. 
Hierüber empfangen fie eine Befcheinigung, welche zugleich ala Einlaßkarte 
in die Berfammlung dient. Es fteht jedoch den Aktionären auch frei, ihre 
Aktien oder Quittungsbogen fpäteitens am Tage vor der Verſammlung bis 
Abends 6 Uhr nur bei einem von dem Direktorium zu  bejtimmenden 
Beamten anzumelden und vorzuzeigen, welcher diefelben nach der Num— 
mer zu verzeichnen hat, die Aktien und Quittungsbogen felbft aber im 
Befige zu halten. Diejelben empfangen über die gefchehene Anmeldung 


Bertretung. 


BDirkfamkeitderBeichlüffe. 


eine Befcheinigung, welche gleichfalls als Einlaßkarte in die Generalver- 
fammlung dient; fie find aber ſchuldig, alsdann, außer der Befcheinigung, 
die Aktien oder Quittungsbogen felbit beim Eintritt in die Verfammlung 
an einen vom Direktorium zu beftimmenden Beamten, der diefelben mit den 
Nummern des bei der Anmeldung aufgenommenen Berzeichniffes zu ver 
leihen hat, auf Berlangen Ddiefes Beamten vorzuzeigen. Das nach der 
beim Eintritt in die Generalverfammlung vorgezeigten Befcheiniqung zu fer: 
tigende, und vom Direktorium zu attejtirende, -Verzeichniß liefert den Nach— 
weis der anwefend gewefenen Aktionäre und der ihnen zugeftandenen Stimmen. 

An den nächten Tagen nach dem Schluffe der Generalverfammlung 
fönnen die deponirten Aktien oder Quittungsbogen, gegen Nücgabe der 
darüber erteilten Befcheiniaung, wieder in Empfang genommen werden. 

Das Direktorium ift ermächtigt, jedoch nicht verpflichtet, Die Vorzeigung 
der Aktien oder Quittungsbogen an auswärtigen Börfenplägen bei einem 
daſelbſt etablirten Haufe, jtatt an einen Beamten der Gefellfchaft am Sitze 
derfelben, bis zu einem bejtimmten Tage vor der Generalverfammlung zu 
geftatten ; jedoch muß Died zugleich mit der Einladung zur Generalverfamme 
lung befannt gemacht werden. 

In Ddiefem Falle find die Aktien oder Quittungsbogen ebenfalls beim 
Eintritt in die Generalverfammlung vorzuzeigen. 

Endlich jteht dem Direktorium frei, am Tage vor der Generalverfammlung 
nad) 6 Uhr Abends oder am Verſammlungstage felbjt vor Eröffnung noch Anmel— 
dungen zuzulaffen und den Eintritt gehörig legitimirten Aktionären zu geftatten. 

$. 30. 

Für die nah $. 29. legitimirten, aber am Grfiheinen bebinderten, 
Aktionäre fünnen deren gefepliche Vertreter oder auch Bevollmächtigte an den 
Verhandlungen der Generalverfammfung Theil nehmen. Erftere, welche fich 
nur als folche durch Vorweiſung ihrer Beitallung auszumweifen haben, fo wie 
(Shemänner, welche für ihre rauen, und Profuraträger, welche für ihre 
Handlungshäufer auftreten, bedürfen, auch wenn fie felbit nicht Aktionäre 
find, einer befondern Vollmacht dazu nicht. Andere Machthaber abmwefender 
Aktionäre dürfen Dagegen nur zugelaffen werden, wenn fie ſelbſt Aktionäre 
find und fich durch eine fchriftliche, Lediglich der Prüfung des Direftoriums 
unterliegende, Vollmacht legitimiren. 

$. 31. 


Die verfaffungsmäßigen Beſchlüſſe der Generalverfanmlung haben, ohne 
Rüdfiht auf die Anzahl der Anweſenden, für alle Aktionäre verbindliche Kraft. 


$. 32. 


Reglementsmäßige Gegenjtände der Berathung und Beſchlußnahme der 
Generalverfammlung find: 


1) der Vortrag des Gefchäftsberichts des Direktoriums über die Gefchäfte 
des verfloffenen Jahres; 

2) die Vorlage und Vertheilung des Rechnungsabfchluffes und der 
Bilanz über das vorhergehende Berwaltungsjahr; 

3) die Entfcheidung über folche Rechnungserinnerungen des Direktoriums, 
welche der Kurator der Hauptfaffe, der Spezialdireftor eines Gtablif- 
fementö oder der Bevollmächtigte nicht für begründet erachtet; 

4) die Wahl der Mitglieder des Direktoriums ($. 39.); 

5) Diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalverfammlung von dem 
Direktorium oder von einzelnen Aktionären zur Entſcheidung vorge: 
gelegt werden. 

$. 33. 


Grforderlich ift der Beſchluß der Generalverſammlung: 


1) zur Ausgabe von Aktien über 5000 Stück bis zu 30,000 Stüd; 

2) zur fernern Vermehrung des Gefellfhaftsfonds durch Ausgabe neuer 
ftien oder durch zu dieſem Behuf zu machende Darlchne; 

3) zur Abänderung oder Ergänzung des Statuts; 

4) zur Aufhebung der Befchlüffe früherer Generalverfammlungen ; 

5) zur Auflöfung der Gefellfchaft. 


Soll in der ordentlichen Generalverfammlung über irgend einen der 
vorftehend bezeichneten Gegenftände Beſchluß gefaßt werden, fo tft der Ge— 
genftand der Berathung in der Ginladung zu diefer Verfammlung befon- 
ders zu vermerken. 

$. 34. 


Die Generalverfammlung ift berechtigt, zur Prüfung der Buchführung, 
der Rechnungen und Kaſſen der Gefellichaft, fo wie der Verwaltung im All: 
gemeinen, eine Kommiffion von 3 bis 7 Mitgliedern aus den Aktionären 
zu ernennen und der nächiten ordentlichen oder einzuberufenden außerordent- 
lichen Generalverfammlung Bericht erftatten zu laffen. 

Den Kommiffarien jede Auskunft zu ertheilen umd Einſicht in die Bücher, 
Rechnungen, Korrefpondenzen und in die einzelnen Etabliffements h geftatten, 
ift das Direktorium, jeder Spezialdireftor, Bevollmächtigte und Beamte der 
Gefellfchaft verpflichtet. 


ur wege 
fände der Berathung. 


Rotbwendigkeit der Bes 
rufung. 


Wahl befonderer Kom⸗ 
miffionen, 


Die Generalverfammlung entfheidet über die von ihrer Kommiffion 
gezogenen Monita; Regreßanſprüche an die Mitglieder des Direftoriums 
können jedoch nur im gewöhnlichen Rechtswege geltend gemacht werden. 


$. 35. 


Weſen der General. Die in der Generalverfammlung anweſenden Aktionäre vertreten unbe: 
verfammlung. dingt die Geſellſchaft. Das Direktorium ift daher verpflichtet, ftatutenmäßige 
Befchlüffe der Generalverfammlung auszuführen. 
Mindeftens ein Zehntel fämmtlicher Aktien muß in jeder Generalver: 
fammlung vertreten fein. 


$. 36. 


Gang der Berhandlungen. Der Vorſitzende des Direktoriums oder defien Stellvertreter leitet die 
Generalverfammiung; er bejtimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden 
Gegenftände und fept das bei der Abftimmung zu beobachtende Verfahren 
in Mebereinftimmung mit den Vorfchriften des Statuts feit. 

Die Beichlüffe werden durch abfolute Stimmenmehrheit der anwefenden 
Aktionäre gefaßt; bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme des Bor: 
fipenden. Bavon finden nur Ausnahmen Statt: 

1) bei der Wahl der Mitglieder des Direktoriums und der Kommiffion- 
mitglieder ($. 34.), welche durch relative Stimmenmehrheit der an- 
wejenden Aktionäre gewählt werden; im Fall einer Stimmengleichheit 
enticheidet das Loos. Lehnt ein Aktionär die Wahl ab, fo rüdt 
derjenige ein, der nach dem Gewählten die meiften Stimmen hat; 

2) bei den Befchlüffen, welche eine Abänderung der Statuten oder die 
Auflöfung der Gefellfhaft feitfegen, indem ein folder Beſchluß nur 
dur eine Majorität von zwei Dritteln der anmefenden Stimmen ges 
faßt werden fann. 


$. 37. 
Anträge einzelner Altio⸗ Wenn einzelne Aktionäre einen Gegenftand in der Generalverfammlung 
näre. zum Vortrag und zur Beichlugnahme bringen wollen ($. 32. Nr. 5.), fo 


müfjen fie ihr Vorhaben fpäteftens drei Wochen vor der Generalverfammlung 
unter kurzer Angabe der Motive dem Direktorium fehriftlich anzeigen. 
Solche Anträge müſſen fpäteftens mit der legten, in den öffentlichen 
Blättern erfhienenen Einladung zur Generalverfammlung den Aktionären be- 
fannt gemacht werden. In der Berfammlung wird der Antrag zunächſt ver- 
lefen und vor Zulafjung irgend einer Diskuffion die Unterftügungsfrage ge- 
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ſtellt. Wird der Antrag nicht von mindeftens zehn Aktionären, ohne Rück— 
fiht auf die Zahl ihrer Stimmen, unterftügt, fo iſt derſelbe als verworfen 
zu betrachten. 

Dafjelbe Verfahren findet Statt, wenn ein einzelnes Mitglied des Di- 
reftoriums, ein Spezialdireftor oder ein Bevollmächtigter, einen Gegenftand 
in der Generalverfanmmlung zur Sprache bringen, oder einen Antrag ftellen 
will, welchen das Direktorium nicht zu dem feinen macht. 


8. 38. 


Das über die Verhandlung jeder Generalverfammlung aufzunehmende Prototoll. 
Protofoll wird von einer Gerichtöperfon oder einem Notar geführt und nad) 
erfolgter VBorlefung und Genehmigung in der Generalverfammlung vom Bor: 
figenden des Direftoriums, und drei Aktionären, welche weder Mitglieder 
des Direktoriums, noch Spezialdireftoren, noch Bevollmächtigte oder Beamte 
der Gefellfihaft fein dürfen, vollzogen. Die Auswahl der drei Aktionäre 
bleibt dem Vorſitzenden des Direftoriums überlaffen. 

Das gerichtliche Protokoll oder Notariats-Inſtrument, welchem ein, vom 
Direktorium zu beglaubigendes, Verzeichniß der erfchienenen Aktionäre umd 
deren Stimmenzahl beizufügen it, bat vollfommen beweifende Kraft über den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Befchlüffe. 


Il. Direftorium 


8. 39. 


Das Direktorium befteht in den erften zehn Jahren nach Zufammentritt —— un. 


der Gefellihaft aus: riums. 


a. ſechs Mitgliedern des Komite, welches zur Bildung der Gefellfchaft 
zufammengetreten it, und diefe ſechs Mitglieder aus fich ſelbſt unter 
Zuziehung eines Notard durch Stimmenmehrheit der, auf fchriftliche 
Einladung erfchienenen Komitemitglieder wählt. Drei von diefen 
ſechs Mitgliedern müflen am Site der Gefellfhaft, in Deffau, 
wohnen ; 

b. drei von der erften Generalverfammlung auf zehn Jahre gewählten 
Mitgliedern, von denen mindeſtens eins ebenfalls in Deffau wohnen 
muß. 

Nah Ablauf diefer zehn Jahre tritt eine Neuwahl der ſämmtlichen Dis 
reftoren durch die Generalverfammlung auf je drei Jahre ein und es fheiden 


von diefen nenen Direktoren jährlich drei aus; die eriten zwei Fahre durch 
das Loos. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. Das Direktorium 
wählt aus jich drei verwaltende Direktoren, welche fämmtlih in Deffau 
ihren Wohnſitz haben, und von denen Einer Techniker fein muß. Ferner 
wird von dem gefammten Direktorium alljährlich beftimmt, welcher von den 
drei verwaltenden Direktoren den Borfig während des nächſten Jahres zu 
führen bat und welcher andere von ihnen Kurator der Hauptkaſſe während 
diefes Zeitraums fein foll. 

Somohl die von dem Komite, ald auch die von der Generalverfammlung 
gewählten Mitglieder haben jeder zehn Aktien, oder fo lange diefe noch nicht 
ausgegeben find, Quittungsbogen beim Eintritt in ihr Amt bei der Gejell- 
fchaftökaffe zu deponiren und empfangen diefe Dokumente beim Austritt aus 
dem Direktorium zurüd. Bon jedem der verwaltenden drei Direktoren wer: 
den dagegen zwanzig Aktien, beziehungsweife Quittungsbogen deponitt. 


$. 40. 
Befärinane a Wabl⸗ Zu Mitgliedern des Direktoriums können nicht gewählt werden: 


a. Perjonen, welche mit der Gejellfhaft Lieferungskontrakte geichloffen 
haben. Kein Mitglied des Direftoriums darf mit der Gefellfchaft 
Verkaufs- und Lieferungsverträge fchließen ; 


b. Berfonen, welche in Konkurs verfunfen find oder mit ihren Gläu— 


bigern affordirt haben, fo lange fie nicht die erfolgte volljtändige 
Befriedigung derfelben nachweifen ; 
ce. Goefellfchaftsbeamfe. 


g. 41. 


Austritt, Jedes, von dem urfprünglichen Komite oder der Generalverfammlung 
gewählte Mitglied des Direftoriums ift berechtigt, fein Amt nach vorgängiger 
vierwöchentliher Kündigung niederzulegen. in gezwungenes Ausſcheiden 
tritt ein: 

a. bei den verwaltenden Direktoren, fobald diefelben ihren Wohnſitz in 
Deffau aufgeben; 

b. fofern während der Amtsdauer eines der $. 40. gedachten Hinder- 
niffe eintritt. 


$. 42. 


Algemeine Befugniſſe. Das Direktorium erhält durch feine Wahl die Vollmacht, die Gefell- 
haft nach Maßgabe des Statut vollftändig zu vertreten, und, mit Aus— 


nahme 


der den Generalverfammlungen der Aktionäre vorbehaltenen Fälle 


($$. 32. 33.), in allen Angelegenheiten verbindende Befchlüffe für die Gefell- 
ſchaft zu fajjen. 


8. 43. 


Insbefondere hat das Direftorium: 


1) 


s 2) 
3) 


9) 


10) 


die Bevollmächtigten zu wählen, mit denfelken zu kontrahiren und 
ihre Entlafjung in den im Kontrakte vworgefebenen Fällen, fo wie 
derjenigen Mitglieder des Direktoriums, welche beim Gintritt der in 
$. 41. feitgeitellten Umftände fofort ausfcheiden müſſen, zu veranlaffen ; 
die Spezialdireftoren für Etablifjements, deren Entfernung und Um 
fang dies erforderlich macht, zu ernennen; 

die Verwaltungsbeamten für die einzelnen Etadliffements, den Ren- 
danten der Hauptkaſſe, den Kontroleur oder Buchhalter, fofern ein folcher 
erforderlich ift, anzunehmen, mit denfelben zu fontrabiren und fie 
mit Dienftanweifungen zu verfeben ; 

die Wahl des Syndikus vorzunehmen ; 

die ſämmtlichen Gehalte und Nemunerationen zu bejtimmen; 

die Kontrafte wegen Anlage von Gasanftalten oder Erwerbung von 
dergleichen abzufchließen -oder durch Bevollmächtigte abfchließen zu 
laffen und zu genehmigen; 

Gefiionen ſchon abgefchlojfener Kontrafte zu acceptiren; 

die Derwaltung der einzelnen Gtabliffements zu kontroliren oder durch 
die Bevollmächtigten fontroliren zu laffen, fowohl in Betreff des 
technifchen Betriebs, als in Hinficht der Kaflen und Rechnungs— 
führung ; 

die vierteljährlichen und die jährlichen Abſchlüſſe, Bilanzen und Inven- 
turen der einzelnen Etabliſſenents und der Hauptkaſſe zu prüfen, 
feftzuftellen und zu dechargiren; 

überhaupt das ganze Unternehmen zu leiten und zu überwachen. 


Bis zur Wahl des Direftoriums wird die Gefellfhaft von dem zufanı- 
mengetretenen Komité vertreten. 

Alle von demfelben bis zum Gintritt des Direftoriums der Gefellfihaft 
getroffenen Mafregeln und eingegangenen Verbindlichfeiten, werden als die 
felbe verpflichtend anerkannt. Infonderheit bat das Komite die Befugniß, 
alle zum Abſchluß von Kontraften über Grrihtung von neuen Gasanftalten 
oder zur Erwerbung bejtehender, jo wie zur definiiiven Feſtſtellung des Ver— 
hältniffes zu den Orten, welche mit Gas verforgt werden jollen, erforderliche 

Nr. 478. d. Gef.» Samml. 3 


Beſondere Befugniife. 


Sipungen ded Direls 
toriums, 


Kaffenrevifion. 


Belegung mühiger Kafs 
fenbeftände. 


2834 


Schritte zu thun, umd ift ermächtigt, mit rechtöverbindlicher Kraft für alle 
Mitglieder der Gefellfchaft, alle Abänderungen und Ergänzungen des Gefell- 
fchaftövertrages, welche der Staat etwa noch ald Bedingung der Konzeſſio— 
nirung fordern möchte, vorzunehmen. 

Die gleiche Ermächtigung wird zu demjelben Zwed dem fpäter gewähl- 
ten Direktorium hiermit übertragen, welches auch, gleich dem Komite, bei 
Abſchluß von Kontrakten über Anlage neuer oder Grwerbung bejtehender 
Gtabliffements, infoweit von diefem Statut abweichen darf, als es fih um 
eine abweichende Oraganifation der Verwaltung, vom Direktorium abwärts, 
um Ginräumung von Kontrolen durch Staats» oder Kommunalbeamte, Art 
der Buchführung bei den einzelnen Etabliffements, Beftimmung des Referve- 
fonds und dergleichen handelt. 


$. 44. 
Das Direktorium verfammelt ſich: 


a. am einem auf längere Zeit ein für alle Mal feitzufegenden Tage in 
jedem Monat (z. B. an jedem erften Montage jedes Monats) ohne 
befondere Einladung; 

b. fo oft der Vorfigende oder deffen Stellvertreter es für nöthig erachtet, 
auf befondere fchriftliche Einladung. 


$. 45. 


Die Hauptkaffe muß mindeitens monatlich ein Mal und außerdem jähr— 
lich zwei bis drei Mal außerordentlich revidirt werden. Die Revifion bewirkt 
der Kaffenkurator im Beifein des Vorfigenden oder eines von demfelben dazu 
deputirten Direktors. 

Wenn bei den einzelnen Gtabliffements Spezialkaffen beftehen, und die 
Zahlungen nicht durch ein folides faufmännifches Haus geleijtet werden, fo 
find diefe Spezialfaffen mindeftens alle Bierteljahre durch den Spezialdiref- 
tor, den Bevollmächtigten oder einen Deputirten des Direktoriums zu revi- 
diren; Anhäufung großer Bejtände in den Spezialfaffen ift möglichſt zu ver- 
hüten. 

$. 46. 


Zeitweife entbehrliche Kaffenbeitände können auf Anordnung oder mit 
Genehmigung des Direftoriums durch Ausleibung aegen hinreichende Pfand- 
ficherbeit, durch Anfauf von Aktien diefer Gefellihaft, Disfontiren quter 
Wechfel oder zinsbare Belegung bei der Bank oder einem foliden Bankhauſe 
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nugbar gemacht werden. Nicht minder ijt das Direftorium berechtigt, Dar« 
lehne zu laufenden Betriebsausgaben, welche mit Sicherheit aus den laufenden 
Einnahmen defjelben Jahres gedeckt werden, aufzunehmen. 


$. 47. 


Die Befchlüffe des Direktoriums find gültig, wenn mindeftens drei 
ftimmberechtigte Mitglieder mit Einſchluß des Vorfigenden gegenwärtig find. 
Beſonders wichtige Befchlüffe follen jedoch nur in den regelmäßigen, monate 
lihen Sitzungen, vder in foldhen, zu melden fchriftlich eingeladen worden 
ift, oder Durch fehriftliches Botum zu Stande gebracht werden. _ 


$. 48. 


Die Beſchlüſſe des Direftoriums werden durch abfolute Stimmenmehr- 
heit gefaßt. 

Im Falle der Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme des Vorfigenden. 
Bei * erſten Wahl deſſelben entſcheidet im Falle der Stimmengleichheit 
das Loos. 


$. 49. 


Auch zu den dem Direktorium oblienenden Wahlen iſt abfolute Stim: 
menmehrheit erforderlich. Ergiebt fich Diefelbe nicht fogleich bei der erjten 
Abitimmung, fo find diejenigen beiden Perfonen, welche die meiften Stimmen 
haben, auf die engere Wahl zu bringen. Wenn bei der erften Abſtimmung 
die meiften Stimmen auf mehr als zwei Perfonen fallen, fo kommen die— 
felben alle auf die enaere Wahl: Bei jeder engern Wahl hat, wenn nicht 
eine ungerade Zahl von Direktoren anmefend ift, der Vorſitzende zwei 
Stimmen abzugeben. Bei allen, dem Direktorium obliegenden Wahlen, fo 
wie bei Beſchlußnahme über die unfreiwillige Entfernung von Direktoren 
($. 41.), Spezialdireftoren, Bevollmächtigten, Adminijtratoren der einzelnen 
Gtabliffements, feit oder auf Kündigung angeftellten Beamten, tritt geheime 
Abftimmung ein. 


Dergleichen Wahlen oder Beſchlüſſe, auch foldhe über Begründung oder 
Ankauf von tabliffements, fo wie über Aufgabe und Berkauf derfelben, 
follen in der Regel nur in der monatlichen Sitzung vorgenommen werden. 
Eine Suspenfion kann im dringenden Fällen in einer andern Sipung 
vorläufig befchloffen, muß aber in der ordentlichen Sipung bejtätigt oder 
wieder aufgehoben werden, 





Grfordernifje und @ül« 
tigkeit der Befchlüffe des 
Direftoriums. 


8. 50. 


Berfahren bei Auſchul⸗ Mindeitens vierzehn Tage vor dem Befchluffe über die unfreimillige 
to rhungemit per, 96, Entfernung einer der obengenannten Perfonen iſt derfelben die Anſchuldigung 
ante x. mit Angabe der Beweismittel fchriftlich mitzutbeilen, und iſt dem Angeſchul— 

digten feine Vertheidigung nach feinem Wunfche fchriftlich oder mündlich vor 
dem verfammelten Direktorium, im legtern Falle auch die Zuziehung eines 
Vertheidigerd zu geftatten. 

Bei diefem Verfahren vertritt der Syndikus der Gefellichaft die Stelle 
des Anklägerd. Weder diefer noch der Angefchuldigte oder deifen Verthei— 
diger dürfen bei dem Beſchluſſe und der demfelben vorhergehenden Debatte 
der Direktoren gegenwärtig fein. 

Es verfteht fich won felbit, daß jeder Direktor bei einer Debatte und 
Beihlußnahme über eine ihn perfönlich berübrende Angelegenheit fih aus 
der Sigung zu entfernen bat. 

8. 51. 


Protofoll, Ueber die Verhandlungen und Befchlüjfe des Direftoriums wird jedes 
Mal Sofort in der Verfammlung oder unmittelbar nach der Beendigung der 
Sitzung ein Protokoll aufgenommen, vor Gntlaffung der Mitglieder verlefen 
und von dem VBorfigenden und mindetens zwei Mitgliedern unterfchrieben. 
Schriftliche Vota abwefender Mitglieder find dem Protokoll (Buche) 
beizufügen. 
8. 52. 


Vertretung nach Außen Auch nah Außen wird die Gefellfchaft durch das Direktorium vertreten. 
* Es hat daher alle Verhandlungen mit Behörden zu beſorgen, und iſt befugt, 
im Namen der Geſellſchaft Verträge jeder Art, insbeſondere auch Vergleiche 

mit dritten Perſonen, abzuſchließen, Rechte der Geſellſchaft zu cediren, darauf 

Verzicht zu leiſten, Quittungen und Löſchungskonſenſe zu ertheilen, Prozeſſe 

zu führen, die Entſcheidung von Streitigkeiten ſchiedsrichterlichen Ausſprüchen 

zu unterwerfen, Eide zu erlaſſen, für geſchworen anzunehmen, oder Namens 

der Geſellſchaft zu leiſten und die Ausübung anderen Perſonen, namentlich 

den Bevollmächtigten, Spezialdirektoren oder Adminiſtratoren zu übertragen. 

Alles, was das Direktorium auf eine an ſich rechtsgültige Weiſe mit 

dritten Berfonen Namens der Gefellfhaft verhandelt, ift für diefelbe verbindlich. 

Den Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm fratutenmäßig 

zuftehenden Berugniffe handle, it daffelbe gegen Dritte Berfonen und Be— 

börden niemals zu führen verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch feine Hand: 
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lungen die Gefelihaft gegen Dritte unbedingt, fo daß es nicht darauf an— 
fommt, welche Beſchränkungen ibm durch das Statut oder jonit geftellt fein 
möchten. Seine Legitimation vor Gericht und anderen Behörden führt das 
Direktorium durch ein, auf Grund der gerichtlich oder notariell beglaubigten 
MWahlverhandlungen der Generalverfammlung, refp. des Gründungs- Komite 
ausgefertigted Atteft eines Gerichts oder Notare. 

Das Direktorium hat auch die zur Erreichung des Gefellfchaftszwecdes 
erforderlichen Grundftüde im Namen der Gefellfchaft zu erwerben, für die 
Erbauung der Gasanitalten oder Erwerbung derfelben, die bauliche Unter: 
haltung und den Betrieb zu forgen. 


$. 53. 


Auch in vorftehend nicht ausdrücklich erwähnten Fällen ift das Diref- 
torium berechtigt und verpflichtet, alle Maßregeln, die feiner gewiſſenhaften 
Üeberzeugung zufolge zur Erreichung der Gefellfchaftszwede, namentlich zur 
möglichit vortheilhaften Anlage oder Erwerbung von Gasanftalten, fo wie 
zum Betriebe derfelben erforderlich und förderlich find, zu befchließen und 
Durch geeignete Verfonen ausführen zu laffen. Bei Ansfertigungen genügt 
die Unterfchrift des Vorfigenden, in defjen Abwefenbeit die Eines der anderen 
verwaltenden Direktoren. 


8. 54. 


In allen diefen Angelegenheiten handelt das Direktorium der Regel 
nad) frei und felbititändig, und hat lediglich feiner beten Weberzeugung zu 
folgen. Nur in den Fällen, in welchen die Entfcheidung, nad ausdrüdlicher 
Bejtimmung des Statuts, der Generalverfammlung vorbehalten ift, muß das 
Direktorium die Entfcheidung derfelben einholen. 

Das Direktorium erhält als Nemuneration für feine Bemühungen und 
Arbeiten zehn Prozent des Total Reinertrages. Die Hälfte diefer Tantieme, 
alfo zufammen fünf Prozent, wird zu gleichen Theilen unter die drei verwal- 
tenden Direktoren, Die andere Hälfte unter die anderen ſechs Direktoren zu 
gleichen Theilen getbeilt. Außerdem kann den drei verwaltenden Direktoren 
ein Minimum der Tantieme garantirt oder feiter Gehalt zugefichert werden. 


IM. Bevollmädtigte. 
8. 55. 


Bon dem Direktorium wird ein, oder je nach der Anzahl, Ausdehnung 
und Entfernung der einzelnen Etabliffements, eine angemefjene Anzahl Be: 


Schlußbeftimmung über 
das Direftorium, 


Fortſetzung, Beſchrän⸗ 
fung, Remuneration. 


Bevollmachtigte. 


Gefchäftäfreis. 


Qualififation, 


Geſchaͤftsbezirk. 
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vollmächtigter erwählt, ein Engagementskontrakt abgeſchloſſen und die er— 
forderliche Vollmacht für denſelben gerichtlich oder notariell ausgeſtellt. So 
lange der Umfang des Geſchäfts es geftattet, faun die Stelle des Bevoll— 
mächtigten von einem der verwaltenden Direktoren mit verfehen werden. 


8. 56. 


Die Bevollmächtigten vermitteln den Abſchluß von Kontrakten über 
Anlage neuer oder Erwerbung beftebender Gasanftalten unter Vorbehalt 
der Genehmigung des Direftoriums; fie fontroliren den Bau, die Unterhals 
tung und den Betrieb der einzelnen Etabliffements, beauffichtigen die Beamten 
und die Kaffenführung, prüfen die Inventuren, vermitteln überhaupt die 
Verbindung zwifchen den Lokalbeamten und Behörden und find perpetuirliche 
Kommiffarien des Direftoriums, deſſen Aufträge und Anordnungen fie 
pünktlich und unweigerlich auszuführen haben. So oft fie am Eike 
des Direftoriums anweſend find, wohnen fie den Sigungen, jedoch ohne 
entfcheidendes Votum bei (Votum consultativum) und jtehen in Schrift: 
wechfel mit den Spezial= Direktoren oder Lofalbeamten. Die unmittelbar 
von dem Direktorium erlaffenen Schreiben an diefe Perfonen geben entweder 
durch ihre Hände oder werden ihnen befonders mitgetheilt, fo daß fie von 
allen Vorgängen ftets in Kenntniß bleiben. 

Bis zu welcher Höhe fie Kauf-, Bau-, Engagements- und Lieferungs- 
verträge ohne Vorbehalt abjchliegen dürfen, wird in der ihnen zu ertheilen- 
den Vollmacht ausgedrüdt. Sofern. Gefahr im Berzuge obwaltet, können 
die Bevollmächtigten unredliche oder ſonſt pflichtwergeffene Lofalbeamte vom 
Dienft fuspendiren; müſſen jedoch in dieſem Falle fofort die Enticheidung 
des Direftoriums einholen. 


8. 57. 


Die Qualififation der Bevollmächtigten zu prüfen und deren Gefchäfts- 
freis zu beſtimmen, fteht allein dem Direktorium zu. 


8. 58. 


Es hängt von der Beltimmung des Direftoriumd und der fpeziellen 
Qualififation der Bevollmächtigten ab, ob jedem derfelben eine bejtimmte 
Anzahl Etabliffements zugewiefen it, oder ob die Gefchäfte nach den ver: 
Ihiedenen Zweigen getheilt werden follen. 





8. 59. 


Die Beitfepung des Gehalts, der Nemuneration oder der Tantieme, 
welche die Bevollmächtigten beziehen, ift Sache des Direftoriums und in den 
Engagementskontraften vorzufehen. So weit als irgend thunlich foll die 
Dienftentfhädigung in Tantiemen betehen und Gehalte nur während des 
Baues oder als garantirter Minimalbetrag der Tantiemen gewährt werden. 
Die Reifeentfhädigung it fo feitzufegen, daß diefelbe die baaren Auslagen 
det, ohne erheblichen Ueberfhuß zu gewähren. Der Engagementsfontraft 
muß fowohl hierüber, als über die Amtsdauer, die Gründe der Entlafjung 
vor Ablauf derjelben und die fonftigen näheren Bedingungen ihrer Anftellung 
das Nähere enthalten. 


$. 60. 
Jeder Bevollmächtigte muß beim Antritt feines Amtes fünf Aktien, 


resp. bis zur Ausgabe derfelben ihm zugehörige Quittungsbogen bei der Ge— 
jellichaftöfaffe ald Kaution deponiren. 


$. 61. 


Die Bevollmächtigten find der Geſellſchaft für folhe Handlungen oder 
Unterlafjungen, welche dem Statut oder ihrem Kontrakt zumiderlaufen, fo 
wie für böfen Willen oder Ueberfchreitung ihrer Vollmacht unbedingt ver 
antwortlich. 


8. 92. 


Ginem Bevollmächtigten kann auf feinen Wunfch auch die fpezielle Lei- 
tung einer Gasanftalt übertragen werden. Es ift dann jedoch ein für alle 
Mal eine Vertretung während feiner Reifen anzuordnen. 


NV Spezial-Direftoren. 


$. 63. 


Für diejenigen Gasanftalten, welche ſich nicht am Site des Direfto- 
riums befinden, kann das Direktorium Spezial» Direktoren ernennen, welche 
an dem Orte, wo die Gasanftalt fich befindet, oder ganz in der Nähe woh- 
nen müfen. Den Spezial Direktoren liegt in diefem Falle die fpezielle Kon: 
trole über die geſammte Verwaltung der Anftalt und über die Kafjenführung 


Nemuneration u, NAıntös 
Dauer, 


Kautionsleiftung. 


Berantwortlichkeit, 


Als Leiter einer Bass 
anſtalt. 


Spezial⸗Direktoren. 


Gejellihaftsbermte. 


ob, ohne jedoch felbit zu verwalten. Sie erhalten zu dem Ende eine 
Injtruftion von dem Direktorium. Der Bevollmächtigte bat ſich bei feiner 
Anweſenheit in der Anjtalt mit dem Spezial Direktor zu berathen. Der 
Spezial- Direktor hat ebenfalls fünf Aktien, resp. Quittungsbogen, bei der 
Gefellfchaftsfaffe zu deponiren. Seine Amtsdauer und NRemuneration, welche 
in der Regel in Tantieme vom Ertrage der Anftalt beftehen fell, bejtimmt 
das Direktorium. Gr ijt ebenfo der Geſellſchaft verantwortlich, wie der Be— 
vollmächtigte. (F. 61.) 


V. Beamte der Geſellſchaft. 


$. 64. 


Zur fpeziellen Verwaltung jeder Gasanftalt werden je nach dem Um: 
fange derfelben, ein oder mehrere Adminiftratoren von dem Direktorium ans 
geftellt. Die Adminiftratoren haben den Betrieb zu leiten, die Kontrakte 
mit den Gaskonfumenten abzufchließen, die Zuleitung des Gafes zu bewirken, 
den Verbrauch zu beauffichtigen und die Anjtalt nebjt Zubehör baulich zu 
unterhalten, die Anfchaffung der Materialien, die Verwendung derfelben, den 
Berkauf der Nebenprodukte zu beforgen, die Buchführung zu beauffichtigen, 
die Rechnungen zu befcheinigen und anzuweifen, Grweiterungen der Anftalt 
auszuführen, für prompte und richtige Aufitellung der vierteljährlichen Ab- 
fchlüffe, Bilanzen und Inventur zu forgen, überhaupt die Gefellfchaft an 
dem Orte, wo die Anſtalt ſich befindet, zu vertreten und das Interefje der: 
jelben wahrzunehmen 

In wie weit der Ginfauf der Kohlen und der Verkauf der Nebenpro: 
dukte von den Adminiftratoren felbitftändig, oder mit Zuftimmung des Bevoll- 
mächtigten oder Spezial-Direftors, oder nur mit Vorbehalt der Genehmigung 
des Spezial Direktors oder lediglich durch dieſe Beamten zu bewirken ift, 
beftimmt das Direktorium. Daſſelbe fert auch die Amtsdauer, die Berechti— 

ung zu früherer Gntlafjung und die Remuneration, welche in der Regel in 
antieme vom Reinertrage der Anftalt, event. unter Garantie eines Mini- 
mums, beftehen foll, in dem Engagements -Bertrage feft, und ftellt die Voll— 
macht aus, fofern und foweit eine folche erforderlich iſt. 


$. 69. 


Die fonftigen, in feftem Gehalt oder auf Tantieme ftehenden, Beamten 
(Buchhalter, Werkmeifter, Beleuchtungsauffeher, Spezialrendanten zc.) der 
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Geſellſchaft werden ebenfalls vom Direktorium angeftellt, jedoch erft nach An- 
börung des betreffenden Bevollmächtigten, Spezial Direftord und Admini- 
ftrators, denen es auch zufteht, Vorfihläge zu machen. Wenn über die Amts— 
dauer folcher Beamten nichts beſtimmt it und diefelben länger als ein Jahr 
im Dienfte der Gefellihaft find, fo follen fie nur nad vorbergegangener 
dreimonatlicher Kündigung entlaffen werden, ausgenommen im Falle grober 
Pflichtverlegungen. Diefe Beamten fünnen in folhen Fällen von den Ad— 
miniftratoren vom Dienfte fuspendirt werden, jedoch ift fofort die Entfcheidung 
des Direftoriums einzuholen. 


$. 66. 


Alle auf täglichen oder wöchentlichen Lohn ohne fchriftlichen Kontrakt 
arbeitenden Perfonen nehmen die Adminiftratoren an und entlaffen diefelben 
nach eigenem Ermeſſen. 


Spnditus der Geſellſchaft. 


$. 67. 


Der Syndifus, welcher zugleich Mitglied des Direktoriums fein und in 
demfelben Sig und Stimme haben fann, ift der beitändige Rechtsfonfulent 
der Gefellfchaft und in Prozeffen und fchiedsrichterlihen Handlungen, fofern 
er fonjt zum Betrieb juriftifcher Praris befähigt ift, der Generalbevollmäch- 
tigte der Gefellfhaft mit allen gejeglichen Befugniffen eines Mandatars, mit 
dem Rechte, Definitiv- Entfcheidungen in Empfang zu nehmen und Sub» 
ftituten zu beftellen. Derſelbe ift befugt, in Bebinderungsfällen mit Geneh— 
migung des Direkftoriums fich einen Stellvertreter zu ernennen. Die Legiti- 
mation des Leptern wird durch eine vom Syndikus ausgeftellte, mit der 
Genehmigung des Direftoriums verfehene Subftitutions «Vollmacht geführt. 


Bei prozeffualifhen Angelegenheiten ift der Syndikus jedoch befugt, 
ſelbſtſtändig Dritte, fowohl zum Betriebe der Prozeſſe felbit, ald zu jeder 
einzelnen prozefjualifchen Handlung zu fubititwiren. Es wird aus den in 
Deffau wohnenden Rechtsanwälten oder zum Richteramte qualifizirten, Ju— 
riften gewählt. Seine Remuneration und die fonftigen Bedingungen feiner 
Anftellung werden durd den vom Direktorium mit ihm zu errichtenden Ber: 
trag beftimmt. 

Nr. 478. d. Geſ.⸗Samml. 4 
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8. 68. | 
Bei Prozeffen, welche in erfter oder zweiter Inſtanz (Nichtiakeitsbe- 
fhwerde ) an einem andern Orte, ala dem Site des Direftoriums fehmeben, 
hat daffelbe freie Wahl, durch wen es die Gefellfchaft vertreten laſſen will, 
indeffen ift der Syndikus verpflichtet, auch in diefen Prozeffen die Korrefpondenz 
zu führen, Gutachten zc. abzugeben. 


Ge ch - Sammlung. 


M 479, 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 27. Mär; 1855.) 





Statut 


für die zur gemeinfamen Anlegung und Unterhaltung eines Walled gegen die 
Ueberſchwemmungen der Mulde vereinigten Grumdbefiger Deſſau's am Anger, 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weitphalen, 
Graf zu Aſkanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, 1. x. x. 

Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbefiger Deſſau's 
am Anger, behufs der gemeinfamen Anlegung und Unterhaltung eines Walles 
gegen die Ueberſchwemmungen der Mulde, zu einer Gefellichaft mit Korpo— 
rationsrechten zu vereinigen, ertheilen Wir derfelben nachftehendes Statut: 

: 

In der, am linken Muldufer unterhalb der Deffauer Mühle von ders 
felben ab bis zur Scheplafe, an den dortigen Hauptwall, fich erftredenden 
Niederung, werden die Eigenthiümer aller derjenigen Grundftüce, welche ohne 
Berwallung bei einem Wafferftande, wie der vom 11. Yuli 1854 war, der 
Ueberſchwemmung unterliegen würden, zu einer Gefellfchaft vereinigt. 

2 


Die Gefellfhaft bildet eine Korporation und hat ihren Gerichtsſtand 

beim Herzoglichen Kreisgerichte in Deffau. 
8. 3. 

Der Gefellfhaft liegt e8 ob, einen tüchtigen, feften Wall auf 15 Fuß 
Höhe nad dem biefigen Muldbrüden- Pegel von der Mühle an längs der 
Mulde bis zum Anfchluß an den Hauptwall in der Scheplafe in den durch 
die Regierung feitzuftellenden Abmefjungen anzulegen und zu unterhalten. 

Sollte durch fpätere Erfahrungen eine größere Höhe des Walles zum 
Schutze gegen den höchſten Waflerftand geboten werden, fo ift diefelbe nach 
den Anordnungen der Regierung von der Gefellfhaft berzuftellen. 

IX. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 


Ebenfo hat die Gefellfchaft in dem die Niederung gegen die Mulde ab» 
fhliegenden Wall die erforderlichen Auslaßſchleuſen und anderen erforderlichen 
Anlagen zu errichten und zu unterhalten. 


$. 4. 
Die erforderlihen Mittel zu den Wallbauten, fo wie zur Verzinſung 
und Tilgung der zum Beſten der Gefellfhaft etwa fontrahirten Schulden, 
haben die fünmtlichen Grundbefiger der Niederung aufzubringen. 


8. 5. 


Die Beiträge werden nad einem Katafter, welches von der Regierung 
J vollziehen iſt, erhoben. Eingehende Beſchwerden dagegen werden unter 
uziehung von zwei Sachverſtändigen geprüft und von der Regierung ent— 
ſchieden. Für die Höhe der Beiträge giebt der Werth der Grundſtücke im 
Allgemeinen den Maßſtab ab. 
$. 6. 


Die Grundbefiger der eingewallten Niederung find bei Vermeidung der 
adminiftrativen Erefution gehalten, die gewöhnlichen Beiträge in halbjähr- 
lichen Terminen am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres unerinnert an 
den Bürgermeifter zu Deffau abzuführen. 


5 7, 

Die Verbindlichkeit zur Entrihtung der Beiträge ruht als Reallaft un- 
ablöslih auf den Grundftüden, fie ift den öffentlichen Laften gleich zu achten 
und hat in Kollifionsfällen vor denfelben den Vorzug. 

Die Erefution findet auch Statt gegen Pächter, Nutznießer oder andere 
Befiger des verpflichteten Grundſtücks, vorbehältlich ihres Negrefies an den 
eigentlich Verpflichteten. : 

— 


Sobald das Waſſer die Höhe von 10 Fuß am Muldbrücken-Pegel er— 
reicht, muß der Wall, ſo lange der Waſſerſtand nicht unter dieſes Maß ge— 
fallen iſt, durch Wachtmannſchaften unausgeſetzt bewacht werden. Die erfor— 
derlichen Wächter können gegen Tagelohn angenommen werden. 


$. 9. 

Die Eigenthümer der verwalten Grundſtücke und Vorländer find ver- 
pflichtet, der Gefellfhaft den zu den Schup- und Meliorationg = Anlagen 
erforderlichen Grund und Boden gegen Vergütigung abzutreten, deögleichen 
die zu jenen Anlagen erforderlichen Materialien an Sand, Lehm, Raſen x. 


gegen Erfag des durch die Bortnahme derfelben ihnen entſtandenen Schadens 

u überlafien. Jedoch muß, fo weit dur die Fortnahme der gedachten 
Materialien eine Veränderung der Oberfläche der betreffenden Grunditüde be— 
dingt ift, Dazu die Iandespolizeiliche Genehmigung eingeholt werden. 


$. 10. 

Bei Fefttellung der zu gewährenden Vergütigung it der außerordentliche 
Werth nicht in Anrechnung zu bringen. Die Feftftellung gefchieht im Mangel 
gütlicher Einigung dur zwei Landrichter. 

Die Fortnahme der Materialien und die Ausführung der Bauten darf 
durch die Einwendungen gegen die vorläufig feftgefegte Entfhädigung nicht 
aufgehalten werden. 4 

— 


Die Geſellſchaft iſt der Ober-Aufſicht der Herzoglichen Regierung un— 
terworfen, welche darauf zu halten hat, daß die Beſtimmungen des Statuts 
überall beobachtet und die Wallanlagen ihrer Anordnung nach gehörig aus— 
geführt, geſchützt und unterhalten werden. 


8. 12. 
An der Spitze der Geſellſchaft ſteht der Bürgermeiſter in Deſſau, der 
fich in einzelnen Fällen durch einen der Stadträthe vertreten laſſen kann. 
Derſelbe hat 

1) die örtliche Wall-Polizei zunächſt zu handhaben; 

2) die Geſetze, Verordnungen und Verfügungen der vorgeſetzten Behörden 

auszuführen; | 

3) die Befchlüffe der Gefellfchaft vorzubereiten und auszuführen; 

4) die Ginkünfte der Gefellihaft zu verwalten, die vorfommenden Aus: 
gaben anzumweifen und das Rechnungs und Kaffenwefen zu überwachen; 
die Gefellfhaft in Prozeffen, fo wie überhaupt nach Außen zu ver 
treten, im Namen derfelben mit Behörden und Privat- Perfonen zu 
verhandeln, den Schriftwechfel zu führen, Verträge unter 50 Thalern 
allein rechtöverbindlichit abzufchliegen und die Urkunden der Gefellfchaft 
in der Urſchrift zu vollziehen; 
die Beiträge nah dem feftgejtellten Katafter zu erheben, beziehentlich 
die Einziehung derfelben von den Säumigen im Wege der adminitra- 
tiven Exekution zu veranlaffen ; | 
7) den Wall zu beauffichtigen und die zum Schuß deffelben erforderlichen 

Anordnungen zu treffen ; 
8) nach Jahresſchluß der Gefellfhaft öffentlich einen Jahresbericht über 
die Refultate der Verwaltung vorzulegen. 


5 


— 


6 


— 
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8. 13. 
Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich 


{) zu Kontrahirung von Anleihen, wobei die Mittel zur regelmäßigen 
PVerzinfung und Tilgung der Schuld jedesmal feftzuftellen find; 
2) zu den Projekten über die Grhöhung, Verlegung oder Abtragung des 


Walles, über Anlagen von Schleufen zc. in der Niederung. 


$. 14. 


Die Gefellihaft beichliept 
1) über die zur Erfüllung der Geſellſchaftszwecke ($. 1 — 4.) nothwendi- 
gen oder nüglichen Einrichtungen, über außerordentliche Beiträge und 
über etwaige Anleihen; 
2) über Erböbung oder Herabfegung der Beiträge; 
3) über die Benusung des Vermögens der Gefellfchaft ; 
4) über Verträge und Vergleiche, welche Gegenjtände von 50 Thin. oder 


mebr betrefien ; 
5) über Entnahme der Materialien. (veral. $. 9.) 


$. 15. 


Die Beſchlüſſe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. 


Jedes Mitglied hat gleiches Stimmredt. 
Die Verſammlungen werden durch den Staats» Anzeiger befannt gemacht; 


wer in denfelben nicht erfcheint, ift feines Stimmrechtes verfuftig. 

Die Befchlüfe müſſen regiftrirt und aufbewahrt werden. 

$. 16. 

Abänderungen des vorftehenden Statuts fünnen nur unter landesherr⸗ 

ficher Genehmigung erfolgen. 
nn u — 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterfehrift und beige- 

drucktem Herzoglihen Infiegel. | 
Deffau, am 22. März 1855. 


Seopold Stiedrid, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plöß. 





Geſet - Sammlung. 


N 480. 


(Deffentfih bekannt gemacht und ausgegeben am 28. März. 1855.) 





die Ausdehnung ber Gültigkeit der Verordnung vom 18. Februar 1816 über 
die Aufbringung der Koften zu den Bauten und Reparaturen der Mitchen-, 
Pfarr « und Schulgebäude auf die ehemald Anhalt: Köthenſchen Kandestheile, 
und die Wiedereinführung der Schulgelder in den Bolköfchulen und der 
Stelgebühren betreffend. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden Altejtregierender 


Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weſtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbft, Bernburg und Gröbzig, ıc. ⁊. x. 
verordnen hierdurch, zur Befeitigung der Ungewißheit, welche bisher in den 
ehemals Anhalt Köthenfchen Landestheilen über die Verpflichtungen der Ge: 
meinden binfichtlich der Kirchen, Pfarr- und Schulbauten obwaltete, fo wie 
zur Herbeiführung einer Uebereinjtimmung der bezüglichen Verbältniffe in den 
verfchiedenen Landestheilen; ferner in Erwägung, daß dur die Aufhebung 
der Stolgebühren und der Schulgelder in den Volksſchulen ein fo bedeuten- 
der Ausfall in den öffentlichen Einnahmen entſtanden ift, daß viele ala zweck— 
mäßig erkannte Kirchene, Pfarr» und Schulbauten einftweilen haben aufge- 
fhoben werden müſſen, Wir auch zur Auflage neuer Steuern Uns nicht 
haben entſchließen wollen, was folgt: 


I. 


Die in der Anlage abgedrudte Verordnung vom 18. Februar 1816 
über die Aufbringung der Koſten zu den Bauten und Reparaturen der 
Kirchen, Pfarr- und Schulgebäude wird hierdurdh auch auf die ehemals 

1x. Bd. d. Geſeßz ⸗Samml. 
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Anhalt» Köthenfchen Landestheile ausgedehnt: und für diefelben»als wirkſam 
erklärt. Auf Die Kirchen», I) Pfarr amd Schulgebäude, in der Stadt 
Köthen findet Diefelbe jedoch "Feine Anwendung. Diejenigen Gemeinden in 
den gedachten Pandestheilen, welche in Folge der Verordnung vom 18. No- 
vember 1769 von ihren Kirchen-Kapitalien oder ihren kirchlichen Einkünften 
Zahlungen an das Aerarium ecelesiastichm Carolinum geleiftet haben, 
find zur Xeiftung von Geldbeiträgen zu den Kirchen-, Pfarr- und Schul: 
bauten nur in jo weit verpflichtet, als die Mittel ihres eigenen Kirchen: 
Bermögens, ſo wie die jährlichen Einkünfte des Aerarium- ecelesiastieum 
Carolinum nicht zureichen. 


I. 


In allen Schulen des Landes, mit Ausnahme der Freifchulen in den 
größeren Städten, wird künftig Schulgeld gezahlt. Daffelbe wird für die 
olksſchulen von den Schullehrern erhoben und von denfelben vierteljährlich 
mit einem Berzeichniß, in melchem die eingefommenen, fo wie die rüdjtän- 
dig verbliebenen Echulgelder aufzuführen find, an diejenigen PBerfonen abge- 
liefert, welchen die Einziehung der Steuern und Gaben obliegt. Dürftigen 
Eltern kann das Schulgeld von den Schulvorftänden ganz oder zum Theil 
erlaffen werden. Im Orten, wo feine Schulvorftände vorhanden find, ent- 
ftheiden hierüber der Ortspfarrer, der Schullehrer uud der Gemeindevorjtand 
——— Hinſichtlich der Höhe des Schulgeldes in den einzelnen 
rtſchaften treten die vor dem Schulgeſetz vom 22. April 1850 beſtandenen 
Vorſchriften und Obſervanzen wieder in Kraft. Die in einzelnen Ortſchaf— 
ten jtatt des Schulgeldes üblich geweſenen Lieferungen an Strob, Roggen- 
garben, Getreide 2c. werden jedoch nicht wieder eingeführt, vielmehr ift für 
diefe Leitungen ein entfprechender Geldbetrag feftzuitellen. Fuͤr ‚diejenigen 
Ortſchaften, im welchen auch ſchon vor dem gedachten Gefep ein Schulgeld 
nicht erhoben wurde, it die Höhe dejjelben nah Mapgabe der Verordnung 
vom 10. März 1833 durch die oberfte Schulbehörde zu beftimmen. In Be: 
treff der Gymnaſien und der übrigen höheren Unterrichts-Anitalten hat es in 
diefen Beziehungen bei den gegenwärtigen Einrichtungen fein Bewenden. 


III. 


Die Stolgebühren, ſo weit ſie durch das Geſetz vom 25. März 1850 
aufgehoben worden, werden hierdurch, mit Ausnahme der Gebühren für 
Leichenbegängniffe, wieder eingeführt. Dieſelben find jedoch nicht am die 
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Geiftlihen zu entrichten, fondern in den Städten an die Steuerämter umd 
in den Dörfern an die Ortsvorftände, welche fie demnächſt vierteljährlih an 
die Steuerbebörden abzuliefern haben. Zu diefem Behuf haben die Geiftlichen 
den Perfonen, welche zur Bezahlung der Stolgebübren verpflichtet find, ſo— 
gleich nach Verrichtung der betreffenden geiftlichen Handlungen Rechnung über 
die dafür zu erlegenden Gebühren, den Steuerämtern refp. den Ortsvorſtän— 
den aber vierteljährlich Liſten zuzuſtellen, in welchen die von ihnen vorge 
nommenen Akte und die dafür zu entrichterden Gebühren zu verzeichnen find. 
Ueber den Erlaß von Stolgebühren wegen Dürftigfeit entfcheiden der Geifts 
liche, der Küfter und der Gemeidevoritand gemeinfchaftlich. 


Borftehendes Gefeg tritt mit dem 1. April d. 3. in Kraft, und werden 
alle demfelben entgegentehenden frühern Verordnungen hierdurd aufgehoben. 


Urkundlih unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfhrift und beige: 
drucktem Herzoglichen Infiegel. 


Deffau, am 26. März 1855. 


Feopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt: 
v, Goßler. v, Plög. 





Anlage. 
(Zu Gefeg Nr. 480.) 


Mon Gottes Gnaden Wir — — fügen hiermit zu willen: Wir 
haben mit gerechtem Miffallen vernehmen müffen, daß bei den Bauten und 
Reparaturen der Kirchen-, Pfarr und Schulgebäude auf dem Lande, in 
den feinen Städten und auf den Dörfern Unjeres Landes mehrere Gemein- 
den fich weinen, fowohl zu den Koften derjelben etwas veizutragen, als in- 
fonderheit die benötbigten Spann und Handdienfte dabei zu leiten: wodurd 
denn, bei der Unzulänglichkeit der mehreften Kirchenärarien, Unfer Conſiſto— 
rium, ungeachtet daß Wir Uns, auf Vortrag deffelben, gewöhnlich die Ma- 
terialien an Holz, Kalk und Steinen dazu beizutragen, gnädigit bewegen 
lafjen, oft in die größte Verlegenbeit gefept wird, woher nämlich die übri- 
gen Koften für Handwerfs:, Fuhr- und gnemeines Arbeitslohn aenommen 
werden follen. 

Wir finden diefe Weigerung der Gemeinden für eben jo unbillia, ale 
den Grundfägen des allgemeinen proteftantifchen Kirchenrechts entgegen; und, 
fo wie daher in den benachbarten Königlich Preußifchen Staaten jede Ge: 
meinde auf dem Lande zu den Bauten und Reparaturen ihrer Kirch-, Pfarr: 
und Schulgebäude die benöthigten Spaun= und Handdienfte zu leiften, und 
überdies, bei Unzulänglishfeit der Kirchenärarien, die Baufojten, wo nicht 
ganz aufzubringen, dennoch einen Beitrag dazu zu thun, verbunden iſt; alfo 
baben Wir, ein Gleiches in Unferem Lande bierdurd zu verordnen und zu 
beſtimmen, für nöthig befunden. Mir fepen, verordnen und gebieten 
demnach: 


l 


Darf ſich keine der obgedachten Gemeinden der zu Bauten und Repara— 
turen ihrer Kirch-⸗, Pfarr- und Schulgebäude benöthigten Spann- und Hand: 
diente fernerhin weigern. Vielmehr ift 


2: 


jeder Gingepfarrte, er mag zu der Gemeinde des Dorfes, wo die Kirche, 
Pfarr: und Schulgebäude gelegen find, gehören oder nicht, und derfelben 
oder einer andern Gonfeffion fein, diefe Spann: und Handdienjte in eben 
dem Verhältniffe zu leiften fhuldig, in welchem er dem Staate oder der 
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Gemeinde zu denjelben verbunden if. So wie denn auch Unfere Fürjtlichen 
Güter, nach Verhältniß ihres Gefpannes, bei diefen Fuhren zugezogen wer— 
den follen. 


3 


Bei Kirchen, die mit einander unter einem Pfarrer verbunden find, 
feiftet zwar nur jede Gemeinde diefe Dienſte bei ihrer Kirche und Schule. 
Zur Wohnung des gemeinfchaftlichen Pfarrers aber find die Gingepfarrten 
und Filialiften aller unter ihm ftehenden Kirchen verbunden. 


4. 


Was die fonftigen Baufojten betrifft, fo bleibt es zwar, infofern nicht 
deshalb an einem oder dem andern Orte eine befondere Einrichtung durch 
befondere Verträge Statt findet, bei der Regel des gemeinen Kirchenrechts: 
daß diefe Koften aus den Kirchenätarium bejtritten werden müſſen. So wie 


fich jedoch hierbei 
d. 


von felbit verfteht, daß folches zu deren Bejtreitung zureichend fein muß; 
alfo kat vor allen Dingen Unfer Confiftorium zu unterfuchen, ob, nach Ab— 
zug dieſer Baufoften, der Kirche noch fo viel an Vermögen übrig bleibet, 
als zur Beftreitung der jährlichen Ausgaben derfelben erforderlich ift. Findet 
das Gonfiftorium, daß dies nicht der Fall ift, fo muß 


6. 


das Fehlende von dem Patron und den Gingepfarrten gemeinſchaftlich ge— 
tragen werden; dergeftalt, daß dem Patron zwei Drittel, den Gingepfarrten 
aber ein Drittel davon zur Laft fällt. So wie Wir nun daher 


7. 


in vorfommenden Fällen, auf erftatteten Bericht Unſers Gonfijtoriums, Uns 
jederzeit haben bereitwillig finden laffen, die Materialien, an Holz, Kalt 
und Steinen, zu dergleichen Bauten zu geben, auch öfters noch ein Üebriges 
zu thun: alfo werden wir auch in Zukunft nicht ermangeln, nach der des: 
halb $. 6. gemachten Beftimmung, entweder baar oder in Materialien, ferner 
beizutragen. 

Wir verfehen uns aber auch dagegen 


2852 
8. 
daß auch die Gingepfarrten ihrer Schuldigkeit nachkommen und dasjenige, 


was ihnen an baarem Beitrage, nad) diefem $. 6., obliegt, fammt den 
Spann: und Handdienften willig leiften werden: und zwar foll 


9. 


der baare Beitrag unter ihnen, obne alle Ausnahme, nach billigen Grund: 
fügen vepartirt werden. 
10. 


Auf den Einwand, den bisher verfchiedene Gemeinden gebraucht haben, 
daß fie noch nie dergleichen Spann = und Handdienite geleiftet, oder zu diefen 
Bauten und Reparaturen beigetragen hätten, darf, diefer Unferer Verordnung 
entgegen, nicht Rückficht genommen, noch fonft eine Ausnahme geftattet wer: 
den. Es wird jedoch 

11. 


im Fall eine Gemeinde flein, die Mitglieder derfelben arm und der Werth 
ihrer Grundftücde von der Art fein follte, daß die Beiträge derfelben eine 
dreifache Steuer überfteigen follten, Unfer Confiftorium Uns von der Rage 
der Sache Bericht erjtatten und Uns dabei zugleich Vorschläge thun, wie 
eine folhe Gemeinde unterftügt werden fünne; da Wir alsdann, nad de 
Sachen Nothdurft, das Weitere verfügen werden, 


12, 


So wie num alles diefes, was Wir allhier, wegen der Bauten umd 
Reparaturen der Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude auf dem Lande, in den 
kleinen Städten und den Dörfern, verordnet haben, auf die Kirchen, Pfarr: 
und Schulgebäude in den größern Städten, Deffau und Zerbit, feine Be- 
ziehbung hat; alfo find auch davon die Schulen ausgenommen, 
die Wir erft während Unferer Regierung, außer den gewöhn— 
lihen Landfhulen, errichtet haben. 

Mir befehlen der Regierung, dem Gonfiftorium und ſämmtlichen Unter: 
gerichten, über diefe Unfere Verordnung nachdrücklich zu halten, und haben 
zu dem Ende diefelbe eigenhändig vollzogen und mit Unferm  Fürftlichen 
Infiegel bedruden, auch folche öffentlich durch den Druck befannt machen laſſen. 

Gegeben Deffau, am 18. Februar 1816. 


Leopold Friedrich Franz, 
Herzog und Fürſt zu Anhalt. 
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N 481. 


(Deffentlih befannt gemadıt und ausgegeben am 28. März 1855.) 





Befanntmahung, 


die zwifchen der Herzoglich Anhalt: Deffau-Köthenfchen und Kaiferlih König- 

lich Defterreihiichen Regierung getroffenen Uebereinkunft bezüglich der Aus- 

dehnung des Bundesbefhluffes vom 18, Auguft 1836 wegen gegenfeitiger 

Auslieferung politifcher Verbrecher auf die nicht zum deutfchen Bunde gehö— 
rigen Kronländer des Defterreihifchen Kaifertbums betreffend. 


Unter Bezugnahme auf unfere Bekanntmachung vom 18. Dftober v. J. 
wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß mit gnädigſter Gench- 
migung Sr. Hoheit, des älteftregierenden Herzogs, zwifchen der diesfeitigen 
und der Kaiferlih Königlich Defterreichifchen Regierung, laut Minijterial- 
Erklärung vom 28. Februar 1855 ferner auch die Ausdehnung des Bundes- 
befchluffes vom 18. Auguſt 1836 wegen gegenfeitiger Auslieferung politifcher 
Verbrecher auf die nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Kronländer des 
Defterreichifchen Kaiferftaates vereinbart worden ift. 


Deſſau, den 18. März 1855. 


Herzoglich Anbaltifches Staats: Minifterium, 
v. Goßler. v. Plöß. 


1X. Bd, d. Geſetz: Samml. 


Digitized by Google 


— — 


Gefeb- "Sammlung. 


M 482. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 28. April, 1855.) 








Bublications:-Patent 
zum. Polizei - Strafgefeße. 





— — 


ir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden Ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, xX. 16. xX. 


in Erwägung: 


daß nach erfolgter Vereinigung der Herzogthümer Anhalt= Deſſau und 
Anhalt Köthen die Verſchiedenheit der bisher gültig geweſenen Poli— 
zeigefege und Verordnungen nicht fortdauern fann und daß überdies 
die Nothwendigkeit, die beftehende Polizei-Geſetzgebung zu ergänzen 
und überfichtlich zu ordnen, ſich herausitellt, theils um den Unter: 
thanen beſſer als bisher die Möglichkeit zu verfchaffen, fich über ihre 
polizeilihen Obliegenheiten belehren zu können und theils um den 
Behörden eine fichere geſehliche Grundlage bei Handhabung der Polizei 
zu gewähren, 
verordnen hierdurch: 


$. 1 
Bom 1. Juni diefes Jahres an tritt das beiliegende Polizei: Straf: 
geſetz allgemein in Kraft. 
IX. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 


256 
8. 2 
Bon diefem Zeitpunkte au verlieren alle dis dahin beitandenen polizei- 


lichen Gefege und Verordnungen, fo weit fie im Polizei Strafgefege nicht 
ausdrücdlich beftätigt worden, ihre Gültigkeit. 


$. 3. 

In allen Fällen, in welchen das Polizei - Strafgefeg auf polizeiliche 
Borfchriften verweiit, Bleiben jedoch diefelben vorläufig in Kraft. Es jteht 
aber der Regierung als Landes-Polizeibehörde zu, dieſe Vorſchriften mit 
allgemeiner Gültigkeit für das vereinigte Herzogthum zu erneuern und nad) 
Umftänden zu vervollftändigen oder zu verändern. 


$. 4. 

Auch kann die Regierung, zur Ausführung des Polizei» Strafgefepes 
in den Fällen, in welchen daffelbe die Strafbarfeit gewiſſer Handlungen oder 
Unterlaffungen nur im Allgemeinen bejtimmt, befondere Berordnungen er- 
faffen, durch welche die einzelnen Handlungen oder Unterlaffungen als folche 
bezeichnet werden, welche unter das Geſetz fallen und daher der darin ange: 
droheten Strafe unterliegen. 


8. 5. 

Eben fo verbleibt der Regierung ald Landes: Polizeibehörde die bis— 
herige Befugniß zum Erlaſſe polizeilicher Verordnungen unter Androhung 
von Gelditrafe bis 5 Ihlrn. oder Gefängnißitrafe bis acht Tagen für die 
Uebertretung der darin enthaltenen Vorſchriften. 


$. 6. 
Bezirk» und ortspolizeiliche Vorſchriften, deren Nichtbefolgung mit Strafe 
bedrohet wird, bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung der Regierung. 
Daß dieſelbe erfolgt ſei, iſt bei der Bekanntmachung zu erwähnen. 


— 5 7; 
Die nach 88. 3. — 6. ergehenden polizeilichen Verordnungen und Vor— 
ſchriften dürfen in keinem Falle mit dem Polizei⸗Strafgeſetze oder andern 
gefeplichen Beftimmungen im Widerfpruche jtehen. 
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$. 8. 

Die Unterfuhung und Beitrafung fämmtlicher Vergehen, über welche 
das Polizei» Strafgefep fich verbreitet, fteht, mit Ausſchluß des gerichtlichen 
Verfahrens, lediglih den Behörden zu, welden die Polizei - Strafgewalt 
übertragen worden ift, oder ferner übertragen werden wird. 


8. 9. 

Bon welchen Behörden in den Fällen, wo gewiſſe Handlungen und 
Befugniffe durch polizeiliche Erlaubnig oder Gonceffion bedingt werden, die— 
felbe zu ertheilen ift, wird von Unferem Staats: Minifterio näher beftimmt 
werden. 

Wir befehlen Unferen ſämmtlichen Behörden und Beamten, fo wie auch 
den Gemeindebehörden, über gehörige Befolgung der im beiliegenden Gefepe 


ertheilten VBorfchriften zu halten und Unferen Unterthanen, aa überall 
zu befolgen. 


Urfundlih unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drudtem Herzoglichen Infiegel. 
Deſſau, am 29. März 1855. 
Leopold Sriedrid, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plotz. 





Digitized by Google 


Gefeb- Sammlung. 


M 483. 


(Deffentlih befannt gemacht umd ausgegeben am 28. April 1855.) 





Verordnung, 


die Competenz der Behörden bei Ertheilung gefeglich erforderlicher Eonceffion 
oder polizeiliher Erlaubniß betreffend, 


2 Folge des in $. 9. des Höchſten Publications: Patents zum Polizei: 
Strafgefepe gemachten VBorbebalts wegen Beitimmung der Gompetenz der 
Behörden in den Fällen, in welchen das Polizei: Strafgefeß nur im Allge- 
meinen die polizeiliche Erlaubniß für gewiffe Handlungen und Befugniffe 
für erforderlich erklärt, wird hierdurch mit Höchjter Genehmigung verordnet: 


$. 1. 


Die Erlaubniß zur Ausübung einer Wiffenfchaft oder Kunft, oder zur 
Betreibung eined Gewerbes, fo weit folche nach Artt. 116. und 119. des 
Polizei - Strafgefepes vom 29. März 1855 erforderlich, gebt in der Regel 
von der Regierung aus, an welche daher auch die desfalliigen Anträge, fo 
wie auch die Gefuche um Erneuerung oder Beränderung der in diefer Be- 
ziehung bereits ertheilten landesherrlichen Privilegien zu richten find. 


Ä 8. 2. 
Nur ausnahmsweise bleibt 
1) die Ertheilung der Haufirfcheine für einzelne Tage in Städten, 
2) die Anftellung der Gefindemäfler nach $. 6. der Gefinde- Ordnung 
vom 19. April 1851 
den Gemeinde-Vorftänden ald Orts» Bolizeibehörden vorbehalten. 
1X. Bd. d, Geſetz: Gamml. 


8. 3. 


Die Berechtigung, Gift zum Handel oder zur Verarbeitung zu befigen 
(Artt. 137. und 139.), kann nur auf Conceffion der Regierung beruben. 
Zur Ertheilung von Giftfcheinen an Privatperfonen zur Vertilgung fehädlicher 
Thiere find jedoch die Kreisdireftionen und die Gemeinde: Vorftände der 
Städte berechtigt. 


8. 4. 

Kunftproduftionen (vergl. Art. 118. und Art. 119. Nr. XI. des Polizei- 
Strafgefeges) fünnen in den Hauptitidten von den Bolizeidireftionen und 
in den Landftädten und Dörfern von den Gemeinde -Borjtänden ala Orts: 
Polizeibehörden geftattet werden. Zu Vorftellungen von Schaufpieler-, Kunſt— 
reiter= und Tänzergefellfchaften in den Städten außer der Zeit der Märkte 
und Vogelichiegen it jedoch die vorherige Einholung der Genehmigung der 
Regierung nothwendig. 

Die Gewerbefcheine für Mufikgefellihaften zur Ausübung des Mufifge- 
werbes werden von der Regierung, die Grlaubnißfcheine aber für einzelne 
Mufifanten zum Mufitmachen an beftinmten Tagen auf Märkten, Feſten umd 
dergleichen von den Orts» Bolizeibehörden ertheilt. 


$. 5. 
Volksfeſte und öffentliche Mastenbälle dürfen nur nad dazu erlangter 
Grlaubniß der Regierung ftattfinden. 


$. 6. 

Die Ertheilung der Conceſſion zur Haltung öffentlicher Tanzmuſik an 
Perfonen, welche bisher noch nicht dazu berechtigt waren, fteht nur der 
Regierumg zu. Die Erlaubniß aber, öffentlihe Tanzmuſik ausnahmsweife 
länger, als es aefeglich geitattet it, oder an anderen, als den gefeglich er- 
laubten Tagen zu halten, Nachtmufiten zu bringen, oder in Lofalen, in 
welchen öffentliche Tanzmuſik gehalten wird, Bälle zu veranftalten, jteht in 
den Hauptſtädten den PBolizeidireftionen, in den Landitädten den Gemeinde- 
Borftänden und auf dem Lande dem Kreisdireftionen zu. 


B.. 5 
Die Stellung von Gaft: und Schenfwirthen unter PBolizeiftunde als 
Straffolge nah Art. 106. des Polizei» Strafgefeges und die Wiederauf— 
hebung diefer Mafregel fteht in den Hauptftädten den Polizeidirektionen, 
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in den Landftädten den Gemeinde: Borftänden und auf den Dörfern den 
Kreisdirektionen zu. 


8. 8. 

Zu Arbeiten an Sonn und Feiertagen (Art. 80. des Polizei-Straf: . 

gefepes) kann die Orts-Polizeibehörde für einzelne Fälle die Erlaubniß 

ertbeilen. Kortdauernde Ausnahmen bedürfen jedoch ſtets der befondern 
Genehmigung der Regierung. 


8. 9. 

Feuerwerke und Fackelzüge können von den Bolizeidireftionen der 
Hauptftädte, den Gemeinde» Vorftänden der Landftädte und den Kreisdiref- 
tionen erlaubt werden, in und bei der Herzoglichen Refidenz aber nur mit 
Genehmigung der Regierung. 

Diefelben Behörden haben auch die Plätze zu beftimmen, an welchen 
Feuerwerkskörper, erplodirende Stoffe angefertigt oder Theer, Del, Fimiß ꝛc. 
gefiedet werden dürfen, (Bergl. Art. 171., 5. und 8. des Polizei-Strafgefepes.) 


8. 10. 


Die Genehmigung der Feuer» Berficherungen beweglicher Sachen bleibt 
vorläufig den Behörden überlaffen, welche fie bis jest zu ertheilen hatten. 


$. 11. 
Die Genehmigung 
1) zur Anlegung von Dampfmafchinen (Art. 174. des Bolizei-Strafgefeges), 
2) zur Einrichtung von Scheunen in Städten (Art. 177., Nr. 2. dafelbit), 
3) zum Grlaffe der Herftellung eines Brandgiebeld (Art. 193. dafelbit) 
fteht nur der Regierung zu und iſt bei derfelben nachzufuchen. 


8. 12. 

Daffelbe findet Statt hinfichtlich der Anlagen in öffentlichen Gewäſſern, 
des Befahrens derjelben und der Anmweifung von Badeitellen und der Gr: 
laubniß zum Angeln in denfelben (Artt. 185., 188. und 189. des Polizei- 
Strafgefepes). 

$. 13. 


Die Bauerlaubniß nad Artt. 190. und 191. des Polizei» Strafgefepes 
ift in den Städten beim Gemeinde-Borftande und in den Dörfern bei der 
Kreisdireftion nachzufuchen. Handelt es ſich jedoch 


1) um Grbauung neuer Wohnhäufer oder um wefentliche Abänderung 
der äußern Facade in den Hauptitädten, 
2) um Erbauung oder Ginrichtung neuer MWohnhäufer außerhalb der 
Städte und Dörfer, 
3) um Anlage oder Vergrößerung von Fabrifgebäuden, einfchließlich der 
Brauereien, Brennereien, Mühlen und Ziegeleien, 
fo muß vor Grtheilung des Bau Grlaubnißfcheines erft die Genehmigung 
der Regierung dazu eingeholt werden. 


$. 14. 
Die Erlaubniß zum Beziehen neuer Gebäude (Art. 192. des Polizei- 
Strafgefepes) haben die Gemeinde: Borjtände zu ertheilen. 
$. 15. 


Den Orts: Polizeibehörden jteht die Befugniß zu, 

1) das Aufftellen und Liegenlaffen verkehrhindernder Gegenftände auf 
öffentlichen Plätzen, Straßen und Wegen (Art. 204. des Polizei: 
Strafgefeges) nach Umftänden zu geftatten und die näheren Bedingungen 
dieferhalb fejtzufegen und 

2) refp. mit Genehmigung des Gemeinde Vorftandes die Orte zur Ab: 
fagerung von Schutt, Unrath ꝛc. zu beftimmen (Art. 210. dafelbft). 


$. 16. 


Zur Haltung gefährlicher Thiere (Art. 162. des Polizei - Strafgefeges) 
und zur Legung von Selbitgefchofien (Art. 166. dafelbft) ift die Erlaubnif 
der Kreis- Bolizeibehörde erforderlich. 


Deſſau, den 30. März 1855. 


Herzoglich Anhaltifches Staats: Minifterium. 
v Goßler. v. Plötz. 


Ge: eh -Sammlung. 





NE 484. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 4. Mai 1855.) 





Gefeß 
zur Ergänzung der Verordnung vom 7. Juli 1850, die Beftenerung des im 
Inlande erzeugten Rübenzuders betreffend. 


— 


ir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. 2. ır. 
verordnen hiermit auf Antrag Unferes Staats - Minifteriums zur Ergänzung 
der Paragraphen 17. fi. des Gefepes vom 7. Juli 1850 (Nr. 311. der 
Gefeg - Sammlung) wie folgt: 

1. 

Wer auf irgend eine Art dem Staate die Rübenzucker-Steuer entzieht, 
oder zu entziehen verſucht (Art. 23. 8q. des Strafgeſetzbuches), hat die in 
dem Gefege vom 7. Juli 1850 vorgefchriebene Strafe der Defraudation 
verwirft. 2 


Diefer Strafe verfällt namentlich auch Derjenige, welcher durch Bor: 
fehrungen, die zu einer unrichtigen Feſtſtellung des Gewichts der zur Zuder- 
bereitung beftimmten Rüben zu führen geeignet find, die Steuer verkürzt oder 
zu verkürzen verfucht. 43 


Läpt ſich der Steuerbetrag, deſſen Entziehung bewirkt oder verſucht 
worden, nicht feſtſtellen, ſo tritt eine Geldſtrafe von 10 bis 100 Thlrn., im 
Unvermögensfalle verhältnigmäßige Gefängnißitrafe ein. 

1X. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 


8. 4. 


Weiſet jedoch der Angeihuldigte in dem im $. 2. bezeichneten Falle 
nach, daß er eine Defraudation nicht habe verüben fünnen oder wollen, fo 
findet nur eine Ordnungsftrafe von 1 bis 10 Thlrn., im Falle des Unver— 
mögens verhältnigmäßige Gefängnißftrafe ftatt. 


Urkundlih unter Unferer Höchiteigenbändigen Unterfchrift und beige— 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. 


Deſſau, am 19. April 1855. 


Seopold Friedrich, 


Herzog zu Anbalt. 
v. Goßler. v. Plöß. 








Gefeb- Sammlung. 


M 485. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 19. Mai 1855.) 








Verordnung, 
die öffentlichen ftädtifchen Leihanſtalten in Deſſau und Zerbft betreffend, 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteſtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, x. x. ıc. 


thun fund und fügen hiermit zu wiffen, daß Wir, nachdem von Uns die 
Errichtung öffentlicher Zeihanitalten in Unferer Rejidenz Deſſau und in der 
Stadt Zerbft für Rechnung der Stadtgemeinden genehmigt worden ift, Die 
für diefe Anftalten aufgeftellte Ordnung betätigt haben. 

Wir befehlen, dag diefe Urkunde nebit der Ordnung für die öffentlichen 
ftädtifchen Leihanftalten zu Deffau und Zerbit durch die Gefeg- Sammlung 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden foll. 


Urfundlih unter Unferer Höchiteigenbändigen Unterfchrift und beige 
drucktem Herzoglichen Infiegel. 


Deflau, am 4. Mai. 1855. 
Leopold Stiedrid, 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. v. Plög. 


IX. Bd. d. Gefep- Sammil, Drdnung 





Drdnung 


für die öffentlichen ſtädtiſchen Leihanftalten in 
Deſſau und Zerbit. 


Allgemeine Beftimmungen. 


8. 1. 
Das in der Refidenzitadt Defjau und in der Stadt Zerbit für Rech— 
nung einer jeden diefer Stadtgemeinden errichtete öffentliche Pfandleihgeſchäft 
bat die Bezeichnung: 


beziehungsweife 


„Zeihamt der Stadt Deſſau“ 


„Leihamt der Stadt Zerbſt“. 
Die Anftalt giebt gegen Entrichtung von Zinfen, Darlehne auf Fauſt— 
pfänder auf eine bejtimmte Zeit. » 
6: 2. 
Sie fehlieft die Errichtung von Privat-Leihanftalten fo lange aus, 
als fie dem Bedürfniffe des Publitums Genüge leiftet und zu gegründeten 
Beichwerden keine Veranlaſſung giebt. 


8. 3. 
Fonde der Anftalt. Die nöthigen Fonds werden der Anftalt aus der Kämmerei-Kaſſe gegen 
billige Verzinſung vorgeliehen. 
$. 4. 


Garantie a für Die Anftakt wird für Rechnung der Stadt- Kommune geführt und fteht 
j unter deren Garantie. Diefelbe haftet den Pfandfhuldnern für die Sicher: 
heit der eingelegten Pfänder, cf. $. 14. und 15. 
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8. 5. 


Die bei der Anitalt fich ergebenden Ueberfchüffe werden entweder der Bermendung der Ueber— 
Orts-Armenkaſſe überwiefen, oder zu milden oder allgemein ftädtifchen Zmeden ſchuſſe. 
verwendet. 

8. 6. 


Die zur ſpeziellen Beſorgung der Geſchäfte dieſer Anſtalt erforderlichen Seſchäftsperſonal. 
Perſonen werden in Gemäßheit des $. 49. der Stadtordnung angeftellt. 
Diefelben werden vereidigt und find zur ftrengften Verſchwiegenheit verpflichtet. 


8. 7. 

Die Anftalt wird nach den in der Stadtordnung enthaltenen Grund» Aufficht und Revifion. 
fügen beauflichtigt. 

Das Hauptbuch, welches die Rechnung der Anftalt bildet, wird all- 
jährlich am 31. Dezember abgefchloffen. Der Bürgermeifter und Rath ver- 
anlaßt die Nevifion der Bücher und legt die Rechnung dem Gemeinderath 
vor, welcher nad vorgängiger Erledigung der etwa vorfommenden Erinne- 
rungen Decharge ertheilt. 

Außer den gewöhnlichen, am 18. jeden Monats vorzunehmenden Kaffen- 
Revifionen, finden au von Zeit zu Zeit Revifionen der Pfandbeftände und 
überhaupt der ganzen Anftalt Statt, welche Bürgermeifter und Rath durch 
einen feiner Beamten mit Zuziehung eines Deputirten der Stadtverordneten- 
Berfammlung vornehmen läßt. Das über dieſe Revifion aufzunehmende 
Protokoll wird dem Gemeindevorftande eingereicht. Legterer unterfucht und 
entfcheidet auch die gegen die Leihanftalt etwa eingehenden Befchwerden, mit 
Vorbehalt des Rekurfes an die Herzogliche Regierung. 


8. 8. 

Die Anftalt führt ein befonderes Siegel und einen Stempel mit der 
Infhrift: „Leihamt der Stadt Deſſau“ (Zerbſt“) und mit dem Stadtwappen 
verfeben. s 

. 9. 


Die Anſtalt leihet auf alle bewegliche Effekten, inſofern ſolche nicht nach Beſchaffenheit d. Pfänber. 
den unten folgenden Beſtimmungen ausdrücklich von der Annahme ausge 
fchlofjen werden, namentlih auf Kleinodien und Edelfteine, auf Metall und 
metallene Gerätbfchaften, ferner auf Kleidungsftücde, Betten, Zeuge umd 
Waaren, fo wie auf alle fonjtige bewenliche, nupbare Gegenftände, infofern 
zu deren Aufbewahrung kein großer Raum erforderlich iſt. Ausgefchloffen 


von der Annahme als Pfand find alle abgenugte Sachen, flüffige Gegen: 
ftände, Möbel, Kupferftihe, Bücher und alle leicht zerbrechliche oder dem 
Berderben ausgefegte, fo wie feuergefährliche Gegenftände. 


$. 10. 


Darlehnobedingungen. Auf dergleichen Pfänder ($. 9.) giebt die Anſtalt verzinsliche Darlehne 
und zwar auf Kleinodien, Edelſteine nur limitirte Summen, auf Metalle 
und metallene Geräthichaften zwei Drittel und auf alle übrigen Gegenftände 
die Hälfte des Tarwerthes. Darlehne über 50 Thlr. werden von der An— 
ftalt erft am folgenden Tage, nachdem fie beantragt, gezahlt. 

Für die von der Anftalt zu gebenden Darlehne werden acht und ein 
drittel Prozent jährlicher Zinfen und außerdem von jedem Pfande nad) der 
Größe der Darlehnsfumme 

von 1 bis 24 Thlr. vom Thaler drei Silberpfennige, 
von 25 bis 50 Thlr. überhaupt jieben und ein halber Silbergrofchen, 
von 51 bis 100 Thlr. überhaupt zehn Silbergrofchen, 
über 100 Thlr. von jedem Hundert fünf Silbergroſchen 
an Schreibegebühren erhoben. 

Darlehne unter einem Thaler werden bezüglich der Zinfen und Schreibe- 
gebühren einem ganzen Thaler gleich geachtet, eben fo werden in diefer Be- 
iebung bei Summen über einem Thaler etwaige Grofchen für einen vollen 

baler gerechnet. Ueber die angegebenen Säge hinaus dürfen weder höhere 
Zinfen, noch Ginfchreibegebühren, noch fonftige Sporteln oder Gefchenfe von 
ar einem an der Verwaltung des Leihhaufes Betheiligten genommen 
werden. 

Die Darlehne werden jederzeit auf ſechs Monate gegeben: dem Ver— 
pfünder fteht e8 indefien frei, das Pfand auch früher einzulöfen, und er 
entrichtet, wenn dies gefchieht, die Zinfen nur für die Zeit bis zur wirklich 
erfolgten Ginlöfung. Diefelben werden jedoch nicht auf einzelne Tage, fon 
dern nur auf Monate berechnet, dergejtalt, daß jeder angefangene Kalender: 
monat für voll gilt; auch die Bruchpfennige werden für voll gerechnet. 


$. 11. 
— page. .. Bon Perfonen, welche feinem der Beamten der Leibanftalt als unver- 
Pfandgeber. dächtig befannt find, fich auch weder dur) Dofumente, no durch das An- 
erfenntniß befannter glaubwürdiger Perfonen als unverdächtig legitimiren 
können, desgleichen von folchen, deren Befugniß, Darlehne aufzunehmen, 
gefeglich befchränft ift, dürfen keine ‚Pfänder angenommen werden. Bon 


ur Berpfändung gebrachten verdächtigen Sachen ift der Polizei fofort 
nzeige zu machen umd diefer, jo wie den Gerichtsbehörden, auf Erfordern 
über die verpfändeten Sachen jederzeit nicht allein die gewünſchten Aufklä- 
rungen zu ertheilen, fondern auch, fo weit und fo lange dies für die Zwecke 
der Unterfuchung von denfelben verlangt wird, die Pfandſtücke aus dem Ver— 
wahrfam der Leihanftalt unweigerlich zu verabfolgen. Diefe Behörden haben 
dagegen während Ddiefer Zeit für die gehörige Aufbewahrung der Sachen zu 
forgen und diejelben nach Erledigung jener Unterfuchungszwede der Leihan— 
ftalt in allen Fällen zurückzuſtellen. 


8. 12. 


Steht der Annahme des Pfandes am fich nichts entgegen, fo wird das- 
felbe durch den vereidigten Tarator abgefchägt und der Betrag der Tare, fo 
wie des darauf zu gebenden Darlehns dem Darlehnäfucher bekannt gemacht. 
Will derfelbe hierauf auf das Gefchäft nicht eingehen, fo wird ihm das dar- 
gebotene Pfand ohne Koften zurücgegeben. Grklärt er ſich aber für einver: 
jtanden, fo empfängt er das Darlehn gegen Aushändigung des Pfandes. 
Lepteres wird alddann mit der laufenden Nummer des Pfandbuches bezeichnet 
und in Gewahrfam genommen. Juwelen und andere Kojtbarkeiten werden 
in einen Umfchlag gelegt und verfiegelt, dem Verpfänder fteht es frei, den 
Umfshlag des übergebenen Pfandes mit feinem Privatfiegel zu belegen. 


$. 13. 


Gleichzeitig wird in das bei der Leihanftalt geführte Pfandbuch einge: 
fragen: 
: die Nummer des Pfandes, 
der Name des Pfandfchuldners, 
die Befchreibung des Pfandftüds, 
die Tare deſſelben, 
der Betrag des Darlehns, 
der Tag der Auszahlung defjelben, 
. der Betrag der davon zu entrichtenden Zinfen und Schreibegebühren. 


$. 14. 


Der Pfandfhuldner empfängt einen alle diefe Bezeichnungen enthaltenden, 
mit dem Pfandbuche übereinftimmenden Pfandfchein nach beiliegendem For: 
mular, welcher von dem Rendanten vollzogen und mit dem Stempel der 
Leibanftalt verfehen wird. 


ampaer? 


Abſchluß des Darlehn⸗ 
und Pfandgeſchäfts. 


Pfandbuch. 


Pfandſchein. 


N 


Diefer Schein vertritt die Stelle eines fchriftlichen Darlehns- und Ber: 
pfändungs = Dokuments für und wider die Anftalt, vdergeftalt, daß wenn 
Letztere beim Verluſt oder Verderben des Pfandes nach allgemeinen gefep- 
lichen Beftimmungen Erfag zu leiften verpflichtet ift, nur auf den im Pfand: 
ſcheine ausgedrüdten tarmäßigen Werth der Sache Rüdficht genommen, der 
Beweis eines größern oder geringern Werths aber weder dem seinem nod 
dem andern Theile nachgelafien wird. 


8. 15. 


u ee ne Die Pfänder werden an einem gegen Entwendung und Derderben 
moöglichſt geficherten Orte aufbewahrt. Für Schaden, welchen diefelben durch 
die bloße Aufbewahrung ohne Verwahrlofung oder Schuld der Anjtalt durch 
Zufall oder äußere Gewalt erleiden, jtebt die Leihanftalt nicht ein. Sie 
übernimmt jedoch die Verfiherung der Pfänder gegen Feuersgefahr auf Höhe 
des tarirten MWerths derfelben ohne befondere Vergütigung. Die Benugung 
irgend eines Pfandftüds ift den Beamten der Anftalt bei Strafe des dop— 
pelten Erfages und der Dienjtentlaffung ausdrüdlich unterfagt. 


8. 16. 


Ginlöfung der Pfänder. Jedem Pfandſchuldner ſteht es frei, das Pfand auch vor Ablauf der 
Kontraftzeit einzulöfen. ef. $. 10. 

Dem Borzeiger eines Pfandfcheins wird, indem derfelbe als der recht. 
mäßige Befiger angefehen wird und alfo hiernach einer befondern Legitima— 
tion nicht bedarf, gegen Rückgabe des Scheins und gegen Berichtigung des 
Darlehns und der angewachfenen Zinfen und Schreibegebübren das Pfand 
zurücdgegeben, ausgenommen: 

a. wenn gerichtlich darauf Beichlag gelegt, oder 

b. wenn von dem, in dem Pfandbuche verzeichneten Pfandgeber der 
Leibanftalt angezeigt worden, daß ihm der Pfandfchein abbanden 
gekommen fei. 

Die Leibanftalt it fonach wohl befugt, aber nicht verpflichtet, von den 
auf dem Pfandfcheine etwa befindlichen Geffionen oder fonftigen Vermerken 
Kenntniß zu nehmen, und überhaupt die Legitimation des Vorzeigerd befon- 
ders zu prüfen. 

Eine theilweife Einlöfung ift unftatthaft. 

8. 17. 


Berfabren, wenn der Derjenige, welchem ein Pfandichein verloren gebt, muß, um ſich vor 
Pendſchein verloren iſt. Nachtheil zu fügen, fofort der Leibanftalt davon Anzeige machen. Diefe 


wur 


wird, infofern nicht das Pfand gegen Rückgabe des Pfandfcheins bereits 
eingelöft ift, mit Angabe des Tages unter genauer Bezeichnung des Anmel- 
denden in dem Pfandbuche vermerkt und dem Anzeigenden hierüber eine 


Befcheinigung ertheilt. Der Leptere muß alsdaun den nach $. 19. bejtimms * 


ten Berfalltermin des Pfandicheins abwarten und iſt erjt vier Wochen nach 
deſſen Eintritt gegen Rückgabe der erhaltenen Befcheinigung und gegen Aus: 
ſtellung eines Mortififationsiheins das Pfand nach $. 16. einzulöjen berech- 
tigt, infofern der Pfandfchein felbit bis dahin nicht präfentirt fein follte. 


Meldet fih aber vor Ddiefer Einlöfung der Inhaber eines ſolchen 
als verloren angezeigten Pfandſcheins bei dem Leihamte, jo wird das Pfand 
demfelben nicht verabfolgt, der Pfandfchein vielmehr angehalten und der 
Präfentant unter Ausreihung einer von dem Rendanten zu beglaubigenden 
und mit der Bemerkung, daß das Original angehalten jei, zu verfehenden 
Abſchrift deifelben angewiefen, fein Recht gegen den ihm nambaft zu machen: 
den Inhaber der Beicheinigung geltend zu machen und die gerichtliche Be— 
ſchlagnahme des Pfandes nachzuſuchen. Grfolgt eine folche bis ſpäteſtens 
vier Wochen nach Eintritt des eben erwähnten Berfallterming ($. 19.) nicht, 
fo wird der urfprüngliche Pfandgeber nach $. 16. zur Einlöfung des Pfandes 
zugelafien und, wenn auch diefer fich dazu nicht meldet, mit dem Verkaufe 
des Pfandes in der $. 19. beitimmten Art verfahren. 


In allen Bällen, in welchen biernach ein folches Pfand vor der Ver: 
fallzeit nicht zurüctgegeben werden kann, ſoll es jedoch dem Schuldner ge- 
ftattet jein, das Darlehn felbit zurüdzuzahlen und fich dadurd von dem 
ferneren Zinfenlaufe zu befreien. 


8. 18. 


Prolongationen der Pfanddarlehne werden nur infoweit geftattet, ala 
nach der Beurtheilung der Anftalt das Pfand noch den bei der erften Ver— 
pfändung angenommenen Werth bat, zw welchem Zwecke ſie fich vorbehält, 
das Pfand noͤthigenfalls von Neuem tariren zu laffen. Wird die Prolonga- 
tion zuläffig befunden, fo wird gegen Rüdgabe des alten Pfandfcheins und 
gegen Berichtigung der aufgelaufenen Zinfen ein neuer Pfandfchein ertheilt, 
das Pfandſtück mit der neuen Nummer bezeichnet und wieder zur Verwah— 
rung genommen, auch eine neue Gintragung in die Bücher und die Erthei- 
lung eines Pfandſcheins nach den 88. 13. und 14. bewirft. 


Prolongation. 


$. 19. 


Berfteigerung der nicht Jedem Pfandfehuldner wird nach Ablauf der in dem Pfandfcheine be- 
eingelöften Pfänder. stimmten fechsmonatlichen Frift noch eine Nachfrift von ſechs Monaten zur 
Einlöfung des Pfandes geitattet. 


Diejenigen Pfünder aber, welche auch während diefer Nachfrift, mithin 
innerhalb eines Jahres, vom Tage der Verpfändung ab nerechnet, weder 
eingelöfet noch prolongirt find, werden als verfallen betrachtet und die Leih— 
anftalt ift alsdann zur öffentlichen Verſteigerung derfelben berechtigt. 


Dergleichen Berfteigerungen werden jährlich zwei Mal von der Leih— 
anftalt unter Leitung und in fortwährender Gegenwart eines Mitaliedes des 
Bürgermeifter und Rath mit Zuziehung eines befonders zu diefem Behufe 
zu verpflichtenden Beamten in dem Gefchäftslofale der Anftalt abgehalten. 
Das obgedachte ge des Bürgermeifter und Rath hat über die erlang«, 
ten Meijttgebote ein Gegenprotofoll zu führen. Cine nochmalige Abfhäpung 
der zu verfaufenden Gegenftände erfolgt nicht. 


Jede Verfteigerung wird zuvor drei Mal von acht zu acht Tagen durch 
den biefigen Staatsanzeiger, beziehungsweife die Zerbfter Grtrapoft, des: 
gleichen durch eine vier Wochen lang im Lofale der Leihanftalt auszu- 
hängende Anzeige öffentlich befannt gemacht. Für die entitehenden Koften 
wird ein Silbergrofhen pro Thaler von dem Grlöfe der Pfänder berechnet 
und von dem nach Berichtigung des Kapitals und der Zinfen etwa verblei- 
benden Ueberſchuſſe in Abzug gebracht. 


Bei einem zu einer Konfursmafje gehörigen Pfande foll daſſelbe Ver: 
fahren beobachtet, jedoch auf Nequifition des Gerichts die Verfteigerung auch 
außer dem gewöhnlichen Termine nach einmaliger, acht Tage zuvor erfolgter 
Bekanntmachung bewirkt werden, jedoh verjteht ſich von jelbft, daß in 
diefem Falle die vollen Auktionskoften von der Konkursmaſſe als Ertrahentin 
getragen werden. 


$. 20. 


Bewilligung der fpätern Bis zum erfolgten Zufchlage ift jeder Pfandichuldner fein Pfand gegen 
er Berichtigung des Darlehns und der bis zur wirklichen Einlöfung aufgewadh- 
jenen Zinfen zurüczunehmen, oder nach $. 18. das Darlehn zu prolongiren 
berechtigt, hat jedoch die Verfteigerung bereits angefangen, fo it der Brand» 
fchuldner zu den hierauf verwendeten Kojten einen Beitrag von Einem Sil- 
bergrofchen von jedem Thaler des Darlehns zu entrichten verpflichtet. 
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B. 21; 


Unmittelbar nach gefchloffener Verfteigerung wird drei Mal durch den — * 
Staatsanzeiger, beziehungsweiſe die Zerbſter Ertrapoft, ein öffentlicher Auf: 
ruf, in welchem die betreffenden Pfänder lediglich durch Angabe der Num— 
mern der Piandfcheine und des Zeitraums, im welchem die Pfänder nieder: 
gelegt find, bezeichnet, die Namen der Pfandgeber aber nicht angegeben 
werden, an die betheiligten Pfandgeber erlaffen, fih bei der Leihanftalt 
binnen ſechs Wochen zu melden, und den, nach Berichtigung des Darlehns 
und der davon bis zum Verkaufe des Pfandes aufgelaufenen Zinſen md 
des oben bejtimmten Koftenbeitrags verbleibenden Ueberſchuß gegen Quittung 
und Rücgabe des PBrandicheins in Empfang zu nebmen. 

Anfofern fih binnen ſechs Wochen had der Befanntmahung Niemand 
zur Gmpfangnahme des Ueberſchuſſes meldet, wird mit ſolchem nad $. 5. 
verfahren und der Pfandfchein mit den darauf begründeten Rechten des 
Pfandſchuldners für amortifirt erachtet. 


8. 22. 


Die Leihanftalt ift Die von ihr angenommenen Pfänder, vorbebältlich Vorrechte der Leibanftalt 
der in $. 11. gedachten Ausnahme an Niemand, auch nicht an gerichtliche 
Behörden, anders, als gegen vollitändige Befriedigung wegen des Kapitals, 
der Zinfen und der etwaigen Koften auszuliefern, auch den Verkauf derfelben 
im Wege der öffentlichen Verfteigerung nach eingetretener Berfallzeit ($. 19.) 
nur gegen volltändige Prolongation des Pfandfcheins ($. 18.), oder gegen 
Niederlegung der Gefammtforderung bei der Anſtalt auszufegen verpflichtet. 

In allen Fällen alfo, in welhen es den Privatbetbeiligten auf die 
Auslieferung oder Erhaltung der Pfänder ankommt, it e8 lediglich die Sache 
der Lepteren, die Ginlöfung des Pfandes oder die Prolongation des Pfand: 
fcheins auf ihre Koften zu bewirken. Dies gilt auch von den in einer Kon- 
furamafje ſich etwa vorfindenden Pfandfcheinen und bat die Anftalt nicht 
nöthig, den Prandichilling gegen diefelbe zu liquidiren. 

Hierdurch) jollen jedoch die etwaigen Eigenthums- oder fonjtigen Anz 
fprüche dritter Perfonen an die niedergelegten Pränder, fo weit folche in den 
$. 11. angegebenen Fällen gegen die Leihanftalt rechtlich begründet find, 
nicht befchränft werden, fondern follen diefe Anfprüche den Betheiligten ent- 
weder auf das Pfand felbft, oder, wenn deſſen Verkauf nicht in der vorge 
dachten Weife von ihnen verhindert worden, auf die Verkaufslöfung gegen 
die Leihanftalt vorbehalten bleiben. 

Nr, 485. d. Gef. ⸗Samml. 2 
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In allen Fällen dagegen, in welchen die Anftalt die Redlichkeit des 
Befipes für fich bat, ift Diefelbe auch die von dem Pfanddarlehne aufge: 


laufenen Zinfen von dem Vindifanten zu verlangen, oder demfelben in Ab: 
zug zu bringen berechtigt. 


52 ; 
Allgemeine Rectsver- In allen zwifchen der Anftalt und den Pfandſchuldnern oder dritten 
34 Perſonen entſtehenden, durch Vergleich nicht zu ſchlichtenden Streitigkeiten 


hat Bürgermeiſter und Rath, infofern gegenwärtiges Reglement über den 
Hall keine Beſtimmung enbält, nah den allgemeinen Rechtsvorſchriften fich 
zu richten, und ebenfo follen die Gerichte danach entjeheiden. 


5. 2. 


Dauer der Anſtalt. Wenn der Gemeinderath aus irgend einem Grunde für nöthig halten 
follte, das Leih-Amt wieder eingehen zu laffen, fo fteht ihm dies frei, und 
werden alsdann die Intereffenten fehs Monate vorber damit befannt 


gemacht. 


Pfandſchein. 





* 





Von 
hat das unterzeichnete Leihamt nachſtehend bezeichnetes Unterpfand, als: 






































tarirt zu — Thlr. — Sſpgr. für ein auf ſechs Monate gegebenes 
Darlehn von — Thlr. — Sgr., wofür die Schreibegebühren 
Fee Ulı Sar. Ze Pf. und die Zinfen auf einen Monat 
ee hl. — Sgr. TE Pf, betragen, erhalten, defien Rüd- 








gabe nad umſtehenden Bedingungen erfolgt. Die Ginlöfung oder Er— 
nenerumg muß in Jahresfrift, von heute an gerechnet, bewirkt werden, 


widrigenfalls das Pfand zum Verkauf geftellt wird. 
Deſſau, (Berbft) den 


Das Leihb- Amt der Stadt... 
(L. S.) 
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Rückſeite des Pfandſcheins. 

Gegen Zurückzahlung des umſtehend verſchriebenen Kapitals, der 
Schreibegebühren und der Zinſen, welche für einen jeden angefangenen 
Kalendermonat eben ſo, als für einen vollen Monat berechnet werden, 
und gegen Rückgabe dieſes Scheins wird dem Ueberbringer deſſelben, deſſen 
Legitimation zu prüfen das Leih-Amt befugt, jedoch nicht verpflichtet ift, — 
das darin bezeichnete Pfand innerhalb Jahresfriſt, vom Tage der Aus: 
ftellung des Scheines ab, zurückgegeben. 


Grfolgt bis zum Ablaufe des Jabres weder die Kinlöfung des Pfandes, 
noch — gegen volltändige Berichtigung der Zinfen, — die, Prolongation 
des Darlehns, welche das Leih-Amt in der Regel geitatten wird, fo wird das 
Pfand öffentlich verkauft und dem Inhaber des Scheins verbleibt nur das 
Recht, auf den etwaigen Ueberfchuß des Kaufgeldes nach Abzug des Kapi— 
tals, der Zinfen und Koften, doch wird er bis zum Zufchlage noch zur 
Ginlöfung und Erneuerung zugelaffen. Wird der Ueberſchuß nicht innerbalb 
ſechs Wochen, von dem öffentlichen Aufrufe an, erboben, fo füllt derfelbe 
der Armenkaſſe unwiderruflih anheim. Durch den Berfauf des Pfandes 
wird übrigens der Schuldner von der Schuld befreit. 


Wird dem Leib-Amte der Verluſt des Pfandfcheins angezeigt, bevor 
das Pfand eingelöft it, fo wird dies im Pfandbuche vermerkt, dem urfprüng- 
lichen Inhaber des Scheins aber erjt vier Wochen nach Ablauf des Jahres, 
vom Datum des Scheins ab gerechnet, gegen Ausstellung einer Quittung 
und Mortififationg» Befcheinigung die Einlöfung des Pfandes verftattet, in- 
fofern nicht bis dabin eine gerichtliche Befchlagnabme deijelben erfolgt fein 
follte. 

Bei etwaigem Verluſt des Pfandes baftet das Leih- Amt als Depofitar 
für den Tarwerth. Es verfichert auch auf Höhe des Letztern das Pfand gegen 
Feuersgefahr, mit Ausnahme der echten Perlen und Edelfteine, deren Ber: 
fiherung feine Feuer-Aſſekuranz-Geſellſchaft übernimmt und welche aus 
diefem Grunde mit befonderer Borficht verwahrt werden follen. 


Das Leib: Amt der Stadt... . 


Gefeb- Sammlung. 


M 486. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 25. Mai 1855.) 





Verordnung, 
bie Revifion der Zollgewichte betreffend. 











Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ıc. ıc. ıc. 
verordnen auf Antrag Unferes Staats-Minifteriums, was folat: 


8. 1. 

Alle diejenigen, welche nach den gefeglichen Beitimmungen und erlaffe: 
nen Borfchriften Zollgewichte zu führen haben, find bei einer Polizeiftrafe 
von 1 bis 5 Thlrn. gehalten, fi) nur vorfchriftsmäßig geeichter Zollgewichte 
zu bedienen. 

8. 2. 


Bei gleicher Strafe find dieſe Zollgewichte regelmäßig alle drei Jahre 
von den Inhabern bei den Herzoglihen Eihungsämtern prüfen und die 
Richtigkeit derfelben von diefen Aemtern atteftiren zu laffen. 


$. 3. 


Die Eihung der Zollgewichte hat bei den Herzoglichen Cichungsämtern 


zu gefchehen. 
1x. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 


$. & ! | 
Diefe Berordnung tritt mit dem 1. Juli d. 3. in Kraft. 


Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beige: 
dructem Herzoglichen Infiegel. 
Deflau, den 14. Mai 1855. 
Leopold Friedrid, 


Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plög. 





Gefeb- Sammlung. 





N 487. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 27. Juni 1855.) 





Verordnung, 
die tbeologifhen Prüfungen betreffend. 


Mi Hoͤchſter Genehmigung wird hiermit, Behufs einer zwedmäßigern 
Einrichtung der theologifchen Prüfungen, verordnet, was folgt: 


$. 1. 
Nur diejenigen Theologen ind fortan zu geiftlichen Aemtern anftellungs- 
fähig, welche zwei theologische Prüfungen, und zwar 
1) das Tentamen pro candidatura, und 
2) das Examen pro ministerio 
genügend beftanden haben. 


5: 2; A 
Zur Abhaltung diefer Prüfungen hat das Konfiftorium zwei Prüfungs- 
fommiffionen aus feiner Mitte oder aus der Geijilichkeit des Herzogthums zu 
ernennen umd mit den nöthigen Anweifungen zu verjehen. 


8. 3. 

Den Vorſitz in jeder diefer Kommiſſionen führt dasjenige Mitalied der: 
jelben, welches feiner Ernennung nach das bezüglich älteſte Konſiſtorialmit— 
glied if. 

$. 4. 


Ueber die Fächer, worin die Mitglieder beider Kommiſſionen zu prüfen 
haben, verftändigen fich diejelben ein für alle Mal, doch fe, daß ein beliebiger 
Tauſch unter einander unbenommen bleibt. 

x. Bd. d. Gefep : Samml. 
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$. 9. 


Die erſte Prüfung, welche ein mindejtens dreijäbriges Studium der 
Theologie worausfegt, kann fofort nach vollendetem afademifchen Triennium 
und muß fpäteitens zwei Jahre nach Beendigung der Univerfitätsftudien 
abgelegt werden. 

Zu einem weitern Hinausſchieben derfelben bedarf es der Grlaubniß des 
Konfiftoriums, welche jedoh nur in dem Falle zu ertbeilen iſt, wenn fie 
dur Krankheit des Kandidaten oder andere dringende Verhältniffe gerecht: 
fertigt erfcheint. 


$. 6. 


Dem an das Konfiftorium zu vichtenden Geſuche um Zulaffung zur 
erften Prüfung, welches jederzeit bis Ende März eingereicht fein muß, find 
beizufügen: 

1) ein in lateinifcher Sprache abgefaßter Lebenslauf, worin die Examinanden 
a. Ort, Tag und Jahr ihrer Geburt, 

b. den Stand und Wohort der Eltern, 

ec. das Gymnaſium, in welchem und die Zeit, innerhalb welcher fie 
fih zur Univerfität vorbereitet haben, 

d. Ort, Anfang und Dauer der afademiichen Etudien, 

e. mie oft, wo und unter weiten Aufficht fie als Studenten bezüglich 
nach vollendeten Univerfitätsftudien aeprediat haben, 

genau anzugeben und bei möglichiter Beſchränkung in den Mittheilun- 

gen über ihre äußeren Lebensverhältniffe, den Entwidelungsgang ibrer 

wilfenfchaftlihen Bildung ausführlich nachzuweifen haben; 

2) das beim Abgange vom Gymnaſium zur Univerfität auf Grund der 
beitandenen Reifeprüfung erhaltene Maturitätszeugniß in der Urſchrift 
oder in beglaubigter Abſchrift; 

3) die akademiſchen Abgangs- und Sittenzeugniſſe und, wenn die Exami— 
nanden Mitglieder eines theologischen, pädagogiſchen oder pbilologifchen 
Seminars gewefen find, auch, die desfallfigen amtlichen Bejcheinigungen ; 

4) ein von den betreffenden Univerfitätslehrern eigenhändig bealaubigtes 
Verzeichniß der in jedem Salbjahre befuchten VBorlefungen und bezüglich 
abgehaltenen Disputatorien, Repetitorien und Graminatorien, wenn 
folches nicht bereits im afudemifchen Abgangszeugniſſe felbft enthalten 
fein follte; 

5) das Zeugniß eines Geiftlichen über Theilnabme am heiligen Abend: 
mahle während der Studienzeit und des legten Aufenthaltes ; 
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6) wenn feit Beendigung der Univerfitätsitudien ein Halbjahr verftrichen 
it, ein Sittenzeugniß von demjenigen Superintendenten, in deſſen 
Gphorie der Eraminand fich aufgehalten hat. 


s: 7 


Wenn nah Inhalt der Zeugniffe oder auf Grund andermeitiger und 
zuverläffiger Mittheilungen gegen die Religiofität, oder gegen die fittliche und 
politifche Unbefcholtenheit eines Kandidaten gegründete Bedenken vorliegen, 
fo kann ihn das Konfiitorium unter Angabe der Gründe von der Prüfung 
ausichließen, wogegen ihm der Rekurs an das Minifterium freiſteht. 


$. 8. 

Das Tentamen ift theils ein mündliches, theils ein fchriftliches. 
8. 9. 

Das mündliche findet in der erjten Hälfte des September Statt. 
$. 10. 


Das schriftliche beſteht in ſechs Probearbeiten, von denen drei zu Haufe 
und drei unter ftrenger Klaufur angefertigt werden. 


51, 


Die häuslichen Arbeiten, wozu die Aufgaben den Kandidaten fpäteftens 
bis zum 30. April zugefertigt werden, befteben: 
1) in einer deutichen Abhandlung aus der fuitematifchen Theologie ; 
2) in einem lateinischen Auffage über einen Gegenitand aus der biblifchen 
oder hiltorifchen Theologie, und 
3) in einer Predigt, welche jeder Graminand vor demjenigen INN 
denten zu halten bat, in deſſen Sphorie er lebt. 


$. 12. 


Diefe Arbeiten müffen in drei, auf ganzen, aber gebrochenen Bogen 
angefertigten Neinfchriften fpäteftens am 1. Auguft an das Konfiftorium ein- 
gereicht werden. ine fpätere Ablieferung derfelben jchließt von der Zulaffung 
zur nächiten Prüfung aus. 

Die Graminanden haben fich bei Anfertigung diefer Arbeiten mit ſtrenger 
Feſthaltung der Themata einer gediegenen Kürze zu befleißigen und müſſen 
unter Vermeidung eines unnützen Citateuprunkes alle zu Rathe gezogene und 


2882 


benugte Schriften gewiffenbaft angeben und bei Gelegenheit der mündlichen 
Prüfung durch Handfchlag an Eides Statt verfichern, 

a. daß die von ihnen eingereichten Probearbeiten nah Borm und Inbalt 
ihr wirkliches Eigenthum und ohne alle fremde Hülfe von ihnen felbjt 
angefertigt, auch von Niemandem verbeffert worden find; 

b. daß fie außer den von ihnen namentlich angeführten Schriften und 
Büchern andere Hilfsmittel überall nicht benutzt haben. 


8. 13. 


Die im Sitzungszimmer des Konfiftoriums unter forgfältiger Aufficht 
eined Graminatord und ohne alle Unterbrechung anzufertigenden Klaufur: 
arbeiten beftehen: 

1) in einer. lateinifch abzufaffenden eregetifchen Arbeit über einen neu: 
oder altteftamentlichen Abſchnitt; 

2) in einer deutſchen Abhandlung über einen Gegenftand aus der fuite- 
matifchen oder biftorifchen Theologie; und 

3) in drei biblifchen Terten, woraus Themata und Dispofitionen zu Pre: 
digten zu entwerfen find. 


$. 14. 


Zu jeder diefer Hlaufurarbeiten, welche 3—4 Wochen vor der münd— 
lichen Prüfung anzufertigen find, werden fünf Arbeitsitunden bewilligt. Ueber 
die bewilligte Zeit hinaus zu arbeiten, iſt nicht erlaubt. Wer mit feiner 
Arbeit nicht fertig geworden tft, giebt fie unvollendet ab, und wer feine Arbeit 
früher vollendet hat, verläßt das Prüfungszimmer. Die Neinfhrift muß 
ebenfalls ($. 12.) auf ganzen und gebrochenen Bogen, jedoch nur in einem 
Exemplare angefertigt werden. 


$. 15. 


Die bei Anfertigung der Klaufurarbeiten erforderlichen Ausgaben des 
alten und neuen Tejtaments, die fombolifhen Bücher und einige lateinifche 
Wörterbücher find den Examinanden von der Prüfungsfommiffton zu verab- 
reichen und dürfen von Erſteren felbjt nicht mitgebracht werden. Daſſelbe 
gilt auch von den bei der mündlichen Prüfung erforderlichen Urterten der 
heiligen Schrift. 

$. 16. 


Die Beurtheilung der fchriftlichen Arbeiten liegt zumächft denjenigen 
Graminatoren ob, welche in den betreffenden Fächern die mündliche Prüfung 
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zu bewirken haben. Demnächſt gelangen die Arbeiten zu Händen der übrigen 
Kommiffions - Mitglieder, welche ihr Urtheil fchriftlich beifügen und fodann 
die Genfur für jede einzelne Arbeit in einer Konferenz durch kollenialifche 
Berathung, in zweifelhaften und ftreitigen Fällen aber durch Abjtimmung 
feftftellen, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausfchlag giebt. 

Ueber die desfallfigen Verhandlungen wird ein Protofoll aufgenommen 
und das Ergebniß der Berathung in einer Beilage tabellarisch zuſammen— 
geitellt. 

5.47; . 


Wenn mehrere Arbeiten eines Graminanden nicht einmal mit der vierten 
Genfur ($. 22.) beurtheilt werden fünnen, fondern als ungenügend be: 
zeichnet werden müſſen, fo ift derfelbe von der mündlichen Prüfung auszu— 


Schließen und bat fih im folgenden Jahre wieder zu melden. Ballen feine 
Arbeiten zum zweiten Male ungenügend aus, fo ift er für immer abzuweifen. 


8. 18. 


Das mündliche Tentamen, welchem jedes bei dem Prüfungsgefchäfte nicht 
betheiligte Konfiftorialmitglied beizumohnen berechtigt ift, erftrect fih auf 
1) Kirchengefchichte, 
2) Enzyklopädie und Literatur der Theologie, 
3) neutejtamentliche, Gr 
5‘ altteftamentliche regelt, 
5) Dogmatik und Dogmengefchichte, 
6) Ethik und Pädagogik. 
$. 19. i 
Rücdfichtlich folher Graminanden, welche laut ihres Neifezeugnifies das 
Gymnaſium in den alten Sprachen ſchwach verlaffen haben, ift bei der münd- 
lichen Prüfung ein hauptfächliches Augenmerk darauf zu richten, ob fie die 
gerügten Lücken ausgefüllt und ihre Sprachfenntniffe erweitert baben. 


| $. 20. 
In der Regel follen mehr als ſechs Kandidaten gleichzeitig nicht geprüft 
werden. 
8§. 21; 


Die Dauer des Tentamens wird auf fechs Stunden, von 9 bis 12 Uhr 
Vormittags und von 2 bis 5 Uhr Nachmittags, feſtgeſetzt. 


8. 22. 

Die Cenfuren, welche über den Ausfall der einzelnen Probearbeiten fo- 
wohl, wie aud der mündlichen Prüfung in den verfchiedenen Fächern ($. 18.) 
ertheilt werden, ftufen fich nach folgenden Prädikaten ab: 

1) Sehr gut. 

2) Gut. 

3) Meijt gut. 

4) Genügend. 

5) Ungenügend. 

8 F. 23. 

Das Geſammtergebniß der Prüfung wird durch die Nummern I. — IV. 
bezeichnet, von welchen Nr. I. durch den Zufag „mit Yuszeihnung” ge 
jteigert, II. und III. aber durch Hinzufügung eines A. oder B. abgeftuft 
werden fünnen. 

$. 24. 


Nr. I. kann nur Derjenige erhalten, welcher in drei Gegenftänden der 
mündlichen Prüfung und für drei fchriftliche Arbeiten die erfte, und in allen 
übrigen Fällen die zweite oder Dritte Genfur erhalten bat. 

Der fteigernde Zufag „mit Auszeichnung“ tritt da ein, wo neben 
6 oder mehr Prädifaten der erften Genfur die zweite Genfur vorberrfihend ift. 

Für Nr. II. it daſſelbe Verhältniß binfichtlih der zweiten, bezüglich 
dritten und vierten Genfur, wie für Nr. I. hinſichtlich der erjten, be- 
züglih zweiten und dritten Genfur, erforderlich, und die Cenſur „un: 
genügend“ höchitens einmal zuläffig. 

Nr. IN. wird denjenigen Examinaten ertbeilt, welche in mindeſtens 
drei Probearbeiten und drei Gegenjtäinden der mündlichen Prüfung die 
dritte, im Mebrigen die vierte und höchſtens einmal die fünfte Genfur 
erhalten haben. 

Nr. IV. erhalten diejenigen Examinaten, welche vworberrfchend mit der 
vierten Genfur beurtbeilt worden find, die fünfte aber nicht öfter, als 
böchitens zweimal erhalten haben. 

&. 25. 

Wer in mehr, als zwei Fächern „ungenügend“ befunden wird, ift 

als nicht beftanden anzufehen und erhält fein Zeugniß. 
8. 26. 

Diejenigen, welchen in Folge der nicht beitandenen Prüfung das Kan- 

didatenzeugniß verfagt werden muß, haben fich dem Tentamen im nächhen 


2885 


Jahre wiederum zu unterziehen umd werden, wenn fie auch dann nicht beite- 
ben, für immer abgewiefen. 


8. 27. - 


Die Peftitellung nicht nur der Genfuren für die einzelnen Gegenftände 
der mündlichen Prüfung, fondern auch der das Gefammtergebniß der Prüfung 
bezeichnenden Nummer erfolgt unmittelbar nach beendigter Prüfung nach dem, 
$. 16. binfichtlich der Beurtheilung der fchriftlichen Arbeiten, vorgefchriebenen 
Verfahren. 


8. 28. 


Nah den Schluſſe der Prüfung werden ſämmtliche, dieſelbe betreffende 
Verhandlungen nebjt den tabellarifchen Ueberfichten von der Kommilften an 
das Konſiſtorium abaegeben, unter deifen Unterfchrift und Infiegel die Zeug: 
niffe über das bejtandene Tentamen ausgefertigt werden. 


$. 29. 


Diejenigen, welche das Tentamen beitanden haben, werden in die Lifte 
der Kandidaten der Theologie eingetragen und erbalten micht nur das Recht, 
ohne vorgängige Erlaubniß des betreffenden Superintendenten predigen zu 
dürfen, jondern auch Anspruch auf Zulaffung zur zweiten Prüfung. 


$. 30. 


Die Neibenfolge der gleichzeitig Geprüften in der Kandidatenlijte wird 
nach dem (Srade der Haupt-Cenſur ($$. 23. und 24.) bejtimmt. Wenn diefe 
bei Ginzelmen gleich it, fo entfcheidet die beffere oder geringere Genfur ihrer 
Reifezeugniffe und wenn auch Dieje feinen Unterfchied Darbietet, folgen fie 
nach dem Lebensalter. 


$. 31. 


Jeder geprüfte Kandidat fteht unter Aufficht desjenigen Superintendenten, 
welchem er feinem Geburts- oder Wohnorte nach untergeben iſt, und hat dem— 
jelben alijjäbrlich wenigftens ein Mal über feine Lebensverbältniffe und wiffen- 
Ichaftlichen Beichäftigungen Nachricht zu geben. Auch muß er, fo lange er 
im Inlande ſich aufhält, die ibm von feinem Superintendenten aufgetragenen 
Predigten übernehmen. 

Die im Auslande lebenden Kandidaten haben ibrem dieſſeitigen Super: 
intendenten alljährlich eine von ihnen gehaltene Predigt einzufchieten nebft 
einem Sittenzeugniffe des ausländifhen Superintendenten, in deſſen Ephorie 


fie leben. Die übrigen Disziplinarverhäftniffe der theologiſchen Kandidaten 
werden durch eine bejondere Verordnung geregelt werden. 


$. 32. 


Endlich it jeder Kandidat der Theologie verpflichtet, zwifchen feiner 
eriten umd zweiten Prüfung fich fech® Wochen hindurch im Landesfeminare 
mit dem Volksſchulweſen genauer befannt zu machen. 

Zu dem Ende wird alljährlich bei dem Beginn des Winterhalbjahres 
ein fechdwöchentlicher, vorzugaweife auf die pädagogische Ausbildung der theo: 
logifhen Kandidaten berechneter Unterrichts - Kurfus im Landesfeminare ſtatt— 
finden, binfichtlich deijen das Konfijtorium eine ausführliche Inftruktion zu 
entwerfen und demnächit befannt zu machen bat. 

Der Befuh eines ausländifchen Seminars zu diefem Zwede wird nur 
unter ganz bejonderen Verhältniſſen als eine Erledigung jener Obliegenheit 
vom Konſiſtorium angeſehen werden. 


8. 33. 


Das Examen pro ministerio, zu welchem ſich die Kandidaten der 
Theologie kurz vor Neujahr zu melden haben, findet alljährlih um Johannis 
Statt. 

$. 34. 


Dafjelbe muß in der Negel drei Jahre nach beitandenem Tentamen ge— 
macht werden. Wer damit länger als fünf Fahre nad dem Tentamen an- 
fteht, verliert den Anfpruch auf Zulafjung zu demfelben und muß fich die 
Grlaubnig dazu erſt vom Konfiftorium befonders auswirken. 


$. 35. 

Mit dem ebenfalld an das Konftftorium zu richtenden Geſuche ($. 6.) 
um Zulafjung zur zweiten Prüfung bat der Kandidat unter Bezugnabme auf 
die beim Tentamen bereits beigebrachten Befcheiniqungen noch einzureichen : 

1) ein Zeugniß feines Superintendenten über fein religiöfes und firchliches 
Leben, feine fittliche Führung, feine Fortbildung überhaupt und feine 

Fortfchritte im Predigen insbejondere; 

2) das Zeugniß der Seminardireftion, daß und mit welchem Erfolge er 
ſich an dem vorfchriftsmäßigen fechswöchentlichen Kurſus im Landes- 
jeminare ($. 32.) betheiligt babe. 
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$. 36. 

Die häuslichen Probearbeiten, zu welchen den Sraminanden die Aufgaben 
bis zum 15. Januar mitgetheilt werden, müſſen ſpäteſtens am 15. April in 
drei Neinfchriften auf ganzen und gebrochenen Bogen abgeliefert werden, 
‚ und beiteben in: 

1) einer Predigt, welche der Kandidat vor feinem Superintendenten in 
deifen Kirche zu balten hat; 
2) einer Katechifation über eine Bibelftelle oder einen Abfchnitt aus dem 


Katechismus; f 
3) einer deutfhen Abhandlung über einen Gegenjtand aus der praftifchen 
Theologie. 
8. 37. 


Die Klaufurarbeiten, binfichtlich welcher die Bejtimmungen der $$. 13., 
14., 15., 16. und 17. gelten, befteben in: 
1) drei Predigtentwürfen nach biblifchen Texten; 
2) einer lateinisch zu fchreibenden eregetifhen Arbeit über einen kurzen 
Abfchnitt des neuen Teſtaments, und 
3) einer deutfhen Abhandlung über einen Gegenftand aus der foftemati- 
fchen, biblifchen oder biftorifchen Theologie. 


8. 38. 


Im mündlichen Sramen werden aus der Zahl der im Tentamen vorge: 
fommenen Prüfungsgegenjtinde ($. 18.) vorzugsweife diejenigen berücfichtigt, 
worin einzelne Kandidaten Unficherheit und Lücen gezeigt haben, 

Bei der mehr praftifchen Tendenz des Gramens kommen als neue Prü- 
fungsgegenjtände hinzu: Homiletif, Katechetit, Symbolik, Lyturgik, Hymno— 
logie und wird auch auf den gegenwärtigen Stand des kirchlichen Lebens die 
gebührende Rückſicht genommen. 

$. 39. 


In Betracht der vermehrten Prüfungsgegenftände währt das auf zwei 
Tage zu vertheilende Prüfungsgefhäft zehn Stunden. 


$. 40. 

Einige Tage vor der mündlichen Prüfung hat jeder Kandidat in einer 
öffentlichen Schule eine Eatechetifche Probelektion über einen biblifchen Tert 
oder über einen Abfchnitt aus dem Katechismus zu halten, wozu er die Auf- 
gabe Tags vorber erhält. 

Ar. 487. d. Geſ.⸗“Samml. . 2 


Diefer Lektion müſſen mindeſtens zwei Mitglieder der Prüfungstommiffion 
beimohnen. 


8. Al. 


Die das Tentamen betreffenden $$. 17., 20., 22., 23., 24., 25., 26,, 
27., 28., 30. und 31. finden mit den durch die Natur der Sache bedingten 
Veränderungen auch auf das Eramen Anwendung. 


8. 42. 


Wer die Prüfung pro ministerio bejtanden hat, tritt in die Reihe der 
Kandidaten des Predigtamtes ein, hat Anſpruch auf dereinjtige Verleihung 
eines Pfarramtes und iſt verpflichtet, auf Anweifung des Konfiftoriums zwei 
Sabre als Pfarrgebülfe oder Pfarrverweſer ſich praktiih zum Pfarramte vor: 
zubereiten. 

Die Verpflichtung der Predigtamts- Kandidaten zur Dienftleiftung als 
Pfarrgebülfen oder Bfarrverwefer hat das Konfiftorium durch eine ausführliche 
Inftruftion zu ordnen. 

8. 43. 


Kandidaten der Theologie und des Predigtamts, welche eine öffentliche 
Schulftelle annehmen wollen, müſſen fich vorber der Prüfung im Schulfache 
unterwerfen und fünnen, wenn fie den Forderungen der theologiſchen Prü— 
fungen genügt haben, unmittelbar von der Schuljtelle in das Pfarramt 
übergehen. 

8. 44. 
Uebergangs:Beftimmungen. 

Die bis jept nad dem jeitherigen Verfahren geprüften theologiſchen 
Kandidaten ſind von der Verpflichtung, ſich einer zweiten Prüfung zu unters 
werfen, entbunden und werden von den dadurch bedingten Beitimmungen und 
Einrichtungen, mit Ausnahme der in den $$. 42. und 43. enthaltenen Vor: 
fehriften, nicht berührt. 


Deflau, den 21. Juni 1855. 
Herzoglich Anhbaltifches Staats: Minijterium. 
v. Goßler. 


Öefeb- Sammlung. 
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(Deffentlih bekannt gemacht und ausgegeben am 6. Juli 1855.) 





Geſetz, 


betreffend den Steuerſatz vom inländiſchen Rübenzucker und die Eingangszoll- 
füge vom ausländifchen Zuder und Syrup für den Zeitraum vom 1, September 
1855 bis Ende Auguft 1857, 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anbalt, Herzog zu Sachen, Gngern und Weftphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. xc. x. 
verordnien, in Uebereinftimmung mit den Staaten des Zoll-Bereins, was folgt: 


Während des zweijährigen Zeitraums vom 1. September d. I. bie 
Ende Auguſt 1857 wird 


1) die Steuer vom inländifchen Rübenzucker und 
2) der Eingangszoll vom ausländifchen Zucker und Sprup 
nach den zur Zeit in Anwendung kommenden Sägen forterhoben. 


Das Staats: Minifterium wird mit der Ausführung diefes Geſetzes be 
auftragt. 





Urkundlih unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. 


Deſſau, am 2. Juli 1855. 


Ceopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. 





IX. Bd, d. Gejeb:Sammıl, 
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Geſetz Sammlung. 


M 489. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 8. Auguft 1855.) 





Verordnung, 
betreffend die Standes: Erhöhung der Gräfin Helene von Reina. 





Masten die Gräfin Delene von Neina, Adoptivtodhter Sr. Hoheit, des 
- Bringen Wilhelm Woldemar zu Anbalt, dur die Höchfte Urkunde vom 
1. Auguft 1855 zur Brinzeffin erhoben worden ift, fo machen wir dies auf 
Höchſten Befehl den ſämmtlichen Behörden und Unterthanen des Landes hier- 
durch zur Nachachtung mit der Weifung befannt, der Prinzefin Helene 
fünftig das Prädikat „Durch laucht“ beizulegen. 


Deflau, den 6. Auguft 1855. 


Herzoglich Anbaltifches Staats: Minifterium. 
v. Plotz. 


IX. Bd. d. Geſeßz⸗Samml. 
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M 4%. 


(Deffentlich bekannt gemadıt und ausgegeben am 22. September 1855.) 





Erneuerte Verordnung, 
die Aufſtellung von Zuchtbengften durch Privatleute betreffend. 


Auf Grund des 8. 5. des Publikations-Patentes zum Polizei-Strafgeſetz 
vom 29. März d. J. wird die unter dem 16. März 1852 erlaſſene Ver— 
ordnung, die Aufſtellung von Zuchthengſten durch Privatleute betreffend, da— 
hin erneuert, 
daß Privatleute Zuchthengſte zum öffentlichen Gebrauch ohne vorgängige 
Prüfung und Erlaubniß des Herzoglichen Landgeſtüts-Dirketors 
nicht aufſtellen dürfen. Der desfallſige Erlaubnißſchein gilt für die 
Zeit eines Jahres. Die Hengſtbeſitzer ſind verpflichtet, ein Deck— 
regiſter zu führen und daſſelbe nach beendigter Deckzeit dem Herzog— 
lichen Landgeſtüts-Direktor einzureichen. 
Jede Zuwiderhandlung dieſer Vorſchriften zieht für den Beſitzer des 
Hengſtes eine Geldſtrafe von 5 Thalern nach ſich. 


Deſſau, den 20. September 1855. 


Herzoglich Anhaltiſche Negierung. 


v. Braunbehrens. 


IX. Bd. d. Geſeß: Samml. 
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(Deffentlih befannt gemadt und ausgegeben am 14. November 1855.) 





Geſetz, 


den Umtauſch der alten Staatskaſſenſcheine betreffend. 





ir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. ic. ır. 
verordnen hierdurch, wie folgt: 


u- 1. 
Behufs des Umraufches von Staatskaſſenſcheinen über 1 und 5 Thaler 
follen neue Anhaltiſche Staatsfaffenicheine und zwar 100,000 Stück zu 
10 Thalern im Vierzehn-Thalerfuße in Umlauf gefept werden, 


3 


Die durch diefen Umtaufch eingehenden älteren Staatskaffenfcheine follen 
deponirt und von Zeit zu Zeit vernichtet werden. 


$. 3. 

Unfer Staats-Minifterium ift dafür verantwortlich, daß hiernach ſtreng 
verfahren werde und hat wegen der erforderlichen Kontrole das Nöthige zu 
verfügen. 

IX. Bd. d. Geſetz:Samml. 
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$. 4. 


Alle Beitimmungen, welche wegen der alten einzutaufchenden Staats- 
kaſſenſcheine im Gefege vom 1. Auguſt 1849 ergangen find, finden auch auf 
die neuen. Staatöfaffenfcheine Anwendung, infoweit fie nicht durch gegen: 
wärtiges Geſetz abgeändert find. 


8. 5. 

Außerdem dürfen befchnittene oder zerfchnittene Staatsfafenfcheine in 
Zahlung nicht angenommen werden, fondern find anzubalten, und wird nur 
dann Erfag dafür geleiftet, wenn nachgewiejen wird, daß die Be: oder der- 
fchneidung zufällig erfolgt ift. 

8. 6. 


Unfer Staats - Minifterium wird ermächtigt, eine Beichreibung der neu 
auszugebenden Staatskaffenfcheine bei deren Erſcheinen öffentlich befannt zu 
machen. 


Urkundlih haben Wir dieſes Geſetz Höchfteigenhändig vollzogen und 
mit Unferm Herzoglichen Infiegel bedrucden laſſen. 


So geichehen Deflau, am 1. Oktober 1855. 


Leopold Stiedrid, 


Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. v. Plögß. 





Gefeb- Sammlung. 


N 492. 


(Deffentlich befannt gemadıt und ausargeben am 5. Dezember 1855.) 








Geſetz, 


die Steuer-Vergütung für ausgehenden Branntwein betreffen?- 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ıc. ıc. ıc. 


verordnnen hierdurch in UWebereinjtimmung mit der Königlich Preußifchen 
Regierung und mit Bezug auf $. 7. des Gefeges vom 10. Juni 1836, 
wegen Beiteuerung des Branntweins, fowie auf Zahl 2. Unferer Verordnung 
vom 23. Juni 1854, wegen Berichtigung des bei Erhebung der Brannt- 
wein» Steuer zur Anwendung kommenden Maiſchſteuer-Satzes, was folgt: 


u? 
Eine Steuer: Vergütung für die Ausfuhr von Branntwein wird von 


dem Tage ad, an welchem diefe Verordnung den mit der Ausgangs - Abfer- 
tigung beauftragten Behörden befannt wird, bis auf Weiteres nicht gemäbhrt. 


— 
Das Miniſterium bat die zur Ausführung dieſer Verordnung erforder— 
lihen Beitimmungen zu erlafjen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterfchrift und beige— 
drucktem Herzoglichen Infiegel. 


Deſſau, am 3. Dezember 1855. 
Feopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. v. Plotz. 


IX. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 
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(Deffentlih bekannt gemacht und ausgegeben am 18. Dezember 1855.) 





Befanntmahung, 


die Erweiterung des mit Großbritannien abgejchloffenen Vertrages wegen 
gegenfeitigen Schuges der Autorenrechte betreffend. 





Behufo einer wünſchenswerthen Erweiterung der zwiſchen Preußen und 
England am 13. Mai 1846 zum gegenſeitigen Schutze der Autorenrechte 
abgeſchloſſenen Uebereinkunft, welcher die Herzogliche Staats-Regierung laut 
Bekanntmachung vom 17. Februar 1853 beigetreten iſt, iſt zwiſchen den 
Bevollmächtigten Ihrer Majejtät der Königin des vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Irland einerfeits, und Sr. Majejtät, des Königs von 
Preußen, zugleich Namens der übrigen, dem Vertrage beigetretenen Regenten, 
andererfeits, am 14. Juni d. 3. zu London ein Zufag = Bertrag zu derfelben 
verabredet und abgefchloffen worden. 

Nachdem diefer Zufag- Vertrag nunmehr allerfeits ratifizirt worden ift, 
jo wird derfelbe mit höchſter landesherrlicher Genehmigung nachitehend mit 
dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß er vom Tage der 
- VBeröffentlihung an in Kraft tritt. 


Deilau, den 29. November 1855. 


Herzoglich Anbaltifches Staats: ARINIREFENNL 
v. Goßler. v. Plög. 


IX. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 
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Ihre Majeftät, die Königin des Vereinigten Königreichs von Großbritannien 
und Irland einerfeits, und Seine Majeftät, der König von Preußen, in 
Ihrem Gigenen fowohl, als im Namen Seiner Majeftät, des Königs von 
Sachſen, Seiner Königlichen Hoheit, des Großherzogs von Sachſen-Weimar, 
Seiner Hoheit, des Herzogs von Sahfen- Meiningen, Seiner Hoheit des 
Herzogs von Sachen Altenburg, Seiner Hoheit, des Herzogs von Sachfen- 
Koburg: Gotha, Seiner Hoheit, des Herzogs von Braunfchmweig, Seiner Ho— 
heit, des Herzogs von Anhalt Deffau-Köthen, Seiner Hoheit, des Herzogs 
von Anhalt-Bernburg, Seiner Durdjlaucht, des Fürften von Schwarzburg— 
Rudolſtadt, Seiner Durchlaucht, des Fürften von Schwarzburg - Sonders- 
haufen, Seiner Durchlaucht, des Fürjten von Reuß, älterer Linie, Seiner 
Durchlaucht, des Fürften von Neuß, jüngerer Linie, andrerfeits, von dem 
Wunſche geleitet, die zwifchen Ihren gedachten Majejtäten am 13. Mai 1846 
in Berlin zum gegenfeitigen Schuge wider Nachdruck abgefchloffene Ueberein- 
funft zu erweitern, haben befchlofien zu diefem Zwecke einen Zufag: Vertrag 
abzufchließen, und deshalb zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 


Ihre Majeftät, die Königin des Vereinigten Königreichs von Großbritan- 
nien und Irland, den fehr ehrenwerthben Georg Wilhelm Friedrich, 
Grafen von Glarendon, Baron Hende von Hinden, Pair 
des DVereinigten Königreichs, Mitglied Ihrer Großbritannifhen Majeität 
Geheimen Raths, Ritter des Ordens vom Hofenbande, Großkreuz des 
Bath- Ordens, Erften Staate-Sefretär Ihrer Großbritannifchen Majeftät 
für die auswärtigen Angelegenheiten ; 
und 

den fehr ehrenwerthen Eduard Johann, Baron Stanlen von 
Alderlen, Pair des Bereinigten Königreichs, Mitglied Ihrer Groß: 
britanniichen Majeftät Geheimen Raths, und Präfident des Geheimen- 
Raths-Ausſchuſſes für Angelegenheiten des Handels und der auslän- 
difhen Plantagen ; 


Und Seine Majeftät, der König von Preußen, den Herrn Albredt, 
Grafen von Bernstorf, Allerböchitibren Wirklichen Geheimen Rath 
und Kammerherrn, außerordentlichen Gefandten und bevollmächtigten 
Minifter bei Ihrer Großbritannifchen Majeftät, Ritter des Rothen Adler: 
Ordens Erjter Klaffe mit Eichenlaub, Großkreuz des Zivil -Verdienft- 
Drdens der Bayerifchen Krone, Ritter des Königlih Sizilianifchen 
St. Januarius-Ordens, Ritter des Kaiferlich Ruſſiſchen St. Stanislaus- 
Ordens Eriter Klaſſe, Komthur des Königlich Portugiefifchen Chriſtus— 
Ordens; 


welche nach gefchehener Auswechſelung ihrer richtig befundenen Vollmachten, 
folgende Artifel verabredet und abgefchloffen haben: 


Artikel 1. 

Man ift übereingefommen, daß alle Bücher, Stiche und Zeichnungen, 
welche innerhalb des Gebiets irgend eines andern Staates, der eine Ueber: 
einkunft wider den Nachdruck mit Großbritannien abaefchlojien hat oder ab: 
fchließt, oder einer folchen beigetreten ift, oder beitritt, veröffentlicht find, 
bei ihrer Ausfuhr aus Preußen, Sachſen, Sachen -MWeimar, Sachen - Mei- 
ningen, Sachfen » Altenburg, Sachen Koburg- Gotha, Braunſchweig, Anhalt 
Defiau- Köthen, Anhalt Bernburg, Schwarzburg : Rudoljtadt, Schmwarzburg- 
Sonderöhaufen, oder Reuß, für die Zwecke der gegenwärtigen Uebereinkunft 
angefehen werden follen, als ob fie aus dem Lande ihrer Veröffentlichung 
ausgeführt wären. 


Artikel II 


Der Schug, welcher durch die unterm 13. Mai 1846. zwifchen den hohen 
fontrabirenden Theilen abgefchloffene Uebereinfunft den Original: Werfen zu: 
gefichert wurde, wird auf Ueberjegungen ausgedehnt; worunter jedoch aus: 
drüclich verftanden ift, daß die Abficht des gegenwärtigen Artikels einfach 
dahin gebt, den Ueberfeger bezüglich feiner eigenen Ueberfepung zu fchügen, 
und daß nicht bezweckt wird, auf den erften Weberfeger irgend eines Werkes 
das ausfchließliche Recht zum Ueberfegen diefes Werkes zu übertragen, aud- 
genommen in dem im folgenden Artikel vorgefebenen Falle und Umfange. 
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Artifel II. 


Der Berfaffer irgend eines in einem der beiden Staaten veröffentlichten 
Werkes, welcher fi) das Recht der Ueberfegung defjelben vorbehalten wiſſen 
will, foll bis zum Ablauf von fünf Jahren, vom Datum der erſten Ber- 
öffentlihung der von ihm -autorifirten Ueberfegung an, zum Schupe gegen 
die Publikation jeder von ihm nicht alfo autorifirten Ueberfegung in dem 
anderen Staate in folgenden Fällen berechtigt fein: 


5.7; 


Wenn das Original: Werk in dem einen Staate, innerhalb 
dreier Monate nach feiner Beröffentlihung in dem anderen 
Staate, einregiftrirt und niedergelegt worden ift. 

Wenn der PVerfaffer auf dem Titelblatte feines Werkes feine 
Abfiht vermerkt hat, fih das Recht der Ueberfegung defielben 
vorzubehalten. 

Borausgefegt ift immer, daß mindeitens ein Theil der autori- 
firten Ueberfegung innerhalb eines Jahres nad erfolgter Gin: 
regiftrirung und Niederlegung des Driginals erfchienen fein, 
und daß das Ganze innerhalb dreier Jahre, nach dem Datum 
diefer Niederlegung, veröffentlicht fein wird. 

Vorausgefept ift ferner, daß die Veröffentlichung der Ueber: 
fegung in einem von den beiden Staaten ftattfindet, und daß 
diefelbe in Gemäßheit der Beftimmungen des Artikels Il. der 
Uebereinfunft vom 13. Mai 1846 einregiftrirt und niederge- 
legt wird. 

In Bezug auf Werke, welche in Theilen veröffentlicht wer- 
den, wird es genügen, wenn die Erklärung des Verfaſſers, daß 
er fih das Recht der Ueberfegung vorbehalte, in dem erften 
Theile erfcheint. Jedoch foll, mit Rückſicht auf den durch diefen 
Artikel auf fünf Jahre befchränften Zeitraum für die Ausübung 
des ausfchließlichen Rechts der Ueberjegung jeder Theil ald ein 
befondereds Werk behandelt, und jeder Theil in dem einen 
Staate, innerhalb dreier Monate nach feiner erften Veröfſent— 
lihung in dem andern, einregiftrirt und niedergelegt werden. 


Artikel IV. 


Die Beitimmungen der vorſtehenden Artikel follen auch auf die Dar: 
ftellung dramatifcher Werke und die Aufführung mufikalifher Rompofitionen 
in. fo weit anwendbar fein, als die Gefege jedes der beiden Staaten in dieſer 
Beziehung auf die zum erften Male in denfelben öffentlich dargeftellten oder auf- 
geführten dramatischen und mufifalifchen Werke Anwendung finden, oder 
finden follen. 


Um jedoch dem Berfaffer den Anfpruch auf gefeglichen Schup in Bezug 
auf die Ueberfegung eines dramatifchen Werkes zu gewähren, muß eine folche 
Ueberfegung innerhalb dreier Monate nach der Ginregiftrirung und Nieder: 
legung des Originals erfcheinen. 


Es verfteht fich, daß der durch gegenwärtigen Artifel gewährleiftete Schu 
nicht beabfichtigt wird, um angemejjene Nachahmungen oder Bearbeitungen 
dramatifcher Werke, je für die Bühne in England oder in Preußen zu ver- 
hindern, fondern daß er ledialih unrechtmäßigen MWeberfegungen vorbeu— 
gen foll. 

Die Frage, ob ein Werk Nachahmung oder Nachdrud ift, foll in allen 
Fällen von den Gerichtshöfen der bezünlichen Staaten, in Gemäßheit der in 
jedem derfelben geltenden Gefege, entfchieden werden. 


Artikel V. 


Ungeachtet der Beftimmungen des Artikels I. des Vertrages vom 13. Mai 
1846, und des Artikels 11. des gegenwärtigen Zufag- Vertrages, follen aus 
Zeitungen oder periodiſchen Schriften, welche in einem der beiden Staaten 
erfcheinen, entlehnte Artikel in den Zeitungen oder periodifchen Schriften 
des andern Staates wieder abgedrudt oder überfegt werden fönnen, wenn 
nur die Quelle, aus welcher folche Artikel entnommen find, angegeben wird. 

Doch foll diefe Erlaubniß nicht fo gedeutet werden, als ob fie in einem 
der beiden Staaten den Wiederabdruf oder die Ueberfegung von Artikeln 
aus Zeitungen oder periodifchen Schriften, welche in dem andern Staate 
erfcheinen, geftatte, wenn die Verfaſſer derfelbeu in derjenigen Zeitung oder 
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periodifchen Schrift, in welcher folche Artikel erfchienen find, auf eine in die 
Augen fallende Weife befannt gemacht haben, daß fie deren Wiederabdruc 
verbieten. 

Diefe legte Beftimmung foll indefjen auf Artikel politifchen Inhalts 
feine Anwendung finden. 


Artikel VI. 

Der gegenwärtige Zufag-Bertrag foll fo fehnell als möglich, nach Aus: 
wechfelung der Ratififationeh, in Ausführung fommen. In jedem Staate 
foll zuvor von der Regierung deffelben gebührender Maßen der Tag befannt 
gemacht werden, welcher für diefe feine Ausführung feftgefegt werden wird, 
und feine Beftimmungen follen nur auf Werke Anwendung finden, welche 
nach jenem Tage veröffentlicht werden. 


Artikel VII. 

Der gegenwärtige Zufag= Vertrag foll diefelbe Dauer haben, wie der 
Vertrag vom 13. Mai 1846. (Sr foll ratifizirt, und die Ratifitationen zu 
London jo jchnell ald möglich, innerhalb zweier Monate, vom Datum der 
„Unterzeichnung ab, ausgewechfelt werden. 


Zu Urkunde deffen haben die oben genannten Bevollmächtigten die ge- 
genwärtige Uebereinfunft unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 


Sp gefchehen zu London, den vierzehnten Juni im Jahre des Herrn 
Ein Zaufend Acht Hundert und Fünf und Fünfzig. 
(1. 8.) Clarendon. . 
(1. 8.) Stanley of Alverlep. 
(L. 8.) Bernstorff. 


Pu 
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Gefeb- Sammlung. 
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(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 5. Januar 1856.) 








Befanntmahung, 


die Verleihung der Nechte einer moralifhen Perfon an die „Heinrichs: 
Stiftung“ in Köthen betreffend. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weſtphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, xX. x. ıc. 
fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir der von Ihrer Hoheit, der verwittweten 
Frau Herzogin zu Anbalt-Kötben, gebornen Prinzefiin Neuß von Plauen, 
zu frommen und mildtbätigen Zwecen errichteten „Heinrichs = Stiftung “ auf 
desfallfiges Anfuchen alle Rechte einer moralifchen Perſon verliehen haben. 

Wir verordnen daber hierdurch an alle Unfere Behörden und Beamten, 
daß fie Diefelbe als eine foldhe anerkennen und, fo oft es erforderliih, in 
ihren Rechten fchügen. 

Urkundlich unter Unferer Höchteigenbändigen Unterfchrift und beige 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. 

Deſſau, am 23. November 1855. 


Feopold Friedrich, 


Herzog zu Anhalt. 
v. Plög. 





IX. Bd. d. Geſetz-Samml. 


Digitized by Google 


Gefeb- Sammlung. 


M 49. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 9. Januar 1856.) 





Geſetz 


über die KommunikationsAbgaben. 


Mir, Leopold Friedrih, von Gottes Gnaden Ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weltphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbft, Bernburg und Gröbzig, X. ıc. x. 
verordnien hierdurch, nachdem Wir für nothwendig erachtet, die Berfchieden- 
heiten, welche binfichtlih der Entrichtung der Abgaben für Benugung der 
Wege und Brüden in den vormals Deffauifchen und Köthenfchen Landes- 
theilen Unferes Herzogthbums zur Zeit noch befteben, zu heben und daber 
diefe Abgaben, fo wie die Bejtimmung über die Befreiung von denfelben 
und die Strafen für die Umgehung derfelben gleichmäßig feftzuftellen, wie 
folgt: 
$. 1. 

Außer dem Chauffee-, Wege, Brüd- und Fährgelde follen keine Kom: 

- munitations- Abgaben weiter erhoben werden. 


8. 2. 

Die Entrihtung des ftädtifchen Pflaftergeleites und die Zahlung der da- 
bei herfömmlich gewefenen Accidenzien der Thorfchreiber findet auf chauffirten 
Straßen nicht mehr Statt. 

8. 3. 

Die Thorfperrgelder werden da, wo fie noch beftanden, gänzlich auf 
gehoben. 

IX. Bd, d. Gefep:Sammi, 
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8. 4. 

Die befonderen Tarife über den Betrag des Brüd-, Chauſſee-, Fähr— 
und Wegegeldes, welche an den Hebeftellen jet ausgehängt find, bleiben nur 
fo lange in Gültigkeit, als fie nicht durch neue, bei den Hebeftellen anzu: 
fchlagende Tarife in anderer Art requlirt und feftgefeßt werden. 


$. 5. 
Zu diefer Regulirung und Feitfegung der Tarife ertheilen Wir hierdurch 
Unferer Regierung die Ermächtigung nach folgenden allgemeinen Beftimmungen : 

1) Die Säge für das Brüdgeld beziehungsweife Fährgeld find im Allge- 
meinen nach ihrem frühern Betrage feitzuhalten. 

2) Die Säge des Chauffeegeldes dürfen den im benachbarten Preußifchen 
Staate beftehenden Normal» Tarif nicht überfchreiten und können nad 
Befchaffenheit der Wege jo weit ermäßigt werden, daß fie den jept im 
Deflauifchen Landestheile beſtehenden Sägen entfprechen. 

3) Für Wege, auf welchen bisher noch fein Chaufjee- und Wegegeld er- 
hoben worden, darf folches nur mit Unferer ausdrüdlichen Genehmigung 
eingeführt werden. 

4) Zur Grleichterung des Verkehrs ift dafür zu forgen, daß diejenigen 
Hebeftellen, welche nach der Bereinigung des Landes nicht mehr erfor- 
derlich find, eingezogen werden. 

5) Wo dagegen wegen der Lage der Hebeftellen in den Thoren oder in 
der Nähe des Orts die jedesmalige Zahlung des Chauſſee- und Wege- 
aeldes mit zu großen Beläftigungen verbunden fein würde, oder es fonjt 
aus anderen Gründen billig erfcheint, kann die Regierung dafjelbe, fo 
wie auch in anderen Fällen das Brückgeld für Diejenigen auf eine be 
ftimmte Summe feftitellen, die darum nachſuchen. 


: 8. 6. 
Befreit bleiben: 
A. Bon allen Kommunifations-Abgaben. 
1) Die Durchlauchtigſten Herzöge, Herzoginnen, Prinzen und Pringeffinnen 
von Anbalt und deren Gefpanne und Pferde x. 
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2) Die Mitglieder Unferes Staats - Minifteriums und Unferer obern Landes: 
Berwaltungs » Behörden mit eigenen Gefpannen oder Pferden. 
3) Unfere Hof- und Staats» Beamten in Dienftangelegenheiten mit eigenen 
Sefpannen oder Pferden. 
4) Militär= Perfonen und reitende Jäger im Dienfte. 
5) Die gewöhnliche Fahrpoft. 
(Auch Ertrapoften und Kouriere paffiren ohne Aufenthalt bei den 
Hebeftellen, da die Poftämter die Abgaben für dieſelben einziehen 
und berechnen.) 
6) Alle Feuerlöihungsfuhren. 
7) Alle Baufuhren für Unfere Chauffeen. 
8) Beftellungs= und Erndte-Fuhren, ingleihen uhren mit thierifchem 
Dünger und mit Aſche, Gyps und Kalk ꝛc. zur Düngung, bei den 
Hebeitellen in dem betreffenden Gemeinde = oder Gutsbezirke. 


B. Vom Brüdgelde allein: 


1) Die Herzoglih Anhalt Bernburgifchen Hof: und Staatsdiener in Dienft- 
angelegenbeiten unter der zu A. 3. bemerften Beichränfung. 
2) Bei den Muldbrücken die Bewohner der Städte, bei welchen diefe 
Brüden liegen. 
3) An den Muldbrüden diejenigen, welche Chauffeegeld gleichzeitig gezahlt 
oder zu zahlen haben. 


$. 7. 


Sonftige perfönliche Befreiungen, als die nach Vorſtehendem von Uns 
bewilligten, dürfen die Hebeftellen nur gewähren, wenn fie hierzu fehriftliche 
Ermächtigung der Regierung erhalten oder Freikarten vorgezeigt werden 
können. 


$. 8. 
Da die allgemeine Befreiung Unferer Unterthanen aus dem vormals 
Deffauifchen Landestheile vom Chauffeegelde, infofern fie dagegen Ehauffee- 
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fuhren leifteten oder bezahlten, nach Borftehendem aufhört, fo fällt aud die 
Verpflichtung, dieſe Fuhren zu leiften oder zu bezahlen, künftig weg, fo 
weit die Verpflichtung nicht aus befonderen Verträgen ——— oder dinglich 
auf Grundſtücken haftet. 


1) 


2 


— 


3 


— 


9 


5) 


$. 9. 


Strafbeſtimmungen. 

Wer es unternimmt, ſich der Entrichtung der Kommunikations-Ab— 
gaben auf irgend eine Weiſe zu entziehen, erlegt außer den verkürzten 
Gefaͤllen deren vierfachen Betrag, mindeſtens aber Einen Thaler als 
Strafe. 
Wer Pferde ꝛc., welche zum Anfpann eines der Abgabe unterworfenen 
Fuhrwerks gehören, vor der Hebeftelle davon trennt und als ledige 
Pferde zc. angiebt, macht fi einer Umgehung des Geſeges ſchuldig. 
Mer eine Hebeftelle mit Fuhrwerk oder Thieren paflirt, muß bei der- 
felben anhalten oder im Schritt vorbeifahren, auch wenn er von der 
Abgabe frei it, bei 10 Silbergrofhen Strafe. 

Audgenommen hiervon find die Poſtillons, welche Poſtfuhrwerke und 
Poftpferde führen. 
Mer den erhaltenen Chauffee-, Wege: oder Brüdgeldszettel nicht vor- 
zeigen oder abgeben kann, muß Nachzahlung der Gefälle leiften und 
wird, wenn dabei Verdacht einer Entziehung derfelben obwaltet, zur 
Unterfuhung gezogen. 
Wer aus Unvorfichtigkeit Brücden, Thore, Schlagbäume, Warnungs- 
tafeln oder Bäume befehädigt, muß den Schaden erfegen und außerdem 
15 Sgr. bis 1 Thlr. Strafe zahlen. 

Die polizeilichen Uebertretungen beim Verkehr auf Landftraßen :c. 
werden nach dem Polizei: Strafgefege geahndet. 


Diefe Strafbeftimmungen find auf den an den Hebeftellen aushängen: 


den Tarifen ausführlich zur Nachachtung zu bemerken. 
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&. 10. 

Bei jeder Hebeftelle muß außerhalb der Tarif der bei derfelben zu zah- 
lenden Abgaben ausgehängt fein und in der Erpeditionsftube zur beliebigen 
Ginfiht der Reifenden ein vollftändiges Eremplar diefes Gefeges aufbewahrt 
werden. 


$. 11. 

Die Hebung des Chauſſee-, Wege: und Brüdgeldes muß fo gefchehen, 
daß der Zahlende nicht nöthig hat, fich von feinem Vieh oder Fuhrwerk zu 
entfernen. Der Empfänger muß dephalb zu ihm hinausgehen, wenn die 
Hebeftelle nicht hart am Wege liegt, fo daß die Zahlung und der Zettel 
mittelft eines an einem Stode befeftigten Beuteld in Empfang genommen 
werden kann. 

12; 


Für jede Zahlung von Kommunikations» Abgaben muß der Einnehmer 
unaufgefordert geftempelte Zettel über den Betrag aushändigen. 


8. 13. 

Diefe Zettel find bei der nächſten Hebe- oder Kontrofeftelle, welche be: 
rührt wird, abzugeben und auch unterwegs zum Beweiſe der geleifteten Zah: 
fung bei Nachfrage der hierzu befugten Steuer: oder Polizei» Beamten 
vorzuzeigen. 

$. 14. 
Kann der Zettel vorfhriftsmäßig nicht abgeliefert werden, fo muß Nach: 


zahlung geleiftet und, wenn Verdacht einer Abgaben-Entziehung obmeltet, 
das Strafverfahren eingeleitet werden. 


$. 15. 


Wird die Entrihtung des Chauffee-, Wege- und Brückgeldes verwei- 
gert, fo ift zur Pfändung zu fchreiten, wenn der Weigernde es nicht vorzieht, 
den Geldbetrag mit Vorbehalt der Rüdforderung im Wege der Befchwerde 
zu zablen. 
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Erklärt fih ein BZahlungspflichtiger zur Entrichtung unvermögend, 
ohne fonjtigen Verſuch, fich derfelben fträflich zu entziehen, fo muß ebenfalls 
zur Pfändung gefchritten werden. Die Ablieferung des Pfandes kann er: 
jwungen, muß aber jedesmal bejcheinigt werden. 


8. 16. 

Hat Jemand eine der vorftehend gedachten Strafbeftimmungen übertreten, 
fo macht der Beamte der Hebeftelle dem Uebertreter, außer den etwa zu ent- 
richtenden Abgaben, den verwirkten Strafbetrag bekannt. 

Unterwirft ſich diefer Legtere der Straffeftfegung und entrichtet die 
Strafe, fo ertheilt der Empfänger darüber Quittung. 


$. 17. 


Unterwirft der Schuldige fich zwar der ihm befannt gemachten Strafe, 
erklärt fich jedoch unvermögend, diefelbe fofort zu entrichten, fo muß er dieſer— 
halb durch Pfand oder in anderer Art Sicherheit beftellen. 


8. 18. 

Unterwirft fich derfelbe indeß der ihm befannt gemachten Strafe nicht, 
fo muß von ihm dennoch der Betrag derfelben deponirt oder dafür durch 
Pfand oder in anderer Art Sicherheit geftellt werden. Er fann jedoch Be: 
fheinigung darüber und die Angabe der Behörde, welche das Verfahren 
fortzuftellen hat, verlangen. 


8. 19. 


Iſt Pfändung oder Kautionsbeftellung nicht ausführbar, fo find unbes 
fannte oder unfichere Uebertreter zu verbaften und der nächften Orts =‘Bolizei- 
behörde zu überliefern. 


$. 20. 


Wenn eine Umgehung der Kommunikations» Abgaben oder eine Leber: 
tretung der in $. 9. gedachten Borfchriften ftattgefunden hat, Strafen oder 
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Pfand deßhalb erlegt oder Verhaftung verfügt worden ift, fo hat die Hebe- 
ftelle hierüber fofort der vorgefegten Steuerbehörde Anzeige zu machen, 
welche, je nachdem eine befondere Uebertretung diejes Gefeges oder des Polizei- 
Strafgefepes vorliegt, darüber beziehungsweife dem Kreis: Steueramte oder 
der betreffenden Polizei» Strafbehörde zu berichten hat. Im erftern Falle 
ertheilt das Kreis Steueramt das Strafrefolüt, gegen welches nur eine Be— 
ſchwerde bei der Regierung binnen 3 Tagen, von Eröffnung des Refoluts 
an gerechnet, zuläffig ift. 


8. 21. 


Die Regierung bat dieſes Gefeg in Ausführung zu bringen und die 
zur Sicherung der Abgaben erforderlichen Kontrolen anzuordnen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beige: 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. 


Deſſau, am 20. December 1855. 
Feopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. v. Plotz. 
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Geſetz Sammlung. 


NE 496. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 16. Februar 1856.) 





Verordnung, 


die Vereinigung der zu Lindau getrennt beftehenden beiden Gemeinden 
Flecken- und Grünftraße- Lindau betreffend. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weſtphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. 16. x. 


verordnen hiermit, nachdem die Vereinigung der zu Lindau gegenwärtig 
noch getrennt beftehenden beiden Gemeinden, Flecken⸗ und Grünftraße- Lindau, 
zu einer Gemeinde fich ald zweckmäßig herausgeftellt hat, wie folgt: 


8§. 1. 

Die beiden Gemeinden Flecken- und Grünſtraße-Lindau werden hier— 
durch zu einer Gemeinde, unter der Verwaltung eines Gemeinde -Borftandes, 
vereinigt. 

8. 2. 

Die Herzogliche Regierung wird mit der Ausführung diefer Unferer 

Verordnung beauftragt. 








Urkundlih unter Unſerer Höchfteigenhändigerr Unterfehrift und beige 
drucktem Herzoglichen Infiegel. 


So gefchehen Deffau, den 8. Januar 1856. 
Seopold Friedrid, 9? 
Herzog zu Anhalt. | 
v. Goßler. v. Plög, 


IX. Bd. d. Gefep: Samml. 
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Gefeh- Sammlung. 
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N 497. 


(Deffentlich bekannt gemacht und ausgegeben am 11. März 1856.) 








Verordnung, 


die Abanderungen der $$. 2., 3. und 12. der Statuten der Anhalt⸗Deſſauiſchen 
Landesbank betreffend, 


Mi, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weitphalen, 
Graf zu Alkanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ıc. ıc. ıc. 
verordnen bierdurch, nachdem die Aktionäre der Anhalt-Deſſauiſchen Landes- 
bank in der am 13. November 1855 abgebaltenen außerordentlichen General: 
Berfammlung eine Erhöhung des Banf-Kapitals auf 4 Millionen Thaler 
und außerdem eine Befchränfung und Abänderung des von Uns am 
20. September 1847 landesherrlich genehmigten Statuts dieſer Geſellſchaft 
(No. 241. der Gefeß- Sammlung), ſowie defien von Uns am 28. März 1850 
enehmigten Abänderung (No. 304. der Gefeg - Sammlung) beſchloſſen, 
Kir auch hierzu Unfere Genebmiqung zu ertbeilen fein Bedenken gefunden 
haben, wie folat: 


Ar € 
Der $. 2. der gedachten Statuten lautet nunmehr dahin: 
Das Grund Kapital der Gefellihaft ift auf 4 Millionen Thaler 
feftgeftellt und zerfällt in vierzig Taufend Aktien (und zwar Lit. A. 
12,500 Stüd, Lit. B. 12,500 Stüd, Lit. C. 15,000 Stüd), 
jede im Betrage von Ein Hundert Thalern. Es fteht der Gefell- 
ſchaft frei, ihr Grund- Kapital in der Folge zu erhöhen, jedoch 
bedarf es dazu eines Befchluffes der General VBerfammlung der 
Aktionäre und der landesberrlihen Genehmigung. 
1x. Bd. d. Gejep- Samml, 


Art. 2. | 
Der $. 3. diefes Statuts erhält zu a. folgenden Zufag: 
Der Betrag der in Umlauf zu fegenden Ein- und Fünf- Thaler- 
Noten darf jedoch im Ganzen die Summe von 500,000 Thalern 
nicht überfteigen, und find die jet laufenden Gin» und Fünf— 
Thaler Roten binnen 5 Jahren bis zu diefem Betrage einzuziehen. 


Art. 3. 


Der $. 12. des Statuts wird dahin abgeändert: 
Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen fucceffive in Raten von 
höchitens zwanzig Prozent, nah den näheren Beitimmungen des 
Verwaltungsraths. 





Urkundlich haben Wir dieſe Verordnung Höchfteigenhändig vollzogen 
und mit Unferem Herzoglichen Infiegel bedrucden laſſen, auch deren Ber: 
oͤſſentlichung befohlen. 

Deſſau, am 6. März 1856. 


Feopold Friedrich, 


Herzog zu Anhalt. 
v. Plög. 





Geſetz Sammlung. 


M 498. 


(Deffentlih befannt aemacht und ausgegeben am 29. April 1856.) 








Verordnung, 
die Taravergütung für rohen Kaffee in Ballen oder Säden betreffend. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden Ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Wejtphalen, 
Graf zu Aftanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ıc. ıc. x. 
verordnien hiermit in Folge einer unter den Zollvereins = Staaten getroffenen 
Berabredung mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 2. Januar 1854 
und den mit derjelben veröffentlichten Zolltarif (Gefegfammlung Band VII. 
Nr. 436. Seite 2505.), daß die Taravergütung für roben Kaffee und Kaffee 
Surrogate (Poſ. 25. m. a. der zweiten Abtheilung des bezeichneten Tarife) 
in Ballen oder Säcken vom 1. Jumi d. I. an nicht mehr drei, fondern 
nur noch zwei Pfund vom Zentner betragen fol. 





Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfehrift und beige 
drucktem Herzoglichen Infiegel. 


Deſſau, den 23. April 1856. 


Leopold Friedrid, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßfler. v. Ploötz. 





IX. Bd. d. Gefeh- Samml, 


. 
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Gefeb- Sammlung. 


N 499. 


(Deffentlih befannt gemacht und ausgegeben am 2. Mai 1856.) 





Verordnung, ; 
die Ausdehnung des Geſetzes vom 14. April 1831 über die Anlegung neuer und die 
Geradelegung alter Straßen und Wege auf den Köthenjchen Yandestheil betreffend. 





Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden älteftregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weftphalen, 
Graf zu Affanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ꝛc. ꝛc. ꝛc. 


in Erwägung, daß das im Defjauifchen Landestheile geltende Geſetz vom 
14. April 1831, die Anlequng neuer und die Geradelegung alter Straßen 
und Wege betreffend (Nr. LV. der Gefepfammlung), fih in feiner Anmwen- 
dung bewährt hat, und es deshalb angemefjen erfcheint, demfelben auch für 
den Köthenfchen Landestheil, für welchen eine ähnliche Verordnung noch nicht 
befteht, Gültigkeit zu geben, verordnen hierdurch, was folgt: 


8. 1. 

Das vorgedachte Gefep vom 14. April 1831 (Nr. LV. der Geſetzſammlung 
für das Herzuathum Anhalt» Deffau) wird hiermit auf den Köthenfchen Landes- 
theil ausgedehnt, mit dem Bemerfen, daß an Stelle der im $. 1. deſſelben 
genannten Renttammer als Ober » Bolizei- Behörde die Regierung getreten ift. 


8. 2. 
Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem Tage feiner Publikation in Kraft. 


Urkundlih unter Unferer Hochſtei enhändigen Unterſchriſt und beige— 
drucktem Herzoglichen Inſiegel. Pe : 


Deflau, am 24. April 1856. 
Leopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. v. Plög. 
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Gefeb- Sammlung. 


M 500. 


(Deffentlich bekannt gemacht und ausgegeben am 23. Mai 1856.) 





Verordnung, 


die Einführung von Grund-Akten und Grund- und Hypotheken - Regiftern 
über die einzelnen Grundjtüde betreffend, 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weitphalen, 
Graf zu Aifanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ıc. m. ı. 


verordnen zum Zwecke der Vereinfachung und Gleichmäßigfeit der äußern 
Behandlung der das Grundeigenthum betreffenden Gefchäfte der fogenannten 
freiwilligen Gerichtsbarkeit bei den verfchiedenen Gerichtsbehörden Unſeres 
vereinigten Herzogthums hierdurch, was folgt: 


8. 4: 


Die von den Gerihten bisher in verfchiedener Weife geführten Handels- 
und Konſens- (Hypotheken-) Bücher kommen in ihrer feitherigen Form in 
Wegfall. 


5. 2 


An deren Stelle treten künftighin befondere Grund Akten über die 
einzelnen Grundftüde. 


$. 3. 

Es find daher von allen denjenigen Gerichten Grund Akten anzulegen, 
bei welchen fie entweder noch gar nicht, oder doch nicht für den ganzen 
Umfang des Gerichtsbezirks, beftehen. 

IX. Bd. d. Geſetz- Samml. 5 


$. 4 


Die Vorfchriften der Sporteltare in dem Geſetze vom 21. Juli 1850, 
Nr. 317. der Gefeg- Sammlung, bezüglich der Handels» und Konjens- 
(Gypotheken⸗) Bücher, finden nunmehr auf die Grund: Akten Anwendung. 


$. 5. 

Ingleichen find lediglich zum Zwecke jchnellerer und beiferer Ueberficht 
der rechtlichen Verhältniffe des Grundeigenthums fogenannte Grund- und 
Hppothefenbücher oder Grund= und Hypotheken-Regiſter bei den fämmtlichen 
Gerichten, bei welchen folche entweder noch gar nicht, oder nur in befchränften 
Grenzen gehalten worden find, einzuführen. 

Für den Vermerk in dieſen Büchern iſt je nach deſſen Umfang eine 
Gebühr von 24 Sar. bis 10 Sar. in Anfag zu bringen. 


$. 6. 


Unfer Oberlandesgericht wird mit der Veranftaltung der weiteren An- 
ordnungen wegen der Ausführung Unferer Willensmeinung beauftragt. 


Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drudtem Herzoglichen Infiegel. 


Deſſau, am 18. Mai 1856. 
Leopold Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 

v. Goßler. 





NM 501. 


(Deffentlih befannt gemadt und ausgegeben am 23. Mai 1856.) 








Rachtrag 
zur Geſindeordnung vom 19. April 1851. 


Mir, Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältejtregierender 
Herzog zu Anhalt, Herzog zu Sachen, Engern und Weſtphalen, 
Graf zu Alfanien, Herr zu Zerbit, Bernburg und Gröbzig, ıc. ıc. ıc. 
verordnen hiermit zur Grgänzung der in den $$. 18. bis 23. der Gefinde- 


ordnung vom 19. April 1851 (Nr. 327. der Geſetz⸗ Sammlung) enthaltenen 
Vorſchriften, betreffend die Dienftpflichten des Gefindes, was folgt: 


Gefinde, welches hartnädigen Ungehorfam oder Widerfpenftig- 
feit gegen die Befehle der Herrfchaft oder der zu feiner Aufficht 
beitellten Perſonen fih zu Schulden kommen läßt, oder ohne gefe- 
mäßige Urfache den Dienft verfagt, hat auf Antrag der Herrichaft, 
unbefchadet deren Rechte zu feiner Entlafjung oder Beibehaltung, eine 
Polizeiftrafe von 1 bis 5 Rthlr. oder angemefjenem Gefängniffe verwirkt. 

Diefer Antrag kann nur innerhalb vierzehn Tagen ſeit Verübung 
der Uebertretung, oder, Falls die Herrfchaft wegen der leptern das 
—— vor Ablauf der Dienſtzeit entläßt, vor der Entlaſſung geſtellt 
werden. 

Bis zum Anfang der Vollſtreckung der Strafe iſt die Zurück— 
nahme des Antrages zuläſſig. 


Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drucktem Herzoglichen Infiegel. 
Deflau, den 18. Mai 1856. 


Seopold Ftiedtich, 
Herzog zu Anhalt. 
v. Goßler. 


IX. Bd. d. Geſetz⸗Samml. 
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Tit. I. 
Don der Beftrafung im Allgemeinen. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon den-militärifchen Strafen gegen Perfonen des Soldatenftandes, 


8. 1. 
Die wegen militäriſcher Verbrechen verwirkte Todesſtrafe iſt durch Er: I. Todeöftrafe. 
ſchießen öffentlich zu vollſtrecken. 


8. 2. 
Auf Bangefangenfchaft it nur gegen Perfonen zu erfennen, welche aus 1. Baugefangenfgaft, 
dem Soldatenftande ausgeftoßen werden. 


f§. 8: 

Behufs Vollſtreckung der Baugefangenfchaft, fo wie der in den nad) 
folgenden Paragraphen erwähnten Feitungsitrafe und des Feitungsarreftes find 
geeignete Lofalien einzurichten. 

Bei der Baugefangenfchaft werden die Gefangenen gefeffelt gehalten und 


mit fchweren Arbeiten bejchäftigt. 
$. 4. 

Wenn die Baugefangenfchaft wegen förperlicher Unfähigkeit des Ange- 
fchuldigten zu den Arbeiten der Baugefangenen nicht anwendbar it, fo tritt 
Zuchthausſtrafe ein. 

Nr, 465. d. Geſ.⸗Samml. 1 


111. Beftungsftrafe. 


IV. Feftungsarreit. 


2 Mititär- Straf» Gefegbud. 


Ueberhaupt foll e8 dem betreffenden Gericht freiftehen, anftatt auf Bau- 
gefangenfchaft, auf Zuchtbausftrafe zu erkennen, da fich nah $. 65. Thl. 1. 
des Strafgefepbuches beide Strafen an Schwere einander gleichitehen. 


$. 5. 


deftungsftrafe findet nur gegen Gemeine und folche Unteroffiziere Statt, 
welche zu Gemeinen degradirt find. 


5 8: 
Auf Feſtungsſtrafe unter drei Monate darf nicht erfannt werden. 


8. 7. 
Die Zeit einer erlittenen Feſtungsſtrafe ſoll als Dinſtzeit nicht ange— 
rechnet werden. 
$. 8. 
Auf Feftungsarreft darf nur erkannt werden: 
1) gegen Offiziere 
2) gegen Borteepee Unteroffiziere in den Fällen, in welchen dem richter- 
lichen Ermeſſen gejtattet ift, von der Degradation abzugeben ($. 37.) 
3) genen Porteepee-Fähnriche, gegen junge Männer, welche auf Befoörde— 
rung zum Dffizier dienen, und gegen einjährige Freiwillige in den 
Fällen, wo nicht neben der Freibeitsftrafe zugleich die Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes verwirft iſt. 
Auf Feftungsarreft unter ſechs Wochen darf nicht erkannt werden. 


$. 9. 
Der Feftungsarreft wird nach den Darüber zu gebenden befonderen Vor— 
ſchriften vollitredt. 
Bei Offizieren ift damit der Verluft der Hälfte des Gehalts verbunden. 


$. 10. 


Feſtungsarreſt von einjähriger "und längerer Dauer wird den Offizieren 
als Dienjtzeit nicht angerechnet. Den im $. 8. Nr. 2. umd 3. genannten 
Verſonen aber darf Feitungsarreit überhaupt nicht als Dienſtzeit angerechnet 
werden. 
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§. 11. 

Gegen Offiziere ift, abgefehen von dem Falle des $. 49., feine härtere 
Sreiheitsjtrafe als Feſtungsarreſt zuläffig. Hat ein Offizier ein Verbrechen 
begangen, worauf das Gefeg eine härtere Freiheitsſtrafe androht, fo it anftatt 
diejer Strafe auf verhältnißmäßig ($. 63.) verlängerten Feitungsarrejt zu 
erkennen. 

8§. 12. 
Die militärifchen Arreſtſtrafen beſtehen in V. Arreftftrafen. 
ſtrengem Arreſt, 
mittlerm Arreſt, 
gelindem Arreſt und 
Stubenarreſt. 


8. 13. 


Strenger Arreſt findet nur gegen Gemeine Statt. Hat ein Unteroffizier *Strenger Arrefl 
ftrengen Arreft verwirft, fo muß gleichzeitig die Degradation zum Gemeinen 
erfolgen. 
$. 14. 


Der ftrenge Arreft wird in einem einfamen, finftern Gefängniſſe, obne 
Lagerftätte, welche dem Arreftanten nur an jedem vierten Tage in dem Lokal 
des gelinden Arreftes zu gewähren ift, im Uebrigen aber gleich dem mittleren 
Arreſt vollftredt. 


$. 15. 
Läßt der Gefundfeitszuftand des zu Beitrafenden die Vollſtreckung des 
ftrengen Arrejtes nicht zu, fo tritt der nächſte mildere Arreftgrad ein. 
8. 16. 


Mittler Arreft ift nur gegen Unteroffiziere ohne Porteepee und gegen 8. Mittler Arreſt. 
Gemeine zuläfiig. 

Hat ein Porteepee- Unteroffizier mittlern Arreft verwirft, fo muß gleich 
zeitig die Degradation zum Gemeinen erfolgen. 


$s. 17. 


Der mittlere Arreft wird in einem einfamen Gefängniß in der Art voll- 
ſtreckt, daß dem Arreftanten der Sold entzogen, der Gebrauch von Tabad, 
Branntwein und ähnlichen Genüffen während der Strafzeit nicht gejtattet, 


G. Gelinder Arreft. 


D. Stuben : Arreft. 
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drei Tage nur Waſſer und Brot gewährt, am jedesmaligen vierten Tage 
aber die gewöhnliche warme Koft verabreicht und die Bewegung in freier Luft 
auf einige Stunden unter ficherer Aufficht erlaubt wird. 


$. 18. 


Gelinder Arreft findet gegen Unteroffiziere mit und ohne Porteepee und 
gegen Gemeine Statt. Gegen Leptere darf jedoch wegen militärifcher Ver: 
brechen in der Regel nicht auf gelinden Arreft erfannt werden. 


8. 19. 


Der gelinde Arreit wird durch einfache Freiheitsentziehung in einem ein: 
famen Gefängniß vollitredt. 


$. 20. 
Der Stubenarreft findet nur gegen Offiziere Statt. 


$. 21. 


Der Stubenarreft ift entweder einfadh oder aefchärft. Der erftere wird 
an dem Berurtheilten in deffen Wohnung, der leptere in einem befondern 
Arreftlofal vollzogen. | 

In beiden Fällen darf der Arreftant während der Dauer feiner Haft 
feine Befuche annehmen. 

Der einfache Stubenarreit fehließt zugleich die Beftimmung in fih, daf 
der zu dieſer Strafe Berurtheilte, wenn er den Arreftort verläßt, nicht mehr 
fähig fein fann, als Offizier im Dienjt zu bleiben. 

Welche Art des Stubenarreites eintreten foll, ft durch das Erkenntniß 
feftzufegen. 

8. 22; 

Gegen Stabs- und höhere Offiziere ift der gefchärfte Stubenarreft nicht 
zuläffig. 

8. 23. 

Haben Subalternoffiziere eine Arreititrafe von längerer als vierzehntägiger 
Dauer verwirft, fo iſt nicht auf einfachen, fondern jtets auf gefchärften 
Stubenarreft zu erkennen. 

| 8. 24. 


Hat ein Offizier eine ftrafbare Handlung verübt, worauf im Geſetz eine 
nur gegen Unteroffiziere oder Gemeine zuläffige Arreftart vorgefchrieben ift, 
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fo ift jtatt dieſer Arreftart auf Stubenarreit von verhältnißmäßig längerer 
Dauer ($. 63.) oder, wenn danach die Strafe ſechs Wochen jüberfteigen würde, 
auf Feſtungsarreſt zu erkennen. 


$. 25. 


Auf Arreft unter vierundzwanzig Stunden darf bei militärifchen Ver- E. gemeine Befin: 
brechen von dem Militärgerichte nicht erfannt werden. ungen. 


$. 26 


Die längite Dauer der Arreftitrafen iſt ſechs Wochen, außer in den 
Fällen, wo die Verlängerung über dies höchſte Maß ausdrücklich freigeftellt iſt. 

Selbit in diefen Fällen darf jedoch die Arreititrafe den Zeitraum von 
zwölf Wochen nicht überfteigen. ($. 76.) 


8§8. 27. 
Bei Arreſtſtrafen von längerer als ſechswöchentlicher Dauer ift von diefer 
Zeit ab dem Arreftanten an jedem zweiten Tage unter ficherer Aufſicht die 
Bewegung in freier Luft auf einige Stunden zu gejtatten und, wenn die 
Arreitftrafe in mittlerem Arreft befteht, nach Ablauf der fechiten Woche der 
Strafzeit an jedem zweiten Tage ihm warme Kojt zu verabreichen. ($. 17.) 


8. 28. 


Die Verlängerung des Stubenarrefted und des ftrengen Arreftes über 
die Dauer von ſechs Wochen ift in feinem Falle zuläffig. 


8. 2. 


Quartier- und Kafernenarreft darf gegen Unteroffiziere und Gemeine 
nur wegen Disziplinarvergehen, nicht aber wegen gerichtlich zu beitrafender 
Verbrechen verhängt werden. 


8. 30. 


Auf den Verluft von Orden darf nicht erfannt werden. Es muß viel⸗ VI Ebrenftrafen. 
mehr nad Abfaſſung des Erfenntniffes in den Fällen, in denen der Verluft + Perlut der Orden. 
des Ordens nach den beitebenden Vorſchriften eintritt, die Entſcheidung des 
Herzogs eingeholt werden. Ebenſo iſt in Anſehung der Rettungsmedaille, 
fo wie der Dienſtauszeichnung für Offiziere zu verfahren. 


6 Militärs Straf- Gefegbud. 


$. 31. 
B. Berluft der Ghren, Auf Verluft der Ehrenzeichen (Kriegsdenfmünze, Militär: und allge 
zeichen. meines Ghrenzeichen, Dienjtauszeichnung für Unteroffiziere und Gemeine) 


muß in allen den Fällen erfannt werden, in welchen VBerfegung in die zweite 
Klaffe des Soldatenftandes oder die Ausſtoßung aus dem Soldatenftande 
eintritt. 

8. 32. 


vu. Berfegung in die Auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes darf nur gegen 
zweite Klo 0° Gemeine und gegen Unteroffiziere bei gleichzeitiger Degradation erkannt werden. 

Denn diefe Strafe eintritt, muß zugleich auf den Verluft der aberfen- 
nungsfähigen Ehrenzeichen ($. 31.), fo wie der National» Kofarde und des 
National» Militärabzeichens, ausdrüclich erfannt werden. 

Wer in der zweiten Klaſſe des Soldatenftandes ſich befindet, kann die 
erworbenen Verforgungsanfprüche nicht geltend machen. 

Außerdem bat die Verfepung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes 
noch die Unterftellung unter jeden Soldaten der eriten Klaffe, To daß dieſer 
zu dem Soldaten der zweiten Klaſſe in dem Verhältniß eines Gefreiten ftebt, 
fo wie den Berluft der Soldzulage und der Ehrentroddel für Kapitulanten 
zur Folge. 

$. 33. 


Die Wiederaufnahme eines Soldaten der zweiten Klaffe in die erfte 
Klaffe des Soldatenftandes darf ohne befondere Genehmigung des Herzogs 
nicht erfolgen und muß im Dienftwege beantragt werden. 


$. 34. 


Die erfte Zurückverſetzung eines in die zweite Klaffe des Soldatenftandes 
verfegten Individuums darf 
1) wenn die Strafe, neben welcher auf Verſetzung in die zweite Klaffe 
rechtskräftig erfannt worden ift, in Geld- oder höchitend zweijähriger 
Freiheitsitrafe befteht, erſt nach Ablauf eines Jahres nach verbüßter 
Strafe, und 
2) bei einer längern als zweijährigen Freiheitsitrafe erſt nach Ablauf 
eines der halben Strafzeit gleichkommenden Zeitraums, feit Verbüßung 
der Strafe, nachgefucht werden. 
Die zweite Zurücverfegung darf nie vor dem Ablauf zweier Jahre nad 
verbüßter Strafe, unter Beobachtung der unter Nr. 2. gegebenen Beſtim— 
mung, die dritte aber überhaupt nur ausnahmsweife unter befonders dringens 
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den Umftänden und keinesfalls vor Ablauf dreier Jahre nach Verbüßung der 
Strafe, beantragt werden. 

Den Anträgen auf Zurücdverfegung ſolcher Individuen, welche zu den 
auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten, oder zu den Reſerve-Mannſchaften gehören, 
müſſen Zeugniffe der betreffenden Kommunal- und Bolizeibebörden, welche 
darin einig Find, daß der Zurüczuverfegende die Achtung und das Vertrauen 
feiner Mitbürger fich volltändig wieder erworben hat, beigefügt werden. 


8. 35. 


Mit der Zurückverſetzung in die erfte Klaffe des Soldatenftandes werden 
alle Folgen der Berfegung in Die zweite Klaffe ($. 32.) aufgehoben und 
zugleich die Befugniß bergeitellt, die National: Kokarde, ingleichen die dies- 
jeitigen und fremden Kriegsdenfmünzen und Dienftauszeichnungen wieder an: 
zulegen. 

Anträge zur Wiederverleihbung von Orden und der in $. 31. erwähnten 
Ehrenzeichen find unftatthaft. 


8. 36. 


Die Strafe der Degradation findet nur gegen Unteroffiziere, und zwar 
außer den in den Kriegsartifeln und in dieſem Gefegbuch befonderd vorge: 
fchriebenen Fällen, alsdann Statt: 


1) wenn die Verfegung in die zweite Klaffe des Soldatenftandes ein- 
treten muß, 


2) wenn Bortecpee = Unteroffiziere ein mit mittlerm oder ftrengem Arreft 
oder mit Fejtungsitrafe bedrobetes Verbrechen, 


3) wenn Unteroffiziere ohne Borteepee ein mit frengem Arreſt oder Feſtungs— 
ftrafe vorgefehenes Berbrechen verüben. 
Werden Borteepee - Unteroffiziere degradirt, fo verlieren fie zugleich das 
Recht, das Porteepee zu tragen. 


8. 37. 


Wenn auf Degradation nur aus den im $. 36. Nr. 2. und 3. an- 
geführten Gründen zu erkennen fein würde, und das Verbrechen an ſich 
nicht von der Art ift, daß der Schuldige unwürdig erfcheint, Unteroffizier 
zu bleiben, fo foll dem richterlichen Ermeſſen freiftehen, von der Degradation 
abzugehen md nah Maßgabe der im dritten Abfchnitt enthaltenen Beſtim— 
mungen, 


VIII. Degradation, 


8 Militär» Straf⸗Geſetzbuch. 


1) jtatt des jtrengen oder mittlern Arreſtes gegen Porteepee - Unteroffiziere 
auf verlängerten gelinden Arreſt oder, wenn diefer die Dauer von 
malt Wochen überjteigen würde, auf Feſtungsarreſt, gegen andere 

nteroffiziere aber jtatt des ftrengen Arreſtes auf verlängerten mitt 
lern Arreſt; s 

2) ſtatt der Feftungsitrafe, wenn fie die Dauer von ſechs Monaten nicht 
überjteigen würde, gegen Porteepee- Unteroffiziere auf Feitungsarreft, 
gegen andere Unteroffiziere aber, wenn die Feſtungsſtrafe nicht drei 
Monate überfteigen würde, auf mittlern Arreft zu erkennen. 


$. 38. 
IX. Sinshefung mul Dan Die Ausftogung aus dem Soldatenftande findet nur Statt gegen Ge- 
oldatennande. meine und gegen Unteroffiziere bei gleichzeitiger Degradation. 

Diefe Strafe hat zur unmittelbaren Folge: 

1) den Verluſt der befleideten Charge und der Damit verbundenen Rechte 
und Auszeichnungen, jo wie aller durch den Dienft erworbenen Ans 
ſprüche; 

2) die Unfähigkeit, im Staats= oder Kommunaldienit ein Amt oder eine 
Ghrenftelle zu bekleiden. 

$. 39. 

Mit der Ausftoßung aus dem Soldatenftande muß zugleich anf den Verluſt 

1) des Adels, 

2) der National: Kokarde, fo wie der aberfennufgsfähigen Ehrenzeichen 
($. 31.), 

3) aller Ehrenrechte 

ausdrücklich: erfannt werden. 
$. 40. 
X. Kaſſatlon, Gntfer- Die Kaffation findet nur gegen Offiziere Statt. 
Sehen Diah Die Kaffation tritt außer den im Gefeg ausdrücklich beitimmten Fällen 
Gntlaffung. auch da ein, wo gegen Unteroffiziere und Gemeine auf Ausſtoßung aus dem 
1) Reffation, Soldatenjtande zu erkennen fein würde. 
Die Kaffation hat mit der Ausftoßung gleiche Folge ($$- 38. 39.). 
$. 41. 
2 ng au dem Durch die Entfernung aus dem Dffizierftande verliert der Verurtheilte 


feine Stelle und feinen Titel, fo wie alle durch den Dienft erworbenen An- 
fprüche und wird zur Wiederanftellung als Offizier unfähig. 
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$. 42 


Außer den Fällen, wo die Entfernung aus dem DOffizierftande befonders 
vorgefchrieben worden, iſt darauf ſtets zu erfennen, wenn ein Offizier ein 
Verbrechen begangen hat, welches bei einem Unteroffizier oder Gemeinen die 
Berfegung in die zweite Klafje des Soldatenjtandes zur Folge haben würde. 


8. 43. 


Durch die Dienftentlaffung wird der Offizier feiner Stelle und aller 
durch den Dienft erworbenen Anfprüche verluftig. 


$. 44. 

Wo ‚die Ausftogung aus dem Soldatenftande vorgeföhrieben it, muß 
mit denfelben Folgen ($. 38. und $. 39.) gegen Gendarmen auf Ausftoßung 
aus der Gendarmerie erkannt werden. 

Wo Verfegung in Die zweite Klafje des Soldatenftandes oder Degrada- 
tion jtattfindet, üjt gegen Gendarmen ftets noch außerdem auf Entlafjung aus 
der Gendarmerie zu erkennen. 

Auch muß auf diefe Entlafjung jederzeit erfannt werden, wenn ein Gen: 
darm wegen Verlegung feiner Amtspflichten zum dritten Mal gerichtlich mit 
der ordentlichen gefeglichen Strafe belegt wird. 


$. 45. 

Gegen venfionirte Offiziere ift ftatt der Kaſſation auf den Berluft aller 
Titel, und zugleich auf die mit der Kaſſation verbundenen Ehrenftrafen ($. 39.) 
zu erkennen. 

Im Uebrigen treffen einen ſolchergeſtalt verurtbeilten Penftonär die un— 
mittelbaren Folgen der Kaſſation ($. 38.) in eben dem Maße, wie einen zu 
diefer Strafe verurtheilten Offizier. 


$. 46. 

Iſt ein mit folhen Strafen ($. 45.) zu belegendes Verbrechen vor der 
Penfionirung begangen, fo it im Erkenntniſſe zugleich der gänzliche Verluſt 
der Penſion auszuſprrchen; iſt daſſelbe aber im Penſionsſtande verübt, fo iſt 
nach der Größe des Verbrechens auf den Verluſt der Penſion für immer oder 
für die Dauer der Strafe zu erkennen. 

Ar. 465. d. Geſ.⸗Samml. 2 


3) Dienjt » Entlaffung. 


xl. Ausſtoßung und Ent 
lafjung aus der Gens 
darmerie. 


XI. Verluſt der Dienſt⸗ 
titel und Penfionen 


1. Zudtbausitrafe. 


11, Arbeitsbausitrafe,. 


10 Militär- Straf» Gefekbudh. 


$. 47. 


Haben penfionirte Offiziere ein Verbrechen begangen, welches, wenn fie 
noch im Dienft wären, die Entfernung aus dem Offizierftande zur Folge haben 
würde, fo find fie ſtatt derfelben des Nechts, den Dienfttitel zu führen, ver: 
lujtig zu erklären. War das Verbrechen vor ihrer Penfionirung verübt, fo 
muß zugleich auf den Verluft der Penfion erkannt werden. 


8. 48. 


Penfionirte und verabfchiedete Offiziere, melden die Befugniß zur Ans 
legung der Offizier Uniform zufteht, find in den Fällen der $$. 45. und 
47. zugleich des Rechts, die Offizier- Uniform zu tragen, für verluftig zu er- 
klären. 

Auf den Verluſt diefes Nechts ift gegen diefe Offiziere auch bei Ver— 
übung eines folchen Verbrechens zu erkennen, welches, wenn der zu Beitrafende 
noch im Dienft wäre, die Dienftentlaffung zur Folge haben würde. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den bürgerlichen Strafen gegen Perfonen ded Soldatenftandes. 


$. 49. 


Die Verurtheilung einer Militärperfon zur Zuchthausftrafe hat die Aus- 
ſtoßung aus dem Soldatenftande von felbft zur Folge. 

Mit der Berurtheilung zur Zuchtbausftrafe it die Dearadation von 
Rechtöwegen verbunden. Eine Abkürzung der verwirkten Freibeitsitrafe wegen 
gleichzeitig eintretender Degradation findet in diefem Falle nicht Statt. 

Eine Umwandlung der Zuchtbausitrafe in eine militärische Freiheitsitrafe 
ift nicht zuläffig. 

$. 50. 

Anftatt der Arbeitshausitrafe ift: 

1) gegen Offiziere auf Feftungsarreit, 

2) gegen alle übrigen Militärperfonen auf Feftungsitrafe nah Maßgabe 
der Beitimmungen der $$. 63. umd 65. zu erkennen und find auch 
in einem folchen Falle die Vorfchriften der $$. 36. und 37. zur An: 
wendung zu bringen. 
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8 51 
Statt der Gefängnifftrafe ift: 111. Gefängnißftrafe 
1) genen Offiziere bis zur Dauer von fehs Wochen auf Stubenarreft, 
fonft aber auf Feſtungsarreſt, 


2) gegen Porteepee-Unteroffiziere bi zur Dauer von zwölf Wochen auf 
gelinden Arreft, ſonſt aber auf Seitungsarreit, 


ia m ws 


auf Feſtungsſtrafe, 
unter Berücfichtigung der Bejtimmungen der $$. 63. und 65. zu erkennen. 


5: 52. 


Eine Umwandlung der Arbeitshaus= oder Gefängnißſtrafe findet nicht 
Statt, wenn der Verurtbeilte zum Stande der Beurlaubten gehört. Ueber: 
haupt haben die Givilgerichte gegen die zum Beurlaubtenjtande gehörenden 
Militärperfonen nur auf bürgerliche Strafen zu erkennen. 


8. 53. 


Wo in den allgemeinen Landesgefegen Geldftrafe allein oder wahlweiſe IV: Geldbuße. 
mit Freiheitsſtrafe verordnet iſt, iſt jtatt Derfelben gegen Militärperfonen vom 
Feldwebel abwärts ſtets auf Freiheitsſtrafe zu erfennen. 


8. 54. 


In Fällen, wo nach den allgemeinen Landesgefegen gegen Beamte die V. Kaſſation und Amts 
Kaffation, verbunden mit Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter utſehung. 
eintritt, it gegen Offiziere auf Entfernung aus dem Dffizierftande und zus 
gleich auf Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern zu erfennen. 

Gegen Unteroffiziere und Gemeine tritt in dergleichen Fällen anftatt 
der Kaffation, wenn nicht Ausftoßung aus dem Soldatenjtande erfolgen muß, 
die Verſetzung in die zweite Klafje des Soldatenftandes ein. 


$. 55. 

Wo gegen Beamte die einfache Kaffation oder Amtsentfegung eintritt, ift, 
infofern dieſe Strafe nicht bloß ala Folge des Feitungsarreftes zu verhängen 
fein würde, gegen Offiziere auf Dienftentlaffung und gegen Unteroffiziere auf 
Degradation zu erkennen. 


VI. Berfuft der bürger 
lichen Ehre. 


VII. Zeitwellige Unterſa⸗ 
gung der bürgerli— 
chen Ehrenrechte. 


12 | Mititär- Straf» Gefekbud, 


$. 56. 


Die nach den allgemeinen Landesnefegen dem Verluſte der bürgerlichen 
Ehre beigelegten Wirkungen treten auch genen Militärperfonen in ihrem vollen 
Umfange ein, da der Berluft der bürgerlichen Ehre nur eine Folge der rechte: 
kräftigen Verurtbeilung zur Zuchtbausftrafe it, dieſe legtere aber Ausſtoßung 
aus dem Soldatenjtande (Kaſſation) von felbjt nach fich zieht. 


$. 57. 


Wird gegen eine Perfon des Soldatenftandes auf zeitweilige Unterfagung 
der bürgerlichen Ehrenrechte geiprochen, fo it hiermit die Verfegung in Die 
zweite Klaffe des Soldatenftandes von Nechtöwegen verbunden. Wird aber 
die Dauer dieſer Strafe auf vier Jahre oder mehr bemeffen, fo erfolgt die 
gänzliche Gntlafjung des PVerurtbeilten aus dem Soldatenjtande. Auch iſt 
in dieſem Falle nicht auf eine militärifche, fondern auf eine bürgerliche 
Freiheitsſtrafe zu erkennen. 


$. 58. 


Die Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ghrenrechte auf 
Zeit bat für Offiziere ftets die Entfernung aus dem Offizierftande, für 
Unteroffiziere und die mit denfelben in gleichem Range ftehenden Militär: 
perfonen die Dearadation zur unmittelbaren rechtlichen Folge. Eine Ab: 
fürzung der verwirften Freibeitsftrafe findet dieferbalb nicht Statt. Wird 
wegen eines mit Unterfaqung der bürgerlichen Ghrenrechte bedroheten Ver— 
brechens in Nückiicht auf das Vorbandenfein mildernder Umftände nur auf 
Sreibeitsftrafe erfannt, und gehört in einem folchen Falle der Verurtheilte zum 
Stande der Unteroffiziere, fo verliert er die Unteroffizierharge und tritt, 
auch in Betreff der Befoldung, in den Stand der Gemeinen zurüd, 


8. 50. 


Die Wiederaufnahme in die erfte Klaffe eines nah der Beitimmung 
des 8. 57. in Die zweite Klaſſe verfepten Soldaten darf erjt nad Ablauf 
des Zeitraumes beantragt werden, für welchen im Grfenntniffe die Ausübung 
der bürgerlichen Ehrenrechte unterfagt war. 


$. 60. 
Wird von einem Givilgericht gegen eine zum Benrlaubtenitande ge: 
hörige Militärperfon auf Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt und der VBerurtheilte fpäterhin zum Dienjt wieder eingezogen, 
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jo gehört derfelbe während der Dauer der Einziehung zur zweiten Klaſſe des 
Soldatenftandes. Die Givilgerichte haben daher dem Militärtommando von 
derartigen Straferfenntniiien die erforderliche Mittheilung zu machen. 


$. 61. 

Auf Stellung unter polizeiliche Aufficht kann auch gegen Militärperfonen van. Stellung unter vo: 
erfannt werden. Die Wirkungen derfelben beginnen aber, ſoweit fie nicht ligeiliche Aufficht. 
fhon durch die militärische Zucht und Ordnung bedingt find, erft mit der 
Beurlaubung, oder dem gänzlichen Ausfcheiden des Werurtheilten aus dem e 
Militärverbältniffe. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Berhältnif der Strafen zu einander. 


$. 62. 


In dem Falle, wern den gefeglichen Beitimmungen gemäß die Um: 
wandlung einer in dieſem Gefepbuch bejtimmten Strafart in eine andere 
Strafart erfolgen muß, it das nachitehende Verhältniß der Strafarten gegen 
einander zu beachten. 


$. 63. 
Unter den militärifchen Freiheitsſtrafen find aleichzuftellen : z Päd ie 
1) ſechs Monate Baugefangenfchaft acht Monaten Feſtungsſtrafe. ander. 


A. Der Kreibeitöitrafe. 


2) vier Monate Feitungaftrafe ſechs Monaten Feſtungsarreſt, 
3) der Beitungsarreft dem Stubenarrejt und dem gelinden Arreft, 
4) eine Woche ftrenger Arreft zwei Wochen mittlerem und vier Wochen 
aelindem Arreft. 
$. 64.- 
Die Degradation B Der Degradation zur 
1) von Porteepee - Unteroffizieren zum Gemeinen ift einer fechemonatlichen, Breibeiteitrafe. 
2) vom Unteroffizier ohne Porteepee zum Gemeinen aber einer dreimonat- 
lichen Feſtungsſtrafe 
aleih zu achten, und die Dauer der zu erfennenden #reibeitsitrafe Bach 
diefem Verhältniß jedesmal abzukürzen. 


J 14 Militär» Strafe Geſetzbuch. 


8. 65. 


bä ili⸗ ilitäri bei 
u — * mil rer = RUE und bürgerlichen Areibeitsftrafen findet folgendes 
Strafen. . 
A. Der Freiheitsſtrafen. 1) Baugefangenfchaft fteht der Zuchtbausftrafe gleich, 
2) die Feftungsitrafe der Arbeitsbausitrafe, 
3) der gelinde Arreft beziehungsweife Stuben- und Feitungsarreft der 
Gefängnißſtrafe, 
4) ſechs Monate Baugefangenſchaft oder Zuchthaus werden acht Monaten 
Feſtung oder Arbeitshausſtrafe oder einem Jahre Feſtungsarreſt oder 
Gefängniß gleich geachtet. 
8. 66. 


B. — — zur Das Verhältniß der Geldbuße zur Freiheitsſtrafe wird nach Maßgabe 
ME der Artikel 15. und 16. des allgemeinen Strafgefetzbuches beſtimmt. 


8. 67. 
— — Wenn Arreſtſtrafen, Gefängnißſtrafen oder größere Geldbußen in Bau— 
gefangenſchaft, Zuchthausſtrafe oder Feſtüngsſtrafe umzuwandeln ſind, ſo iſt 
die Zeitfriſt nur auf volle Wochen, wenn aber ſtatt des gelinden Arreſtes, 
der Gefängnißſtrafe oder größerer Geldbußen mittlerer oder ſtrenger Arreſt 
eintreten ſoll, dieſelbe nur bis auf volle Tage zu berechnen. In beiden 
Fällen kommen die hiernach verbleibenden kürzeren Zeitfriſten nicht weiter in 

Anrechnung. 
Vierter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen wegen Beurtheilung der Strafbarkeit. 

8. 68. 

1. Theilnahme der Vor— Hat an einem im Komplott begangenen Verbrechen ein Vorgeſetzter Theil 
esse ne genommen, fo ift er mit der Strafe ded Anftifters zu belegen. Haben meb- 
plott. rere Vorgeſetzte an einem ſolchen Verbrechen Theil genommen, ſo trifft den 

höchſten unter ihnen, bei gleichem Dienſtgrad aber den Dienſtälteſten die Strafe 
des Anſtifters. 
8. 69. 
n. — der Bei Verbrechen gegen die Subordination, fo wie bei allen in Ausübung 


des Dienftes begangenen Verbrechen, foll der Zuftand der Trunfenbeit des 
Angefchuldigten die Anwendung der gefeglichen Strafe nicht ausfchließen. 
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$. 70. 


Wird durch die Ausführung eines Befehls in Dienftfachen ein Strafge- 
ſetz verlegt, fo iſt dafür Der befehlende Borgefegte in der Regel allein ver- 
antwortlih. Es trifft jedoch Den gehorchenden Untergebenen die Strafe des 
Theilnehmers: 

1) Wenn er den ihm ertheilten Befehl überſchritten hat, oder 
2) wenn ihm bekannt geweſen, daß der Befehl des Vorgeſetzten eine Hand: 
lung betraf, welche offenbar ein Verbrechen bezwedte. 


g. 71. 


Unbefanntichaft mit den Militär- Strafgefegen und nicht erfolgte Ablei- 
ftung des Dienfteides darf weder als ein Grund zur Aufhebung der Straf: 
barkeit, noch zur Milderung der Strafe angefehen werden. 


8. 72. 


Die Beitimmungen der allgemeinen Landesgejepe wegen der Verjährung 
finden auf das Verbrechen der Defertion, deffen Strafbarkeit durch Verjährung 
niemals aufgehoben wird, feine Anwendung. 


$. 73. 


Bei der Zumeffung der im Gefep angeordneten Strafen follen die höhe— 
ren Grade derfelden jedesmal eintreten: 

1) gegen Vorgefegte, welche an Verbrechen Untergebener Theil nehmen; 

2) wenn Verbrechen unter Mißbrauch der Waffen oder der Ddienjtlichen 
Autorität, oder während der Ausuübung des Dienftes begangen werden; 

3) wenn mititärifche Verbrechen im Kriege oder unter dem Gewehr, oder 
vor verfammeltem Kriegsvolk — d. h. vor einer im Dienft oder in 
dienftlicher Ordnung verfammelten Mannfchaft von mindeftens drei Per: 
fonen — begangen werden ; 

4) wenn bei militärifchen Verbrechen ſich Mehrere zufammenrotten, oder 
ſich derfelben in Gegenwart einer Volksmenge fehuldig machen; 

5) wenn der Verbrecher bei feiner Vernehmung vor Gericht frecher Lügen 


ih ſchuldig macht. 
8. 74. 
Iſt in den Milttärftrafgefegen Arreft im Allgemeinen, obne nähere Be— 
zeichnung des Grades defjelben angedrohet, fo find darunter alle Grade diefer 
Strafart ($. 13.) begriffen. 


111, Aufbebung der Strafe 
barkeit. 


IV. Zumeſſung der Strafe. 


V. Schärfung der Strafe. 


A. Gegen Schildwadhen, 
einzelne Pojten und 
bewaffnete Patrouil⸗ 
leurs. 


B. Beim Zuſammentref⸗ 
fen mehrerer Berbre: 
hen. 


C. Beim Rüdfall. 
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$. 75. 


Iſt in den Militärftrafgefegen bei Androhung von Arreititrafen das nie: 
drigfte Strafmaß nicht angegeben, jo kann die Strafe innerhalb der Grenzen 
der Disziplinarftrafgewalt im Disziplinarwege verhängt werden, infofern unter 
den obwaltenden Verhältniffen nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen des mit der 
Disziplinarftrafgewalt verfehenen Befehlahabers, eine härtere Strafe nicht ver: 
wirft erfcheint. 


8. 76. 


In Fällen, wo eine Verlängerung oder Schärfung der Strafe in den 
Militärftrafgefegen vorgefchrieben ift, darf dieſe zwar das bejtimmte höchite 
Map, aber nicht das Doppelte deffelben überjteigen. 

Auch darf eine Verlängerung oder Verfchärfung über das höchſte Maß 
hinaus bei denjenigen Strafarten nicht jtattfinden, bei welchen dies ausdrüd- 
lich unterfagt it, wie bei dem jtrengen Arreft und dem Stubenarreft. 


8. 7. 


Alle, von Schildwachen, einzelnen Poſten oder bewaffneten Patrouilleurs 
begangenen Verbrechen find, infofern dafür nicht befondere Strafen angedrobet 
worden, mit gefchärfter Strafe zu belegen. 


$. 78. 


Treffen bei der Beitrafung mehrere Verbrechen zufammen, wofür in den 
Militärftrafgefegen nur Arreftitrafen angedroht find, fo it auf den ſchwerſten 
gegen den zu Bejtrafenden zuläfiigen Arreftgrad zu erfennen. 

Ueberfteigt in diefen Fällen der Stubenarreit oder der jtrenge Arreſt Die 
Dauer von jehs Wochen, der gelinde oder der mittlere Arreſt aber die Dauer 
von zwölf Wochen, fo ift nad $. 63. auf verhältnißmäßigen Feſtungsarreſt 
oder Feſtungsſtrafe zu erkennen. 


8. 79. 


Wenn Jemand, der wegen eines Verbrechens fchon früher zu einer Strafe 
verurtbeilt worden und diefelbe wenigitens theilweife, oder in Folge erlangter 
Begnadigung in geringerem Grade verbüßt bat, in das nämliche oder ein 
gleichartiges Verbrechen verfällt, fo iſt er, fofern die Gefege für den Rückfall 
nicht eine befondere Strafe vorſchreiben mit erböheter Strafe zu belegen. 

Diefe Erhöhung kann fowohl in Auswahl einer höhern Strafart, als in 
Verlängerung der gefeglich verordneten Strafe bejtehen, darf jedoch niemals 
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das Doppelte der für das Verbrechen ohne Rüdfiht auf den Rüdfall ver 
wirkten Strafe überſteigen. 

Bei Anwendung der Strafe des Rückfalls macht es feinen Unterfihied, 
ob die erſte Verurtheilung nach den Militärjtrafgefegen oder nach anderen 
Gefegen ftattgefunden hat. 

War wegen eines früher verübten, gleichartigen militärifchen Verbrechens 
auf Feſtungsſtrafe rechtskräftig erfannt, fo tritt bei Beitrafung des Rückfalls 
ftetö neben der fonft verwirften Strafe die Berfegung in die zweite Klafje des 
Soldatenftandes ein. 


$. 80. 


Die unter den nachftehenden einzelnen Ziffern aufgeführten militärifchen 
Verbrechen find als gleichartig zu betrachten: 

1) Adhtungswidriges Betragen gegen einen Vorgefegten, Ungeborfam gegen 
Dienjtbefehle, ausdrückliche Berweigerung des Gehorfams, Widerfegiich- 
keit, thätliche Widerfegung, verfuchter Angriff mit der Waffe, Beleidi: 
gung des Untergebenen gegen einen VBorgefegten, Duelle aus dienftlicher 
Beranlaffung, Beleidigung, Ungeborfam und Riderfegung gegen Wachen 
und Gendarmen, Aufwiegelung, Meuterei und militärischer Aufruhr. 

2) Unerlaubtes Beutemachen, Plünderung, mutbwillige oder boshafte Zer- 
jtörung fremden Gigenthbums im Kriege und Erpreſſung im Sriege. 

3) Alle ftrafbaren Handlungen, welche nah den 88. 158— 161. des 
I. Theile, Tit. Il., Abſchn. 1. diefes Strafgefegbuches als Pflichtver- 
legungen bei Wachen, Kommandos und auf Märjchen zu bejtrafen find, 


8. 81. 


Auf die Strafe des Rückfalls darf nicht erfannt werden, wenn die 
erite Bejtrafung im Disziplinarwege erfolgt iſt, dagegen it in einem folchen 
Falle eine Verſchärfung der Strafe innerhalb der geſetzlichen Grenzen nicht 
ausgejchloffen. 

8. 82. 

Gegen G:meine, die wegen geringer militärifcher Vergehungen bereits 
zweimal gerichtlich bejtraft und wegen folcher Vergehungen zum dritten Mal 
gerichtlich zu bejtrafen find, kann neben der verwirkten Sreiheitsftrafe, wenn 
ihr bösartiges Gemüth und ihre fchlechte Führung Die Fruchtloſigkeit der 
früber erlittenen Strafen darthun, auf Berfegung in Die zweite Klaſſe des 
Soldatenjtandes erkannt werden. Unteroffiziere haben in folchen Fällen die 
Degradation verwirkt. | 

Nr. 465. d. Geſ.⸗Samml. 3 
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Fünfter Abihnitt. 
Bon der Beftrafung der Militärbeamten. 


$. 83. 
Militärbeamte find fowohl weren Amts- ald wegen gemeiner Berbrechen 
mit Ausnahme der in diefem Strafaefepbuche (1. Theil Tit. II. Abſchn. 3). 
ausdrücdlich benannten Fällen, nach den Vorfchriften der allgemeinen Landes— 
geſetze zu beitrafen. 
$. 84. 


Wenn gegen Militärbeamte mit Offiziersrang auf Freiheitsſtrafe zu er- 
kennen ift, jo müffen die gegen Offiziere zuläffigen Strafarten eintreten. 


$. 85. 
Iſt gegen Militärbeamte mit Unteroffiziersrang auf Freiheitsſtrafe zu 
erfennen, jo muß gelinder Arreſt oder Feſtungsarreſt eintreten. 
$. 86. 


Gegen Militärbeamte ift mit der Verurtheilung zur Kaffation oder 
Amtsentfegung und bei denjenigen, welche vertragsmäßig auf Kündigung an: 
geftellt find, mit der Entlaffung aus ihrem Dienftverhältnig, auf die in den 
allgemeinen Landesgefegen vorgejchriebenen Strafarten zu erkennen. 





Tit. I. 
Don den einzelnen Verbrechen und deren Beftrafung. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon den militärifchen Verbrechen der Perfonen des Soldatenftandes. 


$. 87. 
. Bere — Das Verbrechen des Hochverrathes iſt, wenn es von Perfonen des Sol- 
A. Berrath, datenftandes begangen wird, mit dem Tode zu betrafen. Iſt der Hochverrath 


Donhverratb, Majetäts: nicht vollendet, fondern die Ausführung defielben nur angefangen, fo ift auf 


verratb im Frieden. Zuchthausſtrafe bie zu lebenslänglicher Dauer oder auf Berfegung in die 
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zweite Klaffe des Soldatenftandes, Kaffation und Feſtungsſtrafe bis zu lebens- 
länglicher Dauer zu erkennen. 

Rücdfichtlich der Beurtheilung der Verfchwörung, der das Verbrechen des 
Hochverrathes vworbereitenden Handlungen, des Staatsverrathes im Frieden 
und der anderen ftaatsgeführlihen Handlungen find auch gegen Perfonen des 
Soldatenftandes die Vorfehriften des allgemeinen Strafgefegbuches, jedoch un: 
ter Erhöhung der hiernach verwirkten Strafe, in Anwendung zu bringen. 
Diefe Erhöhung darf aber den höchiten Straffag nicht mehr als um ein 
Drittel überfteigen. 

Macht eine Perfon des Soldatenftandes ſich aegen die Perfon des 
Landesherrn einer den Beitimmungen des Art. 131. Nr. 4. und 5. des all: 
gemeinen Strafgefegbuches unterliegenden Körperverlegung oder einer thätlichen 
Beleidigung fehuldig, jo ift fie mit dem Tode zu beitrafen. Alle übrigen 
Majeftätsverbrechen im engern Sinne, welche von einer Militärperfon begangen 
werden, find nach dem allgemeinen Strafgefegbuche zu beftrafen, jedoch ift die 
hiernach verwirkte Strafe zu erhöhen und kann den höchſten Straffag um 
ein Drittel überfteigen. 


$. 88. 


Wer vorfäglih die Unternehmungen des Feindes befördert, oder zur 
Begünftigung defielben den Anhaltifchen oder verbündeten Truppen Nachtheil 
bereitet, insbefondere wer: 

1) fi der, in den allgemeinen Landesgefegen in Bezug auf den Krieg 
als Staatsverrath bezeichneten Berbrechen fhuldig macht; 

2) dem Feinde das Geheimniß des Poſtens, das Feldgefchrei oder die 
Loofung offenbart, oder 

3) zur Beglinftigung des Feindes 

a. die ihm ertheilten Befehle unausgeführt läßt, oder mangelhaft 

ausführt, 

b. falſche Meldungen macht, oder richtige zu machen unterläßt, 
begeht einen Kriegsverrath und hat Verfegung in die zweite Klaſſe des Sol: 
datenftandes, Kaſſation und Feftungsftrafe, nach Umjtänden bis zu lebens: 
wieriger Dauer, oder, wenn durch den Verrath ein erheblicher Nachtheil 
entitanden ijt, die Todesſtrafe verwirft. 


$. 89. 


Mer von verrätherifchen Handlungen oder Abfichten (88. 87. und 88.) 
Kenntniß erhält und es unterläßt, feinen Vorgefepten dies fofort anzuzeigen, 


2) Kriegöverrath. 
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ift als Mitfchuldiger anzufeben, und ebenfo, wie der Verräther felbft, zu 
beftrafen. 
$. 90. 

Dagegen foll jeder Mitfchuldige an einem Verrath (88. 87. und 88.), 
welcher von demfelben zu einer Zeit, wo die Dienftbehörde nicht ſchon ander: 
mweitig davon unterrichtet war, und wo der Ausführung noch vorgebeugt 
werden kann, Anzeige macht und feine Mitfchuldige angiebt, mit Strafe ver 
ſchont werden. 


8. 91. 
B. Defertion. Wer nad) feinem Gintritt in den Soldatenftand fich durch Entweihung 
» Begrifi: ſeinen militärischen Dienftverhältniffen entziebt, begeht das Verbrechen der 
Defertion. 
8. 92. 


2) pie Bei Unteroffizieren und Gemeinen des Dienitftandes gilt, fo lange fie 
— uf nicht das Gegenteil beweifen, die Vermuthung für das Verbrechen der De- 
fertion begründen. fertion, wenn fe 

a. en ee 4) von ihrem Truppentheil oder Kommando fich ohne Urlaub entfernen, 

— und in Friedenszeiten über 48 Stunden, in Kriegszeiten aber über 
24 Stunden ausbleiben; 

2) den auf beſtimmte Zeit erhaltenen Urlaub länger als 8 Tage über— 
fchreiten, oder falls fie vor Ablauf des Urlaubs zurücberufen werden, 
ſich nicht ſofort geitellen; 

3) im Kriegszeiien es unterlaffen, ji dem Truppentheil, won welchem 
fie abgefommen find, oder dem nächiten Truppentbeil fobald ala mög— 
lich wieder anzufchließen, oder 

4) fich nach beendigter Kriegsaefangenfchaft nicht fofort bei den Truppen 
melden. 

$. 93. 


Gegen Offiziere des Dienftitandes begründen diefe Umjtände ($. 92.) erit 
in Berbindung mit anderen nahen Anzeigen die Vermuthung der Defertion. 


$. 94. 


b. Gegen die auf un- Gegen die auf unbejtimmte Zeit von ihren Truppentbeilen Beurlaubten 
ie und gegen Neferviiten gilt, bis zum Beweiſe des Gegentheild, die Vermu— 
fen Beurlaubten u, thung für das Verbrechen der Defertion, 
gegen Reſerviſten. 1) wenn fie ohne Grlaubniß auswandern, oder in fremde Kriegsdienſte 


treten; 
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2) wenn fie 
a. nad Empfang der Ginberufungsordre von ihrem bisherigen Wohn- 
ort ohme Erlaubniß fich entfernen, oder fich verſteckt halten, oder 
b. die vorgefchriebene Meldung ihrer Aufenthaltsveränderung bei der 
Militärbehörde unterlaffen haben, 
und ſich auch dann nicht einfinden oder melden, ſobald eine öffentliche 
Aufforderung erfolgt, oder der Krieg ausbricht. 


$. 95. 
Die Defertion in Friedenszeiten iſt 
1) das erfte Mal mit jechsmonatlicher bis zweijähriger Feftungäftrafe, 
2) beim erften Rückfall mit zwei- bis vierjähriger Feſtungsſtrafe, 


3) beim zweiten Rückfall mit Ansftogung aus dem Soldatenftande und 


zehn» bis funfzehmjähriger Baugefangenfchaft zu beftrafen. 


$. 96. 


Per fi der Defertion im Frieden fehuldig macht, nachdem er wegen 
Defertion im Kriege rechtöfräftig verurtheilt worden, hat vier= bis zehnjährige 
Feſtungsſtrafe verwirkt. 


$. 9. 


Diejenigen Perfonen des Dienftftandes, welche in Friedenszeiten ent- 
weichen, und innerhalb acht und vierzig Stunden, oder wenn fie auf be- 
ftimmte Zeit beurlaubt waren, innerhalb acht Tagen nah Ablauf des Urlaubs 
freiwillig zurüctehren, follen nicht mit der Strafe der Defertion, fondern nur 
mit der Strafe der unerlaubten Entfernung oder Urlaubsüberfchreitung belegt 
werden. 

$. 98. 


Mer nad feiner Entweihung im Frieden innerhalb Jahresfrift freiwillig 
zurückkehrt, ift mit dem niedrigften Grad der verwirkten Freiheitsſtrafe zu 
befegen, und wenn er fih im erften Berübungsfalle befindet, fo kann bei be 


fonderd mildernden Umftänden von der außerdem für das Verbrechen da . 


Defertion vorgefshriebenen Strafe abgegangen werden. ($. 103.) 


8. 99. 


Die Defertion in Kriegszeiten ift das erſte Mal mit fechs- bis zehn: 
jähriger Feſtungsſtrafe, im Rückfall aber mit dem Tode zu bejtrafen. 


3) Strafe gegen wie 
dereingebrachte Des 
jerteure. 

a. In Fricdenszeiten. 


b. In Kriegszeiten. 
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$. 100. 


Wer von feinem ‘Boten vor dem Feinde, oder aus einer belagerten 
Feſtung defertirt, oder wer zum Feinde übergeht, ift mit dem Tode zu be 
ftrafen. 

8. 101. 

c. Im Komplott. Haben in Friedenszeiten Zwei oder Mehrere ein Komplott zur Defertion 
gemacht, und die legtere ausgeführt, fo hat jeder Theilnehmer fünf- bis 
zehnjährige Feſtungsſtrafe verwirkt. Liegt dabei ein Rückfall zur Beitrafun 
vor, fo wird die wegen der Defertion an fich verwirfte Freiheitsitrafe ($. 95) 
durch Verlängerung um fünf bis zehn Jahre geichärft. 

Iſt in Fällen, wo ein Kompfott zur Defertion gemacht worden, die 
Defertion nicht ausgeführt, und liegt der Fall eines beendigten Berfuches vor, 
fo ift die Strafe auf zwei Drittel, liegt der Fall eines nicht beendigten Ber: 
fuch8 vor, auf die Hälfte der Strafe herabzufegen, welche zu erkennen fein 
würde, wenn die Defertion zur Ausführung gekommen wäre. 

Gegen den Anftifter des Komplotts und den Rädelsführer wird Die 
biernah von den Theilnehmern verwirkte Strafe des ausgeführten oder ver: 
fuchten Deſertionskomplotts um die Hälfte verfchärft. 


$. 102. 


In Kriegszeiten haben die Theilnehmer eines Defertionsfomplotts, wenn 
die var Cor Ausführung gefommen ift, und nicht der Fall des $. 100. 
vorliegt, ftoßung aus dem Soldatenftande und zehn- bis zwanzigjährige 
Baugefangenfchaft verwirkt. 

Iſt die Defertion nicht ausgeführt, fo it die Strafe nach den Grund: 
fügen des $. 101. zu ermäßigen. 

Den Anitifter des Defertionstomplotts und den Rädelsführer aber trifft, 
die Defertion mag ausgeführt fein oder nicht, die Todesitrafe. 


8. 103. 


d. Allgemeine Beſtim— Außer der Freiheitsftrafe ift bei dem Berbrechen der Defertion, infofern 
ca ‚ nicht Ausjtoßung aus dem Soldatenjtande eintreten muß, auf Verfegung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenftandes zu erkennen. 


8. 104. 


Gegen Deferteure, welche nach dem Atteft eines Militärarztes zur Auf— 
nahme in eine Bejtungsitraffektion, fo wie zur Bortfegung des Militärdienftes 
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untauglich find, if, infofern nicht Ausftogung aus dem Soldatenftande ein- 
treten muß, auf Entlaffung aus dem Militärverbältniß und, ſtatt der gefeß- 
lich verwirkten Feftungaftrafe, auf Arbeitshaus- oder verhältnigmäßige Ge- 
fängnißjtrafe zu erkennen. 

8. 105. 


— welche aus der Strafabtheilung entweichen, ſind 
in Friedenszeiten, inſofern nicht der Fall des $. 101. vorliegt, mit 
jehswöchentlichem jtrengen Arreſt und Berfegung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenftandes, 
s im Rückfall aber, fo wie 
in Kriegszeiten 
mit der Strafe der Defertion nah $. 95. und folgende zu beitrafen. 
Sedoch foll weder in dem Fall zu Litt. b. noch in anderen Dejertiong- 
füllen bei Beſtimmung der Strafe die erſte Entweichung aus der Strafab- 
tbeilung (Litt. a.) als ein Defertionsfall mitgerechnet werden. 


$. 106. 


Auf ein erhöhetes Strafmaß innerhalb der geſetzlich vorgefehriebenen 
Grenzen iſt gegen Diejenigen Deferteure zu erfennen, welche 
1) entwichen find, während fie mit einer Dienjtleiftung beauftragt waren; 
2) von ihren Montirungsftücen folche mitgenommen haben, deren fie nicht 
nothwendig zu ihrer Bekleidung bedurften ; 
3) unter Mitnahme ihrer Waffen entwichen find; 
4) die Entweichung mit Gewalt an Sachen verfibt oder 
5) zur Verheimlichung ihres Verbrechens einen falfchen Namen fich bei- 
gelegt haben. 
8. 107. 


Auf gefchärfte Freiheitsſtrafe ift gegen Deferteure zu erkennen wenn fie 

1) vor ihrer rechtöfräftigen Verurtheilung wegen Defertion diefes Ver: 
breihen wiederholen ; 

2) bereit? wegen Defertion im Frieden bejtraft find und das Verbrechen 
der Defertion im Kriege begeben ; 

3) zum Dienftftande gehören und in ausländiſche Militärdienfte treten. 


8. 108. 


Gegen Perfonen, deren man nach der Entweihung nicht habhaft werden 
kann, iſt nach Vorſchrift der Strafgerichtsordnung das Kontumazialverfahren 


4) Strafe Er abwe ⸗ 


ſende D 


eſerteure. 
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einzuleiten. Findet fich der Abweſende auf die Öffentliche Borladung nicht 
ein, fo ift er durch das Kontumazialurtheil für einen Deferteur zu erklären; 
auch iſt zugleich auf eine Gelditrafe von 50 bis 1000 Thalern zu erfennen, 
welche aus feinem binterlaffenen . Vermögen einzuziehen und nach Abzug der 
durch das Verfahren entitandenen Koften an die Militärfaffe abzuliefern iſt. 


8. 109. 


Gegen Berfonen des Soldatenjtandes, welche nad einem Gefecht oder 
Rückzuge vermißt werden und innerhalb eines Jahres nach gefchloffenem Frieden 
und nach Auslieferung der Gefangenen von ihrem Leben und Aufenthalt feine 
Nachricht geben, tritt mach Fruchtlofer Borladung durch die öffentlichen Blätter 
die Vermuthung des erfolgten Todes ein, und findet gegen fie das in $. 108. 
erwähnte Kontumazialverfahren nicht Statt, infofern ſich nicht fpäter ermittelt, 
daß fie des Verbrechens der Defertion fich fehuldig gemacht haben. 


8. 110. 
5) Strafe der Ritwif- Wer ein zu feiner Kenntniß gelangtes Defertionsvorbaben feinem Bor: 
er ” gefepten anzuzeigen unterläßt, bat nad Maßgabe der Strafbarkeit dieſes 
orhabens Arreft bis zu drei Wochen, in Kriegszeiten aber fechsmonatliche 


bis einjährige Feſtungsſtrafe verwirft. 

Iſt das Defertionsvorbaben zur Ausführung gekommen, während e8 
durch rechtzeitige Anzeige hätte verbindert werden fünnen, fo it die Unter 
laffung der Anzeige mit fechswöchentlichem ftrengen Arreſt bis fechdmonat- 
licher Beitungsitrafe, in Kriegszeiten aber mit ein= bis dreijähriger Feſtungs— 
ftrafe zu ahnden. 

. $. 111. 

Wer einen Andern zur Defertion verleitet, obne ſelbſt zu defertiren, 
oder wer einem Dejerteur wejentliche Hülfe zum Entkommen leiftet, ijt ebenfo 
zu beftrafen, als ob er jelbit zu der Zeit, wo er diefes Verbrechen verübt, 
zum erften Male defertirt wäre. 

Iſt die Defertion nicht zur Ausführung gekommen, fo muß die Straf: 
barkeit des Berleiters und des Gehülfen, ebenfo wie des Thäters felbft, nad 
den allgemeinen Grundfägen über die Beitrafung des Verfuchs eines Ver— 
brechens beurtbeilt werden. 


8. 112. 


Iſt der, welcher einen Andern zur Defertion verleitet, mit diefem 
entwichen, jo ijt, wenn nicht ein Defertionsfomplott vorliegt, gegen ibn auf 
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ein erhöhtes Maß der wegen verübter Defertion verwirkten Strafe innerhalb 
der gefeglich worgefchriebenen Grenzen zu erkennen. 


$. 113. 


Wer in der Abficht, zum Dienſt ſich untauglich zu machen, feine Ver— 
fümmelung oder Verunjtaltung bewirkt, ſoll, wenn er diefe Abſicht nicht voll: 
ſtändig erreicht bat, ſondern noch zu Dienftleiftungen und Arbeiten für mili 
türifche Zwecke verwendet werden kann, in die zweite Klaffe des Soldaten: 
ftandes verfegt und mit fechöwöchentlichem ftrengen Arreſt oder mit Feſtungs— 


Ws 


Hat die Verftümmelung oder Verunſtaltung aber die gänzliche Untaug- 
lichkeit zu Dienftleiftungen und Arbeiten für militärische Zwede zur Folge, 
fo ift Ausftogung aus dem Soldatenftande und ein= bis dreijährige Bauge— 
fangenjchaft verwirkt. 


g. 114. 


Ebenſo, wie Derjenige, welcher fich ſelbſt verftümmelt oder verunftaltet 
hat, iſt zu befirafen, wer einen Andern mit deffen Zuftimmung in der Ab: 
ficht, ihn zum Dienft untauglich zu machen, verftümmelt oder verunftaltet. 

Hat er hierbei zugleich eine befondere Amts= oder Berufspflicht verlegt, 
fo foll jederzeit zugleich auf AUmtsentfegung, oder auf den Berlujt der Bes 
fugniß zur Betreibung der Kunjt oder des Gewerbes für immer oder auf 
beitimmte Zeit erfannt werden. 


8. 115. 


Mer durch wahrbeitswidrige Vorfhügung von Krankheiten, oder durch 
ähnliche betrüglihe Mittel ſich der Verpflichtung zum Militärdienft zu ent- 
ziehen jucht, it in die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes zu verfegen, und 
mit fechswöchentlihem ftrengen Arreit oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs 
Monaten, in Kriegäzeiten aber mit fechömonatlicher bis zweijähriger Feſtungs— 
jtrafe zu belegen. 

Die Strafbejtimmungen diefes $. finden feine Anwendung auf den’ Sol: 
daten, der fich krank ftellt oder ein anderes betrügliches Mittel anwendet, 
um einer ihm aufgetragenen Dienitleiftung fich zu entziehen; es wird gegen 
einen ſolchen vielmehr die Strafe des Ungehorfams anzuwenden fein. 

4 


C. Berftümmelung. 


D. Simulation, 
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8. 116. 


I. Verlehung eher Die Verlegung der Dienftpflichten aus Furcht vor perfönlicher Gefahr 
et fäntigen Ger {ft ebenfo zu beitrafen, wie die Verlegung der Dienjtpflihten aus Vorfag. 
fahr. 


8. 117. 


Wer im Kriege vor dem Feinde aus Feigheit zuert die Flucht ergreift 
und die Kameraden dur Worte oder Zeichen zur Flucht verleitet, bat die 
Todesitrafe verwirft und kann auf der Stelle niedergejtoßen werden. 

Die Berechtigung, den Soldaten, der fich des in diefem $. bezeichneten 
Verbrechens fchuldig macht, auf der Stelle niederzuftoßen, fteht nur Off: 
zieren zu. Wird nicht auf frifcher That von diefer Befugniß Gebrauch ge— 
macht, fo darf die Todesitrafe nur vollitrekt werden, wenn fie in der zu 
veranlaffenden Unterfuchung rechtskräftig erkannt worden iſt. 


$. 118. 
Wer außerdem aus Furcht vor perfönlicher Gefahr feiner Dienftpflicht 
zuwider handelt, insbefondere wer: 
1) vor dem Feinde die Flucht ergreift, heimlich zurückbleibt, fich weg— 
fchleicht oder verſteckt hält, 
2) Munition oder Waffen von fich wirft oder im Stich läßt, 
3) irgend ein Leiden wahrbheitswidrig vorfhügt, wm zurüdzubleiben und 
der Gefahr fich zu entziehen, 
foll mit Verfegung in Die zweite Klaffe des Soldatenftandes, und mit ftrengem 
Arreſt oder Fejtungsitrafe bis zu drei Jahren belegt werden, infofern ihn 
nicht nach $. 116. eine härtere Strafe treffen mu. 


$. 119. 


Wenn aus einer folchen Verlegung der Dienftpflichten ($$. 116. u. 118.) 
Nachtheil entitanden oder zu befürchten gewefen it, insbefondere wenn da— 
durch Anhaltifche Untertbanen oder Verbündete in Gefangenfchaft gerathen, 
verwundet werden oder ums Leben gekommen find, fo it auf Verfegung in 
die zweite Klaffe des Soldatenitandes und dreijährige bis lebenswierige Fe— 
ftungsjtrafe, oder felbit auf Todesitrafe zu erkennen. 


$. 120. 


Legt jedoch in den Fällen der $$. 116., 118. und 119. der Angefchul« 
digte vor feiner Verurtheilung oder vor Vollftrefung der Strafe hervor: 


{ 
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ftechende Beweife von Muth ab, fo kann die Strafe unter das niedrigfte ge: 
jegliche Maß herabgefegt, nach Umſtänden auch ganz erlaſſen werden. 


$. 121. 


Die Strafe, welche den Kommandanten einer belagerten Feſtung umd IM. Verbrechen gegen bie 


die mit ihm für die DVertheidigung des Platzes verantwortlichen Offiziere 
wegen Pflichtverlegung trifft, ift jedesmal zu verfchärfen, wenn fie den ihnen 
ertheilten bejonderen Inftruftionen zuwider handeln. Sind darin für be 
ftimmte Fälle Strafen angedroht, fo ift danach die Strafbarkeit der Pflicht: 
verlegung in ſolchen Fällen zu beurtheilen. 


$. 122 a. 


Die bewaffnete Macht darf fich nicht anders als auf Befehl verfammeln 
und weder in, noch außer dem Dienjte berathichlagen. Verſammlungen und 
Dereine jedes Theiles des activen oder beurlaubten Standes der Truppen 
zur Berathung oder Beichlußfaffung über militärische Befehle und Anord- 
nungen find unterfagt. 

Zuwiderhandlungen gegen diefe Vorfchrift werden mit der Strafe des 
Ungehorfams gegen Dienjtbefehle nach Maßgabe des $. 125. dieſes Gefep- 
buches belegt. 

8 122 | 


Wer unter Abweichung von dem vorgefchriebenen Dienftweg Gefuche 
oder Beichwerden anbringt, foll mit Arreſt bejtraft werden. 


8. 133. 


Wer außer dem Dienjt dem Vorgefegten oder dem Höheren im Range 
die fchuldige Achtung und Ehrerbietung nicht erweift, ift mit Arreft zu be- 
ftrafen. 

8. 124. 

Wer im Dienft ih achtungswidrig gegen den Vorgeſetzten beträgt, laut 
Befchwerde führt, oder auf einen erhaltenen Verweis, ohne von dem Vor— 
gefepten dazu aufgefordert zu fein, fich gegen denfelben verantwortet, ift nach 
Umftänden mit mittlerem oder ftrengem Arreſt zu beftrafen. 

Denn die achtungswidrigen Aeußerungen in Beleidigungen durch Worte, 
Geberden vder Zeichen, oder in wörtliche Drohungen übergegangen find, oder 
wenn das Verbrechen vor verfammeltem Kriegsvolk verübt worden ift, fo tritt 
firenger Arreſt von mindejtens vier Wochen oder Feſtungsſtrafe bis zu drei 


> 


U. 


Euborbdination. 
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lungen und Bereine 
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Anbringen von Ges 
fuchen und Beſchwer⸗ 
den. 


Achtungswidriges 
Betragen. 
1) Außer dem Dienft. 
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Jahren ein. Auch kann gegen Offiziere in folhen Fällen, bei befonders 
erfchwerenden Umjtänden, außer der Freiheitäftrafe auf Dienftentlaffung er- 
kannt werden. 

8. 125. 


D. Ungeborfem gegen Ungehorfam gegen Dienftbefeble durch Nichtbefolgung, Abänderung oder 
Dienibeieble Ueberſchreitung derjelben iſt mit Arreft zu beftrafen. 

Iſt durch den Ungehorfam ein erheblicher Nachtheil für den Dienft ent: 
ftanden oder zu beforgen gewefen, fo tritt Feſtungsſtrafe biß zu zehn Jahren 
ein. Im Kriege kann diefe Strafe bis zu lebenswieriger Dauer verlängert 
werden. 

$. 126. 


E. Ausdrüdliche Bers Wer die Abficht, einen erhaltenen Dienftbefehl nicht zu befolgen, durch 
ee nesıdr Worte oder Geberden, durch Entlaufen, Losreißen oder fonft durch Hand 
feplichteit. lungen zu erfennen giebt, die jedoch nicht in Thätlichkeiten gegen den Vor— 

gefegten oder in den Verfuch zu dieſem Verbrechen übergehen, ingleichen Der: 
jenige, welcher den Borgefegten über einen erhaltenen Dienftbefehl oder Vers 
weis zur Rede ftellt, iſt mit ftrengem Arreſt von mindeftens vier Wochen 
oder mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren zu beftrafen. 

Widerſetzung gegen einen Befehl des Worgefepten, der in feiner Bes 
ziehung zum Dienſt ſteht, iſt gleichfalls als Verbrehen gegen die Subordi- 
nation zu ahnden, bei Zumeſſung der verwirkten Strafe aber diefer Umftand 
als Milverungsgrund zu berücfichtigen. Die etwaige Strafbarkeit des Bor: 
gelegten, welcher einen folchen Befehl ertbeilt, ift nach den Beſtimmungen 
des $. 178. und folgende zu ermeſſen. 


8. 127. 


Wird das Verbrechen der ausdrücklichen Verweigerung des Gehorfams 
oder der Widerjeglichkeit ($. 126.) vor verfammeltem Kriegsvolf verübt, oder 
find damit Beleidigungen durch Worte, Geberden oder Zeichen, oder der 
Verfuch eines thätlichen Anariffs gegen den Vorgefegten verbunden, fo iſt 
auf Feſtungsſtrafe bis zu zehm Jahren und nach Umjtänden auf Dienjtent- 
laffung, im Kriege aber auf Feitungsitrafe bis zu zwanzig Jahren und auf 
Dienitentlaffung oder nach Umständen auf Entfernung aus dem Offizierftande 
zu erkennen. ($. 185.) 

8. 128. 


F. Thätliche Widerfegun N RE - . wirt F j 
—— Wer einen ſeiner Vorgeſetzten thätlich angreift, oder denſelben mit der 


mit der Waffe. m Waffe anzugreifen verfucht, hat im Kriege die Todesitrafe verwirkt. 
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Im Frieden tritt wegen dieſes Verbrechens zehnjährige bis lebenswie— 
rige Feſtungsſtrafe, infofern aber die Thätlichkeit in eine den Beſtimmungen 
des Ürt. 131. Nr. 1., 2. und 3. des allgemeinen Strafgefeßbuches unterliegende 
Körperverlegung übergegangen ift oder andere befonders erfchwerende Um: 
ftände vorhanden find, ebenfalld die Todesitrafe ein. 

Gegen Offiziere ift, wenn nicht die Todesftrafe verwirkt ift, außer der 
Freiheitsitrafe auf Dienftentlaffung, oder nad Umftänden auf Entfernung 
aus dem Dffizierftande zu erfennen. 


8. 129. 


Hat der Borgefepte durch Ueberfchreitung der Grenzen feiner rechtimäßi- 
gen Gewalt oder durch herabwürdigende Behandlung des Untergebenen, den: 
felben in den Hüllen der $$. 123. — 128. zu dem Verbrechen gegen die 
Subordination gereizt, jo iſt dies nicht allein Milderungsgrund bei Zumef- 
fung der Strafe, fondern es kann alsdann auch von den außer der Frei— 
heitsitrafe fonft zu erfennenden Strafen abgegangen, und in den Fällen des 
$. 128., wenn Todesitrafe verwirft fein würde, ftatt derfelben auf zebnjährige 
bis Tebendwierige Feſtungsſtrafe erfannt, wenn aber Feſtungsſtrafe eintritt, 
bis auf das Map von fünf Jahren berabgegangen werden. 


8. 130. 


Beleidigungen der Untergebenen gegen VBorgefegte, auch wenn fie außer 6. Beleidigungen der Un— 


dem Dienft verübt werden, find als Vergehungen gegen die Subordination 
anzufehen und nach 88. 124. und 128. zu beitrafen. 


8. 181. 


Bei Beftimmung des Strafmaßes wegen Beleidigungen ift außer den 
allgemeinen Zumejfungsgründen das militärische Rangverhältniß des Belei- 
digten, nicht aber defien Standesverhältnig im bürgerlichen Leben zu berück— 
fichtigen. 

Yo der Vorgefegte die ihm widerfahrene Ehrenfränfung durch eine ge: 
fegwidrige Behandlung des Untergebenen herbeigeführt oder demfelben durch 
unpaffende Vertraulichkeit Beranlaffung gegeben, die fehuldige Achtung zu 
vergeflen, fo ift die ſonſt verwirkte Strafe nach $. 129. zu mildern. 

Sind Beleidigungen durch Verbreitung fhmähender Schriften oder Dar- 
jtellungen vorgefallen, fo ift die an fich verwirfte Strafe der wörtlichen Be- 
leidigung zu fchärfen. 


tergebenen gegen Vor⸗ 
geſetzte. 
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$. 132. 


me bienftlicher Wer einen Vorgefepten oder einen Höheren im Range aus dienftlicher 
DEINER Veranlaffung zum Zweitampf berausfordert, ift mit Feſtungsarreſt oder Fe— 
itungsftrafe von mindeftens einem Jahre und mit Dienftentlaffung zu be: 
ftrafen. 
Gleiche Strafe foll denjenigen treffen, der eine folche Herausforderung 
annimmt. 
8. 133. 


Die Vollziehung eines folchen Zweifampfs ($. 132.) ift mit Feſtungsarreſt 
oder Beltungsftrafe von mindeftens fünf Jahren und mit Dienjtentlaffung zu 
beftrafen. 

8. 134. 


’ er Mer fih gegen Wachen (Ronden, Batrouillen, Schildwahen, Sauve— 
gegen Baden und garden, Eskorten und Kafernenwachen, überhaupt militärifhe Wachen jeder 
Gendarmen. Art), welche in Ausübung des Dienftcs begriffen und als folche zu erkennen 

find, der Beleidigung, des Ungeborfams oder der Widerfeglichkeit jchuldig 
macht, iſt eben jo zu beitrafen, als wenn er das Verbrechen gegen einen 
Vorgeſetzten verübt hätte. 

Eine gleiche Beitrafung findet Statt, wenn ein ſolches Verbrechen gegen 
Gendarmen bei Ausübung ihres Dienftes begangen wird. 


$. 135. 


K. Aufmiegelung. Wer vor verfammeltem Kriegsvolf in der Abficht, feine Kameraden zur 
Derweigerung des Gehorfams gegen ihren Vorgeſetzten zu verleiten, oder von 
demfelben etwas zu erzwingen, oder ihn won der Dienſthandlung abzuhalten, 
fi) ungeziemend beträgt oder laut Befchwerde führt, foll, ſelbſt wenn legtere 
begründet wäre, nach Maßgabe des zu befürchten gewefenen oder wirklich 
gejtifteten Nachtheils, mit ſechs- bis zwanzigjähriger Feitungsitrafe, und nad 
Umftänden mit Dienftentlaffung, in Kriegszeiten aber mit dem Tode beitraft 
werden. 

Gleiche Strafe trifft Denjenigen, der auf andere Weife feine Kameraden 
zum Ungeborfam oder zur Widerfegung gegen den Vorgeſetzten zu verleiten 
jucht, infofern nicht der Fall des $. 137. vorliegt. 


$. 136. 


Wer die Abfiht, in Beziehung auf den Dienft Mißvergnügen unter 
feinen Kameraden zu erregen, durch Worte oder andere Aeußerungen zu er: 
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fennen giebt, foll mit Arreſt oder mit Feſtungoſtrafe bis zu drei Jahren, 
im Kriege aber mit ſtrengem Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs 
Jahren belegt werden. 

8§. 137. 


Wenn zwei oder mehrere Perſonen des Soldatenſtandes wegen Verübung 
eines Verbrechens gegen die Subordination vorher übereingekommen ſind, ſo 
ſollen Anſtifter und Theilnehmer der Meuterei mit der für das vollendete 
Verbrechen vorgeſchriebenen Strafe, und wenn daſſelbe ausgeführt worden iſt, 
mit dieſer Strafe in geſchärftem Maße belegt werden. 


$. 138. 


Dagegen follen diejenigen Theilnehmer, welche von der Meuterei zu einer 
Zeit, wo die Dienftbehörde nicht fchon anderweitig davon unterrichtet war, 
und wo der Ausführung noch vorgebeugt werden fann, volltändige Anzeige 
machen, und ihre Mitfchuldigen angeben, mit Strafe verfchont werden. 


$. 139. 


Wer von einer Meuterei Kenntniß erhält und aus Bahrläffigkeit unter: 
läßt, davon der Dienjtbehörde fofort Anzeige zu machen, fol! mit Arreſt oder 
mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren belegt werden. 

Unterläßt er aber die Anzeige aus Vorſatz, fo trifft ihn die Strafe 
des Iheilnehmers. 

$. 140. 


Wenn drei oder mehrere Perfonen ich öffentlich zufammenrotten und die 
Abſicht zu erfennen geben, fih dem Vorgeſetzten mit vereinter Gewalt zu 
widerfegen, oder etwas von ihm zu erzwingen, oder Rache an ihm zu 
nehmen, fo follen Anjtifter, Anführer und Nädelsführer des Aufrubrs mit 
dem Tode, die übrigen Theilnehmer aber mit zehn» bis zwanzigjühriger Feitungs- 
ftrafe und Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes beitraft werden. 

Hat an dem Aufruhr ein Vorgefegter Theil genommen, fo iſt er mit 
der Strafe des Anftifters zu belegen. Haben mehrere Vorgefepte an dem 
Verbrechen Theil genommen, fo trifft den höchiten unter ihnen, umd bei 
gleichem Dienftgrad den Dienitälteiten, die Strafe des Anſtifters. 


$. 141. 


Fit der Aufruhr in der Nähe des Feindes, oder mit bewaffneter Hand, 
oder unter Gewaltthätigfeiten gegen Vorgefegte verübt worden, fo find nicht 


I. Meuterei. 


M. Militärifher Auf 
rubr, 


IV. Mißbrauch der milis 
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nur Anjtifter, Anführer und Rädelsführer, fondern auch die übrigen Theil: 
nehmer mit dem Tode zu beitrafen. 


8. 142. 


Diejenigen, welche perfönlich oder namentlich von dem Vorgefepten zum 
Gehorfam aufgefordert worden find, und nicht Folge geletitet haben, jo wie 
Trommelfchläger, Hornijten oder Trompeter, welche in der Abficht, den Auf: 
rubr zu befördern, geichlagen oder aeblafen, ingleichen Diejenigen, weldye durch 
Aufruhrzeichen zu dem Verbrechen aufgefordert haben, jollen mit der Strafe 
des Anjtifters belegt werden. 


$. 143. 


Wenn die Theilnehmer an einem Aufruhr auf den Befehl des Vorgefep- 
ten zur Ordnung und zum Gehorfam zurückkehren, und das Verbrechen noch 
feine weitere nachtheilige Folgen gehabt hat, fo follen Anjtirter, Anführer 
und Rädelsführer mit zwei- bis jechsjähriger, die übrigen Theilnehmer aber 
mit Feitungsitrafe bis zu zwei Jahren belegt werden. 

In Anfehung der legern darf nach Umitinden feloft der gänzliche Erlaß 
der Strafe ftattfinden. 


8. 144. 


Perfonen des Soldatenjtandes, die an einem Aufruhr von Eivilperfonen 
als Anftifter, Rädelsführer oder Gehülfen Theil nehmen, find mit der in 
den allgemeinen Landesgefegen vorgefchriebenen Strafe in gefchärften Maße 
zu belegen. 

Nehmen fie aber mit bewaffneter Hand an einem folchen Aufruhr Theil, 


fo find fie ebenfo zu bejtrafen, als wenn fie an einem militärischen Aufruhr 
Theil genommen hätten. 


8. 145. 


Wer im Kriege ohne gerechtfertigte Veranlaſſung fremde Untertbanen, 
oder gefangene feindliche Militärperfonen mißbandelt, körperlich verlegt, oder 
tödtet, foll ebenfo, als ob das Verbrechen an diesfeitigen Untertbanen verübt 
worden wäre, beftraft und die Strafe gefchärft werden, wenn der Beichädigte, 
als das Verbrechen an ihm begangen wurde, frank und verwundet, oder 
unter befondern militärifhen Schug geitellt war. 
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8. 146. 


Unerlaubtes Beutemachen ift mit ftrengem Arreft oder mit Feitungsftrafe PB. An Sachen. 
bis zu zwei Jahren, und nach Umftänden zugleich mit Verfegung in die Vunerlaubte Beute 
zweite Klafje des Soldatenftandes zu belegen. 


$. 147. 
Mit gefchärfter Feſtungsſtrafe und außerdem mit Verſetzung in die 
zweite Klaſſe ift dieſes Verbrechen ($. 146.) zu beitrafen, wenn es verübt wird: 
1) unter eigenmächtiger Entfernung von dem dienftlich angewiefenen Plage, 
2) an Sachen der in Kriegsgefangenfchaft befindlichen Perfonen. 
Wer aber, um Beute zu machen, außer dem Gefecht Perfonen ſchwer 
verwundet oder tödtet, kann mit Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer 
oder, nach Umſtänden, felbjt mit. den Tode beitraft werden. 


8. 148. 


Mer im Kriege ohne Erlaubniß des fommandirenden Generald, oder D Plünderung, 
gegen ein ausdrüdliches Verbot bewegliches Gut der Landesbewohner im dies— 
feitigen oder fremden, felbjt feindlichen Staatsgebiet, mit Androhung oder 
Ausübung von Gewalt fich zueignet, it wegen Plünderung mit Berfegung 
in die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes und mehrjähriger Feſtungsſtrafe zu 
belegen, welche, wenn die Plünderung von Mehreren gemeinfchaftlich verübt 
worden, bis zu zehn Jahren erhöhet werden kann. 

Sind bei Verübung einer Plünderung durch Gewaltthätigkeiten Berfonen 
förperlich ſchwer verlegt oder getödtet worden, fo tritt, außer der Verſetzung 
in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes zehnjährige bis lebenswierige Fe— 
ſtungsſtrafe, oder, bei beſonders erfchwerenden Umjtänden, die Todesitrafe ein. 


$. 149. 


Bei der Plünderung im Komplott find Anftifter und Rädelsführer mit 
der Todestrafe, die übrigen Theilnehmer aber mit Verſetzung in die zweite 
Klaffe des Soldatenftandes und mehrjähriger bis lebenswieriger Feſtungs— 
itrafe, oder, bei bejonderd erfchwerenden Umftänden mit der Todesitrafe zu 
belegen. 

8. 150. 


Muthwillige oder boshafte Zerftörung fremden Eigenthums ift in Kriegs- 3) Muthwillige oder bos— 
eiten mit ſtrengem Arreft oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren, im ne fen 
Fl befonders erfchwerender Umftände aber wie Plünderung zu beitrafen. derbeit Vraud ſtiftung. 

Nr. 465. d. Gef.» Samml, 5 
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8. 151. 


Mer ohne dienftliche Befugniß Kriegsfhagungen oder Zwangslieferungen 
erhebt, ingleichen Derjenige, welcher feine Nequifitionsbefugniffe durch Mehr: 
erhebung vorfäglich überfchreitet, foll mit Feitungsjtrafe bis zu drei Jahren, 
und wenn das Verbrechen mit Androhung oder Verübung von Gewalttbätig- 
feiten verbunden gewefen, mit „eftungsitrafe bis zu zehn Jahren beitraft 
werden. 

Sind die Gewaltthätigfeiten in fchwere Körperverlegung oder Tödtun 
übergegangen, fo it zehnjährige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe oder * 
Bewandniß der Umſtände die Todesſtrafe zu verhängen. 

Ward das Verbrechen in eigennütziger Abſicht verübt, ſo tritt die Strafe 
der Plünderung ein. 


$. 152. 


Nachzügler oder Perfonen, die unter dem Vorwande der Krankheit oder 
Grmattung binter den Truppen zurücbleiben, und den Landesbewohnern 
Nahrungs= oder Befleidungsftücke wegnehmen, find wegen Marodirens mit 
Berfegung in die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes und Arreft oder Feftungs- 
ftrafe bis zu zwei Jahren, wenn aber bei dem Marodiren Gewalt an Per: 
fonen verübt worden tft, mit der für das Verbrechen der Plünderung vorge 
fhriebenen Strafe zu belegen. 


8. 158. 


Wer Sachen, von denen er weiß, daß fie durch ftrafbare Gewaltthätig: 
feit im Kriege erlangt find, von Demjenigen, welcher diefes Verbrechen be— 
gangen bat, aus gewinnfüchtiger Abficht in Verwahrung nimmt oder an ſich 
bringt, foll mit ftrengem Arreſt oder mit Fejtungsftrafe bis zu zwei Jahren, 
und nach Bewandniß der Umftäinde, mit Verfegung in die zweite Klaffe des 
Soldatenjtandes belegt werden. 


$. 154. 


Wer die ihm zur eigenen Benugung gegebenen Dienftgegenjtände ver 
dirbt oder abfichtlich verderben läßt, oder fich derfelben ohne Erlaubniß ent- 
äußert, hat Arreſt oder Feitungsitrafe bis zu einem Jahre, bei erfchwerenden 
Umftänden aber, insbefondere wenn er feine Waffen, fein Dienftpferd oder 
das Futter deifelden veruntreut, oder wenn die Beſchädigung aus Bos— 
heit verübt it, außer der Freiheitsitrafe die Verſetzung in die zweite Klaffe 
des Soldatenjtandes verwirkt. 
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8. 155. 


Wer die ihm dienftlich anvertrauten, nicht zur eigenen Benugung gege— 
benen Dienftgegenftände oder andere ihm dienftlich zur Verwaltung oder Auf: 
bewahrung übergebenen Sachen oder Gelder veruntreut, ift mit Arreft oder 
Feftungsftrafe bis zu fünf Jahren und mit Verfepung in die zweite Klaffe 
des Soldatenftandes zu beftrafen. 


$. 156. 


Der aus Bahrläffigkeit oder Leichtfinn unrichtige Dienftattefte ausftellt, 
oder unrichtige Napporte, Meldungen oder Berichte abitattet, oder folche 
wifjentlich weiter befördert, ift, nach Dem Grade des dadurd) geitifteten oder 
zu befürchten gewefenen Nachtheils mit Arreft oder mit Fejtungsitrafe bis zu 
drei Jahren zu beftrafen. 

Sind Verbrechen diefer Art vorfäglich verübt, fo ift außer der fonft ver- 
wirkten Strafe gegen Offiziere auf Entfernung aus dem DOffizierftande, gegen 
Unteroffiziere auf Degradation und Verfegung in die zweite Klaſſe des Sol- 
datenftandes, und gegen Gemeine auf die zulegt erwähnte Strafe zu erfennen. 


5. 157. 


Wer im Dienft oder in Beziehung auf denfelben durch Gefchenfe oder 
Buficherungen einer Belohnung zu Pflichtwidrigkeiten fich bereitwillig zeigt oder 
verleiten läßt, bat ftrengen Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten, 
auch * Umſtänden Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 
verwirkt. 

Offiziere, welche eines ſolchen Verbrechens ſich ſchuldig machen, ſind mit 
Entfernung aus dem Offizierſtande, Unteroffiziere aber mindeſtens mit De— 
gradation zu beſtrafen. 

Enthaͤlt die Pflichtwidrigkeit, zu welcher der Soldat durch Beſtechung 
ſich hat verleiten laſſen, ſelbſt ein in den Strafgeſetzen bedrohtes Verbrechen, 
ſo muß, je nachdem die Beſtechung oder die begangene Pflichtwidrigkeit an 
ſich ſtrafbarer iſt, die Strafe des ſchwerſten dieſer beiden Verbrechen ange— 
wendet und bei deren Zumeſſung das Zuſammentreffen mit dem andern Ver— 
brechen berücfichtigt werden. 


$. 158. 


Der Befehlshaber einer Wache oder eines Kommandos, welcher feinen 
Poften eigenmächtig verläßt, ift mit Arreft oder mit Feſtungsſtrafe bis zu 


A. Beſchädigung oder 
Veruntreuung dienfts 
lich anvertraut erbals 
tener Gegenitände. 


B. Unrichtige Dienſt⸗ 
atteſte, Meldungen, 
Rapporte und Be— 
richte. 


C. Annahme von Ges 
fhenten und Beſtech⸗ 
ung. 


D. Pilichtverlepungen 
bei Rachen, Koms 
nandos und auf 
Maͤrſchen. 
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ſechs Monaten, in Kriegszeiten aber mit Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahre 
zu belegen. 

War Gefahr vorhanden, oder ift aus der Pflichtverlegung Nachtheil ent: 
fprungen, oder zu befürchten gewefen, fo ift nah Maßgabe der Größe der- 
felben und des gegebenen verderblichen Beifpield auf Feftungsitrafe bis zu 
fünfjähriger, in Kriegszeiten aber auf Feſtungsſtrafe bis zu lebenswicriger 
Dauer, und bei befonders erfchwerenden Umſtänden felbit auf Todesftrafe zu 
erkennen. 

8. 159. 


5 Schildwachen oder einzelne Posten, die fich niederfegen oder niederlegen, 
das Gewehr aus der Hand laffen, Tabad rauen, fchlafen, über die Grenze 
ihres Poftens hinausgehen, denfelben vor erfolgter Ablöfung verlaffen, oder 
fonft ihrer Dienftinftruftion entgegenhandeln, find mit ftrengem Arreft von 
mindeftens vierzehn Tagen, im Kriege aber mit firengem Arreft von mindes 
ftens vier Wochen oder mit Feftungsftrafe bis zu zwei Jahren zu belegen. 

War Gefahr vorhanden oder ift aus der Pflichtverlegung Nachtheil ent- 
ftanden oder zu befürchten geweſen, fo ift Seitungsitrafe bis zu zebnjähriger, 
im Kriege aber Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, und bei befonders 
erfchwerenden Umſtänden felbjt die Todesftrafe verwirft. 


$. 160. 


Wer als Befehlshaber einer Wache, ala Schildwache oder als Poften 
ein Verbrechen, welches er verhindern konnte, und zu verhindern dienſtlich 
verpflichtet war, wiſſentlich begehen läßt, ift ebenfo zu beitrafen, ala ob er 
zur Ausübung des Verbrechens thätige Hülfe geleiftet hätte, und diefe Strafe 
noch zu verfchärfen, wenn er das Verbrechen aus geminnfüchtiger Abficht hat 
geſchehen laſſen. 

8. 161. 


Wer ſich ohne Erlaubniß von der Wache entfernt, oder wer beim Kom: 
mande oder auf Märfchen feinen Platz chne Grlaubniß verläßt, ift, wenn 
ed nicht in der Abficht gefchehen ift, um zu defertiren, mit Arreit, im Kriege 
aber mit ftrengem Arreft von mindeitens vier Wochen oder mit Feitungsitrafe 
bis zu fehs Monaten zu beftrafen. 


8. 162. 
E. Mangel an Aufficht Wer einen feiner Beaufichtigung amvertrauten Verhafteten vorfüßlich 


über Verbaftet > — * 
Unterlaffung von oder Aus Furcht vor perfönlicher Gefahr entkommen läßt, iſt mit jtrengem 


Verbaftungen. Arreſt von mindeftens vier Wochen oder mit Feftungsftrafe bis zu einem 
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Jahre zu belegen, wenn ihm aber befannt war, daß der Entfprungene fich 
wegen Hochverraths oder wegen eined andern fchweren Verbrechens in Haft 
befand, mit Berfegung in die zweite Klaffe des Soldatenjtandes und Fe— 
ftungsftrafe bis zu lebenswieriger Dauer zu beftrafen. Bei befonders erſchwe— 
renden Umjtänden kann felbit die Todesitrafe eintreten. 

Wer den feiner Beaufiichtigung anvertrauten Verhafteten aus Fahr— 
läffigfeit enttommen läßt, ift mit Arreſt zu beitrafen; wenn ihm aber befannt 
war, daß der Entfprungene fich wegen eines der vorgedachten ſchweren Ber: 
brechen in Haft befand, mit Beitungsftrafe bis zu zehn Jahren und, nad 
Bewandniß der Umſtände, mit Dienjtentlafjung zu belegen. 

Gleiche Strafen treffen Denjenigen, welcher der von feinem Borgefegten 
ihm befohlenen oder der ihm dienftlich obliegenden Verhaftung eines Ver— 
brechers fich nicht unterzieht. 

8. 163. 


Perfonen des Soldatenftandes, welche bei Wahrnehmung der ihnen aufs F. Pflictverlepungen bei 
getragenen adminiftrativen oder richterlichen Gefchäfte ſich Pflichtwidrigleiten verein tr 
zu Schulden fommen laffen, find mit Berichtigung ihres befondern Dienfte terliher Gefchäfte. 
verhältniffes und der darauf Bezug babenden Reglemente und. Inftruftionen 
nach den für Beamte gültigen Strafbeitimmungen zu beurtheilen und zu be 
ftrafen. 

$. 164, 


Die unerlaubte Entfernung, wenn fie nicht für Defertion zu erachten, V- — * 
iſt mit Arreſt zu beſtrafen. Wer ſich aber dieſes Verbrechens unter erſchwe— Dee 
renden Umitänden fchuldig macht, insbefondere, wer fih Dadurch mehrere A. Unerfaubte Gntfgg 
Tage dem Dienft entzieht, oder fih ohne Erlaubniß aus dem XArrejtlofafe  Mung und ante 
begiebt, ift mit Arreſt von mindeftens vierzehn Tagen oder mit Feſtungsſtrafe 
bis zu ſechs Monaten zu belegen. 

Gegen Offiziere, die ohne Grlaubniß den einfachen Stubenarreft ver: 
laffen, iſt auf Dienftentlaffung oder Entfernung aus dem DOffizierftande zu 
erfennen, 

8. 165. 


Unteroffiziere und Gemeine, welche ohne Erlaubniß bis nach dem 
BZapfenftreih aus dem Quartiere bleiben, oder in der Zeit vom Zapfenftreich 
bis zur Neveille fih aus demſelben entfernen, find mit mittlerem Arreſt oder 
bei befonders erjchwerenden Umftänden, und namentlich beim Rüdfall in 
diefes Vergeben nach mehrmaliger Beitrafung, mit Seftungsftrafe bis zu ſechs 
Monaten zu bejtrafen. 
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8. 166. 


Urlaubsüberfchreitungen, welche fich nicht zum Verbrechen der Defertion 
geftalten, find mit Arreft, oder mit Beftungsftrafe bis zu ſechs Monaten zu 
beitrafen. 

Auch kann gegen Offiziere bei befonders erfchwerenden Umftänden außer 
der Freiheitöftrafe auf Dienftentlaffung erfannt werden. 


8. 167. 


B. —— im Wer ſich, nachdem er zum Dienſt kommandirt worden, betrunken und 
Er: dadurch zu Ddemfelben untauglich gemacht bat, oder wer betrunken in den 
Dienft fommt, oder ſich während des Dienftes in den Zuftand der Trunfen- 
heit verfegt, iſt mit ftrengem Arreft zu beftrafen. 
Gegen Offiziere ift auf Feſtungsarreſt und nach Befinden der Umftände 
auf Dienftentlaffung zu erkennen. 


$. 168. 


6. Hagarbfpiel. Hazardfpiele find den Unteroffizieren und Gemeinen gänzlich unterfagt. 
Mer diefem Verbote zumiderbandelt, foll mit jtrengem Arrejt, im Rüdfall 
aber, und befonders, wenn er aus dem Spiel ein Gewerbe macht, mit Fe— 
ftungsftrafe bis zu einem Jahre belegt werden. 


$. 169. 


Offiziere, welche Hazardfpiele aus Gewinnfucht fpielen, haben Stuben: 
arreft, und im Rückfall Seftungsarreft bis zu einem Jahre, wenn fie aber 
aus dem Spiel ein Gewerbe machen, Beftungsarreft und Dienftentlaffung 
verwirft. 

8. 170. 


D. Schuldenmachen Unteroffiziere und Gemeine, welche ohne Genehmigung ihres vorgefegten 
ohne Kenſene. Kommandeurs Schulden machen, haben Arreſt bis zu vierzehn Tagen ver: 
wirft. Wenn fie aber dergleichen Schulden aus Hang zur Ausſchweifung 
machen oder nicht im Stande find, die Schulden zu tilgen, fo find fie mit 
jtrengem Arreſt von mindeftens vierzehn Tagen, oder nach Umftänden mit 

Feftungsftrafe bis zu ſechs Monaten zu belegen. 


8. 171. 


x. Berbeirathung ohne Wenn Unteroffigiere oder Gemeine ohne Genehmigung ihres vorgefegten 
m Kommandeurs fich verheirathen, fo haben fie Arreft von mindeftens vier 
Wochen oder Feftungsftrafe bis zu ſechs Monaten verwirft. 
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$. 172. 


Wenn Offiziere, welche verpflichtet find, Die Genehmigung des Herzogs 
zu ihrer Verheirathung nachzufuchen, dies umterlaffen oder fich nach Verwei— 
gerung des Konfenies dennoch verebelichen, fo follen fie mit viermonatlichem 
bis einjährigem Feſtungsarreſt, auch den Umſtänden nach mit Dienftentlaffung 
beitraft werden. 

8. 173. 


Beleidigungen unter den in Injurienfachen den Ehrengerichten unter 
worfenen Offizieren find, wenn fie nicht als Infibordination oder ald Miß— 
brauch der Dienfigewalt anzufehen, fein Gegenftand der gerichtlichen Unter: 
fuchung, fondern gehören vor die Chrengerichte (Verordnung über die Ehren: 


erichte). 
. $. 174. 


Beleidigungen der Gemeinen unter einander durch Worte, Geberden 
oder Zeichen, jo wie leichte thätliche Beleidigungen derfelben unter ſich find 
mit Arreft, unter Unteroffizieren ebenfalls mit Arreft, und bei befonders er: 
ſchwerenden Umftänden mit Degradation zu bejtrafen. 


8. 175. 


Bei Beleidigungen unter Perfonen des Soldatenjtandes darf eine Be: 
fanntmachung der vechtöfräftig erkannten Strafe durch öffentliche Blätter nie 
mals Statt finden. 

8. 176. 

Schlägereien und Eörperliche Verlegungen unter Unteroffizieren oder 
unter Gemeinen find, wenn fie nicht in jchwere Körperverlegung übergehen, 
ebenfo zu bejtrafen, wie thätliche Beleidigungen. ($. 174.) 

Geht aber eine Schlägerei in eine Körperverlegung im Sinne des Art. 
131. Nr. 1. 2. und 3. des allgemeinen Strafgefepbuches über, fo ift nach den 
daſelbſt enthaltenen Beitimmungen gegen die Schuldigen zu erkennen. 


u. 177 
Militärpolizeiliche Erzeffe find mit Arreft oder nach Umftänden mit Fe— 
ftungsitrafe bis zu ſechs Monaten zu bejtrafen. 
$. 178. 


Mer feine Dienjtgewalt gegen Untergebene zu Befehlen oder Korderun- 
gen, die in feiner Beziehung zum Dienjt jtehen, oder zu Privatzweden miß- 


F. Beleidigungen, 
1) Der Offiziere uns 
ter einander. 


2) Der Ilnteroffiziere 
und Gemeine uns 
ter einander, 


G. Schlägereien und 
förperlihe Berlep: 
ungen der Unter⸗ 
offiziere u. Gemeine, 


H. Militärpolizeiliche 
Exzeſſe. 


vu. Mißbrauch der 
Dienitgewalt. 
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A. Der Borgefegten ge» braucht, von Untergebenen Gefchenfe fordert, ohne Vorwiſſen des gemein- 
"ns — ſchaftlichen Vorgeſeßten von ihnen Geld borgt oder Geſchenke annimmt, oder 
Iu Prhoatzweden. ine Untergebenen fonſt durch fein Anſehen veranlaßt, gegen ihn Verbind— 
lichkeiten einzugehen, die denſelben nachtheilig ſind oder auf das —— 
Dienſtverhältniß von nachtheiligem Einfluß ſein können, iſt mit Arreſt oder, 

nach Umſtänden, mit Degradation oder Dienſtentlaſſung zu beſtrafen. 


5. 179. 


2 nee Borgefepte, welche durch Mißbrauch ihrer Dienjtgewalt Untergebene ver- 
Sandlungen. — anfaffen, eine gefehwidrige Handlung zu verüben, find mit der Strafe des 
Urhebers in gefhärftem Maß und außerdem, nach Umftänden, mit Degrada- 
tion oder Dienftentlaffung zu belegen, 
Bei Zumefjung der Strafe gegen den Vorgefegten ift darauf Rücficht 
zu nehmen, ob derfelbe den Untergebenen zu der ftrafbaren Handlung nur 
verleitet oder durch einen Befehl dazu beſtimmt hat. 


| $. 180. 
3) * —— Mer vorſätzlich ſeine Strafbefugniſſe überſchreitet oder einen geſehwidri— 


befugniffe und ge gen Einfluß auf die Rechtspflege ausübt, ſoll mit Arreſt oder Feſtungsſtrafe 
nase bis zu drei Jahren belegt werden, auch kann außerdem bei erfchwerenden 
Fe Umftänden Dienjtentlaffung eintreten. 


8. 181. 
4) Durd) vorſchrifts⸗ Borgefegte, die fich der vorfchriftswidrigen Behandlung eines Unterge- 
Behand- henen fehuldig machen, follen, wenn diefelbe nicht in thätliche Mißhandlung 
N ausgeartet ift, mit Arrejt beftraft werden. 


$. 182. 


Macht jich der Borgefegte einer folchen vorfchriftswidrigen Behandlung 
gegen einen Offizier fchuldig, fo it er das erfte Mal mit Arreft oder, nad 
Bewandniß der Umjtinde, mit Feſtungsarreſt bis zu drei Jahren zu be- 
ftrafen. 

Im Rückfall kann außer der Freiheitsitrafe zugleich auf Dienſtentlaſſung 
erkannt werden. 

$. 183. 


Wenn Borgefepte der thärlichen Mißhandlung gegen ihre Untergebenen 
fich ſchuldig machen, fo iſt Dies genen Offiziere mit Arreft von mindeſtens 
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vierzehn Tagen oder mit Feitungsarreit bis zu einem Jahr und, nad Be: 
finden der Umstände, mit Dienftentlaffung, gegen Worgefepte niederen 
Ranges aber mit mittlerem oder jtrengem Arreft und, nach Umftänden, insbe: 
fondere im Rüdfall, mit Degradation oder Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahr 
zu abnden. 


$. 184. 


Sind durch Mifhandlungen fchwere fürperliche PVerlegungen zugefügt 
worden, oder haben diefelben den Tod des Gemißhandelten zur Folge gehabt, 
jo ift die Strafe nach den in den allgemeinen Landesgeſetzen wegen des Ver: 
brechens der jchweren Körperverlegung oder Tödtung gegebenen Vorſchriften 
zu bejtimmen. 

Außer der nach den gedachten Vorfchriften zu ermefjenden Freiheitsſtrafe 
ift unter Umſtänden zugleich auf Dienftentlaffung zu erkennen. 


$. 185. 


Diejenigen Handlungen, welche der VBorgefegte begeht, um einen thät- 
lichen Angriff des Untergebenen abzuwehren, oder um feinen Befeblen im 
Fall der äußerſten Noth und dringenditen Gefahr Gehorfam zu verfchaffen, 
find nicht als Mißbrauch der Dienitgewalt anzufehen. 

Dies gilt namentlich auch für den Fall, wenn ein Offizier in Er: 
mangelung anderer Mittel den durchaus nothwendigen Gehorfam zu erhalten, 
in der Lage ſich befunden haben follte, von der Befugniß, den thätlich fich 
ihm widerfegenden Unteryebenen auf der Stelle niederzujtoßen Gebrauch 
machen zu müſſen. 


$. 186. 


Dei Zumeffung der Strafe für die in den $$. 178. bis 184. genann- 
ten Berbrechen it auf die Größe und die Folgen des zugefügten Unrechts, 
fo wie auf den militärischen Rang des Gemißhandelten Rückſicht zu nehmen, 
und e8 auch als ein erfchwerender Umſtand anzufehen, wenn die Mißhand— 
fung gegen eine Perfon verübt worden it, die fich unverfennbar im Zuftande 
der Trunkenheit befand. 


8. 187. 


Beleidigungen der Vorgefepten gegen Untergebene, auch wenn fie außer 
dem Dienjt verübt worden, find als Mißbrauch der Dienftgewalt anzufehen, 
und nach 88. 181.— 184. zu beitrafen. 

Nr, 465. d, Geſ.⸗Samml. 6 


5) Durch Beleidigung. 


B. Der Baden und 
Geudarmen. 


vi. Militäriſche Ber⸗ 
brechen u. Pflicht⸗ 
verlepungen aus 
Fabrläffigkeit. 
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$. 188. 


Wachen oder Gendarmen, welche in Ausübung des Dienftes fich des 
Mipbrauches ihrer Dienjtgewalt ſchuldig machen, find eben fo zu beitrafen, 
wie Vorgefegte, die fich ein folches Verbrechen gegen Untergedene zu Schul: 
den kommen lajfen. 

Machen fie jich des Mißbrauchs der Dienjtgewalt gegen Berfonen ſchul— 
Dig, welche außer diefem Dienftverhältnig ihre Vorgefegten find, fo it dies 
bei Zumefjung der Strafe als ein erfchwerender Umftand oder als ein Grund 
zur Verſchärfung der Strafe zu betrachten. 


$. 189. 


Wer aus Fahrläffigkeit ſich eines militärischen Verbrechens oder der 
Verlegung feiner Dienjtpflichten fehuldig macht, ift, wenn in diefem Gefep- 
buch dafür feine befondere Strafe verordnet ift, mit Arreft, oder, nad Um- 
ſtänden mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu belegen. 

Iſt aber durch die Fahrläſſigkeit Nachtheil entjtanden, fo kann nach 
Maßgabe der Größe dejjelben Feitungsftrafe bis zu zehn Jahren und Dienft 
entlaffung eintreten. 

8. 190. 


Der durch unvorfichtige Handhabung der Waffen Jemanden körperlich 
verlegt oder tödtet, iſt mit der in den allgemeinen Landesgefegen für fahr: 
läffige Körperverlegung oder Tödtung vorgefchriebenen Strafe in gefchärften 
Maße zu belegen. 

8. 191. 


Vorgeſetzte, welche fih in der Aufjicht über ihre Untergebenen oder bei 
Beftrafung derfelben nachläffig beweifen, follen mit Arreft, und wenn fie 
nach mehrmaliger Beitrafung fich einer gleichen Fahrläſſigkeit fchuldig machen, 
mit Feftungsitrafe bis zu ſechs Monaten, auch nach Umitänden mit Dienit- 
entlafjung bejtraft werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den nicht militärifchen Verbrechen der Perfonen des Soldatenftandes. 


$. 192. 


Diejenigen Verbrechen der Perfonen des Soldatenjtandes, für welche 
nicht in den jept gültigen Militärgefegen befondere Vorfchriften ertheilt wor- 
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den, find unter Berüdfichtigung der in dem Tit. J. Abfchn. 2. bis 4. diefes 
Gefegbuches und im den nachitehenden $$. 193. — 196. enthaltenen Beſtim— 
mungen nach den allgemeinen Landesgefegen zu beitrafen. 


$. 193. 


It gegen eine Militärperfon wegen eines der im erften Abfape des 
Art. 9. des Gefepes Nr. 420. aufgeführten gemeinen Verbrechen, für welche 
nach der Vorfchrift diefes Artifeld neben der zu verhängenden Freiheitsitrafe, 
wenn Ddiejelbe in Arbeitshausftrafe oder einer böbern als fechswöchentlichen 
Gefingnißftrafe befteht, auf zeitweilige Unterfagung der bürgerlichen Ehren— 
rechte geiprochen werden muß, zu erkennen, jo kann der Richter Ddiefe letztere 
Strafe auch dann ausfprehen, wenn die erkannte Freibeitsitrafe die Höhe 
von fehs Wochen nicht erreicht. 

$. 194. 


Mit mindeftens fechswöchentlihem Mittelarreft ift zu beftrafen: 
1) wer Sachen des Dffigierd entwendet, zu welchem er als Ordonnanz 
oder Burfche fommandirt ift; 
2) wer feinen Kameraden, dem mit ihm aus dienftlicher Veranlaffung ein 
gemeinfchaftlicher Aufenthaltsort angewieſen iſt, beitiehlt; 
3) wer Gegenftände aus Lazaretben, Montirungstammern, Magazinen oder 
Werkitätten der Truppen entwendet; 
4) * — Quartierwirth oder zu deſſen Hausſtande gehörige Perſonen 
beſtiehlt; 
5) wer einen Diebſtahl an der Habe des Gefangenen verübt, deſſen 
Aufbewahrung, Bewachung oder Begleitung ihm anvertraut iſt; 
6) — Wachdienſte die feiner Bewachung anvertrauten Sachen ent— 
wendet. 
Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtände vorhanden ſind, ſo kann die 
Strafe bis auf achttägigen Mittelarreſt ermäßigt werden. 


8. 195. 


Wer einem Kameraden, welchem mit ihm aus dienſtlicher Veranlaſſung 
ein gemeinſchaftlicher Aufenthaltsort angewieſen iſt, Eßwaaren, Getränke, 
Taback oder Gegenſtände zum Reinigen oder zum Ausbeſſern der Sachen, 
zum eigenen Gebrauch und ohne Anwendung von Gewalt entwendet oder 
veruntreut, ſoll das erſte Mal nicht mit der Strafe des Diebſtahls, ſondern 
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nur mit einer in frrengem Arreft beitehenden Disziplinaritrafe belegt werden. 
Geſchieht dies aber zum zweiten Male, oder it bei Verübung des Vergehens 
Gewalt an Sachen angewendet, oder it das Vergeben von einem Unteroffi: 
zier verübt, fo tritt Die Strafe des Diebſtahls ein. 


$. 196. 


Werden gemeine Verbrechen von Unteroffizieren oder Soldaten im Kriege 
unter Mißbrauch der militärifchen Gewalt verübt, fo ift die fonft verwirkte 
Strafe zu verfchärfen. 


Dritter Abfhnitt. 
Don den Verbrechen der Militärbeamten, 


$. 197. 


Wenn Militärbeamte zu einer Zeit, wo fie bei friegführenden Truppen 
ftehen, fich eines Amtsverbrechens ſchuldig machen und denfelben dadurch Ge: 
fahr oder Nachtbeil bereiten, fo find fie mit gefchärfter Strafe zu belegen. 


8. 198. 


Wer fich der Entweihung ſchuldig macht, während er feiner Militär: 
verpflichtung in einem Beamtenverbältniffe genügt, ift, unter Berückſichtigung 
der SS. 84. — 86. als Deferteur nad Vorfchrift der 89. 89. — 101. zu be— 
jtrafen und zugleich zur Entfernung aus dem Beamtenverhältniß zu verur— 
teilen. j 

Nenn man des Entwichenen nicht habhaft werden fan, fo kommen die 
Borfhriften der $$. 108. und 109. zur Anwendung. 


$. 19. 


Militärbeamte, melche den ihren Militär: oder ihren Amtsvorgefepten 
fhuldigen Gehorfam verweigern, find nach den Beftimmungen des $. 126. 
mit Berücfichtigung der $$. 84. — 86. zu beitrafen. 

It Die Verweigerung des Gehorfams mit Beleidigung des Vorgefepten 
durch Worte, Geberden oder Zeichen verbunden, fo ift dies ein Schärfunge- 
grund bei Zumelfung der Strafe; geht die Beleidigung aber in Thätlichfeiten 
über, fo ift außer der Freiheitsſtrafe, auf Amtsentfegung zu erkennen. 
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Iſt die Thätlichfeit unmittelbar durch eine gefepwidrige Behandlung 
des Untergebenen herbeigeführt, jo kann von der Strafe der Amtsentfegung 
abgegangen werden. 


8. 200. 


Machen Militärbenmte, während fie bei friegführenden Truppen ftehen, 
fi) eines Verbrechens, welches in den $$. 145. — 153. als Gewaltthätigkeit 
im Kriege bezeichnet it, oder der Theilnabme an einem folchen Berbrechen 
ſchuldig, fo ift die Strafe gegen fie nach den Beſtimmungen der genannten 
Paragraphen abzumeffen, und da, wo Berfepung in die zweite Klafje des 
Soldatenftandes eintreten würde, auf Amtsentfegung zu erfennen, 
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Zweiter Theil. 


Strafgerichts - Ordnung. 


Tit. 1. 
Don dem Militärgeridte. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Gerichtsſtande. 


—— 


1. Der Milltärperſonen Der Militärgerichtsbarfeit find unterworfen: 

— 1) ſämmtliche zum Soldatenſtande gehörende Perſonen ohne Unterſchied, 
die in der Anmerkung unter Nr. 2. genannte Gendarmerie (reitende 
und Fuß-Jaͤger) jedoch nur bezüglich der Dienftvergehen (vergl. Vers 
ordnung vom 14. Dezember 1854 Nr. 463. der Gefep : Sammlung); 

2) die Militärbeamten. 


Anmerkung: Zu den Perfonen des Soldatenftandes gehören: 
1) Sämmtliche Offiziere, Unteroffiziere, Spiellente und Gemeine der Anbalti: 
ſchen Truppen, 
2) Die Gendarmerie (reitende Jäger und Fußjäger); 
3) Der Train, 
Die Unteroffiziere find entweder: 
1) Solche, welche das Porteepee tragen: 

a. die Feldwebel (Wachtmeifter der Gendarmerie und Diejenigen Gendar- 
men, welde vor ihrem Gintritt in die Gendarmerie das Porteepee 
getragen und dies beibebalten haben); 

b. die Porteepeefühnrichs. 
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2) Solche, weldye das Porteepee nicht tragen: 
a. die GSergeanten ; 
b. die Unteroffiziere ; 
e. die Gendarmen (reitende Jäger). 


Bon den Spielleuten find die Stabshorniſten und Bataillonstamboure wirkliche 
Unteroffiziere (und zwar, wenn fie das Porteepee tragen, mit Feldwebelsrang ); Die 
Horniften, welche das höhere Gehalt beziehen, ſtehen, obne wirkliche Unteroffiziere 
zu fein, im Range derjelben, die übrigen Horniften aber, fo wie die Tamboure im 
Range der Gemeinen, 

Zu den Gemeinen gehören: 

1) die Vice-Unteroffiziere) obfchon fie (ad 1.2.) in allen gemeinſchaftl. dienftlichen 
2) die Gefreiten Berhältniffen Vorgefegte der gemeinen Soldaten find; 
3) die gemeinen Soldaten. 


f§. 2. 
Die Militärgerichtsbarkeit umfaßt die Strafſachen, mit Einſchluß der 
Injurien, ſoweit letztere der gerichtlichen Beſtrafung unterliegen. 


8. 3. 

Den Zivilbehörden bleibt die Unterfuhung und nticheidung der 
Kontraventionen gegen Finanz- und Polizeigefege, und gegen Jagd- und 
Fifchereiverordnungen in dem Fall überlaffen, wenn die Kontravention im 
Gefeg nur mit Geldbuße oder Konfisfation bedroht iſt. 

Iſt dagegen im Gefeg die Kontravention nur oder alternativ mit Frei— 
heitsjtrafe bedroht, oder trifft mit der Kontravention ein anderes Berbrechen 
zuſammen, fo fteht die Unterfuhung und Entſcheidung ausfchlieglih dem Mi— 
litärgerichte zu. 

8. 4. 


Durch Beurlaubung auf bejtimmte Zeit oder durch einftweilige Beichäf: 
tigung im Zivilftaatsdient oder im Kommunaldienſt wird der Militärgerichts- 
ftand der im $. 1. gedachten Perſonen nicht geändert. 

Betrifft jedoch die Anfchuldigung lediglich ein Amtsverbrechen oder Ver 
geben im Zivilitaats- oder Kommunaldienſt, und gehört der Angefchufdigte 
nicht dem Offizierftande an, fo fteht es den Militärgerichten frei, die Unter 
fuhung und Beftrafung den Zivilbehörden zu überlaffen, welchen legteren in 
jedem Falle das Disziplinarverfahren wegen Fleinerer Dienftvergehen verbleibt. 

Die Vollſtreckung der Strafen erfolgt aber durch die Militärgerichte, 
welche fie in geeignetem Falle zuvor in militärifche Strafen umzuwandeln 
haben. 


11. Inöbefondere: 

1) Der zum Dienititand 
gebörenden Perjonen 
des Soldatenftandes, 
der Militärbeamten, 
ingleichen der aftiven 
und venfionirten Ofr 
fiziere. 
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8. 5. 

Der Militärgerichtsftand beginnt fir die Perſonen des Soldatenftandes: 

1) wenn fie zur Ergänzung der Truppen aus der militärpflichtigen Mann- 
Schaft auögehoben werden, 

a. mit dem Zeitpunkt, wo fie zur Ginftellung in einen bejtimmten 
Truppentheil von Seiten der Erfagbehörde dem zu ihrem Empfang 
beauftragten Kommando übergeben werden, und 

b. bei denen, welche nicht durch ein Militärkommando den Truppen: 
theilen zugeführt werden, mit dem Tage, wo ihre Verpflegung durch 
die Militärverwaltung beginnt; 

2) wenn fie freiwillig, fei e8 zur Ablöfung ihrer gefeplichen Militärver: 
pflichtung oder zum dauernden Militärdienft eintreten, mit dem Zeit— 
punkte ihrer Ginftellung in den Truppentbeil. 

Für die Militärbeamten beginnt derfelbe mit ihrer definitiven Anftellung 

oder vertragsmäßigen Annahme. 


8. 6. 
2) ————— Alle zum Beurlaubtenſtande gehörende Perſonen des Soldatenſtandes 


Perjonen des Soi. ſind während der Beurlaubung in Straffachen den Zivilgerichten unterworfen. 
datenſtandes. Von dieſen Strafſachen ſind ausgenommen und gehören vor die Militär— 
gerichte: 
1) Ungehorſam und Widerſetzung gegen Befehle, die den Beurlaubten 
von ihren Vorgeſetzten in Gemäßheit der Dienſtordnung ertheilt werden; 
2) Deſertion; 
3) Inſubordination bei Anbringung von Geſuchen und Beſchwerden in 
militäriſchen Dienſtangelegenheiten; 
4) Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift des $. 122 a. Thl. 1. dieſes 
Geſetzbuches. 
Trifft ein Verbrechen der zu 1. bis 4. bezeichneten Art mit einem ge— 
meinen Verbrechen zuſammen, fo iſt der Rilitärgerichtsſtand auch wegen des 
legteren begründet. 


5% 


Wenn die zum Beurlaubtentande gehörenden Perfonen des Soldaten- 
ftandes zu dienftlichen Zweden einberufen werden, fo haben fie während diefer 
Ginberufung den Militärgerichtsftand. 
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Derfelbe beginnt: 

1) wenn die Einberufung zum Kriege oder wegen außerordentlicher Zus 
fammenziehbung der Truppen erfolgt, mit dem Empfang der Einberu- 
fungsordre; 

2) wenn die Einberufung zu den größeren Uebungen Statt findet, mit 
dem Anfang des in der Einberufungsordre bezeichneten Geſtellungs— 
tages. 

In beiden Fällen hört diefer Gerichtsſtand mit dem Ablauf des Tages 
der Wiederentlaffung auf. 
Erfolgt dagegen 

3) die Einberufung zu anderen Ddienftlichen Zwecken, fo findet der Mili- 
tärgerichtaftand nur für die Dauer der Anwefenhkit des Beurlaubten 
im dienftlihen Verhältniß Statt. 


s. 8. 

Das Militärgericht darf jedoch in den Fällen des $. 7. zu 2. und 3, 
das Verfahren den Zivilgerichten überlaffen und den Angefchuldigten dazu 
ausliefern, wenn ein gemeines Verbrechen vorliegt und damit fein militäri- 
ſches Verbrechen zuſammentrifft. 

8§. 9. 


Kommen Verbrechen, welche Perſonen des Soldatenſtandes vor dem 
Eintritt in den Dienſtſtand verübt haben, erſt nach deren Eintritt zur Sprache, 
ſo ſteht die Unterſuchung dem Militärgericht nur in dem Falle zu, wenn die 
wahrſcheinlich zu erwartende Strafe eine dreimonatliche Gefängnißſtrafe nicht 
überſteigt. Iſt eine längere Freiheitsſtrafe zu erwarten, ſo muß der Ange— 
ſchuldigle entlaſſen und die Unterſuchung dem kompetenten Zivilgericht über— 
wieſen werden; ſiehe $. 8. des Publikationspatentes und 88. 65. und 66. 
Theil I. des Strafgefepbuches. 

. 10. 

Dieſes Verfahren (8. 9.) findet auch Statt, wenn die Unterſuchung 
bei dem Zivilgericht eingeleitet und das Erkenntniß erfter Inftanz dem An— 
gefhuldigten vor dem Gintritt in den Dienjtftand noch nicht publizirt ift. 


5 42, 


War das Erkenntniß erfter Inftanz dem Angefchuldigten vor dem Eine 
tritt in den Dienftftand bereits publizirt, fo verbleibt die fernere Berhand- 
fung und die Entfheidung in zweiter Inftanz dem Zivilgericht, von welchem 

Rr, 465. d. Geſ.⸗Samml. 7 


M. Gerichteſtand der Bers 
fonen des Soldaten: 
ftandes, megen Ber 
brechen, welche 
A. vor dem Gintritt in 

den Dienititand bes 
gangen find, 
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das Urtheil, fobald e8 die Rechtskraft erlangt hat, dem Militärgericht zuzu- 
fertigen iſt. 
8. 12. 

Iſt von dem Zivilgericht rechtskräftig erfannt und überfteigt die er- 
fannte Freiheitsſtrafe nicht eine Gefängrißitrafe von drei Monaten, To it 
diefelbe durch das Militärgericht in eine verhältnißmäßige Militärftrafe um— 
zuwandeln und zur Bollftrefung zu bringen; überfteigt aber die Freiheits— 
ftrafe eine dreimonatliche Gefängnißftrafe, fo muß der Angefchuldigte an das 
Zivilgericht zur Vollſtreckung der Strafe abgeliefert werden. 


$. 13. 


Gegen Perſonen des Beurlaubtenftandes, welche zum Kriege, zu einer 
außerordentlichen Zufammenziehung der Truppen oder zur größern Uebung 
(8. 7. Nr. 1. und 2.) einberufen werden, müffen die bei den Zivilgerichten 
eingeleiteten oder bereits eingetretenen Unterfuhungen, fo wie die Straf: 
vollftrefung, für die Dauer dieſer militärifchen Dienjtleiftung des Einberu— 
fenen in den Fällen fuspendirt bleiben, wo nicht die Verhaftung entweder 
bereits erfolgt ift, oder bei der Unterfuchung gefeglich eintreten muß. 


8S. 14. 


B. za * * Die Fortſetzung einer Unterſuchung, welche beim Eintritt des Termins 
Rand begangen find. ver Entlaſſung aus dem Dienſiſtande noch ſchwebt, kann, wenn dieſelbe ein 
gemeines Verbrechen zum Gegenjtande hat, und fein gerichtlich zu beitrafen 

des militärifches Verbrechen Damit zufanmentrifit, infofern der Angefchuldigte 


nicht verhaftet ift, dem Zivilgericht überlaffen werden. 


8. 15. 

Kommt ein während des Dienjtitandes begangenes Verbrechen erit nad) 
dem Uebertritt in den Beurlaubtenftand zur Sprache, fo fteht deſſen Unter— 
fuchung und Beftrafung mur dann den Zivilgerichten zu, wenn das Ver: 
brechen zu den gemeinen gehört und mit feinem gerichtlich zu beitrafenden 
militärifchen Verbrechen zufammentrifit. 


8. 16. 
IV, Bine Hufbären Der Militärgerichtsitand hört auf 
fanden. mie 4) bei Offizieren | | 
a. durch Verabfchiedung ohne Penſion, mit der Befchränfung, daß die: 
jenigen ohne Penſion verabfchiedeten Offiziere, denen die Erlaubniß 
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ertheilt worden ift, Militäruniform zu tragen, bei den nach der 
Berordnung vom 20. Dezember 1854 zu beftrafenden Herausfor— 
derungen. und Duellen den Militärgerichtsftand behalten; 

b. durch Kaffation, Entfernung aus dem Offizierftande und Dienitent: 
laſſung; 

2) bei Unteroffizieren und Gemeinen: mit dem Ausſcheiden aus den Mi— 
litärverhältniſſen durch Verabſchiedung, Entlaſſung oder Ausſtoßung 
aus dem Soldatenſtande (bei Gendarmen: mit Entlaſſung oder Aus— 
ſtoßung aus der Gendarmerie); 

3) bei Militärbeamten: durch Verabſchiedung, Entlaſſung, Kaſſation und 
Amtsentſetzung; 

4) wenn Militärperſonen im Zivilſtaatsdienſt oder im Kommunaldienſt 
definitiv angeſtellt werden. 


8§. 17. 

Kommt ein von einer Militärperfon begangenes militäriſches oder ge— 
meines Verbrechen erft nach dem gänzlichen Ausfcheiden aus den Militärver- 
bältniffen zur Sprache, fo gebört die Sache ausfchlieplih vor die Zivil 
erichte. 

i — Fortſetzung einer vor dieſem Ausſcheiden bei dem Militärge— 
richte begonnenen Unterſuchung kommen die Beſtimmungen des $. 14. zur 
Anwendung. 


$. 18. 


In Kriegszeiten haben außer den im $. 1. bezeichneten Perfonen den 
Militärgerichtsitand: 


1) alle Perfonen, welche den friegführenden Truppen zugetheilt find oder 
zu deren Gefolge gehören; 


2) die zu den friegführenden Truppen zugelaflenen fremden Offiziere und 
deren Gefolge; 


3) die Kriegsgefangenen. 


V. Außerordentliher Mi- 
litärgerichtäftand in 
Kriegszeiten. 


T. oe der Milis 
tärgerichtöbarfeit. 


11. Allgemeine Beſtim⸗ 
mungen, 
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Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Gerichtsbarkeit. 


8. 19. 


Die Gerichtsbarkeit über ſämmtliche Perfonen des Soldatenftandes und 
die Militärbeamten wird von einem Militärgericht verwaltet. 


8. 20. 


Das Militärgericht befteht aus dem Kommandeur der fämmtlichen Trup- 
pen und einem Auditeur. 


8. 21. 


Werden bei Truppentheilen, welche ihre Garnifon an einem Orte ha- 
ben, mofelbit das Militärgericht fich nicht befindet, Verbrechen verübt, die 
fhleunige Maßregeln erfordern, fo ift der dafelbit fommandirende Offizier 
befugt, das BZivilgericht des Ortes zu requiriren, alle Ausmittelungen vorzu— 
nehmen, die am Drte oder felbit im Bezirk des Gerichts erfolgen müſſen und 
feinen Auffchub leiden, bis entweder ein Inquirent vom Militärgericht ges 
fandt oder der Verbrecher nach dem Sig defielben gebracht werden fann. In 
den Fällen, wo weder das eine noch das andere zuläffig ift, kann von Sei— 
ten des Militärgerichts auch das Zivilgericht zur Führung der Unterfuchung 
requirirt werden. 

& 22, 


Die Obduktion der Leichname von Militärperfonen gehört vor das Mi- 
(itärgericht, wenn entweder Verdacht vorhanden ift, daß eine Militärperfon 
an dem Tode des Entleibten Schuld ift, oder überhaupt gegen eine beftimmte 
Perfon wegen Verübung des Verbrechens ein Verdacht noch nicht vorliegt. 
Die äußere Befichtigung des Leichnams einer Militärperfon, welche durch 
Selbjtmord oder einen Unglüdsfall ums Leben gekommen ift, fo wie die Er- 
mittelung der Todesurfahe und der Veranlaffung zum Selbitmorde gebührt 
dem Militärgerichte ebenfalls. 

Befindet fich das Militärgericht nicht an dem Orte, fo ift das Zivilge- 
riht um Aufnahme der Verhandlungen zu requiriren. 


$. 23. 


Die Auslieferung eines flüchtigen im Auslande befindlichen Verbrechers 
ift von dem Militärgericht bei dem Staats-Minifterium in Antrag zu bringen 
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infofern hierüber die beftehenden SKartelllonventionen oder andere Beftim- 
mungen nicht befondere Borfchriften enthalten. 


8. 24. 


Sind Zivilperfonen zum Zeugniß vorzuladen, fo gefchieht die Ladung 
durch Requifition des zuftändigen Sinilgericts. 
& 2. 
In Kriegäzeiten, fo wie bei einem Zufammentritt des Anhaltifhen Mi- 
litärs mit fremdherrlihen Truppen bleiben die nöthigen Modififationen bei 


Organifation und Verwaltung des Militärgerichts der Beftimmung des Her- 
zogs vorbehalten. 


Dritter Abfhnitt. 
Bon den Unterfuhungs- und Sprudgeridten. 


8. 26. 
Für jeden Unterfuchungsfall ift das Unterfuhungs- und Spruchgericht 
befonders zu beitellen. 
8. 27. 


Das Unterfuchungsgericht ift von dem mit den gerichtäherrlichen Befug- A. Unterfuhungsgerichte. 
niffen verfehenen Befehlshaber zu beitellen. 1. BBMehuung erfeihen, 


$. 28. 
Das Unterfuchungsgericht befteht aus dem Auditeur als Inquirenten und "1 Befepung. 
einem zur Unterfuhung fommandirten Offizier. Der Auditeur kann dur 
einen im Richteramt ftehenden oder zum Richteramte qualifizirten Ziviljuſtiz— 
beamten erfegt werden. 
8. 29. 
Die zu den Unterfuchungsgerichten zu kommandirenden Offiziere follen 
fein in Unterfuchungen: 
1) gegen Gemeine und Unteroffiziere ein Lieutenant ; 
2) gegen einen Lieutenant ein Hauptmann; 
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3) gegen einen Hauptmann ein Major; 
4) gegen einen Stabsoffizier ein Stabsoffizier des nächſt höhern, oder 
in Ermangelung eines folchen, deifelben Grades. 


$. 30. 


Bei Verbrechen, welche im Geſetz mit Todesftrafe oder lebenswieriger 
Freiheitsſtrafe bedroht find, bedarf es ftets der Zuziehung zweier Dffiziere zu 
den Unterfuchungsgerichten. 


$. 31. 


Betrifft die Unterfuchung einen Militärbeamten, fo tft der zur Unter: 
fuchung zu fommandirende Offizier nach dem Militärrange des Angefchuldig- 
ten zu ernennen. 


$. 32. 


Merden Unterfuchungen gegen Perſonen des Soldatenitandes auf Re- 
quifition durch Die Zivilgerichte geführt, fo iſt unter Berüdfichtigung der 
Rangverhältniffe des Angefchuldigten ein Offizier zuzuziehen, infofern dies 
ohne Schwierigkeit und Koftenaufwand gefchehen kann. 


8. 33. 


um. —— * Wenn Militär- und Zivilperſonen gemeinſchaftlich ein Verbrechen ver— 
von Militär, unp üben, fo iſt eine Vorunterſuchung gegen ſämmtliche Theilnehmer von dem— 


Zivitperfonen ge» jenigen Militär= oder Zivilgerichte zu führen, welches die erite Kenntniß von 


DET dem Verbrechen erlangt und die erfte Unterfuchungsbandlung vorgenommen hat. 


Bon der gefchehenen Gröffnung einer ſolchen Unterfuchung ift das an- 
dere jonft zuftindige Gericht in Kenntniß zu fepen. 


$. 34. 


Die Unterfuhung hat die Griftenz und Natur des Verbrechens, ſowie 
die Perfonen der Thäter und die zu ihrer Ueberführung oder Entlafung 
dienenden Beweismittel vollitändig zu erforfchen. 

Werden bei Eröffnung oder im Laufe der Unterfuchung Verhaftungen 
von Angefchuldigten erforderlih, fo gefihieht die Verhaftung von Militär: 
perfonen, wenn ein Zivilgericht die Unterfuchung führt, vermittelt Requifition 
des Militärgerichts, die der Zivilperfonen, wenn die Unterfuchung bei dem 
ei geführt wird, vwermittelft Nequifition des zuftändigen Zivil: 
gerichts. 
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8. 35, 


Nah geichloffener DBorunterfuchung hat jedes der beiden betheiligten 
Gerichte felbititändig das Weitere über die feiner Gerichtsbarkeit unterworfenen 
Angefchuldigten zu verfügen. 

Es muß zuerſt von demjenigen Gerichte erkannt werden, weldes für 
den Hauptverbrecher zuitindig if. Liegt nach dem Grgebuiffe der Unter: 
fuchung eine gleiche Theilnahme aller Angefchuldigten vor, oder waltet in 
diefer Beziehung noch ein Zweifel, jo hat dasjenige Gericht, welches die 
Unterfuhung geführt hat, zuerft zu erfennen 


8. 36. 


Die zu dem Unterfirhungsgericht zu fommandirenden Dffiziere müffen 
die Eigenfchaft vollgültiger Zeugen haben. 


$. 37. 


Wenn. Perfonen des Soldatenitandes zu vernehmen find, Die einen 
höhern Rang haben, als der zum Unterfuchungsgericht fommandirte Offizier, 
fo ift nach den obwaltenden Umjtänden und bei Verhandlungen von befon- 
derer Wichtigkeit ein höherer Dffigier zuzuziehen, der dem Range des höchiten 
unter den zu vernehmenden entjpricht. 


8. 38. 


Ohne dringende Veranlaffung darf im Laufe der Unterfuchung ein 
Wechfel in der Perfon des dazu fommandirten Offiziers nicht ftattfinden. 


$. 39. 

Wenn die Borfhriften wegen Beſetzung des Unterfuchungsgericht3 bei 
einer Verhandlung, aus welcher ein Grund zur Entfcheidung bergenommen 
ift, verabfäumt worden find, fo ift das gefprochene Erfenntniß nichtig. _ Je— 
doch foll, wenn das Erkenntniß vechtöfräftig geworden, von Amtswegen die 
Aufhebung nicht beantragt werden. 

$. 40. 

Wenn der Angefhuldigte ein Mitglied des Unterfuchungsgerichts ab- 
lehnt und der Gerichtsherr die Ernennung eines andern Mitgliedes verwei- 
gert, fo iſt die Entfcheidung des Staats-Minijteriums einzuholen, welches zu: 
glei) im Ball der Ablehnung des Auditeurd die Erjegung deifelben durch 
einen geeigneten Ziviljuftizbeamten zu veranlaffen bat. | 


VI Allgemeine Beſtim⸗ 
mungen, 


V. Ablehnung einzelner 
Mitglieder bes Um 
terfuchungegerichts. 
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8. 41. 


Die Ablehnung ift für begründet zu erachten gegen Mitglieder des 
Unterfuchungsgerichts, welche 

1) bei dem Ausfall der Unterfuchung ein Intereffe haben; 

2) mit dem Angefhuldigten in offenbarer Beindfchaft leben, wofür die 
rechtliche Vermuthung begründet wird durch gerichtliche Aufchuldigung 
grober Verbrechen, verübte Thätlichkeit gegen das Leben oder die Ge: 
fundheit, ehrenrührige Schmähungen und Prozeſſe über einen betraͤcht— 
lichen Theil des Vermögens, infofern nicht anzunehmen iſt, daß die 
feindfeligen Gefinnungen durch Wiederausfühnungen oder durch den 
Berlauf mehrerer Jahre gehoben worden; 

3) in der Sache als Zeugen aufgejtellt werden follen. 

Außer diefen Gründen find aber auch andere in dienftlichen oder 
perfönlihen Berhältniffen beruhende Einwendungen zu berüdfichtigen. 


8. 42. 


In den Fällen des $. 40. find bis zur erfolgten Entſcheidung nur 
folche Verhandlungen, welche zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes dienen, oder 
bei denen Gefahr im Verzuge ift, von dem beftellten Unterfuchungsgericht 
vorzunehmen. 

$. 43. 


B. Spruchgerichte. Das Spruchgericht ift von dem Befehlshaber anzuordnen, dem die Bes 
ung dere ſtellung des Unterfuchungägerichts zuſtand. 
Die Spruchgerichte find entweder Kriegs: oder Standgerichte. 
8. 44. 
in. Zuftändigkeit. Einem Kriegögerichte find zu überweifen: 
rege 1) Alle Straffälle der Offiziere und Militärbeamten mit Offizierrang. 
2) Alle militärifchen Verbrechen und Vergehen: 
a. der MWorteepee-Unteroffiziere, wenn eine härtere Strafe als Arreft 
im Geſetze angedrohet it; 
b. der Unteroffiziere ohne Porteepee, der Gendarmen und der Gemei- 
nen, wenn im Gefeg eine härtere Strafe angedrohet ift, als Arreft, 
Degradation oder Verſetzung in die zweite Klaffe des Soldaten- 
ftandes; 
ec. der im "Unteroffizierrange jtehenden Militärbeamten, wenn im Gefeß 
eine härtere Strafe angedrohet it, als Arreit. 


* 
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Iſt in einem der vorjtehend unter Nr. 2. a., b. und c. gedachten Fälle 
in den Militärjtrafgefegen alternativ Arreft oder Feſtungsſtrafe angedrobet, 
fo ift nur dann durch ein Kriegsgericht zu erkennen, wenn unter den ob- 
waltenden Umſtänden die Verhängung einer Arreitftrafe nicht ausreichend er- 
ſcheint. 

3) Die gemeinen Verbrechen und Vergehen der unter Nr. 2. a., b. und 
c. genannten Militärperfonen und Mititärbeamten, wenn im Gefeg eine 
härtere Strafe als Gefängnifftrafe angedrohet iſt. 


$. 45. 
In allen übrigen Straffällen ift dur ein Standgericht zu erkennen. b. Der Standgerichte. 


8. 46. 


Ein Kriegsgericht befteht, mit alleiniger Ausnahme des im $. 47. ges IM. Beſehung. 
dachten Falles, aus fünf Richterklaffen, von denen der Präfes eine Klaſſe * Der Kriegögerihte, 
bildet, und aus dem Auditeur, ald Referenten. 

Zu einem Kriegsgerichte find nach dem Grade des Angefchuldigten zu 
berufen: 

1) über einen Gemeinen: 

a. ein Major als Präfes, 

b. zwei Hauptleute, 

c. zwei Lieutenants, 

d. drei Unteroffiziere, 

e. drei Gefreite, beziehungsmweife drei gemeine Soldaten; 

2) über einen Unteroffizier, einen im Unteroffizierrange ftehenden Militär: 
beamten und die übrigen zur Kategorie der Unteroffiziere gehörenden 
Perfonen des Soldatenjtandes: 

a. ein Major ala Präfes, 

b. zwei Hauptleute, 

c. zwei Lieutenants, 

d. drei Sergeanten, oder beziehungsweife drei Porteepee » Unteroffiziere, 

e. drei Unteroffiziere; 

3) über einen Offizier vom Hauptmann abwärts, oder einen im Offizier: 
range ftchenden Militärbeamten : 

a ein Stabsoffizier als Präfes, 

b. zwei Majore, 

Nr. 465. d, Gef.» Samml. 8 
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ce. zwei Hauptleute, 

d. zwei Oberlieutenants, 

e. zwei Unterlieutenants. 

Bei Verbrechen, die mit Todes- oder lebenswieriger Freiheitsſtrafe be- 
drohet find, müſſen, mit Ausnahme der Klafje des Präfes, auch die Richter: 
Hafjen der Offiziere mit drei Perfonen befept fein. 


8. 47. 


Zu einem Kriegsgericht uͤber einen Stabsoffizier gehören aufer dem 
Präfes nur drei Nichterklaffen, von denen eine jede jedoch aus drei Perfonen 
betehen muß. 

Die Ernennung der einzelnen Mitglieder eines ſolchen Kriegsgerichts 
bleibt der Entfcheidung des Herzogs vorbehalten. 


$. 48. 


b. Der Standgerichte. Ein Standgericht beſteht aus fünf Richterflaffen, von denen der Präfes 
eine Klaffe bildet, und aus dem Auditeur ala Referenten. 
Zu einem Standgericht find nah dem Grade des Ungefchuldigten zu 
berufen: 
1) über einen Gemeinen: 
a. ein Hauptmann als Präfes, 
b. zwei Oberlieutenants, 
c. zwei Unterlieutenants, 
d. zwei Unteroffiziere, 
e. zwei Gefreite, oder beziehungsweife zwei gemeine Soldaten ; 
2) über einen Unteroffizier, einen im Unteroffizierrange jtehenden Mili- 
tärbeamten und die übrigen zur Kategorie der Unteroffiziere gehörenden 
Perfonen tes Soldatenjtandes: 


a. ein Hauptmann als Präfes, 
b. zwei Öberlieutenants, 
c. zwei Unterlieutenants, 
d. zwei Sergeanten,; oder beziehungsweife zwei PBorteepee - Unteroffiziere, 
e. zwei Unteroffiziere. 
$. 49. 
IV. Allgemeine Beſtim⸗ Das Spruchgericht über Mitangefchuldigte des Soldatenftandes it nach 


mungen, 


Berfchiedenheit ihrer Dienftgrade zu befegen. Wegen eines jeden Mitange- 
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ſchuldigten ftimmen nur Die feinetwegen beftellten Nichterklaffen ab, der Praͤſes 
aber iſt nach dem Dienſtgrade des höchſten unter den Angeſchuldigten zu er— 
nennen und zugleich Praͤſes wegen der übrigen Mitangefchuldigten. 


5. 50. 


In Ermangelung der zur Belegung eines Spruchgerichts erforderlichen 
Dffiziere des vorgefchriebenen Dienftgrades kann der fehlende durch den 
darauf folgenden Dienftgrad erfegt werden. 


$. 51. 


Zu Mitgliedern eines Spruchgericht8 dürfen nur Berfonen beftellt werden, 
welche die Eigenſchaften wollgültiger Zeugen haben. Wer fich felbft in Unter- 
fuchung befindet, wer zum Unterfuchungsgericht des Angefchuldigten komman— 
Dirt gemwefen, oder wer ald Zeuge in der Sache vernommen ift, foll nicht 
zum Spruchgericht berufen werden. 


8. 32. 


Die Nichtbefolgung der in den $$. 43. — 51. enthaltenen Vorſchriften 
rn Befegung der Spruchgerichte hat die Nichtigkeit des Erfenntnifjes zur 
olge. 
Jedoch foll, wenn das Erkenntniß rechtskräftig, von Amtswegen die 
Aufhebung nicht in Antrag gebracht werden. 


Bierter Abſchnitt. 
Don den Befngniffen und Pflichten der Militärgerichtöperfonen. 


8. 53. 


Der Kommandeur hat ala Borftand des Militärgerichts bei allen Ber- 
fügungen deffelben die Leitung und Entfcheidung. Auf die richterlihen Funk— 
tionen des Auditeurs einzuwirfen, fteht ihm nur in den durch dieſes Gefep- 
buch vorgefchriebenen Grenzen zu. 

An Verhandlungen der durch ihn beitellten Unterfuchungs = und Spruch— 
gerichte darf der Kommandeur perfönlich nicht Theil nehmen. Er if ver 
pflichtet, die Geihäftsführung des Auditeurs zu beauffichtigen und wahrge— 
nommene Unordnungen oder Gefegwidrigfeiten dem Staats-Minifterium zur 


I. Des Kommandeurs. 
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Abhülfe und Rüge anzuzeigen, infoweit er hierzu nach den befonderen Dienft- 
vorſchriften nicht felbjt befugt iſt. 

Er ift verpflihtet die Gefängniffe des Gerichts von Zeit zu Zeit zu 
revidiren, oder für deren Vilitation Sorge zu tragen. 

Alle im Namen des Gerichts zu erlaffenden Verfügungen find von ihm 
und dem Audiseur zu vollziehen. 

In Behinderungsfällen gehen feine gerichtäberrlichen Befugniffe auf 
feinen Stellvertreter im Kommando über. 


8 54. 


It. Des Auditeurs. Der Auditeur ift dem Kommandeur bei Ausübung der gerichtöherrlichen 
Befugniffe deſſelben als richterlicher Beamter zugeordnet. 
Er hat die Gefeglichkeit der im Namen des Gerichts zu erlaffenden 
Verfügungen zu vertreten. 
In Betreff feiner Pflichten als Gerichtöperfon finden die Vorſchriften 
der allgemeinen Landesgefege Anwendung. 


8. 55. 


Wenn der Auditeur die Anweifungen des Kommandeurs in Bezug auf 
feine richterlichen Pflichten mit den gefeglichen Vorfchriften oder feinen Ins 
firuftionen nicht vereinbar hält, fo hat er dem Kommandeur Vorftellungen 
zu machen. 

Berbleibt derfelbe bei feiner Verfügung, fo hat der Auditeur ſolche auf 
die alleinige Verantwortung des Kommandeurs zu befolgen, jedoch den Her— 
gang in den Aften zu bemerfen und dem Staats: Minifterium darüber Be: 
richt zu erftatten, welches in der Sache das Weitere zu verfügen hat. 


8. 56. 


IM. Der Prototollführer. Die bei dem Militärgerichte als Protofollführer verwendeten Perfonen 
ftehen als ſolche zumächit unter dem Auditenr und müffen zur Führung der 
Protofolle vereidigt fein. 


$. 57. 


— —— Die zu den Unterſuchungsgerichten kommandirten Offiziere haben für 
tommandirten Offis Die Erhaltung der militäriſchen Ordnung während der Verhandlungen zu 
van forgen, auch dahin zu feben, daß die Ausſagen genau in die von ihnen mit 

zu unterzeichnenden Protofolle aufgenommen werden, und daß der Inhalt der: 


felben überhaupt mit dem wirklichen Hergange übereinjtimmt. 
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8. 58. 


Hat ein folcher Offizier Erinnerungen zu machen, fo find diefelben von 
ihm dem Inquirenten, jedoch nicht in Gegenwart des zu Bernehmenden mit- 
zutheilen. Wenn darüber feine Vereinigung Statt findet, fo fann der Of: 
fiier die Aufzeichnung feiner Erinnerungen am Schluß des Protokolls ver: 
langen und dem Kommandeur davon Anzeige machen. 

Menn es, insbefondere bei militärifchen Verbrechen, zur nähern Feſt— 
ftellung des Thatbeftandes auf genaue Kenntniß und richtige Würdigung der 
militärifchen Verhältniſſe weſentlich ankommt, fo müffen die zur Unterfuchung 
fommandirten Offiziere in Verbindung mit dem Inquirenten dahin wirken, 
daß der militärifche Gefichtspunft dabei feitgehalten und der zu Bernehmende 
veranlaßt werde, über die ihmen zur Ermittelung des richtigen militärischen 
Standpunftes erheblich fcheinenden Umftände fofort vollftändige Auskunft zu 
ertheilen. 


$. 59. 
Die Gefchäfte der Gerichtsboten find durch Ordonnanzen zu verfehen. V. Der Gerichtsboten. 


Tit. H. 
Don dem Derfahren. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon dem Berfahren gegen Perfonen des Soldatenftandes. 
8. 60. 
Das Militärgericht hat in Unterfuchungsfahen von Amtswegen zu ver- 
fahren, infofern nicht Ausnahmen durch die Geſetze ausdrüdlich beſtimmt find. 
$. 61. 


Das Verfahren des Militärgerichts in Straffachen der PBerfonen des 
Soldatenftandes ift entweder das friegärechtliche oder das ftandrechtliche. 


1. Unterfuchungs» Ber: 
fabren, 


A. Borläufige Inter 
ſuch ung. 


Litt. A. 


1) Thatbericht. 


2) Hausſuchungen. 
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Erfte Abtheilnng. 
Bon dem kriegsrechtlichen Verfahren. 


8. 62. 


Wenn der Kommandeur von einem in dem Bereich feiner Gerichtsbarkeit 
verübten Verbrechen Kenntniß erhält, fo hat er den ihm zugetheilten Auditeur 
anzuweifen, den Thatbeſtand feitzuitellen. 


8. 63. 


Bei Feitftellung des Thatbeſtandes iſt nach den dieſem Geſetzbuche unter 
Litt. A. beigefügten Beitimmungen zu verfahren. 

Soweit in denfelben oder an anderen Stellen diefes Gefegbuches nicht 
ausdrücklich etwas Anderes verordnet ift, find wegen Feſtſtellung des That— 
beftandes, indbefondere wegen Bernehmung des Angefhuldigten, Hausfuchung, 
Durchſuchung und Herausgabe von Papieren und Urkunden, Beichlagnahme 
und Eröffnung von Briefen, wegen Bornahme des Augenfcheins und Zuziehung 
von Sadverftändigen, wegen des Verfahrens, bei Tödtungen und Körperver- 
lepungen, wegen der Vernehmung und Bereidigung von Zeugen, wegen der 
Pflicht zum Zeugniß und wegen der Stellung des Befchädigten oder fonjtigen 
Privatbetheiligten in der Unterfuchung, auch für das Militärgericht die hierauf 
bezüglichen Vorſchriften in dem fiebenten bis zehnten Kapitel der Straf-Prozep- 
Drdnung vom 28. Mai 1850 maßgebend. 


$. 64. 


Der Feftitellung des Thatbeftandes muß ein vollftändiger Thatbericht 
(species facti) vorangeben, melcher in der Regel von dem nächften mit der 
Disziplinarftrafgewalt über den Angefchuldigten verfehenen Vorgeſetzten an— 
zufertigen iſt. 


8. 65. 


Hausfuchungen dürfen von dem Militärgerichte nur in Militärgebäuden 
oder in Wohnungen von Militärperfonen vorgenommen werden. 

Gegen Perfonen einer andern Gerichtsbarkeit darf die Hausfuchung nur 
durch das fompetente Gericht oder durch die Polizei nach den darüber be— 
ftehenden gefeglichen Beitimmungen erfolgen. 
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8. 66. 


Als Sahverftändige und Taxatoren follen vorzugsweife Militärperfonen, 
infofern fie dazu geeignet find, nach vorher erfolgter DVereidigung zugezogen 
werden. 

8. 67. 


Zu Dollmetfhern find nur ſolche Militärperfonen zu wählen, die als 
uverläffig befannt find, und die Sprache des zu Vernehmenden geläufig 
ER ud womöglich auch fchreiben. Der Beftellung zum. Dollmetfcher 
muß jedesmal die Vereidigung vorangehen. 


$. 68. 


In Fällen, wo e8 der Zuziehung von Werzten oder der Einholung Arzt: 
licher Gutachten bedarf, ift, wenn nicht Gefahr im Verzuge vorhanden ift, 
ftatt des Phyſikus ein Bataillonsarzt, und ftatt des gerichtlichen Wundarztes 
ein Kompagniechirurg, der die wundärztlichen Staatsprüfungen beftanden bat, 
zuzuzieben. | 

$. 6. 


Wird in Folge des gerichtlichen Verfahrens die Suspenfion des Ange— 
fhuldigten vom Dienft nothwendig, jo hat der Kommandeur fulche zu ver- 
fügen. 

2 $. 70. 

Ob der Angefchuldigte zu verhaften fei oder defjen Verhaftung fortdauern 
folle, hat der Kommandeur zu beftimmen. Des Diebftahls, des Betruges, 
der Defertion oder anderer ſchwerer Verbrechen Angefchuldigte find bei hin- 
reichenden Verdachtögründen jederzeit zu verbaften. Andere Angefchuldigte 
können von der Unterfuchungshaft befreiet bleiben, wenn nicht zu beforgen ift, 
daß fie das Verbrechen fortfegen, die Flucht ergreifen, oder die Freiheit zur 
Erſchwerung der Unterfuchung mißbrauchen werden. 


8§. 71. 

Mitangeſchuldigte in derſelben Unterſuchungsſache ſind während der Un— 
terſuchung, ſofern es die Umſtände geſtatten, von einander abzuſondern. Ge— 
fährliche Verbrecher ſind ſtets in einſamer Haft zu halten. 

8. 72. 


Die Befreiung von der Unterſuchungshaft gegen Kaution findet bei 
Perſonen des Soldatenſtandes nicht Statt. 


3) Zuziehung Sachver⸗ 
ſtaͤndiger. 


a. Im Allgemeinen. 


b. Der Dollmeiſcher. 


c. Der Aerzte. 


4) Suspeufion von 
Dientt. 


5) Berbaftung. 
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4.78; 
Sicheres Geleit kann ausgetvetenen Angefchuldigten nur auf Befehl des 
Herzogs ertheilt werden. 
\ $. 74. 


B. Entſcheidung über dat Nah dem Erfolg der vorläufigen Unterfuhung bat der Kommandeur 
weitere Verfahten. quf den Vortrag des Auditeurs zu beftimmen und darüber eine Verfügung 
zu den Alten zu geben: 
1) ob das Verfahren einzuftellen oder fortzufegen, und ob in lepterem Fall 
das friegsrechtlihe oder das jtandrechtliche Verfahren einzuleiten, oder 
2) ob der Fall uur disziplinarifch zu rügen fei. 


8. 75. 
C. we. Untere Iſt die Eröffnung der fürmlichen Unterfuchung verfügt, fo darf das 
— Verfahren nicht mehr eingeſtellt, ſondern es muß in der Sache erkannt werden. 

$. 76. 

Ergiebt fich im Laufe der Unterfuchung, daß diefelbe noch auf andere 
Verbrechen oder auf Mitfchuldige auszudehnen ift, fo muß auch hierüber die 
Entfheidung des Kommandeurs eingeholt werden. 

5.-:71, 

Wenn fih im Laufe der Unterfuhung zeigt, daß die Sache fih nicht 
zum friegsrechtlihen Berfahren eignet, To iſt dajjelbe in das ftandreshtliche 
umzuwandeln. 

$. 78. 

D. Lügen vor Gericht. Wegen Lügen vor Gericht findet feine Disziplinarftrafe Statt; dem An: 
gefchuldigten ift aber vorzuhalten, daß hartnädiges Leugnen oder freches Lügen 
die Erhöhung feiner Strafe zur Folge habe. 

$. 79. 
E Berbeißung der Gnade. In den Fällen, in welchen nach den allgemeinen Zandesgefegen Veran— 


laffung vorhanden ift, dem Angefchuldigten Begnadigung zu verheißen, muß 
die Genehmigung des Herzogs zu dieſer Verheißung dur das Staats- 
Minifterium eingebolt werden. 
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8. 80. 


Im Schluftermine bat der Angefchuldigte, wenn er verbindert fein 
follte, vor dem Kriegsgericht perfönlich zu erfcheinen, oder wenn fein Erſchei— 
nen mit befonderen Schwierigkeiten verbunden iſt, fich zu erklären, ob er 
felbit einen Stellvertreter. ernennen, oder deſſen Beftellung dem Gerichte über: 
laſſen wolle. 

Zum Stellvertreter darf in Unterfuchungsfachen wegen militärifcher Ver— 
brechen nur eine Militärperfon gewählt werden. 


$. 81. 


Bei entitehendem Bedenken, ob die dem Angefchuldigten wahrfcheinlich 
treffende Strafart nach der fürperlichen Befchaffenheit deſſelben, anwendbar 
fein werde, muß bierüber das Gutachten eines Arztes vor Abfchluß der 
Unterfuhung erfordert und zu den Akten gebracht werden. 


8. 82. 


Dem Angefchuldigten ift in allen Fällen geftattet, fich felbft entweder 
Ichriftlich oder zum gerichtlichen Protokoll zu vertheidigen. 


$. 83. 


Bei gemeinen Verbrechen ift in Friedenszeiten der Angefehuldigte nur 
dann befugt, fich durch einen Nechtsverftändigen fchriftlich oder zum gericht: 
lihen Protokoll vertheidigen zu lafien, wenn diefelben mit einer härteren 
Strafe als dreijähriger Freiheitsentziebung bedroht jind, 


8. 84. 


Bei militärischen Verbrechen darf der Angefchuldigte feine Vertheidigung 
nur dann durch einen Andern, der jedoch eine Militärperfon fein muß, führen, 
wenn das Verbrechen mit mehr als zehnjähriger Freibeitsitrafe oder mit Todes- 
ftrafe bedroht iſt; wird die Vertheidigung durch einen Andern geführt, fo 
kann fie nur zum gerichtlichen Protokoll erfolgen. 


$. 85. 


Die Vertheidigung darf mit aller Freimüthigkeit geführt werden, aber 
nicht in eine abſichtliche Verletzung des Dienſtanſehens ausarten. 
Nr. 465. d. Geſ.⸗Samml. 9 


F. Schluß der Unter⸗ 
ſuchung. 


G. Vertheidigung. 
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8. 86. 


Der Bertheidiger kann die Akten in Beifein des Inquirenten an der 
Gerichtsſtelle einfehen. Die Aushändigung der Akten in Unterfuchungsfachen, 
welche militärifche Verbrechen betreffen, iſt unftattbaft. Iſt der Angeſchul— 
digte verhaftet, fo kann der Vertheidiger ſich mit demfelben nur in Gegen: 
wart des Inquirenten befprechen. 


$. 87. 


Im Schlußtermin ift der Vertheidiger zuzuziehen, wenn er am Sig des 
Gerichts anmwefend it. Vor dem Kriegsgericht iſt die Vertheidigung mur 
durch den Angefchuldigten ſelbſt oder deſſen Stellvertreter zum Protokoll ge: 
ftattet. 


8. 88. 


In Fällen, wo die Zuordnung eines Bertheidigers oder die ehriftliche 
Bertheidigung durch einen folchen. unzuläffig it, bat der Inquirent im 
Schlußtermin den Angefchuldigten mit feinen Vertheidigungsgründen befonders 
zu hören und diefelben zu Protokoll zu nehmen, wenn er nicht felbit fchrift- 
lich fich vertheidigen will. 


$. 8V. 


— ——— Nach Berichtigung des Vertheidi i 
— yeidigungspunftes hat der Auditeur dem 
a an Kommandeur ttber die Spruchreife der Akten Vortrag zu halten. 
Werden die Alten fpruchreif befunden, fo it das Spruchgericht von dem 
Kommandeur zu beitellen. 


$. 90. 
B. ee Der Kommandeur hat nach genommener Rüdfprache mit dem Auditeur 
bung. das Spruchgericht anzuordnen. 
8. 91. 
1) Eröffnung der Bon dem Präfes des Spruchgerihts, der vor Abhaltung des Kriegsge— 


Spruchſihung. richts, wenn ein militäriiches Verbrechen den Gegenitand der Unterfuchung 
bildet, mit dem Inhalt der Alten fich vollitindig befannt zu machen bat, 
it die Anordnung wegen Eröffnung der Sigung zu treffen und für die Er- 
haltung der militärifhen Dienftorduung während derfelben zu forgen. 
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8. 92. 


Iſt das Nichterperfonal verfammelt, fo hat der Auditenr zu prüfen, ob 
das Gericht vorſchriftsmäßig befegt ift, etwaige Mängel aber dem Präfes 
anzuzeigen, um deren Abjtellung zu bewirken. 


$. 93. 


Wird das Gericht vorfchriftsmäßig befegt gefunden, fo iſt der Ange 
fchuldigte oder defien Stellvertreter vorzulaffen, der Zweck der Verſammlung 
durch den Auditeur befannt zu machen und der Angefchuldigte vder deffen 
Stellvertreter zu befragen, ob er Einwendungen gegen die Mitglieder des 
Gerichts zu machen habe, 


$. 94. 


Werden folche Einwendungen erhoben ($$. 41. und 51.), fo ift der 
Betheiligte darüber zu hören und nach einftweiliger Entlaffung deffelben und 
des Angefchuldigten, auf den Bortrag des Auditeurs über den Grund oder 
Ungrund der Einwendungen, von den übrigen Richtern Elafjenweife nach 
Stimmenmehrheit zu entfcheiden. 

Im Fall die Stimmen gleich getheilt find, giebt die Stimme des Präfes 
den Ausjchlag. 

Bei Prüfungen der erhobenen Ginwendungen gilt die Beftimmung 
des $. 41. 

$. 9. 


Werden die Einwendungen gegründet befunden, fo muß ftatt des unzu— 
läffigen Richters ein anderer Richter beftellt werden. Kann dies nicht fofort 
gefchehen, fo ift die Sipung aufzuheben. Das Tegtere muß auch gefchehen, 
wenn der Präfes oder der Auditeur refufirt werden follte. 

Wird der Auditeur refufirt, fo gilt die Beftimmung des $.40. Ueber 
den Hergang muß ein Protokoll aufgenommen und daffelbe dem Kommandeur 
vorgelegt werden. 

8. 96. 


Eind gegen die Mitglieder des Gerichts feine Ginwendungen gemacht 
oder die erhobenen erledigt, fo hat der Präfes die Richter an die Wichtigkeit 
des Nichteramt3 mit der Ermahnung zu erinnern: „den Gefegen gemäß Recht 
zu fprehen, wie fie ed vor Gott und Seiner Hoheit dem Herzoge zu ver 
antworten gedenken, und fich weder durch Anſehen der Perfon, noch durch 
eine Nebenabfiiht von einem unpartheiifchen Urtheilsſpruch abhalten zu laſſen.“ 


2) Prüfung der Be 
fepung des Sprud« 
gerichte, 


3) —— gegen 
einzelne Mitglieder 
des Spruchgerichte. 


4) Dereibigung ber 
Nichter und Vorle⸗ 
fung der Alten. 


5) Abfchluß mit dem 


Angejchuldigten. 


6) Bortrag des Audis 
teure, 
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Hierauf wird das Richterperfonal durch den Auditeur mit folgendem 
Eide verpflichtet: 

„Ich fchwöre zu Gott dem Almächtigen und Allwiffenden, daß ich, der 
mir übertragenen Richterpflicht eingedenk, in der Unterfuchung wider N. der- 
geftalt Necht fprechen will, wie es nach meiner gewiffenhaften Ueberzeugung, 
den Alten und Gefegen gemäß iſt u. |. mw.‘ 


8. 97. 


Nah der Eidesleiftung ift der Inhalt der Aften durch den Auditeur 
vorzulefen. 

Daß die Borhaltung und Vereidigung, ſo wie die Vorleſung der Akten 
vorſchriftsmäßig erfolgt iſt, muß in dem Protokoll’ vermerkt werden. 


$. 98. 


Der Auditeur hat demnächft den Angefhuldiaten zu befragen, ob er zur 
Sache noch etwas anzuführen habe, und deſſen Erklärung im das Protofoll 
aufzunehmen. Hierauf wird dafjelbe mit dem Angeihuldigten abgeſchloſſen 
und der Letztere aus der Verſammlung entlaſſen. 


8. 99. 


Nah Entlaſſung des Angeſchuldigten hat der Auditeur dem verfammel- 
ten Gericht über die Lage der Sache und das anzumendende Gejep Vortrag 
zu halien und in Gemäßheit des $. 105. feinen Antrag zu ftellen, wie nad) 
feiner rechtlichen Ueberzeugung zu erkennen fei. 


Dem Grmeffen des Präfes bleibt es anbeimgeftellt, die aus dem dient: 
lichen Gefichtspunfte ihm erforderlich fcheinenden Bemerkungen dem Antrag 
ded Auditeurs beizufügen. 


$. 100. 


Der Vortrag muß den Richtern in fehriftfiher Abfaſſung vorgelefen und 
zu den Akten gebracht werden, wenn der Auditeur fein Botum auf Todes: 
ftrafe, Kaffation, Entfernung aus dem Dffizierftande, Dienjtentlaffung, Aus— 
ſtoßung aus dem Soldatenftande, Ausſtoßung oder Entlaffung aus: der Gen- 
darmerie, auf mehr als dreijährige Breibeitsftrafe oder auf Freiſprechung von 
einem Verbrechen richtet, welches mit einer diefer Strafen bedrobt if. 
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8. 101. 


Der Auditeur hat in allen Fällen den mwefentlichen Inhalt des Vor 
trages mit feinem Voto und den demfelben zu Grunde gelegten gejeplichen 
Vorſchriften in das Protokoll aufzunehmen. 


8. 102. 


Sollte einer der Richter über den Inhalt der Alten oder über das an: 
zumendende Geſetz Zweifel äußern, fo muß der Auditenr ihm die erforder 
liche Aufklärung ertbeilen, der ordnungsmäßige Gang der Verhandlung 
darf dadurch aber nicht geftürt werden. 


8. 103. 


* Nach beendigtem Vortrag des Auditeurs bat der Präfes die Richter 
anzuweifen, ſich klaſſenweiſe abgefondert über die von dem Auditeur ihnen 
vorzulegenden Fragen ($. 105.) zu berathen und zu einem gemeinfchaftlichen 
Voto in der Klaffe zu vereinigen. Die Richter dürfen dabei an dem frei- 
mütbigen Ausspruch ihres Urtheils in feiner Art behindert werden. Sie 
haben das Ergebnig der Unterfuhung forgfältig und gewiſſenhaft zu prüfen. 
Es entfcheiden aber über die Zrage, ob eine Thatfahe als erwiefen anzus 
nehmen fei oder nicht, feine gefeglichen Beweisregeln, fondern die freie aus 
der gewifjenhaften Prüfung gewonnene Ueberzeugung der Richter. 


$. 104. 


Die Mitglieder verfchiedener Klaffen dürfen fih über das abzugebende 
Botum unter einander nicht befprechen. 


8. 105. 
Der Auditeur hat den Richtern die Frage zur Beantwortung vorzus 
legen: 
ob der Angefchuldigte freizufprechen oder zu beitrafen, und welche. Strafe 
in legterem Kalle gegen ihn zu erfennen fei? 
Hierauf giebt jede Michterflaffe, die unterjte zuerft, im Beifein des 
Präfes, ihr Votum dem Auditeur ab, der folches in das Protofoll aufnimmt. 
Iſt das Botum auf Freijprehung gerichtet, fo muß der Auditeur die 
Erklärung darüber erfordern: 
‘a. ob die Freifprechung wegen erwiefener Unfchuld, oder 
b. wegen mangelnden Beweijes der Schuld eintreten folle, 


7) Abſtimmung. 


©. Erfenntnih. 


1) Berechnung der 
Stimmen, 
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Feder Richter hat feinen Ausfpruch zu unterfchreiben. 
Der Präfes giebt feine Stimme zulept ab. 


$. 106. 


Weicht der Ausfpruch der Klaſſe oder eines Nichterd von dem gutacht— 
lichen Antrag des Auditeurs weſentlich ab, fo find die Gründe dafür anzu— 
geben. Iſt der Ausfpruch den klaren Borfchriften der Gefepe entgegen, 
fo muß der Auditeur die Anficht zu berichtigen fuchen, und wenn dies ohne 
Erfolg bleibt, die abweichende Meinung mit den dafür angegebenen Gründen 
in das Protokoll aufnehmen. 


8. 107. 


Sollte das Spruchgericht durch Stimmenmehrheit die Akten für nicht 
fpruchreif erflären, fo ift der Befchluß von dem Auditeur auszufertigen, von 
dem Präfes und dem Anditeur zu unterfchreiben, und dem Kommandeur zur 
weitern Beranlaffung vorzulegen. Hat derfelbe gegen die Ausführung des 
Befchluffes Bedenken, fo it die Sache dem Staats: Minifterium zur Ver— 
fügung einzufenden. Sind die Bedenken gegen die Spruchreife der Alten 
erledigt, fo muß in der Sache erfannt werden. 

enn durch Stimmenmehrheit die Akten für ſpruchreif erflärt werden, 


| fo find die überftimmten Mitalieder des Kriegsgerichts nad Aufitellung ihrer 


Bedenken, ihre Stimme hinſichtlich der Strafbarkeit des Angefchuldigten, fo 
wie der Art und des Mafes der Strafe, nach Lage der Akten definitiv ab- 
zugeben verbunden. 


8. 108. 


— Zu einem gültigen Urtheil iſt die unbedingte Stimmenmehrheit erfor— 
erlich. 

Bei Stimmengleichheit gilt die dem Angeklagten günſtigere Meinung 
für den Ausſpruch des Gerichts. 

Wenn ſich bei Zählung der Stimmen entweder über die Strafbarkeit, 
oder über die Art, oder das Maß der Strafe die unbedingte Mehrheit für 
eine Meinung nicht ergiebt, ſo iſt die Stimme für die härteſte Strafe der 
nächſt gelindern ſo lange beizuzählen, bis die unbedingte Stimmenmehrheit 
vorhanden iſt. 

Hiernach iſt auch bei Berechnung der Stimmen in den einzelnen Rich— 
terklaſſen zu verfahren. 
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Sind die Mitglieder einer aus zwei Perſonen beitehenden Nichterklaffe 
unter fich. verfchiedener Meinung, fo gilt Die gelindere für den Ausfpruch: der 
Klajfe. 

$. 109, 

Nach erfolgter Abjtimmung hat der Auditeur die Stimmen furgfältig zu 
berechnen, das Ergebniß der Abjtimmung den Richtern befannt zu machen, 
und in das von ihm und dem Präfes zu unterfihreibende Protokoll zu brin- 
gen, zugleich aber in dem Protokoll zu bemerken, daß die Nichter von dem 
Ergebniß der Abjtimmung in Kenntniß gefegt worden. 


$. 110. 


Nah dem Schluß des Protokolls hat der Präfes die Mitglieder des 
Kriegsgerichts an die Pflicht zu erinnern, die Verhandlungen und das Er- 
gebniß der Abitimmung forgfältig geheim zu halten. 

Hierauf ift die Berfammlung durch den Präfes v entlaffen, und von 
demfelben über den Ausfall des Kriegsgerichts dem Kommandeur Meldung 


zu machen. 
3. 4ii. 
Das Erfenntniß it von dem Auditeur auszufertigen und muß enthalten: 

1) als Eingang, den Vor- und Zunamen des Angejhuldigten, fo wie die 
Charge und Benennung des Truppentbeils, in welchem derfelbe dient; 
die Erfenntnißformel, in welcher das Verbrechen, woriber das Urtheif 
aefällt worden, anzugeben und im Fall der Verurtheilung die Strafe, 
ihrer Art und Dauer nach, genau zu bezeichnen, auch wo die Ver- 
prlihtung, Koften zu zahlen, eintritt, Diefelbe auszufprechen, wenn 
aber das Urtheil auf Freiſprechung lautet, die Art derfelben auszu— 
drücken iſt; 
die nähere Angabe der perſönlichen und dienſtlichen Verhältniſſe des 
Angeſchuldigten, auch ob derſelbe ſchon früher wegen gleicher oder an— 
derer Verbrechen beſtraft worden iſt; eine aktenmäßige Darſtellung des 
Sachverhältniſſes und die Gründe der Entſcheidung, mit Anführung 
der in Anwendung gebrachten Gefegesitellen. 


8 :112%, 


Die Ausfertigung des Erkenntniſſes ift von dem Präfes und den Rich- 
tern nach der Reihenfolge mit Benennung ihrer Charge zu unterfchreiben und 
von dem Auditeur unter Beidrüdung des Gerichtsfiegels zu unterzeichnen. 


2 


— 


3 


— 


2) Ergebniß der Ab» 
ſtimmung. 


3) Gebeimhaltung der 
Abſtimmung. 


4) Form und Inhalt 
des Erkenntniſſes. 
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Wird die Ausfertigung des Erkenntniſſes nicht in der Gerichtsſitzung 
vollzogen, ſo kann zur Vollziehung ein naher Termin anberaumt werden. 
Iſt in einem ſolchen Falle ein Mitglied des Kriegsgerichts verhindert, die 
Ausfertigung zu unterfchreiben, fo wird vom Auditeur an der Stelle, wo 
diefed Mitglied des Kriegsgerichts unterzeichnet haben würde, der Name des— 
felben und der Grund der Verhinderung bemerft. 


8. 113. 


Weicht die Ausfertigung des Greenntniffes von dem Inhalt des Ab- 
ftimmungsprotofolls ab, jo entjcheidet das leptere. 


$. 114. 


Hat der Auditeur auf Grund einer unrichtigen Berechnung der Stim- 
men oder fonft aus Verſehen, das Erkenntniß nicht richtig ausgefertigt, ſo 
wird ohne Weiteres vom Kommandeur die Anfertigung einer richtigen Aus: 
fertigung verfügt, und felbige fodann in der im $. 112 angegebenen Art 
vollzogen. 


8. 115. 


D. —— ‚Ober Ein Antrag des Spruchgerihts auf Erlaß oder Milderung der erfann- 
ilderungs» Gejuch Pr - R Er r 

des Spruchgerihts. ten Strafe dur die Gnade des Herzogs iſt nur zuläffig, wenn die Mehr: 
zahl der Richterklaſſen fich bewogen finden follte, darauf anzutragen. 

Ueber den Beſchluß muß eine befondere Verhandlung aufgenommen und 


dem Erkenntniß beigefügt werden. 


8. 116. 
ah nn ee Erkenntniſſe der Kriegägerichte bedürfen zu ihrer Nechtsgültigfeit der 
enntnijjes, vi: 5 
Betätigung. 
8. 117. 


Die Betätigung kriegsgerichtlicher Erkenntniſſe erfolgt in allen Fällen 
durch den Herzog. 


$. 118. 


Zur Einholung der höchſten Beſtätigung ift das Erkenntniß mit den 
ergangenen Alten durch den Befehlshaber, welcher das Spruchgericht beitellt 
hat, an das Staatd-Minifterium einzufenden. 
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8. 119. 


Jedem friegsgerichtlichen Erkenntniffe, welches dem Herzoge vom Staats- 
Minifterium zur Betätigung vorgelegt wird, muß ein vom Oberlandesgerichte 
zu ertheilendes rechtliches Gutachten beigefügt fein. 


8. 120. 


Das Oberlandesgericht hat zu prüfen, ob in dem Verfahren die geſetz— 
lichen Borfhriften beobachtet und ob die Entfcheidung dem Recht und den 
Geſetzen gemäß iſt. 

Nach dem Befund der Prüfung muß in dem Gutachten ein beſtimmter 
Antrag gemacht werden. | 

Wird das Erfenntniß vom Oberlandesgerichte gefegwidrig befunden, fo 
hat dieſes legtere die Aufhebung zu beantragen und it die Entfcheidung des 
Herzogs hierüber durch das Staats: Minifterium einzuholen. 


$. 121. 


Erfolgt die Aufhebung des Erkenntniſſes, fo dürfen zu dem alsdann 
anzuordnenden Spruchgerichte die Perfonen, welche bei Abfaffung des auf- 
gehobenen Erkenntniſſes mitgewirkt haben, nicht zugezogen werden. 


8. 122. 

Wird das Erkenntniß in dem Rechtöqutachten zwar für gefeglich erachtet, 
aber auf Milderung der erfannten Strafe angetragen, fo hängt es von der 
Entſchließung des Herzogs ab, ob und wie weit Er den Antrag auf Milde: 
rung der erfannten Strafe berüdjichtigen oder die erfannte Strafe bejtä- 
tigen will. 

Geht der Antrag des Oberlandesgerihts auf Bervollftändigung der 
Akten, fo find dieſe lepteren durch das Staats-Minifterium dem Militärs 
gerichte zur Bewirkung der beantragten Bervollitändigung zurücdzugeben. 


8. 123. 


Das Erkenntniß foll bei der Beftätigung nicht gefchärft werden, weder 
dur Erhöhung des Strafmaßes oder der Strafart, noch durch Hinzufügung 
nicht erfannter Strafbeftimmungen. 


8. 124. 


1) Rechtsgutachten. 


2) Berüdfichtigung des 
Rechtsgutachtens. 


3) Unzulãſſigkeit der 
Scärfung. 


Die Erkenntnißformel und die Beitätigungsordre find ungefäumt dem An- F- Publitation. 


gefhuldigten vor vollitändig befeptem Unterfuchungsgericht von dem Auditeur 
Nr. 465. d. Gei.:Sammıl. 10 
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— 


durch Vorleſung zu publiziren, auch iſt ihm gleichzeitig bekannt zu machen, 
daß das Erkenntniß nunmehr rechtskräftig ſei. 


8. 125. 


Dem Angeihuldigten find auf fein Berlangen die Entfheidungsgründe 
bekannt zu machen. Auch kann ibm Abjchrift des Erkenntniſſes mit den 
Entfcheidungsgründen auf feine Koften ertheilt werden, wenn fein Mißbrauch 
davon zu beforgen iſt; im Fall völliger Freifprehung it die Erkenntnißformel 
ihm koſtenfrei auszufertigen. 


$. 126. 


Ueber die jtattgehabte Publikation ift ein Protokoll aufzunehmen, 
auch, daß und wann diefelbe erfolgt fei, unter der Bejtätigungsurfunde zu 
vermerken. 

8. 127. 

Bon jedem rechtöfräftigen Erkenntniß muß der Dienjtbehörde des An- 

geſchuldigten Mittheilung gemacht werden. 


$. 128. 


War der Antrag auf Unterfuchung von einer Zivilbehörde ausgegangen, 
fo ift derfelben von dem Ausfall der rechtsfräftigen Entſcheidung Nachricht 


zu geben. 
$. 129. 
G. Bolfiredung. Die Vollftrefung des rechtöfräftigen Erkenntniſſes bat der Befehlshaber 
ne Beine zu veranlaſſen, welchem die Anordnung des Spruchgerichts zuftand. 
$. 130. 
Die Vollſtreckung muß ohne Verzug und genau nach dem Inhalt der 
Beitätigungsordre erfolgen. 
$. 131. 
teilt: Wenn nach Vorfchrift der Geſetze eine rechtskräftig erfannte Strafe in 
Strafın eine andere umzuwandeln ift, fo gefchieht dies durch ein Nefolut des kompe— 
tenten Militärgerichts. 
8. 132. 
— Die wegen militäriſcher Verbrechen verwirkte Todesſtrafe iſt durch Er— 


ſchießen zu vollſtrecken. Es ſind hierzu 18 Mann zu kommandiren, welche 
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in drei Gliedern hintereinander dergeftalt aufzuftellen find, daß das erfte 
Glied in einer Entfernung von fünf Schritten dem Delinquenten gegen- 
über fteht. 
8. 133. 
Wenn auf Zuchthausitrafe erfannt, oder wenn die erfannte Baugefan- 
genfchaft ala Zuchthausitrafe zu vollſtrecken ift, fo muß der rechtskräftig DVer- 
urtheilte zur Strafvollziehung der Zivilbehörde überwieſen werden. 


8. 134. 


Gemeine, gegen welche auf Feſtungsſtrafe erfannt ift, follen, wenn nicht 
befondere Gründe dagegen obwalten, gleich nad) abgehaltenem Spruchgericht 
zum vorläufigen Antritt der Strafe zur Feſtung abgeführt werden. 


8. 135. 


Zum Feftungsarreft Berurtheilte, fo wie Diejenigen, gegen welche neben 
der Freiheitäftrafe auf Degradation, Kaffation, Entfernung aus dem Offizier: 
ftande, Dienftentlaffung, Ausftogung aus dem Soldatenftande oder Entlaffung 
aus dem Militärverhältnig erkannt it, Dürfen vor eingetretener Rechtöfraft 
des Erfenntniffes zum Antritt der Strafe nicht abgeführt werden. 


$. 136. 

Allen in Haft befindlichen Angefchuldigten, welche zu einer härtern 
Freiheitsitrafe als Arrejt verurtheilt worden, ift die Strafe vom Tage der 
Abfaſſung des Erfenntniffes zu berechnen. 

Erfolgt die Verhaftung erſt nah Abfaffung des Erkenntniſſes, fo ift die 
Strafe vom Zage der Verhaftung zu berechnen. 


6. 137. 

Wird gegen einen in Unterfuhungshaft befindlichen Angefchuldigten 
blos auf eine Arreftitrafe erfannt, fo muß der Verurtheilte gleich nach abge: 
haltenem Spruchgericht, wenn nicht befondere Umſtände dies bedenklich er: 
fcheinen laffen, aus der Haft entlaffen, und die Vollftrefung der Strafe bis 
nach erfolgter Beitätigung des Erfenntniffes ausgefept werden. 


8. 138. 


Der oberite Befehlshaber des Militärs ift befugt, die Vollſtreckung 
rechtöfräftig erfannter Arrejttrafen in außergewöhnlichen Fällen auf einige 


4) Bollitredung der 
Freiheitsſtrafe. 
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Zeit ausfepen zu laffen, wenn das Intereffe des Dienftes es unumgänglich 
erfordert. 
$. 139. 


Wenn auf Märfhen, im Lager oder fonft, den örtlichen Umftänden 
nach, die Anwendung der Arreftitrafen gegen Unteroffiziere und Gemeine 
nicht ftattfinden kann, fo foll für die Dauer der Strafzeit, ftatt des gelinden 
und mittlern Arreftes, Entziehung gewohnter Genüffe, 3. B. des Brannt: 
weind und des Tabads, und bei Gemeinen zugleich vorzugsweife Heranzie- 
hung zu vorkommenden Arbeiten eintreten, ftatt des ftrengen Arreftes aber 
Anbinden an einen Baum oder an eine Wand dergeftalt, daß der Beitrafte 
fi nicht niederlegen oder fegen kann. 

Diefes Anbinden darf jedoch den Zeitraum von drei Stunden täglich 
nicht Giberfteigen, und muß die Vollſtreckung Ddiefer Strafen vor den Augen 
des Publikums möglicht vermieden werden. 


8. 140. 


Penn in Kriegäzeiten der Vollſtreckung der wegen Defertion erfannten 
Feſtungsſtrafe zeitige Hinderniffe entgenenfteben, jo kann der Heerführer den- 
felben andere paſſende Strafen unter dem Vorbehalt der Genehmigung des 
Herzogs auf eigene Verantwortung ſubſtituiren. 


$. 141. 


5) — — Wenn Beſitzer von Orden und Ehrenzeichen 
von Orden u. Gbren 1) zur Ausftoßung aus dem Soldatenftande, Rafation oder Verfepung 
zeichen. in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verurtheiſt ſind, oder wenn 

2) Freiheitsſtraſe gegen ſie erkannt und der Fall von der Art iſt, daß 
nach den beſtehenden Vorſchriften die Entſcheidung des Herzogs über 
den Verluſt der Orden und Ehrenzeichen eingeholt werden muß, 

ſo darf die Strafe an dem Verurtheilten nicht eher vollzogen werden, als 
dieſe Entſcheidung erfolgt iſt. 


. 142. 
ae mean auf Die Urtheite, in denen auf Ausftopung aus dem Soldatenftande erkannt 


Austoßung ausdem worden, find durch Einrückung in ein amtliches Wlatt zur öffentlichen Kennt: 


Soldatenitande ers 
tannt iR. niß zu bringen. 


$. 143: 


2 ehr * Zu den Unterſuchungsakten muß ein ſchriftlicher Vermerk gebracht wer: 


Akten, den, daß das Erfenntniß zur Vollſtreckung gelangt ift. 
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Bweite Abtheilung. 
Bon dem ffandbredtlihen Verfahren. 


$. 144. 


Bei dem ftandrechtlihen Verfahren kommen die Beftimmungen der 
eriten Wbtheilung dieſes Abfchnitts mit nachfolgenden Abweichungen zur 
Anwendung. 

8. 145. 


Einer vorläufigen Unterfuchung bedarf es nicht, wenn die Sache im 
Disziplinarwege bereits ſo weit aufgeklärt ift, daß auf den Grund der ftatt- 
gefundenen Grmittelungen die Einleitung der fürmlichen Unterfuchung verfügt 
werden fann. 


I. Unterſuchungs⸗ 
Verfahren, 


$. 146. 


Steht der objektive Thatbejtand feit und legt der Angefchuldigte vor A, Beweis - Aufnahme. 
Gericht ein freies Geſtändniß ab, welches die Hauptumftäinde der That enthält 
und mit anderen ermittelten Umftänden nicht im MWiderfpruch fteht, fo bedarf 
eö feiner weitern Beweisaufnahne. 

Zur Grlangung des Gejtändniffes dürfen auch im ftandredhtlichen Ver: 
fahren feine verfüngliche Fragen, Drohungen oder Gewaltmittel angewendet 
werden. 

8. 147. 


Legt der Angefchuldigte ein zureichendes Geftändniß ($. 146.) nicht ab, 
fo muß zur Aufnahme des Beweifes gefchritten werden. 


8. 148. | 
* * ‘ ’ “ ’ ’ n 4 fr 
Bei geringeren militärifhen Verbrechen bleibt e& dem Ermeſſen des —— 


Militärgerichts überlaſſen, den Ausſagen der Vorgeſetzten, welchen die Ver— gefepter. 
ficherung der Wahrheit an Eidesitatt beigefügt it, die Beweiskraft der eid- 

lichen Ausfage beizulegen und diefelben von der fürmlichen Gidesleiftung zu 

entbinden. 


$. 149. 


Die Zuziehung eines DVertheidigerd findet nicht Statt, das Ergebniß C Vertheidigung. 
der Verhandlungen ift jedoch bei dem Abſchluß der Sache dem Angefchuldig: 
ten vorzubalten, und nachdem er mit feinen Vertheidigungsgründen gehört 
worden ift, find diefe zu Protokoll zu bringen. 

Eines befondern Schlußtermins bedarf e8 nicht. 
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8. 150. 
1. Spruchverfahren. Eine Vereidigung der Richter findet nicht Statt, denſelben iſt aber die 
tung der im 8. 96. vorgeſchriebene Ermahnung wegen Erfüllung ihrer Richterpflicht 
durch den Präfes zu ertheilen. 
8. 151. 
B. Bortrag des Nefer Der Bortrag des Referenten kann fchriftlih oder mündlich gehalten 
vente, werden. In beiden Yällen find jedoch der mwefentliche Inhalt des Vortrags, 


das Botum und die demfelben zum Grund gelegten Gefepesitellen in das 
Protokoll aufzunehmen. 


8. 152. 
C. Form und Inhalt In dem Erkenntniß, welches gleich nach der Abhaltung des Spruchge: 


des Ertenntuiſſee. richts auszufertigen iſt, find die Hauptumftände, auf denen die Entfheidung 
beruht, und die zum Grund gelegten Gefegesftellen anzugeben. 


Die Ausfertigung ift von dem Präſes und dem Referenten zu unter 
fehreiben und dem Kommandeur zur Beititigung vorzulegen. 
$. 153. 


D. Beftätigung des Er— Die Beftütigung des Erkenntniſſes erfolgt durch den Befehlshaber, dem 
ee) id die Beftellung des Spruchgerichts zuftand. 


$. 154. 
1) rn eg Ta Das Milderungsrecht darf weder bis zum Erlaß erfannter Strafen oder 
feblshebere, bis zur Herabfegung derfelben unter das gefeplich bejtimmte geringite Maß, 
noch bis zur Ummwandlung erfannter Strafen in andere ausgedehnt werden. 
8. 155. 
2) Form der Bejtätis Die Betätigung muß fehriftlich erfolgen, von dem beftätigenden Be— 
gung. fehlshaber unterfchrieben und fo abgefaßt werden, daß daraus beitimmt 
bervorgebt, wohin das Erkenntniß beititigt worden iftz der Begutachtung des 
Erkenntniſſes bedarf es nicht, der Befchlsbaber hat ſich aber durch Einficht 
in Die Alten in den Stand zu fegen, die Bejtätigung nach feiner gewiſſen— 
haften Ueberzeugung ertheilen zu können. 
8. 156. 
= rer Die Publikation und Vollſtreckung des Erfenntniffes muß fofort nad 


der Beitätigung defjelben erfolgen. Cine Anrechnung der inzwifchen etwa 
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erlittenen Haft auf die erkannte Freiheitsitrafe findet nur dann Statt, wenn 
die Bejtätigung durch außerordentliche Umftände verzögert worden ift. 


8. 157. 

Ergiebt fih im Laufe der Unterfuchung, oder bei Aburtheilung, daß" as an 
die Sache vor ein Kriegsgericht gehört, fo it das Verfahren in das kriegz- petenz. 
rechtliche umzuändern. 

8. 158. 

Menn bei dem Verfahren, bei der Aburtheilung, oder bei der Beftäs !V- — ru 
tigung Zweifel entitehen, fo find zu deren Erledigung die Verhandlungen an 
das Staats-Minijterium einzureichen, welches erforderlichenfalls ein Gutachten 
des Oberlandesgerichts zu veranlaffen hat. 





Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Verfahren gegen Militärbeamte, 


$. 159. 


Die Vorſchriften des erſten Abfchnitts dieſes Titels finden auch auf 
Militärbeamte mit folgenden Abweichungen Anwendung. 


$. 160. 


Gegen Beamte, welche einem Befehlshaber und gleichzeitig einer Ver—!. —— erſter 
waltungsbehörde oder einem Verwaltungsvorgeſetten untergeordnet find, darf "ge Kmtsverbregen, 
wegen Verbrechen, bei deren Beurtbeilung es auf die befondere Kenntniß 
der Miffenfchaft oder Kunſt des Beamten ankommt, oder wodurd adminijt- 
rative Vorfchriften verlegt find, die Einleitung der vorläufigen, fo wie der 
förmlichen gerichtlichen Unterfuchung nur auf den Antrag der vorgefegten 
Dienftbehörde oder des Verwaltungsvorgefepten des Angefchuldigten erfolgen. 


8. 161. 

Sit die Unterfuhung wegen anderer als der im $. 160. bezeichneten 2 Bel anderen Ber- 
Berbrechen einzuleiten, fo muß der DVerwaltungsbehörde oder dem Berwal- — 
tungsvorgeſetzten durch den Kommandeur von der Einleitung der Unter— 
ſuchung Nachricht gegeben werden. 
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$. 162. 


3) Verfahren im Fall der Wird ein Militärbeamter während der Unterfuchung aus dem Beam: 


Dienitentlaffung e 
nes Beamten. 


4) Amtöjuspenfion. 


5) Verhaftung. 


6) BVertheidigung. 


2 tenverhältniß entlaffen, und verbleibt derfelbe unter der Militärgerichtsbarfeit, 
fo it das Verfahren nah Maßgabe feines Militärverhältmiffes fortzufegen. 
Tritt der Entlaſſene unter die Zivilgerichtsbarkeit, fo iſt Die Unter: 
ſuchung an das zuftändige Zivilgericht abzugeben. War aber vor der Ent: 
lafjung bereits ein Erkenntniß in erjter Inſtanz ergangen und publizirt, fo 
hat in den vorjtehend genannten Fällen das Militärgericht die Sache nad 
den Borfchriften dieſes Abfchnitts fortzufegen. 


8. 163. 


Die Amtsfuspenfion wegen Amtsverbrehen ($. 160.) zu verfügen, 
bleibt der Verwaltungsbehörde und beziehungsweife dem Verwaltungsvorge— 
festen überlaffen. 


$. 164. 


Muß die Suspenfion des Beamten wegen anderer Verbrechen eintreten, 
fo ijt fie von dem, mit Gerichtsbarkeit über den Angefchuldigten verfehenen 
Militärvorgefegten und der Verwaltungsbehörde oder dem VBerwaltungsvor- 
gefegten gemeinjchaftlich zu verfügen. 


$. 165. 


Wegen Befreiung von der Unterfuchungsbaft gegen Kaution finden die 
Beitimmungen der allgemeinen Landesgefege Anwendung. 


8. 166. 


Die Vertheidigung kann in allen Fällen durch einen nach den allge 
meinen Landesgefegen hierzu befugten NRechtöverftändigen, aber ſtets auf 
Koften des Anaefchuldigten, geſchehen und zwar entweder mündlich zu Pro: 
tokoll oder ſchriftlich. 


$. 167. 


Zur Ginreihung der Vertheidigungsfchrift iſt eine kurze Frift zu ſetzen. 
Bei etwaiger Verſäumniß diefer Friſt foll diefelbe zwar erneuert, gegen den 
füumigen Defenfor aber ein Strafdefret feiner vorgefepten Dienftbehörde ver- 
anlaßt werden. 
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$. 168. 


Bei der Publikation des Erfenntniffes it dem Angefhuldigten befannt 
zu machen, daß ihm das Nechtsmittel der meitern Bertheidigung gegen das 
Erfenntniß innerhalb zehn Tagen freiftehe. 

Befindet fich der Angeichuldigte in Haft und ift gegen denfelben auf 
Feſtungsarreſt erfannt, fo muß die Strafe vom Tage der Publikation des 
Erkenntniſſes gerechnet werden. 


8. 169. 


Berubigt fich der Angefchuldigte bei Dem Erfenntniß, oder meldet er 
innerhalb der vorgefchriebenen Friſt das Mechtsmittel der weitern Verthei— 
digung nicht an, fo ift das Erkenntniß rechtskräftig. 


$. 170. 


Ergreift der Verurtheilte das Nechtsmittel der weitern Vertheidigung, 
fo muß dafjelbe binnen zebn Tagen von Publikation des Erfenntniffes eriter 
Inſtanz, bei dem die Unterfuchung führenden Gericht eingelegt werden, 
widrigenfalls nach Ablauf diefer Friſt das Erkenntniß rechtskräftig wird. 


8. 171. 


Der Angefchuldigte ift zunächſt darüber zu vernehmen, ob er neue bis- 
her in den Akten nicht vorgekommene Umjtände oder Beweismittel zur Dar: 
legung feiner Unfchuld oder feiner geringern Strafbarfeit anzuführen babe, 
oder ob dergleishen nicht vorhanden und ob er in dieſem legtern Falle fich 
durch einen zu beftellenden Defenfor vertheidigen laſſen wolle. 


8. 172. 


Berlangt der Angefchuldigte eine neue Injtruftion, fo erfolgt die Aus: 
mittelung der neuen Thatfachen oder Aufnahme der Beweismittel, infofern 
dadurch eine Abänderung des eriten Erkenntniſſes bewirkt werden könnte, 
nach den für die Unterfuchung in eriter Injtanz gegebenen Borfhriften. Wird 
aber feitend des Gerichts die angetragene Ausmittelung für unerbeblich er— 
achtet, fo muß, ohne dadurch die Unterfuchung aufzubalten, der Defenſions— 
punkt ungefäumt berichtigt werden. 


8. 173. 


Wegen der Vertheidigung des Angefchuldigten finden die für erfte In— 
ftanz gegebenen Vorfchriften auch in zweiter Initanz Anwendung. 
Nr. 465. d, Be.» Samnıl. 11 


T) Publifation und 
Bollitredung des 
Grfeuntuifjes, 


8) Eintritt der Rechts 
kraft. 


11. Berfabren in zweiter 
Juſtanz. 
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8. 174. 


Wenn Ehrenverlegungen den Gegenftand der Unterfuchung bilden, fo 
muß der Inhalt der Alten, oder wenn feine neue Inſtruktion erfolgt iſt, 
blos die Erklärung des Angefchuldigten dem Kläger mitgetheilt und ihm freie 
geftellt werden, binnen einer kurzen präßluftvifchen Friſt eine Gegenerflärung 
zu den Alten einzureichen. 


8. 175. 


Das Erkenntmiß zweiter Inftanz ift von dem Oberlandesgerichte in nicht 
Öffentlicher Sigung abzufaffen, zu welchem Behufe die Akten nach geichlofle: 
nem Berfahren dahin abzufenden find. 


8. 176. 


Bei Abfaffung des Erkenntniſſes ift in der Negel nur zu beurtheilen, 
ob Gründe vorhanden find, welche eine Freiſprechung oder eine Herabfegung 
der in erfter Inſtanz erfannten Strafe zur Folge haben Eönnen. 

Ergiebt es fich jedoh, daß noch ein Fehler des Verfahrens zu ver: 
beffern, oder ein unerörtert gebliebener Umftand auszumitteln fei, fo muß 
zuförderit ein Nefolut abgefaßt und daffelbe dem Militärgericht zur Erledigung 
mitgetheilt werden. 


8. 177. 
Ift das Erkenntniß zweiter Inftanz abgefaßt, jo wird daffelbe fogleich 
dem Militärgericht zur Publikation überjendet. 
8. 178. 


Die Publikation des Erfenntniffes zweiter Inftanz gefchieht ebenfo, wie 
beim erften Urtel vorgefchrieben ift, nur muß dem Verurtheilten bekannt ges 
macht werden, daß dagegen fein ferneres ordentliches Rechtsmittel ftattfinde. 
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Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Berfabren bei Beleidigungen. 


8. 179. 


Beleidigungen der Militärperfonen unter einander find, fofern nicht die 1) Bei Beleidigungen der 


Fälle der $$. 130., 134. und 187. Thl. I. diefes Gefepbuches vorliegen, 
nur auf Antrag der dabei Betheiligten zu unterfuchen und zu betrafen. 


Nach erfolgtem Antrage findet das in diefem Gefepbuche vorgefchriebene 
Unterfuchungsverfahren Statt. 


8. 180. 


Dieſes Unterfuchungsverfahren ift auch bei Beleidigungen der Militär: 
perfonen gegen Bivilperfonen zu beobachten. Es ift jedoch in demfelben, 
wenn ſolche Beleidigungen oder Verläumdungen, für welche nad Art. 370. 
der allgemeinen Strafprozefordnung cin befonderes Verfahren verordnet ift, 
den Gegenjtand der Unterfuchung bilden, auch der Eidesantrag nad den 
Borichriften des Art. 371. und folgende der allgemeinen Strafprogefordnung 
als Beweismittel zuläffig. 


Auch kann, wenn Beweiſe nicht vollftindig erbracht find, auf einen 
Erfüllungs- oder Reinigungseid erfannt werden. 


8. 181. 

Nechtsmittel gegen Erfenntmiffe des Militärgerichts find, mit Ausnahme 
der Reititution und Nichtigkeitsbefhwerde, auch in Injurienfachen nicht zu— 
läffig. 

8. 182. 

In wechfelfeitigen Injurienſachen zwifchen Militär» und Zivilperfonen 
ift das Erkenntniß gegen die erfteren nicht eher zu vollftreden, als bis gegen 
die legteren rechtöfräftig erfannt ift. 


Militärperfonen unter 
einander. 


2) Bei Beleidigungen 
der Militärperfonen 
gegenZivilperfonen. 
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Vierter Abſchnitt. 


Bon dem Kontumazialverfahren gegen Deferteure, 


.$. 18. 
1. interfuhungävers MWenn die dienftlichen Ermittelungen den Verdacht der Entweichung 
DIE. gegen eine Perfon des Soldatenitandes begründen ($$. 92. — 94. Thl. 1.), 
fo bat der Kommandeur des Truppentheils fofort Die geeigneten polizeilichen 
Mafregeln zur Wicderergreifung des Abmefenden zu veranlaffen und dem 
mit gerichtöherrlichen Befugniffen verfehenen Vorgefegten davon Anzeige zu 

machen. 
$. 184. 


Sit der Abmefende Offizier oder Porteepee-Fähnrich, fo muß zur Ein- 
leitung der Unterfuhung der Befehl des Herzogs eingeholt werden. 


$. 185. 


A. Vorläufige Unters Bei der vorläufigen Unterfuchung hat das Gericht die Umitände, welche 
fuhung. den Verdacht der Entweihung begründen, näber feftzujtellen und die nächiten 
Angehörigen und den Vormund des Abmefenden Über den Aufenthalt des 
fegtern, unter Bekanntmachung der Folgen feines Ausbleibens, zu vernehmen 

oder deren Vernehmung zu veranlaffen. 


$. 186. 


Zugleich ift bei den Gerichten der Heimath des Abweſenden der Arreft: 
fchlag auf defien Vermögen bis zur Höhe von 1000 Thlrn. in Antrag zu 
bringen. 


Iſt der Abwefende ein Ausländer, fo findet der Arreftfchlag nur Statt, 
wenn er Vermögen im Anlande befigt. 


$. 187. 


- Mird der Aufenthaltsort des Abwefenden im Auslande ermittelt, und 
beiteht mit dem auswärtigen Staat eine Kartellfonvention, fo ift auf Grund 
derfelben die Auslieferung in Antrag zu bringen. 


$. 188. 


* —— unter⸗ Iſt innerhalb vier Wochen die Rückkehr des Abweſenden nicht erfolgt, 
oder iſt die Auslieferung deſſelben nicht zu bewirken geweſen, und der Ver— 
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dacht der Entweichung hinreichend begründet, fo ift der Defertionsprozeß zu 
eröffnen, und der Abwefende in den amtlichen Blättern öffentlich vorzuladen. 


8. 189. 


In diefer Vorladung, welche dreimal in die amtlichen Blätter zu Deffau 
und Köthen, nah Befinden auch in auswärtige Zeitungen einzurüden ift, 
muß ein auf drei Monate hinauszufepender, vom Zage der Ausgabe der 
amtlichen Blätter zu berechnender Zermin anberaumt und der Abwefende 
aufgefordert werden, fich fpäteftens in demſelben einzufinden, mit der War: 
nung, daß die Unterfuhung im Fall des Ausbleibens gefchloffen, der Mb: 
weſende für einen Deferteur erflärt und auf die gefeplich angedrohte Ver: 
mögensſtrafe erfannt werden würde. 


$. 190. 


Bon den die Vorladung enthaltenen amtlichen Blättern ift ein Erempla 
zu den Alten zu nehmen. 


8. 191. 
Eine BVertheidigung findet im Kontumazialverfahren nicht Statt. 
8. 192. 


Iſt der Borgeladene innerhalb der dreimonatlichen Frift nicht. zurückge— 
fehrt, oder fein Ausbleiben nicht genügend entfhuldigt, fo it durch ein 
Kriegsgeriht, der Verwarnung ($.. 189.) gemäß, in contumatiam gegen 
ihn zu erkennen. ö 

8. 193. 

Dei der Anordnung und Befegung des Spruchgerichts, fo wie bei der 
Abftimmung, tft nach den Vorfchriften des eriten Abſchnitts dieſes Titels zu 
verfahren; es findet jedoch die Zuziehung eines Stellvertreters !für die Ab— 
wefenden nicht Statt. 

8. 194. 


Der Inhalt des beftätigten Erkenntniſſes muß unter Angabe 

1) des Namens, des Geburtsortd und der Militärcharge des Verurtheil- 
ten, fo wie des Zruppentheils, bei welchem derfelbe geftanden hat, 

2) des begangenen Verbrechens, und 

3) der erfannten Strafe 


11. Spruchverfahren, 
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in den amtlichen Blättern, in welche die Borladung eingerüdt war, durch 
das Militärgeriht von Amtswegen befannt gemacht, zugleih auch, unter 
Beifügung einer Abfchrift des Erkenntniffes, eine Requifition wegen Ein- 
ziehung der Vermögensſtrafe an das betreffende Zivilgericht erlaffen werden. 


8. 195. 


une re ee er Wird vor der Eröffnung des Defertionsprozeffes der Tod des Abwefen- 
— den, der die Vermuthung der Deſertion ſich hat, ermittelt, ſo iſt, 
wenn er Vermögen hinterläßt, rückſichtlich der Vermögensſtrafe ein gericht— 

liches Verfahren einzuleiten und nach genauer Erörterung der Umſtände, 

welche die Vermuthung der Deſertion begründen, kriegsgerichtlich zu erkennen. 


8. 196. 
IV. a et Kehrt der Vorgeladene vor Publikation des Erkenntniſſes zurüd, fo 
—— wird das Kontumazialverfahren in das gewöhnliche Unterſuchungsverfahren 
umgeleitet. 
$. 197. 


Kehrt der Verurtheilte nach Publikation des Erfenntniffes zurüd, fo ift 
das gewöhnliche Unterfuchungsverfahren zu eröffnen und in dem neuen Ers 
fenntniffe das frühere KRontumazialurtheil mit allen feinen Wirkungen wieder 
aufzuheben. 


Eine öffentliche Belfanntmahung des Erkenntniffes, durch welches das 
Kontumazialurtheil aufgehoben wird, findet nur dann Statt, wenn auf reis 
fprehung erkannt ift. 


8. 198, 
V. Berbindung des Ber Iſt von einem Militärgericht gegen mehrere Abweſende der Defertiond: 
Deren mehrere prozeß einzuleiten, fo Tann die Vorladung in einer und derfelben Gbdiktal- 


Zitation erfolgen, auch von einem Kriegsgericht über die Angefchuldigten er 
fannt werden; es find jedoch wegen jedes einzelnen Defertionsfalles befondere 
Alten anzulegen. 


— — — — nn 
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Fünfter Abſchnitt. 


Bon der Reftitution gegen militärgerichtlihe Erfenntniffe und von der 
Nichtigkeitsbefchwerde gegen biefelben, 


$. 199. 


Ein rechtskräftig DVerurtheilter oder nur wegen mangelnden Beweiſes ı Reftitution. 


der Schuld Freigefprohener ($. 105.) fann nur alddann auf Reftitution 
und folglich auf eine neue Unterfuchung und Entfcheidung antragen: 
1) wenn er feine Unfchuld durch neue, in der bisherigen Unterfuchung 
nicht aufgenommene Beweismittel darthun will, oder 
2) wenn er auf den Grund eines zu feinem Nachtheil verfälfchten Do— 
kuments oder beftochener Zeugen verurtheilt worden ift. 


$. 200. 


Ein fo begründetes Reititutionsgefuch findet auch alddann noch Statt, 
wenn der DVerurtheilte die Strafe ſchon abgebüßt hat. 


8. 201. 

Das Reftitutionsgefuch ift bei dem Militärgericht anzubringen, bei wel- 
hem das Erkenntniß ergangen iſt. 

Das Gericht hat dem Imploranten mit dem Geſuch umftändlich zu 
Protokoll vernehmen zu laffen, und wenn daflelbe fubftanzirt ericheint, die 
Inftruftion der angegebenen Beweismittel zu bewirken. Hiernächſt find die 
Verhandlungen dem Stautd-Minifterium zu überfenden, welches von dem 
Oberlandeögerichte die Entfcheidung über das Reſtitutionsgeſuch einzufor- 
dern hat. 

$. 202. 


Der Antrag auf Reftitution hemmt die Vollſtreckung des Erkenntniſſes 
nur, wenn daſſelbe auf Todesftrafe lautet. 


$. 203. 


Iſt nach der Entfcheidung des Oberlandesgerichts das Reftitutiondgefuch 
unbegründet, jo wird das hierauf lautende Refolut dem Gericht, bei welchem 
das Reftitutionsgefuch angebracht worden, mit den Alten zugefchiet und von 
Diefem dem Imploranten publizirt. Gegen ein folches Refolut it nur der 
Rekurs an den Herzog zuläffig. 


A. Reititutionsgründe, 


B. Berfahren. 


C. Erkenntniß. 


11. Nichtigkeltsbeſchwerde. 


I. Verfahren. 
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8. 204. 


Erachtet dagegen das Oberlandesgericht das Reftitutionsgefuch für zus 
läffig, fo wird das angefochtene Erkenntniß mit dem erjtatteten qutachtlichen 
Berichte vom Staatd-Minifterium dem Herzoge zur Aufhebung überreicht. 


8. 205. 


Wird das angefochtene Erfenntniß aufgehoben, fo muß jedesmal bei 
dem Gericht, bei welchem die Unterfuchung gefhwebt hat, unter Berüchſich— 
tigung der Borfchrift des $. 121. von Neuem erkannt werden, infofern feine 
befondere Beitimmung des Herzogs dieferhalb erfolgt. 

Die Betätigung des neuen Erkenntniſſes erfolgt durch Denjenigen, von 
welchem das frühere Erkenntniß beftätigt worden iſt. 


8. 206. 


Wird von dem Angefchuldigten ein Erfenntnig nach Eintritt der Rechts— 
fraft ald nichtig angefochten, jo tritt in den Fällen der $$. 39. und 52. 
das in den $$. 201. bis 206. angegebene Verfahren ein. 


Schfiter Abſchnitt. 


Bon der Umwandlung der durch Zivilbehörden verhängten Geldbußen in 
Freibeitöftrafen. 


8. 207. 


Geldbußen, welche von den Zivilbehörden im dem zu ihrer Kompetenz 
gehörenden Fällen wider Militärperfonen verhängt find, müffen durch das 
betrefjende Militärgericht eingezogen und an die Zivilbehörde abgeliefert 
werden. 

Kann die Geldbuße nicht erlegt werden, fo it diefelbe von dem Militär: 
gerichte ($. 131.) in verhältnigmäßige Freiheitsftrafe umzuwandeln. 

Bon der Vollſtreckung der Strafe ift der Zivilbehörde Nachricht zu geben. 


$. 208. 


Bei Umwandlung der Geldbußen in militärifche Freibeitsftrafen ift nach 
den Beitimmungen des $. 66. Thl. I. diefes Geſetzbuches zu verfahren, doch 
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darf, infofern nicht durch befondere Gefepe ein Anderes bejtimmt ift, die 
Dauer der militärifchen Freibeitsftrafe, melde an die Stelle”einer Geldbuße 
oder auch mehrerer gleichzeitig zur Vollitrefung fommender Geldbußen tritt, 
eine zweijährige Freiheitsſtrafe niemals überfteigen. 


$. 209. 


Refolute wegen Umwandlung von Geldbußen in Freiheitsftrafen find m. worum der Um⸗ 
von drei zu drei Monaten an das Staats-Minifterinm zur Revifion einzu. ""Plungerefolute, 
fenden. 

8. 210. 

Ueberfteigt bei Offizieren die ftatt der Geldbuße zu verhängende Frei⸗— I. ———— 
heitsſtrafe eine vierzehntägige Arreſiſtrafe, fo iſt das Reſolut durch dag NT Pen berzeos. 
Staats-Minifterium zur Beitätigung ded Herzogs einzureichen. 


Sicebenter Abſchnitt. 
Von den Kofen. 


8. 211. 


Bon den der Militärgerichtsbarfeit unterworfenen Perſonen haben in ! Foten. 
den vor das Militärgericht gehörenden Straffachen die Koftenfreiheit: 
a. alle Militärperfonen des Soldatenftandes von den Porteepee Unter: 
offizieren abwärts; 
b. die im Unteroffizierrange ftehenden Militärbeamten. 


$. 212. 


Dieſe Koftenfreiheit ($. 211.) jteht auch allen Offizieren zu, mit Aus— 
nahme der penfionirten Offiziere, welche nicht blos von einer Penfion von 
150 Thlrn. jährlich oder darunter fubfiftiren. Ausgefchloffen bleibt diefe Ko— 
ftenfreiheit binfichtlich ſämmtlicher der Militärgerichtsbarfeit unterworfenen 
Offiziere nur in Injurienfachen. 
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11. Stempel, 


I. Gebühren 
A. der Zeugen und 
Sachverſtändigen. 


B. des Vertheidigers. 


IV, Vorſchuß baarer 
Auslagen. 
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5. 218; 


In Unterfuchungsfahen gegen die der Militärgerichtsbarkeit unterwor: 
fenen Berfonen, welche nicht zu den $$. 211. und 212. genannten gehören, 
ift die Koftenpflichtigkeit nach den Beftimmungen der allgemeinen Landesge— 
fege zu beurtheilen. 


$. 214. 


Wenn gegen einen Angefchuldigten, dem die Koftenfreibeit nach $$. 
211. und 212. zuiteht, vor deſſen Eintritt in den Dienftitand eine Unter: 
fuchung bei den Zivilgerichten geführt wird und auf das Militärgericht über: 
gebt ($. 10.), fo ift feine Koftenpflichtigkeit bis zu diefem Zeitpunkte nad 
den Gefegen zu beurtheilen, welchen er bis dahin unterworfen war. 


8. 215. 
Der Gebraud von Stempelpapier ift in Militärftraffachen ausgefchloffen. 


$. 216. 


Militärperfonen fünnen als Zeugen oder ald Sachverftändige in mili- 
tärgerichtlichen Unterfuchungen weder Gebühren noch Verſäumnißkoſten, ſon— 
dern nur, wenn fie zum Zweck der Vernehmung ihren Aufenthaltsort ver: 
laffen müffen, die bei Kommandos ihnen zuftchenden Kompetenzen oder be— 
ziehungsweife Diäten und Reifefoften fordern. 

Zeugen und Sachveritändige vom Zivilftande erhalten auf Verlangen 
Gebühren, fo wie Neife-, Zehrungs= und Verſäumnißkoſten, nach den bei 
den Zivilgerichten geltenden Grundfägen. 


$. 217. 


Alle Offiziere und Militärbeamten find zur Bezahlung der Defenftons- 
gebühren verpflichtet, wenn fie einen Rechtsanwalt zum Bertheidiger wählen. 


8. 218. 


Baare Auslagen, welche ala ſolche in den über die unerläßlichen Koſten 
in Unterfuchungsfachen betehenden allgemeinen Borfchriften bezeichnet werden, 
find von dem Truppentheil, zu welchem der Angefchuldigte gehört, vorzu— 
ſchießen, und wenn der Verurtheilte nicht foftenpflichtig uder die Wicderein- 
ziehung nicht zu bewirken iſt, durch die Militärkaffe zu erftatten. 
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$. 219. 


Die Feftfepung der Koften und baaren Auslagen erfolgt von dem Miz V. Beftfebung der Koften 
fitärgericht. Wird gegen die Feſtſetzung VBefchwerde erhoben, fo hat das "Paaren Auslagen. 
Staats -Minifterium darüber zu enticheiden. 


$. 220. 
Die in foftenpflichtigen Unterfuchungen eingezogenen Koften fließen im VI. Ablieferung der ein, 
die Militärkaffe und find jährlich am diefelbe zu verrechnen. ee 
8. 221. j 


Auf aleiche Weiſe find die von den Militärbehörden durch Erkenntniffe, 
Refolute, oder im Wege der Disziplin verbängten Gelditrafen an die Mili- 
tärfaffe abzuliefern. 


8. 222. 
Koften und baare Auslagen in den Kontumazialverfahren gegen Defer: vu. Koiten im Kontus 
teure find aus der eingezogenen Vermögensftrafe zu erftatten. Grfolgte reis Mmazlalverfabren ges 


gen Deſerteure. 


fprehung des Angeklagten oder war die —— der erkannten Strafe 
nicht zu bewirken, ſo ſind die entſtandenen Koſten und gemachten baaren 
Auslagen bei der Militärkaſſe zu liquidiren. 


8 223. 
Wo in foftenpflichtigen Unterfuchungen Koften eintreten, find diefelben vum. Sporteitage. 
von dem Militärgerichte nah Maßgabe der Gebührentare zu liquidiren, 


welche der allgemeinen Strafprozegordnung für das Herzogthum Anhalt: 
Deffau- Köthen vom 28. Mai 1850 beigefügt ift. 
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Beilage zum Strafgefeßbuche. 
Litt. A. 


Vorſchriften 
über die Feſtſtellung des Thatbeftandes verübter Verbrechen. 


5: 1. 

Ein wefentliches Erforderniß jeder Unterfuhung ift die Aufnahme des 
Thatbeitandes, d. b. die Yeititellung derjenigen Umjtände, welche es gewiß 
oder doch höchſt wahrfcheinlih machen, daß ein Verbrechen begangen wor: 
den ift. 

8§. 2. 


Verhalten der Gerichts: Die Ausmittelung des Thatbeftandes erfordert vorzüglihe Sorafalt. 
a. Im Allgemeinen. Der Inquirent muß in der Regel da, wo es möglich ift, durch eigene finn- 
lihe Wahrnehmung fi) von den die That bezeichnenden Umſtänden über: 
zeugen, wenn Dies aber nicht gefchehen fann, die über den Thatbeftand vor— 
bandenen Beweismittel aufnehmen. Inſoweit der Grfolg der That und der 
dadurch angerichtete Schaden das Strafmaß beftimmt, find dabei in der Regel 

Sachverſtändige zuzuzieben. 

j 8. 3. 


Der Ihatbeitand muß feftgeftellt werden, wenn auch der Verbrecher ein 
vollftändiges Belenntniß abgelegt bat. 


$. 4. 


b. Wenn das Berbres Bei Verbrechen, die ihrer Natur nach feine in die Sinne fallenden 
chen feine Spuren S - : . : — Inſubordi 
—5———— zn —— (wie dies in der Regel bei der Inſubordination durch 


orte, Zeichen oder Geberden der Fall iſt), oder deren Spuren durch die 
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Länge der Zeit verloren gegangen find, muß der Inquirent bemüht fein, die 
Eriftenz des Verbrechens durch Aufnahme der darüber vorhandenen Beweis: 
mittel ins Licht zu ftellen. 


S. 5. 

Hat eine That, welche gewöhnlich Spuren zu hinterlaffen pflegt, feine 
zurüdgelafen, fo ift der Grund diefer Ausnahme zu ermitteln und alles 
dasjenige durch aufzunehmende Beweismittel zu erfegen, was der finnlichen 
Darftellung abgeht. 


$. 6. 

Sind dagegen Spuren des Verbrechens wirklich vorhanden, fo muß 
dafür geforgt werden, daß deren Dafein und Befihaffenheit fih aus den 
Alten zuverläfig ergebe. 

$. 7. 


Bei körperlichen VBerlegungen ift das Atteft eines Militärarztes (oder 
andern approbirten Arztes) und eines als Wundarzt approbirten Militär- 
hirurgus oder andern approbirten Wundarztes, oder zweier approkirten 
MWundärzte, zu den Akten zu bringen. Diefes Atteft wird von beiden Sad: 
verjtändigen gemeinschaftlich unter ihrer Unterfchrift, wenn fie aber verfchie- 
dener Meinung find, von einem jeden befonders ausgeitellt. 

Fit die förperliche Verlegung nicht erheblich, fo genügt das Atteft eines 
als Wundarzt approbirten Militärchirurgus oder andern approbirten Wund— 
arztes, infofern daffelbe nicht etwa verdächtig oder übertrieben erfiheint. 


$. 8, 

Dem andzuftellenden Atteft über die vorgefundenen Verletzungen müſſen 
die Sachverftändigen jedesmal ihr Gutachten darüber beifügen, ob der Be— 
fihädigte an feiner Gefundheit oder an feinen Gliedmaßen einen bleibenden 
Nachtheil zu befürchten habe, oder ob die Verlegung lebensgefährlich ges 
weſen fei. 

8. 9. 


Sp lange der Bermundete lebt, und das Wundatteft nicht etwa fo ver- 
dächtig ift, daß eine zweite Ärztliche Unterfuchung ftattfinden muß, ift eine 
gerichtliche Befichtigung und Unterfuhung der erhaltenen Verlegungen nicht 
erforderlich; doch muß der Verwundete gerichtlich über die an ihn verübte 
That, foweit es gefchehen kann, forgfältig vernommen werden. 


c. Benn dbasBerbrecdhen 
Spuren zurüdgelafs 
fen bat. 


d. Bei körperlichen 
Berlepungen. 


e. Bei erfolgter Tödtung. 
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$. 10. 


Iſt bei Srauenzimmern die Befichtigung der Geburtötheile nothwendig, 
jo muß ftatt des Wundarztes ein vereidigter Geburtähelfer oder eine ver: 
eidigte Hebamme zugezogen werden. Sind jedoch die Geburtstheile fo ver: 
legt, daß eine Heilung derfelben nothmwendig wird, fo ift ein approbirter " 
Wundarzt zuzuziehen. 


8. 11. 


Hat eine Beſchädigung den Tod des Verlegten zur Folge, fo geichieht 
die Befichtigung des Leichnams im Beifein des befepten Unterfuchungsgerichts 
durch einen Militärarzt oder Phyſikus und durch einen als Wundarzt appro= 
birten Militärchirurgus oder durch einen andern vereideten Wundarzt. 

Wenn der zugezogene Arzt und Wundarzt fein Militärarzt, Phyſikus, 
oder zu gerichtlichechirurgifchen Handlungen vereidigter Wundarzt ift, fo muß 
zu den Alten vermerft werden, daß derſelbe approbirter Arzt oder Wund— 
arzt fei. 


8. 12. 


Wenn eine Militärperfon nicht unter den Augen ihrer Hausgenoffen 
oder anderer unbefcholtener Perfonen auf natürliche Weiſe ftirbt, fondern 
durh Gewalt, Zufall, Selbftmord oder auf unbekannte Art ums Leben 
fommt, fo muß dies von Denjenigen, die einen folchen Vorfall entdecen, 
dem nächiten vorgefegten Befehlshaber angezeigt, und die Beerdigung bis 
nach erfolgter gerichtlicher Befichtigung des Leichnams ausgefegt werden. 


$. 13. 


Sobald der vorgefegte Befehlshaber eine folche Anzeige erhält, fo ift er 
verpflichtet, ohne den geringiten Beitwerluft die zur Nettung des vielleicht 
Scheintodten erforderlichen Mafregeln zu treffen, dem am Orte anmefenden 
Auditenr, oder, wenn ein folcher nicht am Drte befindlich ift, dem nächiten 
Zivilrichter fogleih von dem Vorfall Nachricht zu geben, ihm dabei die ob- 
waltenden Umſtände kürzlich anzuzeigen und zu veranftalten, daß, wenn die 
Rettungsmittel nicht fruchten, der Körper bis zur Ankunft des Richters durch 
zuverläffige Perſonen von der Stelle, an welcher er gefunden ift, erhoben 
und dergejtalt aufbewahrt werde, daß er nicht durch Ungeziefer, andere 
Tbiere oder durch Fäulniß fchneller als gewöhnlich zerftört werden fünne. 
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8. 14. 


Nimmt der requirirte Richter aus den ihm mitgetheilten Umſtänden 
wahr, daß es nach den Vorſchriften des $. 21. einer förmlichen Obduktion 
bedürfe, fo muß er bewirken, daß die fchleunigft zu veranlaffende Befichtigung 
an Ort und Stelle durch die erforderlichen Sachverftindigen ($. 11.) im 
Beifein des bejegten Unterfuchungsgerichts erfolge. 


8. 15. 


Erhellt dagegen aus den mitgetheilten Umſtänden die Nothwendigfeit 
der Zuziehung der Sachverftändigen nicht, jo muß der Richter zur Vermei— 
dung überflüffiger Koften allein fich fofort an Ort und Stelle verfügen. 


8. 16. 


Sobald der Richter an Ort und Stelle fommt, muß er die Umſtände, 
unter welchen der todte Körper gefunden oder deffen Tod erfolgt it, ſorg— 
fältig unterfuchen und zu Protofoll verzeichnen. Findet er, daß noch einige 
Hoffnung übrig bleibt, den vielleicht Scheintodten ins Leben zurüczubringen, 
und ift zur Nettung defjelben bis dahin fein Arzt oder Chirurgus herbeige— 
holt, fo muß er dies ohne Zeitverluft veranitalten. 


8. 17. 


Grgiebt fich bei diefer Unterfuchung, daß der Tod durch Selbſtmord, Thhrr Feet 
Zufall oder irgend eine Begebenbeit bewirkt iſt, bei welcher die Schuld eines ten erfolgt it, 
Dritten nicht zum Grunde liegt, fo bedarf es blos einer äußern Befichti- 
gung des Leichnams von Seiten des Richters, ohne Zuziehung der Sad) 
verjrändigen. 

Nach erfolgter Beſichtigung ertheilt der Richter die Erlaubniß zur Be— 
erdigung des Leichnams. 


$. 18. 


It das Militärgericht und das nächte Zivilgericht von dem Orte, wo 
der Leichnam gefunden worden, gleichweit entfernt, fo ift das erjtere zur Bes 
fihtigung des Leichnams verpflichtet. 


8. 19. 


Sit in dem Fall des $. 17. die Befichtigung des Leichnams von Sei 
ten eines Zivilrichters erfolgt, fo find die darüber aufgenommenen Verhand— 
lungen an den requirirenden Befehlshaber abzugeben, welcher fodann diefelben 


Berfabren, wenn der Tod 
durch die Schuld eines 
Dritten erfolgt iſt. 


Anerkenntniß des Leiche 
named, 


f. Bei Diebitäblen, 
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— an den mit der Gerichtsbarkeit verſehenen Kommandeur be— 
fördert. 

Wenn ein Auditeur die Beſichtigung vorgenommen hat, fo übergiebt er 
felbjt die darüber fprechenden Verhandlungen dem Kommandeur. 

Infofern über die Veranlaffung des Selbjtmordes einer Militärperfon 
Zweifel oder folche Umſtände obwalten, daß eine nähere Ermittelung nötbig 
erfcheint, muß diefe der Kommandeur verfügen. 


8. 21. 


Entſteht bei der äußern Befichtigung des Leichnams der geringfte Ber 
dacht, daß der Tod durch Vergiftung oder durch Schuld eines Dritten be— 
wirft wurde, fo muß die Obduktion nach den darüber beftehenden gefeglichen 
Borfchriften durch Sachwverftändige im Beifein des befegten Unterfuchungsges 
richts gefchehen. Hierbei kann der Militärarzt oder byfifus durch einen 
befonders zu vereidigenden Arzt und der Wundarzt durch einen zweiten Arzt 
erjegt werden. 

5 22, 


Iſt der Inquirent, welcher die Obduktion dirigirt, mit dem Militär- 
arzt oder deſſen Stellvertreter darüber verfchiedener Meinung, ob e8 der Ob: 
duktion bedürfe, fo muß Ddiefelbe gefchehen, fobald auch nur einer von ihnen 
dafür ftimmt. 

8. 23. 


Die Leiche muß vor der Obduktion denen, die den Berftorbenen ge— 
fannt haben, und wo möglich dem vermuthlichen oder geftändigen Thäter zum 
Anerfenntniß vorgelegt werden. Sollte dies nicht möglich fein, fo muß fich 
der Inquirent auf alle Art vergewiffern, daß im Betreff der Leiche weder 
ein Irrthum noch eine Verwechſelung vorgefallen fei. 


8. 24. 

Iſt die Leiche eines in Folge einer tödtlichen Verlegung Geftorbenen 
über die Seite gefchafft umd dadurch der weitern Nachforfhung und Beſich— 
tigung entzogen worden, fo find ftatt der fonft erforderlichen Obduktion be— 
fonders diejenigen Thatfachen, durch welche die Wegichaffung der Leiche be— 
wirft worden, zu ermitteln. 

8. 25; 

Bei Diebftählen dur Einfteigen oder. Erbrechen, welche Spuren bin- 

terlafien haben, muß der Inquirent, wenn die gebrauchte Gewalt nicht auf 
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andere Art erwiefen werden kann, an Ort und Stelle den Augenfchein von 
den hinterlaffenen Spuren einnehmen und den Befund zu Protokoll ver: 


eichnen. 
* 8. 26. 


Der Werth des Entwendeten ift, wenn die entwendeten Sachen herbei- wehßekung — zn 
geſchafft werden fünnen und der Werth derfelben auf die Veftimmung der N geſohlenen Sagen. 
Strafe von Einfluß ift, in der Regel durch Sachverſtändige auszumitteln. 

Die Schätzung folcher Sachen aber, welche zum gewöhnlichen Gebrauch 
dienen, fann von dem Inquirenten felbit, oder wenn diefer fich deſſen ent— 
halten will, in Grmangelung eines dazu beftimmten Sachverftändigen, von 
jedem Hausvater gefchehen, und zwar, wenn diefer glaubwürdig ift, ohne 
defien Vereidigung. 

8. 27. 

Können die entwendeten Sachen nicht herbeigeſchafft werden, oder ſind 
Geldſummen entwendet worden, ſo iſt der Beſtohlene verbunden, den ge— 
meinen Werth der geſtohlenen Sachen zur Zeit der Entwendung anzugeben. 

Der eidlichen Beſtärkung dieſer Angaben des Beſtohlenen bedarf es nicht, 
wenn gegen deſſen Glaubwürdigkeit kein Zweifel obwaltet, der Verbrecher des 
Diebſtahls geſtändig iſt und gegen die Werthangabe keine Einwendungen hat. 

Fehlt es an einer dieſer Vorausſetzungen, ſo iſt der Beſtohlene ver— 
bunden, die Werthangabe eidlich (oder wenn er einer Religionspartei ange— 
hört, welche die Eidesleiſtung für unzuläffig hält, nad) feinen Religions— 
grundfägen an Eides Statt) zu erhärten. 


8. 28. 
Daß der Beftohlene die Entwendung felbft eidlich erhärte, ift im Der Eidliche Beftärkung bes 
Regel nicht erforderlich, Diebftahle. 
8. 29. 


Hat jedoch der Inquirent gegründete Vermuthungen, daß die Entwen- 
dung nur vorgefpiegelt werde, fo muß er den angeblich Beftohlenen zur 
nähern Befcheinigung der vorgegebenen Entwendung, und wenn deffen An: 
gaben durch die aufgenommenen Befcheinigungsmittel einigermaßen unterſtützt 
werden, oder jene Bermuthungen minder erheblich find, zur eidlichen Be— 
ftärfung feiner Anzeige anhalten. 

eigert fich der angeblich Beftohlene, die Entwendung eidlich (oder an 
Eides Statt) zu erbärten, fo fällt der Grund zur Fortſetzung der Unter 
fuchung weg. 
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g- Beim Raube. 


h. Bei Brandftiftungen. 
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$. 30. 


Der von dem Bejtohlenen über die Größe des Diebftahls zu Teiftende 
Eid ift dahin zu faffen: daß er die geftohlene Sache, ihrem wahren: Werthe 
nach, mindejtens auf fo hoch fchäße. 


$. 31. 


Beim Raube muß der Inguirent an Ort und Stelle fi) durch den 
Augenfchein von den hinterlaffenen Merkmalen unterrichten und den Befund 
zum Protokoll niederfchreiben. 


8. 32. 


Iſt beim Raube Jemand körperlich befhädigt worden, fo kommen die 
in Abficht des Thatbeitandes bei fürperlichen Verlegungen gegebenen Bor: 
fhriften ($. 7. und folgende) zur Anwendung. 


8. 33. 


Deim Straßenraube muß der Inquirent zugleich durch Befichtigung des 
Orts der begangenen That oder durch Vernehmung der darüber etwa vor: 
bandenen Zeugen fich zu vergewiffern fuchen, daß der Raub wirklich an einem 
ſolchen Orte verübt worden iſt, welcher nach den Strafgefegen zum Begriff 
des Straßenranbes gehört. 


$. 34. 


Iſt in einem zu militärifchen Zwecken benugten Gebäude Feuer ent: 
ftanden, fo fteht der erite Angriff und die Einziehung der erften Nachrichten 
der betreffenden Militärbehörde zu, welche, wenn ſich dabei Anzeichen einer 
vorſätzlichen oder fahrläſſigen Brandſtiftung — — die aufgenommenen 
Verhandlungen ſofort an das kompetente Gericht abzugeben hat. Das Ge— 
richt aber iſt ſchuldig und befugt auf Abgabe der Verhandlung zu dringen, 
wenn es Veranlaſſung hat, eine vorſätzliche oder fahrläſſige Brandſtiftung zu 
vermuthen und die Abgabe der Akten verzögert wird. 

Findet ſich nach Lage dieſer Akten in Bezug auf die Feſtſtellung des 
Zhatbeitandes noch etwas zu erinnern, fo hat der Inquirent folches fofort 
nachzubolen, die Branditelle erforderlichen Falls in Augenfchein zu nehmen, 
dabei die Entfernung der Brandftelle von andern Gebäuden, die Beſchaffen— 
heit derfelben, und die Gefahr zu erörtern, in welche die Einwohner oder 
andere nebenſtehende Gebäude oder Gegenftände durch die Brandftiftung ge: 


Vorſchriften über die Feſtſtellung des Thatbeftandes vwerübter Verbrechen. 9 


rathen find, und befonders auf Diejenigen Umftände fein Augenmerk zu rich: 
ten, durch welche die Entitehungsart des Feuers erklärt werden kann. 


$. 35, 


Der Betrag des Schadens, welcher durch die Brandftiftung an unbe: 
weglichen und beweglichen Gegenjtänden entitanden ift, muß nach vorgängiger 
Ausmittelung des Zuftandes, in welchem ſich die Sache vor dem Brande bes 
funden hat, N Sachverſtändige oder Zeugen ins Licht gefept werden. 

Wenn der Werth der Gebäude aus ſchon vorhandenen Zaren erhellt, 
fo find diefe fo lange zum Grunde zu legen, bis entweder der Eigenthümer 
Verbefferungen oder der Brandftifter die Entwerthung nad N Auf: 
nahme der Taxe nachgewiefen hat. 


$. 36. 


Bei Tumulten, zu deren Stillung kommandirtes Militär eingeſchritten 
iſt, wird der Thatbeſtand durch die amtliche Darſtellung des kommandirenden 
Befehlshabers feſtgeſtellt. 

Derſelbe hat darin über folgende Gegenſtände Auskunft zu ertheilen: 
über die Veranlaſſung ſeines Einſchreitens, über den an die zuſam— 
mengelaufene Volksmenge erlaſſenen Befehl, ob er ihn zu wieder⸗ 
holen genöthigt geweſen, und die Wirkung deſſelben, ob eine thät— 
liche Widerſetzung ſtattgefunden, worin ſie beſtanden, ob von Seiten 
der Tumultuanten ein Augriff mit Waffen oder anderen Werkzeugen 
erfolgt iſt, ob mit Steinen oder anderen Gegenſtaͤnden geworfen wor: 
den, ob und welchen Gebrauch er von den Waffen, insbefondere von 
der Schußwaffe gemacht, und wie er den Auflauf gedämpft hat, end- 
ih ob und was für Beichädigung an Perfonen oder Sachen er- 
folgt ift. 

Eind mehrere Befehlshaber in Thätigkeit geweien, fo geht die Dar- 
ftellung von dem oberften von ihnen aus, die Berichte der übrigen werden 
beigelegt, infomweit diefelben der Zeit oder dem Orte nad jelbititändig ge— 
handelt haben. Die nähere Bezeichnung an Perfonen und Sachen, fomeit 
es nöthig it, erfolgt von der Polizeibehörde, wird dem fommandirenden 
Befehlshaber zugeftellt und bildet einen Theil feiner Darftellung. 


8. 37. 


Bei Münzverbrechen ift, wenn es auf ein fachverftändiges Gutachten 
darüber, ob die in Befchlag genommene Münze falfch fei, ankommt, diefes 


1. Bei Zumulten, zu des 
ren Stillung kom⸗ 
mandirtee Militär 
eingefchritten iſt. 


k. Bei Münzverbrecben. 


100 Mititär- Straf-Gefegbud. 


Gutachten jedesmal von der Regierung unter Zufendung der in Befchlag ge: 
nommenen Münze einzuholen. 


$. 38; 
1. Bei Kaſſenverbrechen. Bei Kaffenverbredhen dient der von der vorgefegten Kaffenbehörde ge- 
zogene Defekt zur Feftitellung des Thatbeitandes. 
$. 39. 


Di Fälfhung öffent» Bei Berfälfchung öffentlicher Papiere ift diejenige Behörde, welche der: 
BE IRPER, gleichen in Umlauf gefegt bat, zur Abgabe eines fehriftlichen Gutachtens 
über die Falfchheit oder Uechtheit der in Befchlag genommenen Papiere auf 
zufordern. 
8. 40. 


. Beim Bankerut, In Konkurfen über das Vermögen von Militärperfonen muß das den 


Konkurs dirigirende Zivilgericht die aus den Konkurdfachen ſich ergebenden 
Thatfahen, aus welchen auf einen ftrafbaren Banferut gefchloffen werden 
fann, dem kompetenten Militärgericht- mittbeilen. 

Zur Gröffnung einer Unterfuchung wegen Banferuts aber ift e8 hin: 
reihend, wenn eine Infuffizienz des Vermögens dargethan worden und die 
Entftehung der Schuldenlaft fih nur durch ein betrügliches, muthwilliges 
oder unbefonnenes Benehmen erklären läßt. Ueber den Betrag der Infuffi- 
zienz bedarf es feiner weitläufigen Grörterung, fondern es it genug, wenn 
der Inquirent die aus den Konkursakten darliber gefammelten Nachrichten 
zufammenftellt und dem Angefhuldigten zur Erklärung vorlegt. 
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Erfter Theil. 


Allgemeine Beitimmungen. 
Art. 1. 


Als Polizeivergehen find folhe Handlungen oder Unterlaffungen zu 1) Bon den Soligeiver: 


ftrafen, welche durch das gegenwärtige Gefepbuch oder dur die nah Map- 
gabe deſſelben fortbeitehenden oder künftig zu erlaffenden Verordnungen mit 
Strafe bedrohet find. 

Art. 2. 


Alle Handlungen, welche 
1) die öffentliche Sicherheit und Ruhe und die gefegliche Ordnung im 
Staate ftören oder gefährden, 
2) die Sittlichfeit öffentlich verlegen und 
3) für Leben, Gefundheit, Eigentbum und Wohlfahrt der Unterthanen 
gemeingefährlich find, 
find, fo meit fie nicht fchon nach dem Strafgefegbuche vom 28. Mai 1850 
der peinlihen Beftrafung anheim fallen, polizeilich jtrafbar, wenn fie auch 
im nachitehenden Polizei -Strafgefege nicht befonders aufgeführt find. 


Art 8, 


Unterlaffungen find polizeilich nur fo weit ftrafbar, als fie im Polizei— 
Strafgefege oder anderen beftehenden oder zu erlaflenden Gefegen oder Ver: 
ordnungen ausdrüdlich mit Strafen bedrohet find. 

Dafjelbe findet Statt in allen Fällen, in welchen es fih nur um Beein- 
trächtigung des Eigenthums oder anderer Rechte einzelner Perfonen und 
Gemeinden oder um Berlegung der perfönlichen Freiheit oder Ehre handelt. 


Art, 4, 


Den Beftimmungen diefes Gefeges find alle Inländer, fo wie diejeni- 
gen Ausländer, welche eine Bolizeiübertretung im Inlande begangen baben, 
unterworfen. 

N 


geben überhaupt. 


2) Bon den Boligeiitrafen. 


a. Gefängnißitrafe. 


b. Gelditrafe. 


2 Polizei » Strafgefeh. 


Polizeiübertretungen, die im Auslande begangen werden, follen in dem 
Inlande nur dann beitraft werden, wenn dies durch befondere Gefege oder 
Staatöverträge angeordnet ift. 

Art. 5. 
Die Polizeiftrafen find: 
1) Gefänaniß, 
2) Geldbuße, 
3) körperliche Züchtigung, jedoh nur bei Kindern über fieben und unter 
zwölf Jahren und 
4) Verfall (Gonfiscation) einzelner Sachen. 


Art. 6. 


Die polizeiliche Gefängnißftrafe befteht in der Regel in einfacher Frei: 
heitsentziehung. 

Wenn nad dem Gefege gefhärftes Gefängniß eintreten foll, fo er 
folgt folches durch Befchränfung der Koft des Gefangenen auf Wafler und 
Brot. Diefe Befchränkung darf jedoch nicht zwei Tage hinter einander ftatt: 
finden. 

Art. 7. 


Die Geldftrafen fließen, infofern nicht für befondere Fälle ein Anderes 
beftimmt ift, in die Staatskaſſe. 
Art. 8. 


Bei Eintreibung der Geldftrafen kann nicht bloß Auspfändung, jondern 
auch Perfonalarreit als Exekutionsmittel von den Polizeibehörden angewendet 


werden. 
Art. 9. 


In allen Fällen, in welchen in dem polizeilichen Grfenntniffe oder 
Mandate eine Gelditrafe feſtgeſtellt wicd, it derfelben zugleich für den Fall 
des Unvermögens des Verurtbeilten eine den perfünlichen und Bermögens- 
verbältniffen deſſelben entiprechende Gefängnißſtrafe zu fubjtitwiren. Die 
Dauer derfelben it fo zu beitimmen, daß der Betrag von 10 Sar. bis zu 
5 Thlrn. einer Gefängnißitrafe von Einem Tage gleich geachtet wird. 


Art. 10. 


Das Gefängnig, welches an die Stelle der wegen eines oder wegen 
mehrerer Bolizeivergeben in einem und demfelben Urtbeile erfannten Geld- 
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firafe tritt, darf, wo nicht ein befonderes Geſetz anders verfügt, wicht über 
wölf Wochen dauern. Hierbei kömmt jedoch die in Verbindung mit einer 
elditrafe erfannte Gefängnißſtrafe nicht in Berechnung. 


Art. 11. 


Auf Verfall (Confiscation) einzelner Sachen fann nur im den Fällen 
erfannt werden, für welche dieſes ausdrüclich vorgefchrieben und zugelaffen 
ift. Werden verfallene Gegenftände veräußert, fo fließt der Erlös, infofern 
nicht für befondere Fälle ein Anderes beſtimmt ift, in die Staatskaffe. 


Art. 12. 


Auf Stellung unter Polizeiauffiht fann, wenn fie als Straffulge bei 
Polizeivergeben verhängt wird, nur in den vom Gefege bejtimmten Fällen 
und nicht über zwei Jahre erfannt werden. 

Die Dauer der Polizeiaufficht kann von der Regierung, wenn der Ob: 
jervat Proben feiner Befferung gegeben, fpäter verkürzt werden. 

Diefelbe Befugniß ſteht der Regierung auch in den Fällen zu, in wel- 
hen nach Art. 19. des Strafgefegbuches die Stellung unter polizeiliche Auf: 
ficht durch richterliches Erkenntmiß angeordnet worden iſt. 


Art. 13. 


Auf Verwahrung in einer Polizeianftalt als Straffulge bei Polizeiver: 
gehen darf nur im den vom Gejege beftimmten Fällen und nicht über ein 
Jahr erfannt werden. 

Die gleichzeitig mit der Verwahrung erfannte Gefängnißftrafe ift in 
derfelben Bolizeianftalt zu erftehen. 


Art. 14. 


Der Regierung fteht die Befugniß zu, vor Ablauf der in dem Er— 
kenntniſſe feftgefegten DVerwahrungsdauer die Entlafjung des Verwahrten aus 
der Polizeianjtalt zu verfügen, wenn Ddiefer befriedigende Proben von Bei: 
ferung gegeben bat. 


Art. 15. 


Dbdachlofe, welche in eine Polizeianftalt untergebracht worden, find jo: 
fort zu entlaffen, wenn fie nachweifen, ſich felbit ein Unterfommen verjchafft 
zu haben, jedoch vorbehaltlich der etwa gegen fie erfannten polizeilichen Ge— 
fängnißitrafe. 


c. Verfall (Confisca⸗ 
tion) einzelner Sa⸗ 
hen. 


3) Bon den Straffols 
gen. 


4) Bedingung der 
Strafbarfeit. 


4 Polizei» Strafgefeh. 


Art. 16. 


Der in einer Polizeianftalt Aufgenommene ift zu Arbeiten im Haufe, 
welche feiner Körperbefchaffenheit umd Fähigkeit entfprechen, verpflichtet und 
anzuhalten. 

Art. 17. 


Anftatt der gegen einen Ausländer erkannten Bolizeiaufficht oder Ber: 
wahrung in einer PBolizeianftalt kann von der Bolizeibehörde die Ausweifung 
aus dem Staatögebiete verfügt werden. 


Art. 18. 


Die gemäß der Artt. 12. — 27. diefes Geſetzbuches und anderer befon: 
derer Öefepesbeftimmungen zu verhängenden Straffolgen treten nur dann ein, 
wenn fie in dem Straferfenntniffe ausgefprochen find. 

PVolizeiliche Anordnungen, durch welche die zeitweife oder gänzliche Ent: 
ziehung gewerblicher Befugniffe auf Grund einer gefeglichen Vorfchrift ver- 
fügt wird, bedürfen vor ihrer Vollziehung der Genehmigung der Regierung. 


Art. 19. 


Die Strafbarkeit der Bolizeivergeben ift durch den Nachweis des rechte- 
widrigen Vorfages oder der Fahrläſſigkeit nicht bedingt, außer in den vom 
Geſetz ausdrücklich vorgeſehenen Fällen, oder wenn die Gigenthümlichkeit der 
Uebertretung felbjt das Vorhandenfein des Vorfages oder der Fahrläffigkeit 
als nothwendig vorausfept. 


Art. 20. 
Der Verſuch eines Polizeivergebens ift ftraflos. 
Art. 21. 


Wenn eine und diefelbe Handlung die Merkmale mehrerer Vergehen in 
fih vereinigt, fo kommt das Strafgefeg zur Anwendung, welches die ſchwerſte 
Strafe androbt. 


Art. 22. 


Iſt Jemand mehrerer Polizeivergeben ſchuldig, jo kommen ſämmtliche 
dadurd begründete Strafen zur Anwendung. Die Strafe eines Polizeiver: 
gehend wird dadurch nicht ausgeichloffen, daß der Thäter außer dem Po— 
lizeivergehen auch noch peinlich ftrafbare Verbrechen oder Vergeben began- 
gen hat. 
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Art. 23. 


Iſt durch Polizeivergehen Anderen Schaden zugefügt, fo iſt derfelbe I Bom Schadenserfage. 
neben der Strafe zu erfegen. 


Art. 24. 


Kann der Betrag des Schadens ohne Weitläuftigfeit feftgeitellt werden, 
fo kann im polizeilichen Strafbefiheide über den Erfag erfannt werden. 

Dem Berurtheilten jteht jedoch frei, megen dieſes Punktes des Straf: 
befcheides binnen drei Tagen auf gerichtliche Entſcheidung anzutragen, in 
welchem Falle dem polizeilichen Ausfpruche feine weitere Folge zu geben und 
dem Berlegten felbit nur anheim zu geben ift, feinen Anfpruch auf Schadens- 
erfag weiter im Zivilwege gerichtlich zu verfolgen. 

Unterbleibt aber der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung binnen der 
gedachten Friſt, fo fteht auch der PVolizei-Strafbehörde felbit die erefutorifche 
Beitreibung des Schadenserfages zu. 


Art. 25. 


Wegen des Erſatzes eines Schadens, welcher Folge eines von Mehreren 
gemeinfchaftlich ausgeübten Polizeivergehens ift, haften die Einzelnen für das 
Ganze. Die Kojten find Jedem nach Verhältniß feiner Theilnahme zur Laft zu legen. 


Art. 26. 


Als verantwortlich für Schadenserfag, Koften und Gelditrafen fünnen 
vorbehaltlich etwaigen Rüdgrifjs erflärt werden: 

1) * Ehemänner für die Uebertretungen ihrer bei ihnen wohnenden 

rauen; 

2) die Väter und nach ihrem Tode die Mütter für die Webertretungen 
ihrer bei ihnen wohnenden noch unverforgten Kinder ; 

3) die Bormünder fir die Uebertretungen der bei ihnen wohnenden Mündel; 

4) die Dienftberrfchaften für die Uebertretungen des Hausgefindes ; 

5) die Dienft= und Lehrherren, fo wie die Unternehmer, Arbeitgeber, 
und Gefchäftsherren für die Webertretungen der unter ihrer Aufficht 
ftehenden Gehülfen, Gefellen, Lehrlinge, Arbeiter und fonftigen Un- 
tergebenen. 

Alle diefe Perſonen trifft jedoch eine Verantwortlichkeit nur dann, wenn 
die Uebertretung entweder durch Die von ihnen gegebenen Anordnungen ver: 
anlaßt oder herbeigeführt worden ift, oder wenn denfelben eine grobe Nach 
läffigkeit in der Aufficht zur Laft fällt, 


6) Ausſchließung der 
Strafbarteit. 


7) Zumejjung der Stras 
fen. ' 
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Auch iſt bei der Fällıng des Erkenntniſſes unter Berückſichtigung aller 
Umftände zu bemeffen, ob die Verantwortlichfeit nur für Schadenserfag und 
Koften, oder auch zugleich für die Gelditrafe auszufprechen fei. 


Art. 27. 


Die Strafbarkeit von Bolizeivergeben wird nur dann auögefchlofien, 
wenn der Thäter gezwungen oder im Rotbitande gehandelt hat, oder wenn 
er zur Zeit der Handlung geifteözerrüttet oder blödiinnig mar, oder das 
zwölfte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hatte. 

Wenn Kinder unter zwölf Jahren fich einer Uebertretung polizeilicher 
Borfehriften oder kleiner Diebitähle zc. (vergl. Art. 222.) fhuldig gemacht 
haben, fo find das erfte Mal deren Eltern, nächite Verwandten, Erzieher 
oder Bormünder davon zu benachrichtigen und aufzufordern, darüber zu wa— 
chen, daß eine folche UWebertretung ferner verhütet werde, mit der Verwar— 
nung, daß beim Rückfall die Bolizeibehörde mit Strafe einfchreiten werde. 

Erfolgt dennoch ein Rückfall, fo find folche Kinder entweder auf einige 
Stunden einzufperren oder mit Ruthenſtreichen zu zichtigen. Diefe körper 
liche Züchtigung ift nur bei Kindern über fieben Jahr und unter zwölf Jah— 
ren und dann geftattet, wenn deren vorgedachte Angehörigen die etwa ver— 
wirkten Gelditrafen für die Kinder nicht zahlen. Die Polizeibehörde kann unter 
Umjtänden eine ſolche Züchtigung auch der betreffenden Schulbehörde überlaffen. 

Die Züchtigung darf nur eine mäßige fein und die Zahl von zwölf 
Ruthenſtreichen nicht überfteigen. 


Art. 28. 


Bei der Zumeffung der Strafen find wenn nicht ein für alle Mal eine 
fefte Strafe durch Gefeg oder Verordnung vorgefchrieben ift, einerfeitd die 
Gefährlichkeit des Bergebens und des Schuldigen in dem zur Unterfuchung 
gekommenen Falle, befonders alfo auch der Rückfall, andererfeits aber die 
gefeplichen Milderungsgründe (Art. 34.) zu berüdjichtigen. 

Art. 29. 

Liegt fein Grund vor, wegen Rüdfalls oder Gefährlichkeit ftrenger zu 
ſtrafen, fo ift in der Regel der niedrigfte Sag der für das betreffende Ver— 
gehen im Geſetze angedrohten Strafe feftzubalten. Iſt im Gefege nur der 
höchfte, nicht aber der niedrigite Straffag beitimmt, fo darf die Strafe nicht 
geringer als auf vierundzwanzig Stunden Gefängniß oder 10 Sur. Geld- 
buße gejtellt werden. 
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Art. 30. 


Fit dagegen ein Nüdfall zu ahnden, das zu bejtrafende Vergeben feiner 
Natur nach oder der Thäter feiner Perfon nach befonders gefährlich, fo fann 
die Strafe bis zum höchjten Sage der für das betreffende Vergehen gefeglich 
angedrohten Strafe gejteigert werden. 


Art. 31. 


Liegt ein wiederholter Rüdfall vor, fo muß der höchſte Sag der Strafe 
für das betreffende Vergehen feitgehalten werden. 


Art. 32. 


Auch kann bei wiederholtem Rückfalle ftatt der angedrobeten Gelditrafe 
auf verhältnigmäßige Gefängnißftrafe erkannt werden. 


Art. 33. 


Gefhärfte Gefüngnißftrafe (vergl. Art. 6.) darf nur in den vom 
Geſetze ausdrücklich beitimmten Fällen zuerkannt werden. 


Urt. 34. 

Nenn der Schuldige zur Zeit der Uebertretung zwar das zwölfte, aber 
noch nicht das fechszchnte Jahr zurücgelent, ſich im Zuftande geminderter, 
jedoch nicht völlig aufgebobener Zurechnungsfäbigfeit befunden, oder unver: 
ſchuldet längere Unterfuchungshaft erlitten bat, fo ijt dies bei der Straf- 
zumeflung ald Milderungsarund zu berücdjichtigen. 

In folhen Fällen kann auch unter das vorgefchriebene geringfte Straf: 
maß herabgegangen werden, wenn daffelbe mehr als zwölfjtündiges Gefängniß 
oder 5 Sgr. Geldbuße beträgt. 

Auf Gefingniß von geringerer Dauer als zwölf Stunden oder Geldbuße 
von geringerem Betrage ald 5 Sgr. darf niemals, wenn nicht im Gefeg 
felbjt ein niedrigerer Straffaß beftimmt worden, erkannt werden. 


" Art. 35. 

Nur der Regierung it es vorbehalten, die von den Polizeibehörden 
ausgefprochenen Strafen aus anderen ald den gefegtich (Art. 34.) zuläffigen 
Gründen, 3. B. wegen Dürftigfeit, Unbekanntichaft mit den Gefepen, wegen 
Reue und fonitigen guten Betragens des Schuldigen 2c. zu mildern, oder 
nach Befinden niederzufchlagen, wenn die Strafen in nicht mehr, als 50 Thlrn. 
an Gelde oder fechsmüchentlichem Gefängniffe beftehen. Höhere Strafen fönnen 
nur nach landesherrlicher Begnadigung erlaffen oder gemildert werden. 
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Art. 36. 

Wo nad dem Gefege wahlweiſe Geldbuße oder Gefängnißftrafe zur 
Anwendung gebracht werden fann, ift im Greenntniffe die Strafart feſtzu— 
fegen, welche nach den Umftänden und den Berhältniffen des Schuldigen 
für angemefjen erfcheint. 


Art. 37. 


Gegen die im Art. 1. als Polizeivergeben bezeichneten Handlungen 
darf, fo weit fie nicht ſchon durch fpezielle gefegliche Beitimmungen oder 
Berordnungen mit beftimmten Strafen bedrohet find, eine Bolizeiftrafe von 
höchſtens 5 Ihlrn. Geld oder acht Tagen Gefängniß feitgefegt werden. 


Art. 38. 
9) Fra ar Die Strafbarkeit der Polizeivergehen erlifcht unbefchadet der für befondere 
Fälle beftehenden gefeglichen Beitimmungen dur Verjährung, wenn feit dem 
Zage an welchem fie begangen find, ein Jahr verfloffen ift, ohne daß der 
Angefchuldigte zur Unterfuchung gezogen wurde. 
Iſt die Vorladung des Angefchuldigten erfolgt, jo läuft die Verjährung 
vom Tage der Borladung ein Jahr. 
Die Verjährung läuft jedoch nicht, wenn der Thäter fich der Unter: 
fuhung dur die Flucht entzogen hat. 


Art. 39. 


Polizeivergehen, welche ihrer Natur nach nur auf Antrag eines dadurd 
Berlegten unterfucht und bejtraft werden, verjähren, wenn der Verlegte nicht 


binnen — Tagen, nachdem er von dem Vergehen Kenntniß erhalten, den 
Antrag auf Verfolgung derſelben geſtellt hat. 


Art. 40. 
Nachdem auf Strafe wegen eines Polizeivergehens erkannt worden, kann 
eine Verjährung derſelben nicht mehr eintreten. 
Art. 41. 


9) Wegfall der Anzeiger Eine Anzeigegebühr (Denunciantenantheil) findet in Polizei-Strafiachen 
— ferner nicht Statt. Die entgegenſtehenden Beſtimmungen früherer Geſetze 
und Verordnungen find aufgehoben. 
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Zweiter Theil. 


Von den einzelnen Polizeivergehen und deren Beſtrafung. 
l. Vergehen wider die öffentliche Sicherheit. 


Art. 42. 


Wer falfche, für den Staat nachtheilige oder für die öffentliche Sicher- 
beit beunrubigende Nachrichten verbreitet (Art. 87. des Strafgefepbuches), 
bat, wenn er folches auch nicht wider befferes Wiſſen gethan, jondern mur 
unterlaffen bat, fich vorher bei einer Behörde nach der Richtigkeit der Nach— 
richt zu erkundigen, Geldftrafe von 5 bis 50 Thlrn. oder Gefängnißitrafe 
von acht Tagen bis fechs Wochen verwirkt. 


Art. 43. 


Wer eine ruheftörende Zufammenrottung ohne die Merkmale eines Auf: 
laufs, Aufruhrs oder Landfriedenbruchs (Art. 110., 111., 116. des Straf: 
geſetzbuches) erregt oder daran Theil nimmt, iſt mit Gefängniß von acht Tagen 
bis zu ſechs Wochen, oder an Geldbuße mit 5 Thlrn. bis zu 50 Thlrn. zu 
beitrafen. 





Art. 44. 


Zufchauer bei einer ſolchen Zufammenrottung, welche die Aufforderung 
der Obrigkeit oder ihrer Diener, fich zu entfernen, nicht befolgen, verwirfen 
Geldbuße von 1 bis 5 Thlrn. 


Art. 45. 


Wer den polizeilichen VBorfhriften zumiderhandelt, welche im Falle eines 
drohenden oder ausgebrochenen Aufruhrs oder Tumultes erlaffen worden, ift, 
infofern dieſe Handlung nicht unter fchwerere Strafbeftimmungen fällt, an 
Geld mit 2 bis 20 Thlrn., oder mit Gefängniß von drei Tagen bis zu 
vier Wochen zu beftrafen. ’ 

2 


1) Verbreitung falfcher 
Nachrichten. 


2) Zufanmenrottung und 
umult. 
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Art. 46. 


3) 2ärmen umd Toben. Störung der öffentlichen Ruhe durch Lärmen, Toben oder andere Un- 
gebühr ift, wenn ein Auflauf nicht veranlaßt worden, mit Gefängniß von 
vierundzwanzig Stunden bis zu acht Tagen, oder Geldbuße von 1 bis zu 
10 Thlen. zu ahnden. 

Art. 47. 
4) —— des Haus⸗ Wer, ohne ſich einer Störung des Hausfriedens nach Art. 117. des 
ca Strafgefepbuches fhuldig zu machen, einen Andern in deffen Wohnung muth: 
williger Weife beimrubigt, verwirkt gleichfalls die in Art. 46. angedrohete 


Strafe. 
Art. 48. 
5) Auflehnung Gewerbes Gewerbetreibende, Gewerbegehülfen und fonftige Arbeiter, melde, ohne 
——— daß ein nach Art. 109. des Strafgefepbuches ſtrafbares Verbrechen hierin 


liegt, die Ginftellung ibres Gewerbes oder ihrer Arbeit verabreden, dazu 
auffordern oder damit bedrohen, find, wenn fie nicht auf Befehl der Obrig- 
keit fofort zur Ordnung zurüdkehren, mit Gefängniß von vierumdzwanzig 
Stunden bis zu vierzehn Tagen, oder mit Geldbuße von 1 bis 10 Thlrn. 
zu belegen, vorbehaltlich fonft erforderlicher polizeiliher Maßregeln. 


Art. 49. 
6) an —— Wegen der Verſammlungen und Vereine verbleibt es bei dem im Geſetze 
nungen vom 26. Dezember 1850 erlaſſenen Vorſchriften (Nr. 322. d. Gef.-Samml.). 
Die Uebertretung derjelben wird mit den darin angedroheten Strafen poli- 
zeilih geahndet und nur das bewaffnete Erfcheinen in Verfammlungen und 
die Aufforderung dazu nach Art. 115. des Strafgefegbuches zur gerichtlichen 
Unterfuhung und Beftrafung gezogen. 


Art. 50. 
Wer an gefepwidrigen Bereinen Theil nimmt, ift mit Geldbuße von 
1 bis 50 Thlm., oder durch Gefängniß von vierumdzwanzig Stunden bis 
ſechs Wochen zu beftrafen, vorbehaltlich der höhern Strafe, wenn dadurd 
noch ein anderes Verbrechen begründet wird 


Art, 51. 


7) Berbotenes Tragen Das Tragen oder Aufitellen verbotener Barteizeihen wird an Geld mit 
von Parteigeihen. 5 bis 20 Thlrm., oder durch Gefängniß von acht Tagen bis vier Wochen 
geahndet. . 
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Art. 52. 


Gleiche Strafe (Art. 51.) trifft diejenigen, welche an öffentlichen Orten 9 Aufreigende @efänge 
aufreizende Rufe, Gefänge oder Muſikſtücke vernehmen laffen. * 


Art. 53. 


Wegen der durch die Preſſe begangenen Vergeben verbleibt es bei den NRVreßvergehen. 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 26. Dezbr. 1850 (Nr. 322. d. Geſ.Samml.). 
Die Uebertretung der darin wegen des Gewerbebetriebes und Ordnung der 
Preſſe ertheilten Vorſchriften ($. 1.—13. und 31.—39.), fo wie alle mittelſt 
der Preffe begangenen Bolizeivergehen find polizeilich zu ahnden. 


Art. 54. 


Wer außerhalb feines Gewerbebetriebe heimlich Vorräthe von Waffen 10) Berbotene Waffen. 

oder Munition auffammelt, hat Geldftrafe von 10 bis 50 Thlr. oder Ge- 
fängnißftrafe von vierzehn Tagen bis ſechs Wochen verwirft. Wer Stofs, 
Hieb- und Schußmwaffen, welche in Stöden oder Röhren oder in ähnlicher 
Weiſe verborgen find, und fonft verbotene Gewehre anfertigt, verfauft oder 
mit ſich führt, hat Geldftrafe von 1 bis 10 Thlrn. oder Gefängnißitrafe von 
ein bis vierzehn Tagen verwirkt. Außerdem find die Waffen und die Mus 
nition verfallen. 


I. Bergehen wider Regierung und Obrigkeit. 


Yrt. 55. 


Einer Geldftrafe von 5 bis 50 Thlrn., mit welcher im Wiederholungs- " — entzogener 
falle Gefaͤngnißſtrafe bis zu vierzehn Tagen verbunden werden kann, unter— 
liegt, inſofern ein beſonderes Geſetz nichts Anderes beſtimmt, derjenige, 
welcher Rechte, die durch Verfügung der zuſtändigen Behörde eingezogen ſind, 
auszuüben fortfährt. 

Art. 56. 

Geringe, nicht in Thätlichkeiten beſtehende Widerſetzlichkeit gegen öffentliche Widerſeblichteit ge 
Beamte ift, wenn deren Vorgefepten die gerichtliche Unterfuhung und Ber I" Pramte, 
ftrafung nah Art. 100.— 102. des Strafgefepbuches nicht für angemeffen 
halten und die polizeiliche Beitrafung des Schuldigen verfügen oder bean- 
tragen, mit Geldbuße von 20 Sgr. bis 2 Thlrn. oder Gefängnif von vier: 
undzwanzig Stunden bis drei Tagen zu ahnden. 
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Art. 57. 
3) Beleidigung der Bes Dafjelbe findet wegen geringer wörtlicher Beleidigung von Beamten 
MEN Statt, wenn der Beleidigte felbjt Die gerichtliche Unterfuchung nicht verlangt. 
Art. 58. 


Die Verordnungen über den Waffengebrauch des Militärs vom 30. Novbr. 
1850 (Nr. 320. der Gefeß-Sammlung) und der reitenden und Fußjäger 
vom 14. Dezember 1854 (Nr. 463. der Gefep- Sammlung) bleiben in Gül— 
tigkeit. Hinfichtlich des Rechts zum Waffengebrauch werden die bewaffneten 
und uniformirten, oder mit einem Dienſterkennungszeichen verfebenen Forſt—-, 
Jagd» und Polizeibeamten den reitenden und Fußjägern gleichgeftellt, die in 
Communal- oder Privardienit befindlichen Forſt- und Jagdbeamten aber nur 
in jo weit, als fie ausdrüdlih von der Herzoglihen Regierung beitätigt 
und vereidigt worden find, 


Art. 59. 
4) Sefcentgeben an Wer einem öffentlichen Beamten ein Gefchen? aiebt oder anbietet, um 
Beamte, ihn zu einer pflichtmäßinen Handlung zu beftinmen, folglich nach Art. 310. 


des Strafgefepbuches nicht peinlich zu beftrafen iſt, verwirkt Geldbuße von 
1 bis zu 10 Thlm. Das Gefchent verfällt der Ortsarmenkaſſe. 


Art. 60. 


5) Bruch der Steflung Mer fich der gegen ihn verfügten Polizeiaufficht entzieht, oder den zum 
unter Polizeiauffiht. Vollzuge derfelben von der Aufjichtsbebörde aegebenen Borfehriften zuwider: 
handelt, wird mit Gefängniß von drei Tagen bis zu ſechs Wochen beftraft. 
Im Wiederholungsfalle kann jtatt des höchiten Satzes der einfachen 
Gefängnißſtrafe auf gefchärftes Gefängniß von acht bis vierzehn Tagen, und 
neben diefer Strafe auf Verwahrung des Widerfpenitigen in einer Polizei: 

anftalt erkannt werden. 


Art. 61. 


Mer, ohne unter Polizeiaufficht zu ſtehen, in den gefeplich zuläffigen 
Fällen von der zuitändigen Polizeibehörde angemwiefen ift, gewiffe Bezirke 
oder Orte für immer oder auf eine bejtimmte Zeit zu verlaffen oder nicht 
mehr zu betreten, wird, wenn er diefer Anweiſung zumwiderhandelt, mit Ge: 
fängniß von vierundzwanzig Stunden bis zu vier Wochen beitraft und fann 
im Wiederholungsfalle unter Polizeiaufficht geftellt werden. 
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Art. 62. 


Gefängniß von acht Tagen bis zu ſechs Wochen tritt gegen Ausländer 
ein, welche fich der Verlegung der polizeilichen Anweifung, das ganze Staats: 
gebiet für immer oder für eine beftimmte Zeit zu verlaffen, ſchuldig maden. 

Im Wiederholungsfalle kann jtatt des Döchften Satzes der einfachen 
Gefängnißitrafe gefchärftes Gefängniß von vierzehn Tagen bis vier Wochen 
zuerfannt werden. ‚ — 

rt. ; 


MWiderfpenftiges und ungebührliches Betragen vor der Obrigkeit kann, 
wenn Verweis nicht für genügend zu halten ift, von ihr fofort durch Geld- 
buße von 10 Sgr. bis 2 Thlrn. oder, fofern dies zur Aufrechthaltung des 
obrigfeitlichen Anfehens nicht genügt, nach vorgängiger Verwarnung durch 
Gefaͤngniß von zwei bis zu zwölf Stunden gerügt werden. 

Erfordert die Handlung ftrengere Strafe, ſo it die fofort verhängte 
Haft nur als einjtweilige Maßregel anzufehen, welche jene nicht ausfchließt. 

Art. 64. 


Ungebührliche Aeußerungen in Gingaben an öffentliche Behörden find, 
fofern nicht wegen Beleidigung oder fonft ftrengere Strafe verwirft ift, mit 
Geldbuße von 1 bis 5 Thlen. zu ahnden. 


Art. 65. 


Wer in Anzeigen an öffentliche Behörden wiffentlich eine falfhe That: 
fache angiebt, wird, infofern die Handlung nicht unter eine andere befondere 
Strafbeftimmung fällt, mit einer Geldbuße von 1 bi8 5 Thlm. beftraft. 

Art. 66. 

Die in Art. 64. und 65. angedroheten Strafen treffen bei fchriftlichen 
für Andere angefertigten Eingaben auch den Berfafler. Iſt den beftehenden 
Vorſchriften zuwider in einer für einen Andern angefertigten Eingabe der 
Name des Berfaffers nicht unterzeichnet, ſo kann ſchon deshalb der Berfaffer 
in eine Ordnungsftrafe von 20 Sgr. bis 5 Thlrn. genommen oder die Ein- 
gabe ohne Beſcheid zurücdgegeben werden. 

Art. 67. 
j Wer außer dem Falle des Art. 102. des Strafgefepbuches öffentliche 
Anſchläge, welche mit polizeilicher Erlaubniß angeheftet find, unbefugt und 
vorſätzlich wegnimmt, verlegt oder verunreinigt, fällt in Gelditrafe von 1 
bis 5 Thlrn. 


6) Bruch der Ausweis 
fung. 


7) Ungebübr vor der » 
Obrigkeit und in 
Eingaben an öffent 
lihe Behörden. 


8) Ungebühr wegen öfs 
fentliher Anjchläge. 
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Art. 68. 


9) Bergeben binfichtfich Wer feiner Pflicht zur Leiftung von Hoheits- oder Gemeindedienften 
Sienfen ng on bei Kriegöleiftungen, Feuer- und Waffergefahren, Bau: und Wegearbeiten, 
Ginquartierung.  Grabenräumungen 2c. auf gehörige Beitellung gar nicht, oder nicht gehörig 

nachfommt, verwirkt Gelditrafe von 1 bis 20 Thlrn. oder Gefängnißftrafe 
von vierundzwanzig Stunden bis vierzehn Tagen. 
Außerdem ift die Arbeit, fofern nicht Nacharbeit zugelaffen wird, auf 
Koften des Pflichtigen zu befchaffen. 
Art. 69. 


Wer bei Einquartierung von Militär ſich weigert, die ihm von der 
Obrigkeit durch Quartierbillet zugemiefene Mannfhaft aufzunehmen und 
für die beftimmte Entfhädigung vorfchriftsmäßig zu verpflegen, bat Geld: 
firafe von 2 bis 20 Thlm. oder Gefängnißftrafe von drei bis vierzehn 
Tagen verwirft. 

Art. 70. 


Glaubt Jemand auf einen befondern Rechtötitel fich ftügen zu fönnen, 
vermöge defien er die Befreiung von im Art. 68. u. 69. gedachten Leiftun- 
gen erworben habe, fo bleibt ihm nur frei, dies fpäter im gehörigen Wege 
auszuführen, die Verweigerung der Leitung und der Straferlaß wird da- 
durch nicht gerechtfertigt. 
| Art. 71. 

10) Anmaßung einer Wer fih eine Würde, einen Stand, Titel, ein Wappen oder Ehren- 
Bang, eine ans zeichen anmaßt oder unbefugt einen fremden Geſchlechtsnamen beilegt, ver- 
“ wirft Geldbuße von 5 bis zu 20 Thlrn. 


Art 72. 


Wer ohne höhere Genehmigung feinen Gefchlechtsnamen ändert, bat 
Geldftrafe von 1 bis 5 Thlrn. zu erwarten. 


Art. 73. 


1) uieteemı Ko Mer ohne Auftrag einer Behörde oder von Beamten, Gemeinden, Kör— 
Bei = Siegel vo perfchaften und Anitalten Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere 
Formen, welche zur Anfertigung von Metalle oder Papiergeld, oder von 

folhen Papieren, welche dem Papiergelde gleich geachtet werden, oder von 

Stempelpapier, Öffentlihen Befcheinigungen oder Beglaubigungen dienen 

fönnen, anfertigt, oder an einen andern, als den befugten Belteller verab- 

folgt, damit unbefugt einen Abdrud unternimmt, oder die Abdrüde an einen 
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andern als den befugten Befteller überläßt, verwirkt, wenn diefe Handlungen 
auch in ein Münzverbrehen nach Artt. 260. und folg. des Strafgefepbuches, 
oder in eine Fälfchung nach Artt. 252. und folg. des Strafgeſetzbuches nicht 
übergehen, Geldſtrafe von 10 bis zu 50 Thlrn. oder Gefaͤngnißſtrafe von 
vierzehn Tagen bis ſechs Wochen. 

Außerdem find die Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere For— 
men und die Abdrüde verfallen. 

In die gleiche Strafe verfällt, wer Waaren-Empfehlungskarten, An— 
fündigungen, Etiquetten oder andere Drudjachen, welche in der Form oder 
Verzierung dem Papiergelde oder den dem Papiergelde gleich zu achtenden 
Papieren ähnlich find, anfertigt oder verbreitet, oder wer Stempel, Stiche, 
Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung von folchen Drud: 
fachen, dienen können, anfertigt. 


Art. 74. 


Mer zu feiner Verheirathung nah $. 20. der Gemeinde» Ordnung der 12) Heirath ohne Er— 
obrigfeitlihen Erlaubniß bedarf und fich ohne diefe Erlaubniß trauen läßt, laubniß. 
wird dur Geldbuße von 5 bis zu 20 Thlrn. oder Gefängniß von acht 
Tagen bis vier Wochen beftraft, unbefchadet der den trauenden Pfarrer tref- 
fenden Berantwortlichkeit. 
Im Falle die Trauung im Auslande ftattgefunden hat, beginnt der Lauf 
der Verjährung der Strafbarkeit erit vom Tage der Rückkehr des Ueber: 
treter8 nach der Heimath. 


Art 75. 
Wer den polizeilichen Vorfchriften bezüglich des Paßweſens entgegen- 13) Webertretung der 
handelt, wird an Geld von 1 bis 5 Thlrn. beftraft. — — 


In ſchwereren Fällen, beſonders wegen Führung von Päffen, Paß— 
farten, Wanderbüchern und anderen Reifelegitimationen, welche auf dritte 
Perfonen lauten, ferner wegen wiffentlicher Ueberlaffung folder von Seiten 
des Inhabers an einen Andern zum Gebrauche als polizeilichestegitimationg: 
mittel oder wegen fälfchlicher Bezeichnung von Perſonen ald Familienmit— 
glieder oder Dienftboten, endlich wegen falfcher Ausftellung, Berfäffchung 
der gedachten Reifelegitimationen, Dienft-, Geburts» oder anderer Zeugniffe 
oder des Gebrauchs derfelben tritt Gefängnißftrafe von acht Tagen bis zu 
ſechs Wochen ein, falls nicht die Handlungen qu. unter die Strafbeitim- 
mungen der Artt. 252. und folg. des Strafgefepbuches fallen. 
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I. Bergeben gegen Ordnung und Sittlichkeit. 
Art. 76. 


1) Störung des öffent« Borfäglihe Störung des Öffentlichen Unterrichts, fahrläffige, nach Artt. 


8 


ws 
—* 


a end 182. — 184. des Strafgefepbuches nicht criminell zu ſtrafende Störung des 


Unfug, in — * öffentlichen Gottesdienſtes, Unfug in gottesdienftlichen Gebäuden und auf Be— 
—— auf Be gräbnißplägen, fofern nicht durch Beſchädigung oder auf fonftige Weiſe eine 
gräbnißplägen. Griminalitrafe verwirkt ift, ift mit Gefängniß von vierundzwauzig Stunden 


bis zu acht Tagen oder durch Geldbuße von 1 bid 5 Thlrn. zu beftrafen. 
Art. 77. | 


Wer den polizeilich feftgefepten Begräbnigordnungen oder den polizei- 
lihen Borfehriften über die Zeit, den Ort und die Art der — —— ſo 
wie über die öffentliche Schauſtellung der Leichen zuwiderhandelt, iſt durch 
Geldbuße von 1 bis 10 Thlrn. zu beftrafen. Diefe Strafe haben nament- 
(ih mit Ausnahme der Geiftlihen diejenigen verwirkt, welche ohne polizei- 
liche Erlaubniß bei Begräbniffen Reden halten oder Selbitmörder anders als 
in der Stille beerdigen laffen. n 

rt. 78. 


—————— Aeltern und die ihre Stelle Vertretenden, welche ihre oder die ihrer 

des Schulbefucs der Aufficht anvertrauten Kinder nicht zum gehörigen Schulbefuchhe anhalten, find 

Kinder. in die in den Schulordnungen vorgefehriebenen Ordnumgsftrafen und, wenn 
fie ihre Pflichten dieferhalb gänzlich verabfäumen, in eine Polizeiftrafe von 
2 bis 10 Thlen. oder drei= bis achttägigem Gefängniß zu nehmen. 


Art. 79. 
Bfiätntwrige Taf Gaſt- und Schenkwirthe, welche Kindern unter funfzehn Jahren ohne 
ame um Begleitung ihrer Angehörigen den Aufenthalt in ihren Lokalen geftatten- und 


Scpentiotale. ihnen geiftige Getränke verabreichen, fallen in Geldbuße von 2 bis 5 Thlrn. 


Art. 80. 


Störung der Peier Zum Zwede einer würdigen Beier der Sonn- und kirchlichen Feſttage 
en und Feſt ſind folgende Borfchriften allgemein zu beobachten: 
1) Am Borabend des MWeihnachts-, Ofter- und Pfingitfeftes und des 
allgemeinen Buß- und Bettages, am erften Weihnachts - und Ojter- 
feiertage, fo wie am allgemeinen Buß- und Bettage jelbit und wäh- 
rend der ganzen Charwoche follen feine Bälle und ähnliche Luftbar- 
keiten jtattfinden. 
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2) An keinem Sonn: oder kirchlichen Feſt- und Feiertage, darf während 
des Bor: und Nachmittags» Gottesdienftes an Öffentlichen Orten, es 
fei im Freien oder in gefchloffenen Räumen, Muſik gemacht werden. 

Deffentliche Concerte dürfen auch vor dem Beginne des Vor: 
mittags - Gottesdienftes nicht ftattfinden. 

An allen Sonn oder kirchlichen Feſt- und Peiertagen müſſen wäh: 

rend des Gottesdienftes alle gefellfchaftlichen Zufammentkünfte und Ver: 

gnügungen an öffentlichen Orten, mie auch geräufchvolle Beluftigun- 
gen in Privatwohnungen und Privatgärten gänzlich unterbleiben. 

Auch Kunft- und andere Schauausftellungen müffen während 
des Gottesdienftes geſchloſſen bleiben. 

4) Zanzmufifen und Beluftigungen, welche des Sonnabends Abends an 
öffentlichen Orten ftattfinden, müſſen, ſelbſt wenn fie polizeilich geitattet 
worden, in der Regel um 11 Uhr des Abends gefchloflen werden. 

Während der Faftenzeit, mit Ausnahme des Tages der Mit- 
faiten, d. i. des vierten Mittwochs nach Faltnacht, find Maskenbälle 
nicht geftattet. 

Hinfichtlih der Tanzmuſik an öffentlichen Orten treten die Vor— 
fchriften des Art. 109. ein. 

5) Herrfchaften, Fabrikherren und fonjtige Arbeitgeber, fo wie felbft- 
ftändige Gewerbetreibende müffen dem Gefinde, den Arbeitern, den 
Gefellen, Gebülfen und Lehrlingen die nöthige Zeit zur Abwartung 
des öffentlichen Gottesdienſtes laſſen. 

6) An. Sonn= oder firchlichen Feſt- und Feiertagen darf in amtlichen 
Gefchäften in- und außerhalb der Amtsftellen nicht verhandelt werden, 
nur in dringenden Fällen jind einzelne Ausnahmen geftattet. 

7) Handwerközufammenfünfte follen am Bußtage, am Erften Feſttage zu 
Weihnachten, Oſtern und Pfingjten und am Eharfreitage gar nicht, 
an Sonn» und anderen Feittagen erft nah 4 Uhr Nachmittags ges 
gehalten werden. 

Gemeindeverfammlungen find nach beendetem Gottesdienfte ftatthaft. 

8) Während der Stunden des Gottesdienites ift aller gewerblicher Ver— 
kehr, mit Ausnahme der Bereitung und des Verkaufs von Arznei- 
mitteln in den Apotheken, unterfagt, und es bleiben daher, fo lange 
der Gottesdienjt dauert, ſämmtliche andere Läden verfehloffen. 

Die in unmittelbarer Nähe der Kirchen etwa befindlichen Müb- 
len müſſen angehalten werden, und es darf auch in anderen Mühlen 
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9) 
10) 


11) 


12) 


13) 
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feine Abfertigung der Mahlgäfte oder Berfendung und Einbringung 
von Mahlaut ftattfinden. 

Am Buß: und Charfreitage darf feine Mühle im Betriebe fein. 

Es ift unterfagt, an Sonn- und kirchlichen Feſt- und Feier: 
tagen Waaren oder den Verkauf gewiffer Waaren anfündigender 
Gegenſtände vor den Läden oder in Schaufaften und Fenſtern aus: 
zubängen oder auszuſtellen. 

Die in den Schaufenftern der Uhrmacher angefchrobenen oder 
fonft befejtigten fogenannten Normaluhren find davon ausgenommen. 
Auszahlung des Lohnes an Tagarbeiter und Handwerker während 
der Stunden des Gottesdienftes ift unterfagt. 

Das Aus- und Eintreiben des Viehes während der Stunden des 
Gottesdienites ift unterfagt. 

An feinem Sonn:, kirchlichen Feſt- und Feiertage dürfen öffentliche 
Arbeiten oder folche gewerbliche Befchäftigungen vorgenommen wer: 
den, welche mit auffallendem Geräuſch nach Außen verbunden find. 

Deffentliche Aufzüge, mit Ausnahme der firchlichen, dürfen erit 
nach beendigtem Nachmittags Gottesdienite ftattfinden. 

Alle Feld-, Wiefen und MWaldarbeiten, fo wie das An- und Ab: 
fahren von Dünger, Brenn- und Baumaterialien ꝛc. an kirchlichen 
Sonn, Feſt- und Feiertagen find unterfagt. 

Nur in Nothfällen und zur Zeit der Ernte und Saat der ver- 
Schiedenen Fruchtgattungen fann, wenn ungünftige Witterung die Feld: 
arbeit und das Einfammeln verhindert hat und daber jede günſtige 
Witterung benugt werden muß, beim Eintreten der legtern an einem 
Sonn=, Wet: oder Feiertage die Arbeit oder das Ginbringen durch 
die Orts-Polizeibehörde, jedoch immer erjt nach beendigtem Vormit— 
tags = Gottesdienite, ausnabmsweife geftattet werden. 

Das Wafchen und Bearbeiten des Flachfes, ingleichen die Schaf: 
ſchur fünnen, fofern eine Berfchiebung auf den nächiten Tag nicht 
ohne Schaden gefchehen kann, als Arbeiten der Noth, zwar an Sonn: 
und Feiertagen vorgenommen und fortgefegt werden, es iſt dabei aber 
darauf zu halten, daß die Arbeit während des Gottesdienftes rube, 
und ftörendes Geräufch möglichit vermieden werde. 

Die Abhaltung von Treibjagden an Sonn, Feſt- und Feiertagen 
ift gänzlich verboten. Andere Jagden und Luſtſchießen dürfen erit 
nach beendigtem Nachmittags - Gottesdienite ftattfinden. 
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14) Auctionen und Lieitationen aller Art dürfen an Sonn, Feſt- und 
Feiertagen weder im Freien noch in Höfen oder Häufern abgehalten 
werden. 

15) Für die Dauer des Gottesdienftes werden, wo nicht eine andere Zeit 
dafür öffentlich befannt gemacht worden, die Stunden von früh 8 bis 
11 Uhr und Nachmittags von 1 bis 3 Uhr angenommen. 


Art. 81. 


Wer den vorftehenden Borfchriften oder den auf Grund derfelben erfaf- 
fenen polizeilichen Anordnungen entgegenhandelt, oder jonft die Feier der 
Sonn= und Feittage ftört, hat Geldftrafe von 1 bis 10 Thlrn. verwirft. 

Fällt die Uebertretung der. Vorfchriften wegen Heilighaltung der Sonn: 
und Feiertage Gewerbetreibenden zur Leit, jo fann im Wiederholungsfalle 
zeitweife Entziehung des Gemwerbebetriebes gegen diefelben verfügt werden. 


Art. 82. 


Der Bolizeibehörde fteht dabei die Befugniß zu, alle verbotene Ar- 
beiten und PVergnügungen an Sonn» und Feiertagen fofort einjtellen zu 
lafien. 

Art. 83. 


Zrunfenheit, welche öffentliches Aergerniß erregt, oder mit Unfug ver: 
bunden ift, foll mit Gefängniß von zwölf Stunden bis drei Tagen oder aus— 
nahmsweiſe mit Geldbuße von 1 bis 10 Thlrn. beftraft werden. 

Im Rücdfalle kann. gefchärfte Gefängnißftrafe bis zu ſechs Mocen und 
Berwahrung in einer Polizeianftalt erfannt werden. 


Art. 84. 


Die Polizeibebörden können einem Trunfenbolde den Befuh von Wirths— 
häuſern und Schenkjtätten in einem beitimmten Bezirke auf die Dauer eines 
beftimmten Zeitraums unterfagen.. Wirthe und Schenfberechtigte, welche an 
einen folhen Zrunfenbold, ungeachtet des von der PVolizeibehörde ihnen be- 
fannt gemachten Berbots, geiftige Getränke verabreichen, unterliegen einer 
Gelditrafe von 1 bis 5 Thlrn. 


R Art. 85. 


Betrunfene können von allen öffentlichen Plägen, Wegen und Berfamm- 
Iungsorten, aus Wirthahäufern und Schenfftätten entfernt werden und find, 


5) Zrunfenbeit. 
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wenn fie Aergerniß erregen oder Unfug treiben, oder der Perfon nach unbe: 
kannt find, in polizeilichen Gewahrfam zu bringen und dafelbft während der 
Dauer ihrer Trunfenheit zu verwahren. 


Art. 86. 


6) Schlägereien. Schlägereien, welche Wergerniß geben, find, wenn fie nicht wegen da= 
durch entftandener Körperverlegungen oder thätlicher Ehrenkränkungen zur ges 
rihtlihen Unterfuchung und Beftrafung kommen, mit Gefängniß von vier- 
undzwanzig Stunden bis acht Tagen oder Gelditrafe von 1 bis 5 Thlen. 
zu ahnden. 


Art. 87. 


7) Bagabondiren, Betteln Das Geſetz wegen Beftrafung des —— Bettelns und der 


und Obdachlofigkeit. 
Nachtrag 


Arbeitsſcheu vom 6. Dez. 1850 (Nr. 321. d. Geſ.-Samml.) und der 


v. 7. Dez. 1852 (Gef. Samml. n 388.) treten außer Kraft 


und ftatt derfelben folgende Beftimmungen in Gültigkeit: 


1) 


2 


— 


3) 


b. 
c. 


Mer gefchäfts- oder arbeitslos umherzieht, ohne fich darüber aus- 
mweifen zu können, daß er die Mittel zu feinem redlichen Unterhalt 
befigt, oder duch eine Gelegenheit zu demfelben auffucht, hat ala 
Landitreicher Gefängniß von drei Tagen bis zu ſechs Wochen und 
im erſten Rückfalle zwei= bis fechsmonatliche, in weiteren Rücfällen 
aber ein bis dreijährige Verwahrung in einer Polizeianftalt zu ge 
wärtigen. 
Alles Betteln, unter welchen Namen und in welcher Form es auch 
gefchehen mag, iſt verboten. Wer diefem Berbote entgegenhanbdelt, 
wird mit vierundzwanzig Stunden Gefängniß geftraft, welche Strafe 
im Wiederholungsfalle bis auf acht Tage Gefängniß gefchärft werden 
kann. 

Beim Betteln der Kinder treten die Vorfchriften des Art. 27. ein. 


Als Bettelm unter erfchwerenden Umftänden gilt: 


wenn Jemand auf falfhen Namen oder unter fälfchlicher Vor— 
ſchuͤzung von Unglücsfällen, Krankheiten oder Gebrechen bettelt; 
der zweite und die ferneren Rückfälle des Bettelns; 

wenn der Bettler Waffen bei ſich führt, oder fi Drohungen er⸗ 
laubt; 

. wenn Jemand ſich eines fremden Kindes beim Betteln bedient oder 
ein Kind zu dieſem Zwecke hergiebt. 


4 


5 


6 


— 


— 


— 
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In den Fällen des Bettelns sub a. tritt achttägiges bis vier: 
ehntägiges Gefängniß, bei Rüdfällen diefer Vergeben, jo wie in den 
—* sub b. vierwöchentliches Gefängniß bis einjährige Verwah— 
rung in einer Bolizeianjtalt ald Strafe ein. 

In den Fällen sub e. tritt, wenn die Bedrohung nad Art. 160. 
des Strafgefeßbuches nicht peinlich härter zu beftrafen ift, vierwöchent⸗ 
liches Gefängniß bis halbjährige und in NRüdfällen bis einjährige 
Verwahrung in einer Polizeianftalt ein. 

In den Fällen sub d. ijt vierzehntägiges bis wiermöchentliches 
Gefaͤngniß, in Rückfällen Verwahrung in einer Polizeianftalt bis zur 
Dauer eines Jahres ald Strafe auszufprechen. 

Auch kann nah Umftänden in allen diefen Fällen auf gefchärftes 
Gefängniß von acht Tagen bis vier Wochen erfannt werden. 


eltern oder die ihre Stelle Vertretenden, welche ihre oder die ihrer 
Aufficht anvertraueten Kinder zum Betteln veranlaffen, oder es unter: 
laffen, diefelben vom Betteln abzuhalten, find, wenn die Verwarnung 
fruchtlos geblieben, mit Gefängniß von zwölf Stunden bis zu vier 
Wochen zu beitrafen. 
Landitreicher und Bettler, welche den dieffeitigen Landen nicht ange 
hören, find nach ausgehaltener Strafe in ihre Heimath zurüczumeifen. 
Bei der zweiten Bejtrafung folcher Vaganten und Bettler ift zu: 
‚gleich im Erkenntniſſe die Ausweifung derfelben anzuordnen. 


Mit einer Gefängnißftrafe von drei Tagen bis zu ſechs Wochen find 
zu belegen: 


- a. Diejenigen, welche durch Spiel, Trunk oder Müßiggang in einen 


folhen Zuftand verfinfen, daß zu ihrem oder dem Unterhalte der: 
jenigen, zu deren Ernährung fie verpflichtet find, fremde Hülfe 
oder öffentliche Unterftügung in Anfpruch genommen werden muß; 

b. diejenigen, welche eine Unterftügung aus öffentlihen Armenfonds 
empfangen, wenn fie fich weigern, die ihnen von der Armen: 
oder Polizeibehörde angewiefene, ihren Kräften angemeffene Arbeit 
zu verrichten. 

In Rüd:, beziehungsweife Wiederholungsfällen tritt gefchärftes 
Gefängniß von acht Tagen bi8 vier Wochen, oder die Verwah— 
rung in einer Polizeianftalt bis zur Dauer eined Jahres als 
Strafe ein. 
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Art. 88. 

Mer durch feine Schuld obdachlos wird, hat zu gewärtigen, daß er 
bis zur Befchaffung eines anderweiten Unterfommens in einer PBolizeianftalt 
verwahrt wird. 

Für die arbeitsunfähigen Bamilienmitglieder des Detinirten hat die 
betreffende Gemeinde Sorge zu tragen. 


Art. 89. 


8) ru (wilde Unverbeirathete Berfonen, welche wie Eheleute zufammenleben (Goncu- 
j binat, wilde Ehe) find mit Geldbuße von 5 bis 20 Thlrn., oder Gefängnif 
von drei bis vierzehn Tagen zu beitrafen und von einander zu trennen. 


Art. 90. 


9) ——— Verlegung der Sittlichkeit durch unzüchtige und zum Öffentlichen Aerger— 
* niß gereichende Handlungen oder durch Feilbietung oder Verbreitung un— 
züchtiger Schriften und Darſtellungen iſt mit Geldſtrafe von 5 bis 50 Thlrn., 
oder Gefüngniß von acht Tagen bis ſechs Wochen zu beftrafen. Art. 305. 

des Strafgefepbuches ift aufgehoben. 


Art. O1. 


10) ee A Mer auf geſchehene Aufforderung bei Unglüdsfällen oder zur Abwehr 
fälenu,Rothftänden. eines in der Ausführung begriffenen Verbrechens, bei Waſſers- oder Feuers: 
gefahr oder anderer Öffentlichen Notb feine Hülfe oder Dienftleiftung, ohne 
daß damit für ihn eine erhebliche Gefahr verbunden gewefen wäre, ver: 
weigert, wird an Geld von 2 bis 10 Thlrn., oder Gefängniß von drei bie 

zu vierzehn Tagen beftraft. 
Die Strafe iſt zu verdoppeln, wenn die Aufforderung zur Hülfsleiftung 
von der Obrigfeit und ihren Beamten ausging, oder die Hülfsleiftung von 
Perfonen begehrt wurde, welche vermöge ihres Berufs hierzu verbunden 
waren, vorbehaltlich weitern Ginfchreitens gegen diefelben wegen Verlegung 

ihrer Dienftpflichten. 


Art. 9. 


Mer ihm angebörige oder ihm amvertrauete Kinder, Kranke, Gebrech— 
liche, Blödfinnige oder andere dergleichen PVerfonen, welche fich felbit zu 
leiten und zu belfen unvermögend find, in Beziehung auf Schuß, Aufficht, 
Berpflegung oder ärztlichen Beiftand in aröblicher Weife verwahrloft, oder 
den hierauf bezüglichen befonderen polizeilichen Anordnungen zumiderbandelt, 
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wird mit Geldbuße von 10 bis 50 Thlm., oder Gefängniß von vierzehn 


Tagen bis ſechs Wochen beftraft. 
Art. 93. 


Mer Kinder oder andere Perfonen in einem fehleunige Hülfe be 
dürfenden Zuftande findet und denfelben bis zur obrigfeitlihen Verfügung 
oder bis zu anderer Fürforge nicht Die erfte nothwendige Hülfe nach Mög: 
lichkeit verfchafft, wird an Geld von 5 bis zu 20 Thlrn. beftraft. 


Art. 94. 


Wenn Aerzte, Wundärzte oder Hebammen die angeiprochene Hülfe 
für Kranfe, und Apothefer in dringenden Fällen die Abgabe von Arznei: 
mitteln, welche ein approbirter Arzt verordnet hat, ohne hinreichende Urjache 
verfagen, fo tritt gegen fle Geldftrafe von 10 bis 50 Thlen. ein. 


Art. 9. 


Mer uneheliche, unmündige Kinder oder Waifen oder Geiftesfranfe 
ohne Erlaubniß der Polizeibehörde gegen Bezahlung in Pflege nimmt, wird 
durch Geldbuße von 1 bis 10 Thlen., oder mit verhältnigmäßigem Ge: 
fängniß beitraft. 

Art. 96. 


Geldftrafe von 10 bis 30 Thlrn. tritt gegen diejenigen ein, welche 
eine ihnen angebörige Berfon wegen Geiftesfrankheit oder Blödfinn ohne 
Zuftimmung eines zur Praris berechtigten Arztes in engern Verwahr nehmen, 
oder eine folche Berwahrung über acht Tage dauern laflen, ohne der Polizei- 
behörde hiervon Anzeige zu machen. 


Art. 97. 


Boshaftes oder muthwilliges Quälen, rohe Mishandlung und Meber- 
anftrengung von Thieren it mit Gefängnißftrafe von drei Tagen bis vier 
Wochen oder Gelditrafe von 2 bis 20 Thlrn. zu ahnden. 

Obwohl jedem Befiger von Hausthieren freifteht, deren Krankheiten 
felbft zu behandeln, fo ift Doch die Vornahme unnöthig quälender Operationen 
und Kurmethoden bei gleicher Strafe verboten. 


Art. 98. 


Wer den polizeilichen Anordnungen wegen Schonung der Singvögel 
entgegenbandelt, verfällt in Geldftrafe von 1 bis 5 Thlrn. 


11) Unterlaffene Fürforge 
gegen Hülfloſe. 


12) Zhierquälerei. 


13) Uebertretung d, Vor⸗ 
fohriften wegen der 
Wobnungseu.Dienits 
mietbe und Beberbers 
gung von Reifenden, 
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Art. 99. 


Wer den Beſtimmmungen der $$. 12. und 31. des Heimathsgeſetzes 
vom 1. März 1852 (Nr. 365. d. Gef.-Samml.) entgegen einen neu ans 
ziebenden Inländer obne polizeilichen Meldeſchein, vder einem Ausländer 
ohne Aufentbaltstarte, oder längere Zeit, ala dieſe qültiq, Wohnung oder 
Unterfommen gewährt, verfällt in die dafür angedrohete Geldftrafe von 5 
bis 25 Thlrn. 


Art. 100. 


Mer eine Wohnung oder Schlafitelle vermiethet bat und der Orts— 
Polizeibehörde nicht fpäteftens binnen drei Tagen nach erfolgten Ginzuge 
des Miethers unter Angabe des Namens und der Familienverbältnifie des- 
jelben davon Anzeige macht, verfällt in Geldbuße von 20 Sar. bis 1 Thlr,, 
welche im Wiederbolungsfalle bis 5 Thlr. geſchärft werden kann. 


Art. 101. 


Wer Handlungsdiener, Gewerbegehülfen, Gefellen, Lehrlinge, Dienft- 
boten in Dienft nimmt oder entläßt, und dies nicht fpäteftens am andern 
Zage nach dem Gintritt in den Dienft, oder beziehungsweife nach der Ent- 
laffung bei der Polizei anmeldet, verfällt in Seiditrafe von 1 Thlr., im 
Wiederholungsfalle bis 5 Thlr. 


In Ddiefelbe Strafe verfallen Inhaber von Fabriken, Landwirtbichaften, 
wenn fie diefe Anmeldung binfichtlich ihrer Arbeiter, welche nicht im Orte 
heimathsangehörig find und doch dafelbit übernachten, unterlaffen. 


Art. 102. 


Polizeiliche Uebertretungen der Gefinde - Ordnung vom 19. April 1851 
(Nr. 327. d. Gef.-Samml.) find nah Maßgabe der darin enthaltenen 
Beftimmungen und zwar 


1) gegen die Herrfchaft wegen Verweigerung oder fälfchlicher Ausitellung 
des Dienftzeugnijfes ($. 48. und 51. dafelbit), 


2) gegen das Gefinde wegen gleichzeitiger Vermietbung bei mehreren 
Herrichaften und umrechtmäßiger Verweigerung des Dienitantrittes 
und der Borlegung des Gefindebuches und wegen rechtswidriger Ver: 
lafjung des Dienftes ($. 16., 42. und 47.) mit Gelditrafe von 
1 bis 5 Thlrn. zu abnden. 
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Art. 103. 


Fremde, welche bei einem länger als vier Wochen dauernden Aufent— 
halte verfäumen, fich mit einer Aufentbaltsfarte zu verſehen (veral. Nr. 365 
d. Gef. Samml.) verfallen in Gelditrafe von 1 bis 5 Thlrn. 


Art. 104. 

Wer Berfonen, welche nicht im Orte heimathsangehörig find, bei ſich 
über Nacht beherbergt und diefelben nicht fpäteftens am andern Tage nad 
der Ankunft bei der Orts- Bolizeibehörde anmeldet, oder die fonft in diefer 
Beziehung ertheilten polizeilichen Vorſchriften vernachläſſigt, verwirkt Geld: 
ftrafe von 10 Sgr. bis 1 Thlr. und im Wiederholungsfalle bis zu 5 Thlrn. 

Bei Gaftwirtben und Herberggebern fünnen die Strafen für die unter- 
laffene An- und Abmeldung der Reifenden, beziebungsweife für die nicht 
gehörige Befolgung der diejerhalb befonders ertbeilten polizeilichen Anord- 
nungen durch Berdoppelung geichärft werden. 


Art. 105. 


Penn Gaftwirthe und Herberggeber Reifenden, welche fich polizeilich 
als unverdächtig ausweifen, ohne triftigen Grund die Aufnahme verweigern, 
fo verfallen fie in Gelditrafe bis 10 Thlr. 


Art. 106. 


Gaſt- und Schenkwirtbe, welche Unordnungen und Ausfchweifungen 
in ihren Localen gejtatten, denfelben nicht kräftig entgegentreten, oder ſonſt 
zu polizeilichen Rügen Anlaß geben, können unter PBolizeiftunde geſetzt, 
d. h. von der Bolizeibehörde angewiefen werden, Abends nach einer bejtimmten 
Zeit feine im Orte wohnenden Gäfte bei fich zu dulden und zu bewirthen. 

Die Uebertretung diefer polizeilichen Borfchrift, welche in den betreffenden 
Gaft- und Schenklocalen anzufchlagen it, ziebt für den Wirth eine Geld- 
buße von 5 bis 10 Thlrn. nad ſich. 

Im Wiederholungsfalle kann auf zeitweife und bei fernerem Rückfalle 
auf gänzliche Entziehung des Gewerdebetriebes erkannt werden. 

Die frühere Vorschrift wegen der Bolizeiftunde ift aufgehoben. 


Art. 107. 


Säfte, mit Ausnahme fremder Reifender, welche fich in unter Polizei: 
ftunde jtehenden Gaft- und Schenklofalen nach der Polizeiftunde betreffen 
lafjen, verfallen in eine Gelditrafe von 20 Sgr. bis 2 Thlrn. 
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14) Bergeben beim Ber 
kehr in Wirthähäur 
jern, 


15) Unbefugte Beranitals 
tung öffentlicher Luſt⸗ 
barkeiten. 


16) Uebertretung d. Vor⸗ 
ſchrift wegen des 
Haltens öffentlicher 
Tanzmuſil. 


Polizei⸗Strafgeſetz. 
Art. 108. 


Wer mit Umgehung der polizeilichen Erlaubniß öffentliche Luſtbarkeiten, 
Vorftellungen oder Schaufpiele unternimmt, wer bei jolhen Unternehmungen 
die gegebenen polizeilichen Borfchriften übertritt, verfällt in Geldftrafe von 
5 bis 20 Thlen. 

Dergleihen unberechtigte Unternehmungen können von der Polizeibehörde 
unabhängig von der Strafverfolgung jederzeit eingeftellt werden. 

Gelditrafe von 5 bis 20 Thlrn. trifft die Unternehmer von öffentlichen 
Luftbarkeiten, Borftellungen und Schaufpielen, welche ohne ausreichenden 
Entjhuldigungsgrund unterlaſſen, die obrigkeitliche oder militärifche Hülfe 
gegen hierbei entitandene Unordnungen auf der Stelle anzurufen. 


Art. 109. 


Hinfichtlich der öffentlichen Tanzmufif gelten folgende Beſtimmungen: 


1) 


2) 


3) 


4) 


Ohne befondere Bonceffion der Herzuglichen Regierung darf Niemand, 
außer den bisher ſchon dazu berechtigten Gaſt- und Schenfwirtben, 
fo wenig in den Städten, als auf dem Lande, Öffentliche Tanzmuſik 
halten. 

Deffentlihe Tanzmuſik darf in der Negel nur des Sonntags, jeden 
zweiten Feiertag, den erſten Pfingftfeiertag nach beendigtem Nach: 
mittags = Gottesdienfte und den Pfingitdienftag und jenfeits der Elbe 
bis auf weitere Verfügung auch in den übrigen Tagen der Pfinaft: 
woche jtattfinden. Im der Charwoche, am erjten Diter- und 
Weihnachtöfeiertage, am Bußtage und in den Dörfern an den Sonn- 
tagen, an welchen dafelbit das heilige Abendmahl gehalten wird, ift 
jede Tanzmufif, wie bisher, verboten. 

An den gewöhnlichen Sonntagen darf in Dörfern, in welchen fich 
mehrere Schenken befinden, nur in einer derfelben Muſik fein. Die 
Schenkwirthe haben jich bier über die Reibefolge zu vereinigen. Wer 
an dem ihn biernach treffenden Sonntage feine Muſik halten will, 
wird übergangen und fann an einem andern Sonntage ohne Ein: 
willigung der übrigen Schenfwirthe von feinem Rechte feinen Ge- 
brauch machen. 

Wer berechtigt ift, öffentliche Tanzmuſik zu halten, darf ohne befon- 
dere, vorher nachzuſuchende polizeiliche Grlaubniß, außer an den 
gedachten Tagen, feine Bälle veranftalten, oder fonjt Tanzgelage bei 
ſich dulden, gleichviel, ob der Zutritt hierzu Jedem, oder nur einer 
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gewiſſen oder einer geſchloſſenen Gejellichaft geitattet, der Tanz vom 
Wirthe ſelbſt oder einem andern angeftellt und auf Koften der Ge- 
fellichaft oder eines Unternehmers gehalten wird. 

5) Schenkwirthe auf dem Lande, welche regelmäßig feine öffentliche 
Tanzmuſik haben, dürfen diefelbe eben fo wenig ohne polizeiliche 
Grlaubnig ausnahmsweije für beitimmte Gefellfchaften oder einzelne 
PVerfonen halten. Gajtwirtbe in Städten, welche feinen öffentlichen 
Zanzboden haben, müſſen, wenn Bälle oder fonft Tanzgefellichaften, 
m denen nicht Jedermann der Zutritt freiftebt, bei ihnen ftattfinden, 
iervon der Polizeibehörde vorher Nachricht geben. 

6) Deffentliche Nedouten dürfen nur mit befonderer Erlaubniß der Her— 

alioen Regierung gehalten werden. 

hne polizeiliche Erlaubniß darf öffentliche Tanzmuſik in Städten 

= bis Abends 11 Uhr und auf dem Lande nur bis Abends 10 

auern. 


Gaft- und Schenkwirthe, welche biergegen handeln, fallen in Geldbuße 
von 5 bis 20 Thlrn. und Gäſte, welche der- Aufforderung des Wirths, fich 
zu entfernen, nicht Folge leiten, in eine Gelditrafe von 20 Sar. bis 2 Thlrn. 

Bei Nüdfällen kann die Strafe gegen die Wirthe verdoppelt und ihnen 
das Recht zur Haltung von Tanzmuſik zeitweife oder gänzlich entzogen 
werden. 


7) 


Art. 110. 


Lotterien und Ausfpielungen find, fo weit fie nicht befonders conceffio- 17) otterienergehen. 
nirt oder von der Regierung erlaubt worden, verboten. 
Mer 
1) Looſe zu unerlaubten Lotterieen entweder felbft an Andere abfegt 
oder den Abfag als Mittelsperfon befördert, oder auch mit dem Col— 
ligiren von Lotterieloofen, deren Spielen erlaubt ift, obne Goncef- 
fion dazu zu haben, fich abgiebt, fällt in Gelditrafe von 100 Thlrn. 
für jedes durch ihn felbft oder feine Mitwirkung abgeſetzte Loos oder 
verhältnigmäßige Gefängnißftrafe. 
Derfelben Strafe 
2) unterliegt der Vertrieb von Looſen oder Promeſſen und Aktien zu 
— Ausſpielungen von Gütern und anderen Grundſtücken. 
er 
3) überführt wird, ein anderes als ein von einem conceffionirten in— 
ländifchen Haupt- oder Subeollecteur unterzeichnete Loos einer er- 
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laubten Lotterie ganz oder zum Theil geſpielt oder an einer nicht ge— 
nehmigten Ausſpielung von Gütern oder ſonſtigen Grundſtücken Theil 
genommen zu haben, hat, gleichviel, ob das Loos ihm mit oder ohne 
eigne Veranlaſſung zugekommen und ob der Einſatz bezahlt worden 
oder nicht, 40 Thlr. für jedes ganze, 20 Thlr. für das halbe und 
10 Thlr. für das viertel Loos und außerdem den darauf etwa fal- 
(enden Gewinn als Strafe zu entrichten oder im „alle des Unver— 
mögens verhältnigmäßige Gefängnißftrafe zu gewärtigen. 

4) Bei nicht genehmigten Ausfpielungen beweglicher Sachen werden die 
Spieler mit dem vierfachen, die Unternehmer und Vertreiber von 
Loofen aber mit dem achtfachen Einlage-Betrage der gefpielten oder 
vertriebenen Looſe an Gelde oder mit verhältnigmäßigem Gefängniffe, 
außerdem durch Bonfiscation des etwaigen Gewinnes beftraft. 

5) Wer die ihm auf irgend eine Weife zugefommenen Looſe zu uner: 
laubten Lotterieen oder Ausfpielungen nicht binnen acht Tagen nad 
deren Gmpfange der Bolizeibehörde feines MWohnortes zur Vernich— 
tung überreicht, bat die Vermuthung, daß er diefelben habe fpielen 
wollen, gegen fih und verfällt in die auf das Spielen folcher Looſe 
jelbit geſetzte Strafe. | 

Lotterie und Ausſpielungs-Looſe, welche Inländer im Auslande 

an fih gebracht, dürfen nur fo lange, als der Aufenthalt im Lande. 

dauert, geipielt werden. Das Fortfpielen derfelben nad der Rüd: 
fehr aus dem Auslande wird als verbotenes Spielen angefehen und 
beitraft. 

7) Auch durch Andere darf Niemand bei aleicher Strafe für feine 
alleinige Rechnung oder als Mittheilhaber im Auslande fpielen laffen. 

8) Gonceffionirte Collecteurs, welche Looſe anbieten, diefelben haufırend 
vertreiben oder zum Spiele verführen, fallen in Geldftrafe von 10 
bis 100 Thlrn. Auch kann ihnen fchon beim bloßen Verdacht der 
Umgehung die Conceſſion ohne Weiteres von der Regierung entzogen 
werden. 
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— 


Art. 111. 


Auch wer in Öffentlichen Blättern oder Anſchlägen unerlaubte Lotterieen 
und Ausfpielungen verfündigt, Looſe oder als ſolche Promeſſen oder Aktien 
bierzu ausbietet, oder zur Theilnahme einladet, ift mit Geldbuße von 5 bis 
20 Thlrn. zu belegen, 
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Diefer Strafe unterliegt fowohl derjenige, von welchem die Einrückung 
ausgeht, als der verantwortliche Nedacteur des betreffenden Blattes. 


1) 
2) 


3) 


4) 


5) 


6) 
”) 


8) 


Art. 112. 


Alle Hafardipiele ohne Ausnahme find verboten. 

Als Hafardfpiele werden folhe Spiele angefehen, bei welchen die 
Enfheidung allein oder doch hauptfächlih vom Glücksfalle abhängig 
ift, oder eine willfürliche Erhöhung des Sapes ftattfindet. 

63 kommt hierbei nicht auf die Benennung der Spiele, ſondern 
nur darauf an, ob felbige ihrer Natur und auch der gewöhnlichen Anficht 
nach als Hafardfpiele in der sub 2. angenommenen Bedeutung zu 
betrachten find. Namentlich find Pharao, Schneidebant, Onze et 
demi, Vingt ei un, Rouge et noir, Trente et quarante, Rou- 
lette, Tippen, Grobhäufern, Knöcheln und deren Abarten unbe- 
dingt als Hafardfpiele anzunehmen. 

Das Berbot der Hafardfpiele erſtreckt fich nicht bloß auf öffentliche 
Orte, fondern auch auf gefchloffene Gefellihaften und Privatge- 
fellfchaften, welche das Spielen von Hafardfpielen zum Zwecke haben. 
Der Wirth, welcher Hafardfpiele bei ſich geftattet, verfällt in eine 
Gelditrafe von 20 Thlrn. Diefe Strafe wird im Wiederholungs: 
falle bis auf 50 Thlr. erhöhet. Im Falle des Unvermögend wird 
diefe Strafe in angemeifene Gefängnißftrafe verwandelt. 

Diefelbe Strafe trifft den Bankhalter oder Unternehmer des Spiels. 
Beim dritten Uebertretungsfalle kann außerdem dem Wirthe fein Gaft- 
hofs- oder Schenkprivilegium zeitweife oder gänzlich entzogen werden. 
Iſt die Thür einer Stube verfchloffen, in welcher fih eine Gefell: 
haft von Gäften befindet, die in dem Haufe nicht übernachten, fo 
wird angenommen, daß verbotene Spiele in derſelben getrieben 
werden, dafern nicht mit überwiegender Wahrfcheinlichkeit nachge— 
wiejen werden kann, dag das Verfchliegen aus Gründen und unter 
Umftänden gefchehen fei, welche den Verdacht des verbotenen Spiels 
völlig ausſchließen. 

Auch das Verfchließen der Hausthür eines Gafthofes, in welchem 
fi Gäſte befinden, die in demfelben nicht übernachten, begründet 
die Vermuthung gegen den Wirth, daß er verbotene Spiele dulde 
und die gefegliche Strafe gegen denfelben, fofern er diefe Vermu— 
thung nicht mit überwiegender Wahrfcheinlichkeit widerlegen kann. 


18) Berbotenes Spiel. 
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9) Wer, ohne Bankhalter oder Unternehmer des Spiels zu fein, an 
verbotenen Spielen Theil nimmt, verfällt in eine Gelditrafe von 5 
bis 10 Thlrn. 


10) Alle Perfonen, welche, obne zur Familie oder Dienerfchaft des Wirths 
zu gehören, in einem Zimmer betroffen werden, während in dem— 
jelben verbotenes Spiel getrieben wird, oder fih in einem Zimmer 
befinden, hinſichtlich deſſen nach sub 8. die Vermutbung eintritt, 
daß darin verbotene Spiele ftattgefunden, werden als Theinehmer 
angejeben. 

11) Alle Spielfhulden find ungültig und begründen feine Klage. Auch 
Wechſel und Schuldverfchreibungen find nicht verbindlich, wenn da— 
gegen die Ginrede, daß fie über Spielfchulden ausgejtellt worden, 
in gehöriger Art an= und ausgeführt werden fann. 


Art. 113. 


19) .—. — Das öffentliche Herumgehen oder Herumſchicken, um Beiträge zu einem 
ungen (Gollecten). heſtimmten Zwecke von Perſonen zu verlangen — die Veranftaltung von 
Gollecten — wird, fofern nicht vorher hierzu die Erlaubniß der Regierung 
eingeholt und ertheilt ift, durch Gelditrafe von 5 bis 10 Thlrn. oder ange: 

meſſene Gefingnißftrafe geahndet. 

Es macht dabei feinen Unterfchied, ob die Beiträge felbft eingeholt 
werden, oder nur zur Unterzeichnung von Beiträgen aufgefordert wird. 
Aufrufe an die Mildtbätigkeit in öffentlichen Blättern, Sammlungen bei 
Mitgliedern einer Gefellichaft oder eines Freundenkreiſes durch ein Mitglied 
defjelben fallen jedoch nicht unter das Gefep. 

Wer eine Gollecte aber unter dem Vorgeben falfcher Thatfachen oder 
unter faliher Angabe der Veranlaſſung oder des Zwecks derfelben unter- 
nimmt, wird wie derjenige, welcher unter falfchem Namen bettelt, beftraft. 
(Art. 87.) 


Art. 114. 


20) Mebertretung der Wenn bei einem Verkaufe nah Maaß und Gewicht die Ueberlieferung 
En — der Waare nicht nach geſtempeltem Maaße und Gewicht geſchehen iſt, ſo iſt 
"solches nach der Maaß- und Gewichts-Ordnung (Nr. 170. d. Geſ.-Samml.) 
durch Geldbuße von 1 bis 5 Thlr. ſowohl gegen den Verkäufer, als auch 
den Käufer und durch Gonfiscation der dabei aebrauchten, nicht gehörig ge— 

ftempelten Maafe und Gewichte zu abnden. 
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Diefe Vorfchrift wird hierdurch noch dahin ausgedehnt, daß künftig "in 
allen Fällen, in welchen gejtempelte Gewichte verwendet werden müſſen, die 
Berwiegung bei gleiher Strafe nur mitteljt gejtempelter Waagen gejcheben 
darf. 

Welche Waagen zur Stempelung und zum Gebrauche zugelafjen wer: 
den, ijt Durch bejondere Verordnung noch zu bejtimmen. 

Wegen der bejonderen Verpflichtungen der Gewerbetreibenden ſiehe 
Art. 126, 

Urt. 115. 


Wer den Marktordnungen oder den ſonſt hinfichtlich des Verkehrs auf 
Märkten betehenden oder zu ertheilenden polizeilichen Vorfchriften entgegen; 
handelt, verfällt in Gelditrafe von 1 bis 5 Zhlrn. 


IV, Bergeben bei Ausübung einer Wiffenfhaft, Kunft oder 
eines Gwerbes. 


Art. 116. 


Wer eine Wijfenfchaft, Kunft oder ein Gewerbe, zu deren Ausübung 
die Genehmigung der Regierung, befondere Gonceffion oder polizeiliche Er: 
laubniß erfordert, wird, obne die Berechtigung bierzu erlangt zu haben, be- 
treibt, wer in der Ausübung eines Gewerbes oder Gewerbzweiges, wozu 
er befugt iſt, die Grenzen feiner Befugniß überfchreitet, ift durch Geldbuße 
von 5 bis 50 Thlrn. zu beftrafen, vorbehaltlich der nach den Gewerbe- 
privilegien gefeglich beitehenden allgemeinen oder in einzelnen Privilegien 
enthaltenen befonderen Bejtimmungen, unbefchadet der den Polizeibehörden 
zuftehenden Befugniß, den unberechtigten Gewerbebetrieb unabhängig von der 
Strafverfolgung einzuftellen und zu unterdrüden. 


Art. 117. 


Zu den Perſonen, welche ihre Wiffenfchaft oder Kunft nur nad vor: 
her erlangter Erlaubniß, vefp. nach dargethaner Befähigung ausüben dürfen, 
gehören außer den Rechtsanwälten, hinfichtlich welcher es bei den beftehenden 
gefeglihen Beitimmungen bewendet, namentlich 

1) die Aerzte, Wundärzte, Zahnärzte, Thierärzte und Hebammen ; 

2) die Apotheker; 
3) Lehrer und Erzieher, infofern fie befondere Schulen oder Erziehungs: 
anſtalten errichten wollen ; 


21) Uebertretung der 
Marktordnungen. 


1) Unerlaubte Ausübung 
oder Ueberſchreitung 
der Befugnifje. 


2) Erforderniß der Kon. 


ceffion oder polizels 

lihen Erlaubniß. 

a, Dei Ausübung einer 
BWiffenfhaft oder 
Kunit. 


b. zu öffentlichen Kunſt ⸗ 
productionen, 


e. bei Ausübung eines 
ewerbes, 
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4) Architecten und Feldmeſſer; 
5) Uhrmacher, Mechaniker, Optiter und Mafchinenbauer ; 
6) Petichaftitecher ; 
7) Buch- und Steindruder. 
Hinfichtlich der Leptern treten die befonderen Beftimmungen des Pref- 
geſetzes vom 26. Dez. 1850 (Nr. 322. d. Gef. Samml.) ein. 


Art. 118. 


Außerdem ift polizeiliche Erlaubniß oder befondere höhere Genehmiqung 
nöthig zu öffentlichen Goncerten, Schaufpielen, Declamatorien oder fonjtigen 
öffentlichen Kunftproductionen. 


Art. 119. 


Zu den Gewerben, deren Ausübung durch befondere Genehmigung, 
Gonceffion oder polizeiliche Erlaubniß bedingt iſt, gehören außer denjenigen, 
welche innungsmäßig betrieben werden oder auf dinglicher Berechtigung be- 
ruhen, namentlich: 


1. Der Handel, nur mit Ausnahme 


A. des Jedem zuitehenden Handels mit felbitgewonnenen Grzeug: 
niffen des Gartenbaues, der Land- und Forftwirtbfehaft, der Vieh— 
zucht und der Fiſcherei, wozu jedoh Brot und frifches Fleiſch nicht 
zu rechnen iſt und 

B. des Handels mit Beſen, Brennholz, Kohlen, Torf, Kien und weißem 
Sand und 

©. des Handels auf öffentlihen Märkten. 

Mas im Befondern 
den Haufirbandel 
betrifft, zu welchem das Herumtragen von nicht beftellten Waaren in den 
Straßen oder in die Häufer, beziebungsweife das Herumfahren derfelben 
zum Verkaufe und das Umbertreiben mit Vieh zum Handel gerechnet wird, 
fo darf derfelbe 


1) außer mit den oben unter A. und B. aufgeführten Gegenftänden 
nicht bloß im Allgemeinen, fondern auch während der Dauer der 
Jabrmärkte nur von denjenigen, die hierzu einen Gewerbefchein er- 
langt haben, betrieben, 
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2) nur folchen Perfonen, welche ſich als durchaus unverdächtig und be— 


3) 


4) 


fonders über die Sittlichfeit ihres Lebenswandels, jo wie über die 
Güte und Nechtheit ihrer Waaren ausweiſen fünnen, nach Befinden 
gegen Stellung einer Caution erlaubt, 


mit Arzneiwaaren aller Art, Salz, Spielkarten, Branntwein, Spi- 
ritus und Liqueur, Schießpulver, leicht feuerfangenden oder chemi- 
hen auffnallenden Fabrifaten gar nicht und mit Druckſchriften nur 
in befonderen Ausnahmefällen von der Regierung geftattet, 


für Waaren, deren Anfertigung oder Verkauf ausfchlieglih einer 
Innung oder andern Gewerbetreibenden zufteht, nach Umftänden nur 
ausnahmsweiſe erlaubt werden: 


a. unter der Bedingung, daß die Waaren zum Haufiren allein von 


den inländifhen Innungs= und Handelsberechtigten entnommen 
werden und 

auch ohne diefe Bedingung, wenn dergleichen Waaren entweder 
gar nicht, oder doch nur in jchlechter Befchaffenheit oder zu un: 
billig hohen Preiſen im Lande oder im betreffenden Bezirke zu 
haben find. Die Grtheilung der Grlaubniß zum Aufjuchen von 
Bertellungen auf ſolche Waaren, wobei die Handeltreibenden nur 
Muſter bei fich führen, ift jedoch von dieſer Bedingung und Vor— 
ausfegung nicht abhängig. 


5) Auch dürfen diejenigen Handelsleute, welche Gewerbefcheine erhalten 


haben, bei Vermeidung einer Strafe von 1 bis 10 Thlrn. 


a. den Haufirbandel an Jahrmarktstagen in denjenigen Städten, wo 


b. 


C. 


er dann überhaupt nicht ftattfinden darf, nicht betreiben, 

Falls es nicht wegen Alters, förperlicher Schwäche, Gebrechlichkeit 
oder anderer Umſtände im Gewerbefcheine nachgegeben ift, fich 
eines Gehülfen oder beim Haufiren mit Waaren, welche getragen 
werden fünnen, eines Zransportmittels nicht bedienen, 

den Haufirbandel an Sonn- und Feittagen in Städten gar nicht 
und auf dem Lande vor Nachmittags 4 Uhr nicht betreiben und 
müjjen überdies bei gleicher Strafe, 


d. um fich über ihre Befugniß jeder Zeit zur Stelle ausweifen zu 


können, den Gewerbefchein jtets bei fich führen. 


Denfelben Beftimmungen wie der eigentlihe Hauſirhandel unterliegt 


übrigens: 


5 
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1) die Einführung und Aufftellung von Waaren von Seiten auswär- 
tiger Handelsleute außer den Marktzeiten auf Märkten, Straßen 
oder in Gaſt- und Privathäufern zum Verkaufe und 

2) das Herumgeben oder Herumſchicken, um Beitellungen auf Waaren 
zu ſuchen oder Anfäufe zu machen, inſofern ſolches ſowohl für in— 
ländijche als für ausländifche Gewerbetreibende erit von der Erlaub— 
niß der Herzogl. Regierung abhängig üt. 

Sinfichtlich des Branntweinbandels kommen künftig folgende 

Beftimmungen in Anwendung: 

I) Das Recht zum bloßen Branntweinhandel ſchließt die Befugniß zum 
Ausſchank des Branntweins nicht in ſich, ſo wie umgekehrt auch den 
Gaſt- und Schenkwirthen der Handel mit Branntwein (mie auch 
mit andern Getränken) nur dann, wenn ſie hierzu beſonders privi— 
legirt oder conceſſionirt ſind, zuſteht. 

2) Ohne beſondere Conceſſion dürfen Branntweinbrenner nur ihr eignes 
Faorifat und auch dieſes nur in Gebinden, die zum Materialhandel 
Dereihtigten aber Branntwein nicht in Quantitäten unter Einem 
Quart verkaufen. 

3) Gomditoren und Zuckerbäcker dürfen nur feine Liqueurs in ihren Faden 
oder in ihren Buden auf Märkten ausfchenken. 


Wegen des Gewerbebetriebes der Buch- und Kunftbändler, 
Antiquare und Verkäufer von Flugſchriften und Bildern ver 
bleibt e8 bei den betrefienden Beftimmungen des Preßgeſetzes vom 26. Dez. 
1850 (Nr. 322. der Gef.-Samml.) und wegen des Handels mit Wildprett 
bei der Verordnung vom 16. März 1852. (Nr. 368. der Gef.- Samml.) 

11. Die Berfertigung von Waaren zum Verfaufe oder für 
beitimmtes Lohn, fowohl im fabrifmäßigen als bandwerfsmäßigen Be- 
triebe, wohin namentlich auch das Gefchäft der Bier- und Gfiigbrauer, 
Branntweinbrenner, Müller, Zuceriieder, Ziegelfabrifanten, Kalf- und 
Gypsbrenner, Tabadsfpinner und Ginarrenfabrifanten zu rechnen ift. 

u. Die Saft: und Schenfwirtbfchaft. Diefelbe darf künftig, 
auch wenn fie auf dinalicher Berechtigung beruht, von dem Inbaber des 
Privilegii oder einem Andern, dem fie von diefem verpachtet oder fonjt zur 
Betreibung überlaffen worden, nicht eher ausgeübt werden, ala bis bierzu 
polizeiliche Genehmigung erfolat it, welche von der perfönlichen Befähigung 
abhängig it und auch nur zeitweife und mit Vorbehalt des Widerrufs er- 
tbeilt werden fann. 
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mw. Die Haltung von Leihbibliotheken und Leſekabinetten, 
binfichtlich welcher die Beftimmungen im Preßgefege vom 26. Dez. 1850 
(Nr. 322. der Gef. Samml.) eintreten. 


v. Die Grrichtung und Betreibing von Verfiherungsanftalten 
jeder Art und von Sparfaffen und Pfandleibgefhäften, Nach— 
weiſungs- und Commiſſionsgeſchäften. 


vi. Die Betreibung von Geſchäften als Agent für auswärtige Ver: 
ſicherungsanſtalten und Auswanderungs-Büreaus. 


vır. Das Geſchäft der Mäkler, Commiſſionäre, Auktionato— 

ren und Verfertiger von Bittſchriften und ſchriftlichen Ein— 
—— an die Behörden. 

Die in Art. 247. des Strafgeſetzbuches auf die Mäkler bezügliche se 
ftimmung iſt aufgeboben. 


vırı. Das Schiffergewerbe nah Maßgabe der Elbſchiſfahrts ⸗Aiete 
ıx. Das Gewerbe der Abdecker und das Schlachten von Pferden. 


x. Dienftleiftungen im Umherziehen, namentlid) die der Schorn- 
feinfeger, KRaftrirer, Kammerjäger, Schleifer, Siebmader, 
Topfbinder, Keffelflider u. f. w. 


xı. Das Schauftellen von Kunft: und Naturfeltenheiten und 
der Leiftungen von KRunftreitern, Equilibrijten, Tafchenfpielern, 
Marionetten- und Buppenfpielern u. f. w. 


Wegen des Mufilgewerbes bleibt e8 bei den Beltimmungen der 
Verordnung vom 29. April 1851, nach welcher dajjelbe, fo weit die Be- 
rechtigung bierzu nicht* auf einem Privilegio beruht, von Muſikgeſellſchaften 
nur auf Grund eines beſondern Gewerbeſcheins der Regierung und von ein: 
zelnen Mutanten nur ausnahmsweiſe auf Märkten und Seiten nad er: 
baltener polizeilicher Erlaubniß ausgeübt werden darf. 


Die Ausübung des Muſikgewerbes ohne Gewerbe: oder Erlaubnißſcheine 
zieht eine Gelditrafe von 1 bis 10 Thlru. für jeden einzelnen Gontravenien- 
ten, oder im Fall des Unvermögens entiprechende Gefängnißitrafe von vier: 
undzwangig Stunden bis acht Tagen nach fi. 


Kann der Gewerbe- oder Erlaubnißſchein den Polizeibeamten aber zur 
Stelle nicht vorgezeigt werden, fo iſt eine Ordnumgsitrafe von 15 Sar. 
bis 1 Thlr. oder Sefängnißitrafe bis vierundzwanzig Stunden vermirft, 
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| Art. 120. 

3) Straffolgen. Außer den in Art. 116. angedrobeten Nachtheilen kann gegen den: 
jenigen, welcher eine Kunft oder ein Gewerbe unbefugt ausübt, oder die 
ihm dabei gefegten Grenzen überfchreitet, fofern es zur Verhütung fernerer 
Uebertretungen nötbig tft, der Verfall der angewendeten Werkzeuge oder 
Mittel ausgefprochen werden. 


Art. 121. 
Beim Rückfalle find auch die unbefugt gefertigten, ausgeftellten oder 
feilgebotenen Gegenftände für verfallen zu erklären. 
Art. 122. 


Dei wiederholten Rückfalle kann, wenn die Grenzen eined unerlaubten 
Geſchäfts überfchritten find, auch auf zeitweifen oder gänzlichen Verluſt des 
Rechts zu legterm erkannt werden. 


Art. 123. 
4) — — der Iſt bei einer Wiſſenſchaft, Kunſt oder einem Gewerbe, deren mangel— 
Ay bafte Ausübung Leben und Gefundheit gefährdet, insbefondere bei der Arzuei- 


kunde, Wundarzneifunde, dem Hebammengefhäft und dem Apothefergeichäft 
durch unbefugte Ausübung oder Ueberfchreitung der gejegten Grenzen wirklich 
Gefahr herbeigeführt, peinliche Strafe aber nicht verwirkt, fo kann neben 
einer Geldftrafe bis 50 Thlr. noch auf eine Gefängnißjtrafe bis ſechs Wochen 
erfannt werden. . 

Als Ueberfchreitung der Befugniß der Hebammen iſt es befonders zu 
betrachten, wenn fie e8 verfäumen, einen approbirten Geburtshelfer herbei: 
rufen zu laſſen, fobald Umſtände jich ereignen, die" eine Gefahr für das 
Leben der Mutter oder des Kindes beforgen laffen. 


Art. 124. 
5) — der Ge Gewerbegehülfen und Handwerkögefellen, welche den gewerbegefeglichen 
—— Beſtimmungen entgegen ohne Wiſſen und Willen des Gewerbeherrn oder 


Meiſters, bei welchen ſie aufgenommen ſind, einzelne Gewerbe- und 

Handwerksarbeiten für eigne Rechnung übernehmen, find durch Geldbuße von 

2 bis zu 20 Thlrn., oder mit Gefängnif von drei Tagen bis zu vier Wochen 
u ftrafen, infofern befondere Geſetze, Verordnungen oder Privilegien nicht 
nderes verordnen. 
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Art. 125. 


Ueberfchreitungen der Taren, Preisvorfchriften für Waaren und Arbeiten, 
welche nach beitehenden Verordnungen durch die Polizei den Gewerbetreis 
benden zu jtellen oder von den Gemwerbetreibenden felbft zur polizeilichen 
Genehmigung einzureichen find, werden durch Geldbuße von 2 bis 5 Thlrn. 
eahndet. 
i Teen der Gewerbetreibenden über die Preiſe der Waaren 
und der Arbeit in der Abſicht, deren Wohlfeilheit entgegenzumirfen, zieben 
eine Gelditrafe von 5 bis 50 Thlrn. für jeden Theilnehmer nach ſich. 


Art. 126. 


Gewerbetreibende dürfen ungeftempelte Maafe oder Gewichte micht in 
ihren Wohnungen, Läden oder Buden haben. Der bloße Befig zieht nad 
der Maaß- und Gewichtö-Drdnung (Nr. 170. der Geſ.Samml.) Gelditrafe 
von 1 bis 5 Thlen. und den Verfall diefer Maafe und Gewichte nad) fich. 

In diefelbe Strafe verfallen Gewerbetreibende, bei welchen ungeſtem— 
peite Waagen vorgefunden werden. 

Nur Ausländer, welche auf öffentlihen Märkten feilbalten, können jich 
dabei auch der mit einem gültigen Preußifchen oder Anbalt= Bernburgfchen 
Stempel verfebenen Gewichte, Waagen und Maaße bedienen. 


Art. 127. 


Die Uebertretung der befonderen, in der Maaß- und Gewichts-Ordnung 
enthaltenen Borfchriften für einzelne Gewerbetreibende in Bezug auf Stem- 
pelung oder Gewährung des Gewichts der Waare wird mit den dafür ange: 
droheten Strafen geahndet. 


Art. 128. 


Ale Achſen der Wagen, welche künftig verfertigt oder an Wagen an- 
gebracht werden, müſſen dem allgemein anzunehmenden Wagengeleiſe ent: 
ſprechen, fo daß deifen Breite von der Mitte der Felge des einen Nades 
bis zur Mitte der Felge des andern Nades 4 Fuß 4 Zoll beträgt, bei Ver: 
meidung einer Gelditrafe von 5 bis 20 Thlrn. 


Art. 129. 
Schloſſer verfallen, wenn fie ohne obrigfeitliche Anweifung oder Ges 
nehmiqung des Inhabers der Wohnung Schlüfel zu Zimmern oder Behält- 
niffen anfertigen, Schlöffer an denfelben öffnen, ohne Genehmigung des 


6) Vergeben einzelner 
Gewerbetreibenden. 
a. Hinfichtlich d. Tagen 
und Preife. 


b. Hinfichtlid d. Maaße 
u, Gewichte, Stem- 
pelung und Gewäb⸗ 
rung des Gewichts 
der Waare. 


e. Hinfihtlih des War 
gengeleiſes. 


d. Hinſichtlich der An⸗ 
ra 
feln, 
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Haudbefigers oder feines Stellvertreters einen Hausfchlüffel anfertigen, oder 
ohne Erlaubniß der Polizeibehörde Nachichlüffel oder Dietriche verabfolgen, in 
eine Gelditrafe von 5 bis 30 Thlrn., oder achttägige bis vierwöchentliche 
Gefängnißſtrafe. 


Art. 130. 


J —— —* Trödler, Pfandleiher haben Geldſtrafe von 5 bis 20 Thlrn. verwirkt, 
Tröbler und Pfand, wenn fie den in Bezug auf ihre Geſchäftsführung ihnen ertheilten Vor— 
leiber. ſchriften gar nicht oder nicht gebörig nachkommen, vorbehaltlich der pein- 


lihen Beftrafung, wenn fie dadurd andere Strafgefege übertreten. 


Art. 131. 


f. —— ber Huber Fileiſcher, Bäder und andere Gewerbetreibende, welche Xebensmittel zu: 
taufs von Lebens, bereiten und feil halten, fallen in Geldjtrafe von 1 bis 10 Thlm., wenn 
mitteln, fie dabei die Neinlichkeit unbeachtet laffen, oder ihre Waaren fo auslegen 


und ausbängen, daß fie leicht verunreinigt werden fünnen. 


Art. 132. 


Fleiſcher, welche die beitehenden oder zu erlaſſenden polizeilichen Bor: 
fchriften wegen des Transports des Schlachtviehes übertreten, haben Geld: 
ftrafe von 1 bis 10 Thlrn. verwirft. 


V. Vergehen genen die Gefundbeits-Polizei. 


Art. 133. 


1) Im Allgemeinen, Handlungen, durch welche das Leben und die Gefundheit Anderer ge: 
fährdet wird, ohne daß ein Schaden dadurch herbeigeführt und die peinliche 
Beftrafung nach Artt. 131. und folg. des Strafgefegbuches begründet iüft, 
find nach Art. 2. ded gegenwärtigen Gefeges im Allgemeinen und in den 
nachitebend angegebenen Fällen befonders polizeilich itrafbar. 


Art. 134. 
2) —— Pfu⸗ Die mediciniſche Pfuſcherei iſt nach Art. 116. zu ahnden. 
erel. 
Art. 135. 


Desgleihen der Berkauf von Arzneiwaaren und Geheimmitteln ohne 
dazu erlangte Berechtigung. 
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Art. 136. 


Wer Geheimmittel, deren Verkauf nicht von der Negierung erlaubt it, 
in Öffentlichen Blättern oder Anjchlägen anzeigt oder anpreijt, fällt in Geld: 
bufe von 2 bis 20 Thlrn. 

Gleiche Strafe trifft den Herausgeber des öffentlichen Blattes, mittelſt 
deſſen die Uebertretung geſchehen ift. 


Art. 137. 


Mer obne Berechtigung mit Gift handelt, für Andere Gift bereitet 
oder verarbeitet, wird mit Gefängniß von acht Tagen bis ſechs Wochen, oder 
Geldbuße von 5 bis 50 Thin. beitraft. 


Art. 138. 


Diefelbe Strafe (Art. 137.) verwirfen Apotbefer und fonft etwa zur 
Berfertigung und Verarbeitung und zum Verkaufe von Gift berechtigte Per— 
fonen oder deren Stellvertreter, welche den ihnen ertheilten Borfchriften über 
Zubereitung, Verarbeitung, Verwahrung, Behandlung oder Abgabe des Gifts 
zumiderbandeln und namentlich Gift an Privatperfonen ohne polizeiliche Er: 
laubnißfcheine ablaffen. 


Art. 139. 


er ohne „polizeiliche Erlaubniß Gift befigt, wer Gift, welches er er: 
laubter Weife in Befip bat, gegen Verwechfelung, Verfchleppung vder ſchäd— 
lichen Mißbrauch nicht forgfältig verrabrt oder an andere, als zum Befige von 
Gift berechtigte Perſonen abgiebt, fällt in Gelditrafe von 5 bis 20 Thlrn., 
oder angemejjene Gefängnißitrafe. 


Art. 140. 


Mer giftige oder mit geführlichen Stoffen vermifchte Sachen mit Ber: 
ſchweigung dieſer Eigenſchaſt verkauft, wird mit 1 bis 10 Thlrn. Geld, oder 
verhältnigmäßigem Gefängnig beftraft, falls nicht eine peinliche Beftrafuna 
eintritt (Art. 168. u. 170 des Strafgefegbuches). 

In diefelbe Strafe verfallen Gewerbetreibende, welche 


1) Arfenit enthaltende Farben zu Tapeten und zum Ausmalen von 
Stuben verwenden, mit foldhen Farben oder damit bemalten Tapeten 
handeln, oder dergleichen mur auf ihrem Lager haben; 


3) Gebeimmittel. 


4) Mißbrauch mit Gift. 
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2) überhaupt giftige oder ſonſt fchädliche Farben zu Victualien, Eß— 
und Trinfgefäßen oder Kinder- Spielwaaren verwenden, oder Bic- 
tualien, Eß- und Trinfgefäße oder Kinderfpielzeug, an welchem ſich 
dergleichen Farben befinden, verfaufen oder nur auf dem Lager haben. 

Die Barben und Waaren der gedachten Art find außerdem für verfallen 

zu erklären. 
Art. 141. 


5) mil u Gere Durch Geldbuße von 5 bis 50 Thlrn., oder Gefängniß von acht Tagen 
bis fehs Wochen it, fofern die Handlung nicht nach Art. 168. des Straf: 
gefegbuches als Verbrechen erfcheint, zu beitrafen: 

1) wer Nahrungsmittel oder andere Eßwaaren oder Getränfe zum Ber: 
faufe zubereitet, feilhält oder verkauft, welche nach Beichaffenheit der 
Stoffe oder Mifchungen wegen Art und Zeit der Zubereitung oder 
wegen der hierzu gebrauchten Werkzeuge oder Gefäße für die Ge 
ſundheit' nachtheilig ſind oder nachtheilig werden können; 

2) wer ſolche vwerfäufliche Gegenftände an einem Orte, in einem Ge: 
füße oder fonjt auf eine MWeife aufbewahrt oder behandelt, wodurch 
denfelben eine der Geſundheit ſchädliche Eigenfchaft mitgetheilt wer- 
den kann; 

3) wer efelbafte, verdorbene oder der Geſundheit fchädliche Getränke, 
Nahrungsmittel, Früchte und andere Eßwaaren feilbietet oder ver- 
kauft ; 

4) wer den in einer der obigen Beziehungen erlafjenen polizeilichen Ver— 
boten zumwiderhandelt. 

In jchweren Fällen fann die Geld- und Gefängnifftrafe verbunden 

werden. Die Borräthe an folchen fchädlichen Verkaufsgegenſtänden, ſo wie 
die gebrauchten Werkzeuge und Geräthe find verfallen. 


Art. 142. 

Die Beftimmungen des vorftehenden Artifeld kommen auch hinfichtlich 
der Verfertigung und des Verkaufs nicht tüchtig verzinnter Kupfergefüße umd 
mit Blei verfegter BZinngefchirre gegen WVerfertiger und Verkäufer in Ans 
wendung. 

Art. 143. 
6) Verunreinigung der Wer Brunnen oder fliegendes Waffer, welches zum Trinken, Kochen 
et UND DE oder Brauen dient, durch Dinge verunreinigt, welche Ekel erregen oder dem 
Waſſer eine der Gefundheit nachtheilige Eigenſchaft mittheilen, ohne daß die 


Zweiter Theil. Bon den einzelnen Polizeivergehen und deren Beftrafung. 4 


Handlung als peinlich zu beftrafendes Verbrechen oder Vergehen erfcheint, 
fällt im Geldftrafe von 2 bis 20 Thlrn. oder Gefängnißitrafe von drei 
Tagen bis vier Wochen. 

Art. 144. 


Wer den polizeilichen Anordnungen über das Wegſchaffen, das Der- 7 Unaeböran Sean 
graben oder den Transport gefallener Thiere zuwiderhandelt, hat Geldftrafe 
von 1 bis 10 Thlen. verwirft. Gegen Abdeder ift diefe Strafe, wenn fie 
fich Uebertretungen zu Schulden kommen laſſen, zu verdoppeln und beim 
Rüdfalle mit Gefängnißftrafe von drei bis vierzehn Tagen zu verfchärfen. 


Art. 145. 


Wer ohne polizeiliche Erlaubniß verſcharrte Thiere oder Thierknochen 9 en 
ausgräbt oder legtere an andere als den polizeilich dazu geftatteten Orten 
aufbewahrt, fälit in Geldftrafe von 1 bis 5 Ihlen. oder verhältnißmäßige 
Gefängnißftrafe. 

Art. 146. 


Wer den polizeilichen Vorſchriften bezüglich der Anlequng, Ginrichtung 9 ee 
oder Veränderung von Fabriken und Werkitätten, welche eine ſchädliche oder 
beläftigende Ausdünftung verbreiten, zumwiderhandelt, wird durch Geldbuße 
von 5 bis 50 Thlrn. beftraft. Neben der Strafe fann die Schliegung 
folder Fabriken und Werkſtätten im Straferfenntniffe ausgefprochen werden, 
unbefchadet der Befugniß der Polizeibehörde, die Schließung als proviforifche 
Maßregel zu verfügen. 

Art. 147. 

Wer die gefuntheitspolizeilichen Anordnungen über den Arbeitsbetrieb 
in Fabriken und bei Gewerben, befonderd auch wegen des Unterbringens 
der Arbeiter übertritt, wird durch Geldbuße von 5 bis 50 Thlrn. oder durch 
Gefängniß von acht Tagen bis vier Wochen beftraft. 


Art. 148. 


Wer die polizeilichen Vorfchriften über Schugpodenimpfung vernach- 10 ee a 
läffigt, wird beim erſten Uebertretungafalle mit Gelditrafe von 1 bis 5 Thlen., vfung. 
bei fernerer Säumniß mit Geldftrafe von 5 bis 10 Thlrn. belent. 


Art. 149. 


Borfteher von Schulen, Unterrichts- und Grziehungsanftalten, welche 
Kinder aufnehmen, ohne durch vorfchriftsmäßiges Zeugniß verfichert zu fein, 
i 6 


11) Bergeben hinſichtlich 
anftefender Krank 
beiten. 
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daß diefelben die Menfchenblattern überftanden oder den Worfchriften über 
die Schugpodenimpfung Genüge geleiftet haben, werden durch Geldbuße von 
1 bis 5 Thlrn beitraft. 

Art. 150. 


Mer die gegen anſteckende Krankheiten polizeilich angeordneten Sperr: 
und Sicherungsanſtalten verlegt, oder den polizeilichen Anordnungen zur 
Abwehrung und gegen Verbreitung folcher Krankheiten zumiderhandelt, fällt, 
infofern die Uebertretung nicht als Verbrechen oder Vergehen ftrafbar  ift, 
in eine Gelditrafe von 5 bis 50 Thlrn. oder in Gefängnißftrafe von acht 
Tagen bis vier Wochen. 

In fchwereren Fällen künnen nach Umftänden diefe beiden Strafen ver: 
bunden werden. 

Art. 151. 


Aerzte, welche es verabfäumen, von dem zu ihrer Kenntniß kommenden 
Ausbruche anftefender epidemifcher Krankheiten der Bolizeibehörde unverweilt 
Anzeige zu erftatten, fallen in Geldjtrafe von 5 bis 50 Thlrn. 


Art. 152. 


Wer wiffentlih an einem anſteckenden Uebel leidet :und mit Verheim— 
lichung diefes Uebels fich als Dienjtbote oder als Amme verdingt, oder wer 
während eines Dienftes von einem anftedenden Uebel befallen wird und mit 
deſſen wifjentlicher Verheimlichung den Dienjt fortſetzt, wird mit Gefängniß 
von drei Tagen bis vier Wochen bejtraft, vorbehaltlich der Befugniß der 
Polizeibehörde, die erforderlichen Maßregeln wegen der Abfonderung und Hei- 
lung zu treffen. 

Der Arzt oder Wundarzt, welcher eine anſteckende Krankheit bei einer 
Amme, einem Dienftboten, einem Lebrling, Gefellen oder Gehülfen wahr- 
nimmt, gleichwohl die Dienftherrichaft bezüglich den Hausherrn davon nicht 
fofort benachrichtigt, verfüllt in eine Gelditrafe von 5 bis 20 Thlrn. 


Art. 153. 


Wer aus dem Nachlaffe eines an anſteckender Krankheit geitorbenen 
Menfchen Kleidungsftüde oder andere Gerätbichaften bei pofizeiliher Nach— 
frage verheimlicht, wer die polizeilichen Vorfchriften über Vernichtung oder 
Reinigung von Sachen, wodurch Anſteckung verbreitet werden kann, nicht 
befolgt, oder von den zur Vernichtung beftimmten Gegenftänden etwas zu— 


rückbehält, wifjentlich an fich bringt, verkauft, oder ſonſt zum Berfaufe in 
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Umlauf fegt, wird nebit Gonfiscation der Begenftände an Geld von 5 bis 
20 Thlen. oder mit Gefängniß von acht Tagen bis zu vier Wochen beftraft. 


Art. 154. 


Mer von einer Entbindung oder einem Todesfalle die ihm obliegende 12) Unterlaffene Anzeige 
Anzeige nach Vorfchrift zu machen unterläßt oder verfänmt, ein Tebendes an zone 
Kind oder einen menfchlichen Leichnam findet, ohne davon unverzüglich der 
Obrigkeit Nachricht zu geben, fällt in Gelditrafe von 1 bis 5 Thlrn. 


Art. 155. 


Wer einen Verftorbenen ohne polizeilihe Erlaubniß früher ala zwei— 13) Vorſchriftswidrige 
undfiebzig Stunden nach dem erfolgten Tode beerdigen läßt, fällt in Geld: Beerdigung. 
ftrafe von 5 bis 20 Thlen. 

Mer einen menfchlichen Leichnam verbirgt oder bei Seite fihafft, ver: 
wirft, fofern nicht peinlihe Strafe eintritt, Geldſtrafe von 5 bis 50 Thlrn. 
oder Gefängnißftrafe von acht Tagen bis ſechs Wochen. 


Art. 156. 


Mer Irrfinnige oder Rafende, über welche ihm die Aufficht obliegt, 1® —— durch 
zum öffentlichen Aergerniß oder mit Gefahr für Andere frei umhergehen ——— 
läßt, oder ſonſt die ſchuldige Aufficht auf ſolche Perſonen vernachläſſigt, iſt 
durch Geldbuße von 5 bis 20 Thlrn. zu beſtrafen. | 

In gleiche Strafe verfällt, wer bei Wahrnehmung der Wafferfcheu oder 
Anzeichen derfelben an einer bei ihm fich aufhaltenden Perfon nicht fogleich 
Sicherheitsmaßregeln ergreift und die Polizeibehörde davon benachrichtigt. 


Art. 157. 


Geldbuße von 2 bis 20 Thlrn. oder Gefängniß von drei bis vierzehn 19) Anterlafiene Aufficht 
Tagen verwirft, wer feinen Hund oder fein fonftiges Hausthier, bei welchem (enden beider kl 
fih Wuth (Tollheit) oder bekannte Zeichen derfelben äußern, oder welches beit der Hunde. 
durd ein von Wuth befallenes oder derfelben verdächtiges Thier angefallen 
ift, nicht fofort, nachdem er davon Kenntniß erhalten, tödtet oder fo verwahrt, 
daß durch dafjelbe fein Schade gefchehen kann. 


Art. 158. 


In gleiche Strafe (Art. 157.) verfällt, wer von der bei feinem Hunde 
oder fonftigen Hausthiere eingetretenen Wuth nicht der Orts: Bolizeibehörde 
fofort, nachdem er davon Kenntniß erhalten, Anzeige macht. 
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Art. 159. 


Die Zödtung der Hunde fann neben der Strafe von der Polizeibehörde 
verfügt werden. 


Art. 160. 


Geldbuße von 10 Sar. bis 2 Thlrn. verwirkt, wer die polizeilichen Ans 
ordnungen gegen das Herumlaufen der Hunde und über Ginfperrung oder 
fonftige Sicherung derfelben nicht gebührend befolgt. 


Art. 161. 


16) Heßen der Hunde. Wer Hunde auf Menfchen hetzt, it mit Geldbuße von 5 bis 50 Thlrn. 
oder Gefängniß von acht Tagen bis ſechs Wochen zu beitrafen. 


Art. 162. 
17) Halten gefährlicher In diefelbe Strafe (Art. 161.) fällt, wer ohne polizeiliche Erlaubniß 
RR gefährliche wilde Thiere hält, oder wilde oder bösartige Thiere frei herum: 
laufen läßt, oder in Anſehung ihrer die erforderlichen Worfichtsmaßregeln 
zur Verhütung von Beſchädigungen unterläßt. 


‚ Art. 163. 


18) Unvorfictigteit beim Durch Geldbuße von 2 bis 10 Thlrn. oder Gefängniß von drei bis 
Gebraude von Thie· gcht Tagen wird geitraft: 


ren, 

1) wer fcheue oder mit geführlichen Fehlern bebaftete Pferde einem Anz 
dern ohne Warnung und Belehrung zum Gebrauche überläßt oder 
an beitellte Fuhren ſpannt; 

2) wer Pferde oder Fuhrwerke Kindern oder untauglichen Dienern ans 
vertraut; 

3) wer in übernommener Leitung eines Fuhrwerkes die polizeilich ge: 
botenen Borfichtömaßregeln, 3. B. das Ginlegen des Radſchuhes 
vernachläffigt, oder fonft mit Gefahr für Menfchen oder Güter fid 
unvorfichtig oder nachläffig benimmt; | 
wer zu beitellten Fuhren fhadhaftes oder fehlerhaft eingerichtetes Zeug 
oder Gefchirr, wodurch Gefährdungen entjtehen können, liefert. 


Art. 164. 


Unvorfichtigfeit beim Gebrauche von Thieren oder Mangel an Aufficht 
über diefelben, wodurch Gefahr für Andere entjtehen kann, ift, fo weit nicht 
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— 
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andere Strafen darauf gelegt find, mit Geldbuße von 10 Sar. bis 2 Then. 
zu ahnden. Beſondere VBorfchriften hierüber find Artt. 199. — 202. hin- 
fichtlich der Straßenpolizei ertheilt. 


Art. 165. 


Wer von Feuer: oder anderem Gewehr unvorfichtigen oder muthwilligen 19 an mit 
Gebrauch macht, foldhes den Händen unerfahrener Menfchen anvertraut oder Feuergewehren. 
bei der Aufbewahrung und Führung der geladenen Schießgewehre nicht mit 

der erforderlichen Borficht verfährt, fällt in Geldftrafe von 2 bis 20 Thlrn. 

oder Gefängnißftrafe von drei Tagen bis vier Wochen. 


Art. 166. 


Wer ohne polizeiliche Erlaubnig an bewohnten oder von Menfchen be— 20 ee 
ſuchten Drten Selbſtgeſchoſſe, Schlageifen oder Fußangeln legt oder an ſol— 
hen Orten mit Feuergewehr oder anderem Schießwerkzeuge fhießt, it, falls 
nicht peinliche Beftrafung, wenn Andere dadurch beſchädigt worden, eintritt, 
mit Geldbuße von 5 bis 50 Thlrn. oder Gefängnif von acht Tagen bie 
ſechs Wochen zu beftrafen. 


Art. 167. 


In Geldftrafe von 1 bis 50 Thlrn. oder Gefängnifitrafe von vierumd- 21) Werfen mit Steinen x. 
zwanzig ‚Stunden bis fechs Wochen fällt, wer Steine oder andere harte 
Körper auf Menfchen wirft, falls keine peinliche Strafe eintritt. 


Art. 168. 


Wer Steine oder andere harte Körper gegen fremde Käufer, Gebäude 
oder Einfchliegungen oder in Gärten oder eingefchloffenen Räumen oder auf 
Pferde oder andere Zug- und Laftthiere wirft, bat Geldbuße von 1 bis 10 
Thlen. oder Gefängnißitrafe von vierumdzwanzig Stunden bis zu vierzehn 
Tagen zu gewärtigen, falls nicht peinliche Beitrafung wegen Beichädigung 
oder aus anderen Gründen eintritt. 


Art. 169. 


Befondere Bejtimmungen über Vergeben durch Fall und: Wurf, gefähr- 
liche Anlagen ꝛc. find in den ſtraßen- und baupolizeiligen Borfchriften ent: 
halten. Vergl. Artt. 194. und 203. und folg. 


1) Im Allgemeinen, 


2) In befonderen Fällen. 
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Polizei: Strafaefeh. 


Vl. Bergeben gegen die Feuer-Polizei. 
Art. 170. 


Wer 


1) 


?) 


3) 


fih Handlungen oder Unterlaffungen zu Schulden fommen läßt, welche 
Feuersgefahr für Gebäude oder fonftige Gegenftände herbeiführen 
fönnen, befonders beim Gebrauche und der Behandlung von Feuer 
und Licht, bei der Einrichtung und Beauffichtigung der Feuerungen 
und bei der Berferfigung, Aufbewahrung und dem Transporte 
feuergeführlicher oder leicht entzundbarer Sachen die gehörige Bor: 
ficht nicht beobachtet; 

feuergefährliche Handlungen oder Unterlaffungen feiner Angehörigen, 
Gäſte, Diener oder Arbeiter wiffentlich duldet oder diefelben nicht 
mit folchen Gerätbfchaften verfieht, welche den Gebrauch des Lichte 
und des Feuers bei ihren Gefchäften ungefährlich machen und 
Feuer, Licht, Feuerzeug oder leicht entzündliche Sachen den Händen 
von Kindern, Blödfinnigen oder Wahnfinnigen anvertraut, 


ift nach dem Grade der Gefahr mit Geldbuße von 2 bis 20 Thlm. oder 
Gefängnißftrafe von drei Tagen bis vier Wochen zu belegen, vorbehaltlich 
der peinlichen Beftrafung nach Art. 171. des Strafgefegbuches und des Scha- 
denserfages, wenn dadurch eine fahrläffige Brandftiftung veranlaßt worden. 


Art. 171. 


Im Befondern verfällt biernach in dieſe Strafe (Art. 170.) 


1) 


2) 


3) 


4) 


5) 


wer Scheunen, Ställen, Böden und anderen Räumen, welche zur 
Aufbewahrung feuerfangender Sachen dienen, mit unverwahrtem 
oder Schlecht verwahrtem Feuer oder Licht fich nähert; 

wer in folchen Räumen (Nr. 1.) oder font an gefährlichen Orten, 
namentlich auch auf Höfen, in welchen Strob oder Mift liegt, oder 
beim Einfahren von Getreide, Stroh und Heu Tabak raucht; 

wer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder Haiden, oder in ge: 
fährlicher Nähe-von Gebäuden oder fenerfangenden Sachen Feuer 
anziündet; 

wer es unterläßt, das Feuer in offenen Gefchirren oder auf dem 
offenen Herde beim Schlafengeben auszulöfchen ; 

wer in anderen, als ganz feuerfeften Räumen oder am anderen, 


als den von der Polizeibehörde dazu angewiefenen Plätzen erplodi- 


6) 


?) 
8) 
9) 
10) 


11) 


12) 
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rende Stoffe und Feuerwerke anfertigt, Theer, Del, Firniß oder 
andere leicht entzündliche Stoffe jiedet; 

wer Wauren, Materialien oder andere Vorräthe, welche fich leicht 
von ſelbſt entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in 
Behälmiffen aufbewahrt, wo ihre Entzündung gefährlich werden kann, 
oder wer Stoffe, welche nicht ohne Gefahr einer Entzündung neben 
einander liegen können, ohne Abfonderung aufbewahrt; 


wer in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder — Sachen 


mit Feuergewehr ſchießt; 

wer ohne polizeiliche Erlaubniß Feuerwerke abbrennt ober Fackelzüge 
veranſtaltet; 

wer ohne polizeiliche Erlaubniß eine neue Feuerſtätte errichtet oder 
eine bereits vorhandene an einen andern Ort verlegt; 

wer es unterläßt, dafür zu ſorgen, daß die Feuerſtätten in ſeinem 
Hauſe in baulichem und brandſicherm Zuſtande unterhalten und daß 
die Schornſteine zu rechter Zeit gereinigt werden; 

wer eiſerne Oefen, die nicht mindeſtens 1 Fuß von allem Holzwerke 
abftehen und Defen, die, wenn fie in der Stube gebeizt werden, 
nicht Vorrichtungen baben, welche das Herausfallen der Kohlen auf 
die Dielen verhindern, duldet; 

wer Brennmaterial in unmittelbarer Nähe der Feuerungen oder 
Aiche an Orten oder in Behältniſſen, in welchen fie, wenn fie noch 
nicht völlig ausgebrannt ift, Schaden verurfachen fann, aufbewahrt. 


Art. 172. 


Per einen in einem Gebäude ausgebrochenen Brand verheimlicht, bat 
Gelditrafe von 5 bis 20 Thlrn. oder angemeffene Gefängnißftrafe verwirkt. 


Art. 173. 


Die Gewerbetreibenden find bei Vermeidung der Art. 170. beftimmten 
Strafe verbunden, alles dasjenige genau zu befolgen, was ihnen von der 
Polizeibehörde, befonders wegen der Fenerungen und wegen Aufbewahrung 
ihrer Vorräthe an leicht feuerfangenden Waaren an Holz, Borke, Kohle, 
Torf und Afche ꝛc. vorgefchrieben wird. 


Art. 174. 


Wegen der Anlage von Dampfmafchinen verbleibt es bei der Verord— 
nung vom 29. September 1852. (Nr. 384. der Gef. - Samml.) 


3) Befondere feuerpolizeis 
liche Borjchriften. 

a. wegen  Berbeims 
lihung eines aus⸗ 
gebrochenen Brans 
des. 


b. wegen der Gewerbe- 
treibenden. 


©, wegen Anlage von 
Dampfmajfchinen. 
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Art. 175. 


d. wegen der Laternen. Wer Gaſt-, Ader- und Vichwirtbfchaft treibt und die erforderliche Zahl 
ficher eingerichteter Laternen nicht befigt, verfällt in die im Art. 170. ange- 
drobete Strafe. 


Art. 176. 
e. wegen der FeuersLöfch- Desgleichen wer die polizeilich vorgefchriebenen Feuer-Löſchgeräthſchaften 
gerätbfehaften. entweder gar nicht oder nicht in brauchbarem Zuftande hält. 
Art. 177. 


Als Uebertreter des Art. 171. Zahl 6. enthaltenen Verbots ift anzu- 
ſehen und zu ftrafen: 

f. wegen der Diemen, 1) wer Diemen von Getreide, Strob, Heu, Reisholz oder fichtenen 
Zacken in nähere Entfernung als 100 Schritt von mit Ziegeln be 
deeften oder 200 Schritt von mit Schindeln, Stroh oder Rohr 
gedeckten Gebäuden oder 3O Schritt von andern Diemen aufitellt und 

g. wegen der Scheunen. 2) wer in Städten obne polizeiliche Grlaubnig Gebäude als Scheunen 
einrichtet und als ſolche benugt. 


Art. 178. . 
h. wegen Sciehpulvers Wenn Handeltreibende Schießpulver mehr als 2 Pfund im Laden und 
Sorräike, 4 Gentner auf dem Boden und Privatperfonen mehr als 4 Pfund in be: 


wohnten Räumen und 2 Pfund auf dem Boden des Haufes vorrätbig halten, 
fo fallen fie in die Art. 170. beftimmte Strafe, wenn fie auch bei der Auf: 
bewahrung das Art. 171. Zahl 6. ertheilte Verbot nicht übertreten haben, 


Art. 179. 
. wegen des Pulvers Wenn beim Transport des Schiepulvers 
— 1) daſſelbe nicht in dichten mit hölzernen Nägeln wohl verzwickten Fäſ— 


ſern verpackt iſt; 

2) der Wagen nicht durch eine ſchwarze Flagge und durch ein großes 
P. auf beiden Seiten der Plane kenntlich gemacht. 

3) raſcher als im Schritt gefahren und Tabad geraucht ; 

4) unterwegd in bewohnten Orten, wenn jie nicht umfahren werden 
können oder überhaupt in geringerer Entfernung als 300 Schritt 
von jedem Gebäude angehalten oder vor dem Ginfahren in Städte 
oder Dörfer bei der Polizeibehörde Behufs Anordnung weiterer Bor: 
fichtömaßregeln feine Anzeige gemacht wird, 

fo ift die im Art. 170. angedrobete Strafe verwirft. 
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In gleihe Strafe verfallen diejenigen, welche beim Begegnen eines 
Pulvertransport3 auf vorherige Warnung nicht das Tabadrauchen unter: 
faffen oder Feuer anfchlagen. 


Für den Transport des Schiefpulvers auf der Elbe treten Die mit der 
Additionalacte Rn Elbſchifffahrtsacte bekannt gemachten jtrompolizeilichen Be: 
flimmungen (Nr. 214. der Gef. : Samml.) ein. 


Wrt. 180. 


Uebertretungen in Bezug auf das Feuerloöſchweſen nach der allgemeinen 
Fenerlöfchordnung vom 7. März 1855 (Nr. 477. der Gef. Samml.) werden 
mit Geldbuße von 1 bis 5 Thlrn. beftraft. 


VIEL Bergeben gegen die Wafferpolizei. 


Art. 181. 


Wer Ueberfhmwemmungen verurfacht, hat, wenn diefelben auch nicht mit 
Gefahr für Menfchen und deren Wohnungen verbunden und daher nach Art. 169. 
des Strafgefegbuches peinlich zu beitrafen find, fondern nur das Eigenthum 
Anderer gefährden, oder den Öffentlichen Verkehr hindern fünnen, vorbehalt: 
lich des Schadenserfages, Gelditrafe von 5 bis 50 Thlrn., oder Gefängnif- 
ftrafe von acht Tagen bis vier Wochen verwirft. 


Art. 182. 


1) Im Allgemeinen, 


Wer fih Handlungen oder Unterlaffungen ſchuldig macht, aus welchen 2) Deffnung von Schleu⸗ 


dergleichen Ueberſchwemmungen entjtehen können, namentlich unbefugt Schleufen 
öffnet oder fchließt, Deiche und Wälle und deren Zubehör befhädigt oder 
zerftört, feiner Verpflichtung bei Erhaltung der MWälle nicht gehörig nach— 
fommt oder den bei beworftehendem oder eingetretenem Hochwaſſer von der 
Polizeibehörde getroffenen Schupmaßregeln zumiderhandelt, fällt in Gelditrafe 
von 2 bis 20 Thlrn. oder Gefängnißftrafe von acht Tagen bis vier Wochen. 


Art. 183. 


Müller und fonftige Stauberedhtigte, welche den Wafferftand über die 
durh den Markpfahl feſtgeſetzte Höhe aufitauen, oder den Markpfahl ver- 
rüden, verwirken Geldftrafe von 10 bis 50 Thlm. 
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fen und Beſchädigung 
der Deiche. 


3) Unerlaubter Aufitau 
des Waſſers. 
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Art. 184. 


4) Befchädigung der Mer Buhnen und fonftige zum Schuge der Ufer fließender und ftehender 
Buhnen u. Ufer. Gewäſſer dienende Anlagen und die Ufer felbit befchädigt, verwirft, vor- 
behaltlich des Schadenderfages, eine Geldſtrafe von 2 bis 20 Thlen., oder 

Gefingnißftrafe von drei Tagen bis vier Wochen. 


Art. 185. 


5) Anlagen in Flüſſen. Wer Anlagen in Flüffen und Bächen ohne polizeiliche Erlaubniß macht, 
verfällt in Geldbuße von 2 bis 20 Thlen., vorbehaltlich des Rechts der 
Behörde, dergleichen Anlagen auf Koften deffen, von wem fie herrühren, 
fofort entfernen zu laffen. 
Art. 186. 
6) Verunreinigung und Bezüglich der Beftimmungen 
— 1) wegen unbefugter Verunreinigung der Gewäfler durch Röften von 
Slachs und Hanf, Aufweichen von Fellen ꝛc. ($. 25. Nr. 5.); 
2) wegen unbefugter Ableitung von Waffer ($. 27. Nr. 4.); 
3) wegen Befchädigung von Gräben, Wällen, Rinnen oder anderen 
zur Ableitung des Waſſers dienenden Anlagen ($. 28. Rr. 6.); 
4) wegen ded Adernd in näherer Entfernung als zwei Fuß von der 
Sohle der Hauptwälle und acht Fuß von Sommerwällen ($. 32.) 
wird auf die Feldpolizei-Ordnung vom 10. November 1849 (Nr. 287. 
d. Gef.» Samml.) verwiefen. 


Art. 187. 


N — hy Befah⸗ Wer Vieh auf Deichen und Wällen hütet oder dieſelben, wenn War- 
—— nungstafeln aufgeſtellt ſind, befährt, darauf reitet oder geht, wird mit Geld— 
buße von 10 Sgr. bis 2 Thlrn. beſtraft. 


Art. 188. 
9 re Wer in öffentlichen Gewäffern an Orten badet oder Vieh fihmenmt, 
j welche polizeilich nicht dazu angeriefen find, fällt in Gelditrafe von 10 Ser. 
bis 2 Thlrn. 
Art. 189. 


9 Defahren der Fläffe. Das Befahren der Flüffe mit Kähnen und amderen Fahrzeugen ift, wo 
** polizeilich verboten worden, durch Geldſtrafe von 1 bis 5 Thlrn. zu 
ahnden. 
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VII. Vergehen gegen die Bau Polizei. 
Art. 190. 


Mer es verfäumt, von einem beabfichtigten Neubau oder einer vorzu— 
nehmenden Hauptreparatur eines Gebäudes der Polizeibehörde unter Bei- 
füqung des Bauplans oder Anfchlags oder einer Zeichnung Anzeige zu machen 
und ohne dazu erlangte. fihriftliche Erlaubniß den Neubau oder die Haupt: 
reparatur unternimmt oder unternehmen läßt, bat Gelditrafe von 20 bis 
50 Thlrn. verwirft. 

Art. 191. 


Unter Sauptreparaturen find ſolche Reparaturen zu verftehen, bei 
welchen ganze Theile eines Gebäudes entweder in ihrer Bauart, oder hin- 
fichtlich des Materials eine Veränderung erleiden, welche auf die Feſtigkeit 
oder Feuerficherbeit wefentlihen Einfluß haben kann, oder durch welche der 
wefentliche Zwec des Gebäudes verändert werden fol. Es gehören dahin 
namentlich: 

1) die Erneuerung ſämmtlicher Fundamente unter den Umfaſſungswänden 
der Gebäude von Fachwerk oder Holz, das Unterfahren maſſiver 
Wände, wenn ſolches auf die Hälfte (oder darüber) einer Front— 
oder Giebelmauer ausgedehnt werden foll; ingleichen die Unter: 
fchwellung eines ganzen Gebäudes; 

2) die Anlequng eines Kellers in einem ſchon vorhandenen Gebäude; 

3) die Abbrehung eines oder mehrerer Stockwerke eines Gebäudes; 

4) die Aufführung eines oder mehrerer Stockwerke auf einem Gebäude ; 


5) die Aenderung der innern Einrichtung eines Gebäudes zu anderen. 


Zweden, wenn damit eine Wegnahme oder Veränderung von Ber: 
bindungswänden im Innern, von Pfetlern, Unterzügen und Trägern 
verbunden ift; 

6) die Vergrößerung vorhandener Gebäude durch deren Berlängerung 
oder Verbreitung (Anbaue) ; 

7) die Anbringung eines neuen Dachſtuhls; 

8) die Anlegung neuer Feuerungen oder die Umänderung einer folchen 
bejtebenden Teuerung oder der Verlegung an einen andern Ort, fo 
wie die Aufführung neuer Schornfteine. 


Art. 192. 


1) Borfchrift wegen Nach» 
ſuchung der polizeis 
lichen Bau⸗Erlaubniß. 


Mer die polizeilihe Erlaubniß zu einem Neubau oder einer Haupt: 2) Abweichung vom ges 


reparatur zwar erlangt hat, aber von dem genehmigten Bauplane, den darin 


nehmigten Bauplane. 
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geitellten Bedingungen oder der feſtgeſetzten Baulinie eigenmächtig abweicht, 
oder eine Wohnung in einem neuerbauten Haufe bezieht oder beziehen läßt, 
bevor hierzu polizeiliche Genehmigung erteilt it, ift mit Geldbuße von 5 
bis 20 Thlrn. zu beitrafen. 


- Art. 193. 
3) Feuergefährliche Baus Belditrafe von 20 bis 50 Thlrn. tritt ein, wenn das Baumwerf oder 
* die Anlage von der Beſchaffenheit iſt, daß dadurch Feuersgefahr entſtehen 


fann. 


1) 


2) 


4) 


5) 
6) 


Dies wird jeden Falld angenommen, wenn 


gegen die erlafjenen feuerpolizeilihen Bauvorfchriften gehandelt ift, 
namentlich 

Schornjteine mit Steinen auf der hohen Kante gemauert, mit höl— 
zernen Säulen, Riegeln oder Unterzügen verfehen, nicht auf brand: 
fichere Unterlagen von mindeftens 1 Fuß Höhe angebracht, oder fo 
jtarf geichleppt werden, daß fie nicht gehörig zu reinigen find; 
Feuerungen, mit Ausnahme bloßer Stubenöfen (fiehe Art. 171. Nr. 
11.), nicht neben brandfichern Mauern eingerichtet ; 

Darren anders ale von Draht auf fteinerner Unterlage und von 
allem Holzwerke entfernt und in einem unübermölbten Raume ange: 
legt; 

Dächer mit Stroh, Rohr oder Schindeln gedeckt worden und 

die in der Verordnung vom 30. Dez. 1836 (Gef. : Samml. Nr. 
130.) enthaltenen Vorſchriften, nach welchen ftädtifche, mit der Fronte 
nach der Straße zu jtebende Gebäude, welche nicht mindeitens dreißig 
Schritte von andern Vordergebäuden feitwärts abjtehen, beim Neu- 
bau oder der Wiederherftellung mit maffiven Brandgiebeln verfeben 
werden müjjen, unbeachtet bleiben, oder wenn Brandgiebel, jobald 
Schornfteinröhren in denfelben angebracht werden, nicht mindeitens 
die Stärke von 2 Fuß haben. 


Art. 194. 


4) Unfichere Bauten. Gleicher Strafe von 20 bis 50 Thlm. unterliegt die Ausführung eines 
Baues, einer baulichen Anlage oder einer Reparatur von der Befchaffenheit, 
daß nach fachverftändigem Ermeſſen wegen mangelnder Feſtigkeit das Leben 
von Perfonen dadurch gefährdet werden fann. 
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Art. 195. 


Die im Art. 190. angedrohete Strafe trifft fomwohl den Bauherrn als 
die Gewerkömeifter. Im den Artt. 192. und 194. gedachten Fällen ift der 
Bauherr nur dann ftrafbar, wenn das Vergehen auf fein ausdrüdliches Ge- 
heiß geſchehen ift. Die Gewerfsmeifter aber find ftets ohne Rückſicht auf das 
Geheiß des Bauherrn für die Strafe verhaftet. 


Art. 196. 


MWer die ibm obliegende Unterhaltung eines Baues mit Gefahr für 5) BIN NEN 
Berfonen oder fremdes Gigenthum verabfäumt, wird durd Geldbuße von 5 Wr der Baulichteit. 
bis 20 Thlrn. beitraft. | 

Einer Gelditrafe von 20 bis 50 Thlrn., womit Gefängniß bis zu vier 
Wochen verbunden werden kann, unterliegt derjenige, welcher der Auffor- 
derung der zuftändigen Behörde, einen gefahrdrobenden Bau, deffen Unter: 
haltung ihm obliegt, auszubeilern, nmiederzureißen oder zu fihern, ohne ge- 
nügenden (Entfchuldigungsgrund nicht unverweilt Folge leiftet. 


Art. 197. 


Iſt eine Verurtheilung wegen Uebertretung der in Artt. 190. u. folg. 
enthaltenen Borfchriften erfolgt, fo ftebt der Polizeibehörde zu, die Beleiti- 
gung des Baugebrechens oder ordnungswidrigen Zujtandes anzuordnen und 
zu diefem Behufe die Sicherung, Abänderung oder Abtragung des betreffen: 
den Baumerfes oder die Wiederherftellung des frübern Zuitandes zu ver: 
fügen. Wird den dieöfallfigen Anordnungen binnen der geſetzten Friſt nicht 
Folge geleitet, jo läßt die Polizeibehörde diefelben auf Koften des Ueber: 
treterö vollziehen. 

In dringenden Fällen und bei gefahrdrobenden Bauten ijt die Polizei: 
bebörde befugt, unabhängig von der Strafverfolgung obige Maßregeln vor: 
zufehren. Ob ein dringender Fall vorliegt, oder ein Bau gefahrdrohend fei, 
enticheidet die Polizeibehörde. 


Art. 198. 


Einer Geldbuße von 1 bis 5 Thlrn. unterliegen diejenigen, welche bei 9 — ————— 
Bauten irgend einer Art oder bei Arbeiten an Gebäuden die Aufftellung ide unge: 
von Warnungszeichen oder die font erforderlichen Vorkehrungen zur Siche- 
rung gegen Beichädigung von Perſonen und Sachen vernachläffigen. 
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IR. Vergehen gegen die Straßen: und Wege- Polizei. 


Art. 199. 


1) Beim Fahren u. Reiten, Mit Geldbuße von 1 bis 10 Thlen. oder verhältnigmäßigem Gefäng- 
niffe ift zu beftrafen: 

1) wer in Städten oder Dörfern übermäßig ſchnell fährt oder reitet; 

2) wer auf öffentlichen Strafen oder Plägen der Städte und Dörfer 
mit gemeiner Gefahr Pferde einführt oder zureitet; 

3) wer auf öffentlichen Straßen oder Wegen das Vorbeifahren Anderer 
muthwillig verhindert; 

4) wer mit Schlitten ohne fefte Deichiel oder ohne Geläute oder 
Scellen fährt und in Städten mit Schlitten während des Gottes— 
dienftes an Sonn» und Feiertagen umberfährt, oder, wenn er ein— 
und auspaffirt, anders als im Schritte führt; 

5) mer gegen die beftehenden Berbote wegen des Befahrens von Wällen 
mit Schlitten oder mit fonft unzuläffigen Fuhrwerken verftößt. 


Art. 200. 


Mit Geldbuße von 10 Sar. bis 1 Thlr. oder angemeflenem Gefäng- 
niffe ift zu beftrafen: 

1) wer in Städten oder auf Landftraßen Pferde mit der fogenannten 
Hotteleine fährt; 

2) wer über Brüden anders als im Schritt fährt oder reitet; 

3) wer beim Fahren in Städten und auf Landftraßen dem ihm begeg: 
nenden oder auf Anrufen dem ihn einbolenden Fuhrwerke nicht halb 
zur rechten Seite ausweicht ; 

4) wer auf Landitraßen mit Viebbeerden beim Begegnen von Fuhrwerken 
nicht zur Seite treibt. | 


Art. 201. 


Für das Befabren der Chauffeen mit Laftfuhrwerk gelten folgende Be: 
ſtimmungen: 

1) für das gewerbsmäßig betriebene Frachtfuhrwerk iſt, wenn die Ladung 
bei vierrädrigen Wagen mehr als 20 Centner, bei zweirädrigen 
mehr als 10 Centner beträgt, eine Felgenbreite von 4 Zoll vorge— 
ſchrieben und darf die Ladung ein Gewicht von 80 Centnern nicht 
überſteigen; 
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2) eine fhwerere Ladung ift nur damn geftattet, wenn die Hadfelgen 
eine Breite von 5 Zoll haben, jedoch darf 

3) die Ladung ein Gewicht von 100 Gentnern nie überfteigen ; 

4) auf allen Ghauffeen darf mit feinem Fuhrwerk gefahren werden, an 
defien Radfelgen die Köpfe der Radnägel hervoritehen ; 

5) die Ladung des Frachtfuhrwerks darf eine Breite von 9 Fuß nicht 
überfteigen ; 

6) das Spurhalten auf den Chauſſeen ift verboten. 

Die Uebertretung diefer Vorſchriften ift mit Geldftrafe von 10 Sar. 
bis 5 Thlrn. oder angemeffener Gefängnißitrafe zu ahnden. 
Zu dem gewerbsmäßig betriebenen Fuhrwerke gehören übrigens: 

a. alle Laftfuhrwerfe der Fuhrleute, deren eigentliches Gewerbe in der 
Uebernahme von Lohnfuhren befteht; | 

b. die eigenen Fuhrwerke der Gewerbetreibenden aller Art, welche zu 
den mit deren Gewerbe in Berbindung ftehenden Laftfuhren, nament- 
fich zur An- und Abfuhre der bei dem Betriebe des Gewerbes be- 
nöthigten oder gewonnenen Materialien, Producte, Fabrikate u. ſ. w. 
dienen; 

c. Fuhrwerke der Landwirthe und Ackerbürger, fofern mit denfelben, 
neben dem Betriebe der Landwirthſchaft, fortgefegt oder zu gewiſſen 
Zeiten wiederfehrend, das Laftfahren um Lohn betrieben wird. Da— 
gegen gehören diejenigen Fuhrwerke der Landwirthe und Aderbürger, 
welche nur gelegentlich ein oder das andere Mal zu einzelnen Laſt— 
fuhren gegen Lohn gebraucht werden, nicht zu dem gewerbsmäßig 
- betriebenen Frachtfuhrwerk. 


Art. 202. 


Wer Thiere in Städten oders. Dörfern, auf öffentlichen Straßen oder 2) Beauffihtigung von 
Plägen oder an anderen Drten, wo fie durch Ausreißen, Schlagen oder auf Thierer. 
andere Weiſe Schaden anrichten können, mit Vernachläſſigung der erfor— 
derlichen Sicherungsmaßregeln ftehen läßt oder führt, verwirft Gelditrafe von 
1 bis 10 Thlm. oder Gefängnißftrafe von vierumdzwanzig Stunden bis 
vierzehn Tagen. 

Art. 203. 

Wer auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plägen, auf Höfen, im 3) Unterfaffene Sicherung 
Häufern oder überhaupt an Orten, wo Menschen hinkommen, Brunnen, sefihrliher Orte 
Keller, Gruben, Definungen oder Abhänge dergeftalt unverdedt und unver 
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wahrt läßt, daß daraus Gefahr für Andere entftehen kann, ift mit Geldbuße 
von 1 bis 20 Thlrn. oder Gefängniß von vierundzwanzig Stunden bis vier 
Wochen zu beftrafen. 


Art. 204. 


4) Bertehrhinderndesund? ° m Gelditrafe von 20 Sur. bis 2 Thlen. fällt, wer ohne polizeiliche 
erento an Grlaubniß auf öffentlichen Plägen, Straßen oder Wegen Fuhrwerke, Bau 
Begenitänden, oder Arbeitsjtoffe und Geräthe, Waaren, Schutt, Dünger oder andere der- 

aleichen Gegenjtinde, welche den Verkehr hindern, nufitellt, niederlegt oder 
liegen läßt, oder bei erhaltener Erlaubniß den gemachten polizeilichen Vor— 
ſchriften zumwiderhandelt. 

Gefchieht eine folhe Handlung zur Zeit der Dunfelheit oder werden 
Gegenftände, welche mit polizeilicher Erlaubniß über Nacht ftehen oder liegen 
bleiben und woran die Borüberfommenden Schaden nehmen können, nicht 
beleuchtet, fo trifft den UWebertreter Gelditrafe von 1 bis 5 Thlrn. 

Menn Wagen von Reifenden oder Frachtwagen fremder Fuhrleute auf 
öffentlichen a oder Straßen ftehen bleiben, fo trifft die Strafe obiger 
Vergehen die Wirthe, bei welchen die Reifenden eingefehrt oder die Pferde 
fremder Fuhrleute eingeftellt find. : 


Art. 205. 


5) Gefährdung durh Weg: · Mer die an Gebäuden angebrachten Stügen, die VBerwahrungsmittel 
— et gefährlicher Orte (Art. 203.), die bei Bauten (Art. 198.) oder fonjt zur 
zeichen. Bermeidung von Unglücsfällen aufgeftellten Warnungszeichen und Laternen 

(Art. 204.) wegnimmt, vernichtet oder irgend eine Handlung daran vor 
nimmt, welche den Zweck vereitelt, ift, fofern die Handlung nicht ala Ver: 
brechen ftrafbar ift, durch Geldbuße von 2 bis 20 Thlm. oder Gefängnif 


von drei Tagen bis vier Wochen zu beftrafen. 


Art. 206. 
6) Gefährdung durch Fall Mer nad einer öffentlihen Straße oder nah Orten hinaus, wo Men: 
nA ſchen zu verkehren pflegen, Sachen, durch deren Herabſtürzen oder Herab- 


fallen Jemand befhädigt werden kann, ohne gehörige Befeſtigung aufftellt 
oder aufbängt, oder Sachen auf eine Weiſe ausgießt oder auswirft, daf 
dadurch die Vorübergebenden befchädigt oder verunreinigt werden können, 
verwirft Gelditrafe von 1 bis 10 Thlrn. 

Diefe Strafe trifft den Wohnungsinhaber, wenn der Schuldige nicht 
ausgemittelt werden kann oder unzurechnungsfäbig iſt. 
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Art. 207. 


Mer Unrath auf Thiere oder gegen fremde Käufer, Gebäude oder 
Einſchließungen oder in Gärten oder eingefchloffene Räume wirft, fällt in 
Geldftrafe von 1 bis 10 Thlrn. oder Gefängnißftrafe von vierundzwanzig 
Stunden bis vierzehn Tagen. 


Art. 208. 


Die Strafe ift zu verdoppeln, wenn Unrath auf Menfchen geworfen 
wird. Wegen des MWerfens mit Steinen und barten Körpern fiehe Artt. 
167. und 168. 

Art. 209. 


Wer fremde Bauwerke, öffentlihe Denkmale, Statuen, Wegweifer oder ) — von 
andere öffentlich aufgeſtellte Gegenftände verunreinigt, wird, infofern die "nen, Strapena, 
Handlung nicht der peinlichen eftrafung anbeimfällt, durch Geldbuße von 
2 bis 10 Thlrn. oder Gefängniß von drei bis vierzehn Tagen beitraft. 


Art. 210. 


Wer Unrath an anderen als den polizeilih dafür beftimmten PBläpen 
oder auf fremde Grunditüde ableert, in Städten das Straßenpflaiter ver: 
unreinigt, oder übelriechende Flüſſigkeiten auf die Straßen leitet oder daſelbſt 
ausgießt, fällt in Gelditrafe von 20 Sar. bis 5 Thlrn. oder Gefängniß- 
frafe von vierumdzwanzig Stunden bis acht Tagen. 


Art. 211. 


Wer feiner Obliegenheit zur Reinhaltung öffentlicher Straßen und 9 Prag Ar 
Plätze nach polizeilicher Vorfchrift nicht gehörig nachkommt, verwirft Geld; "7 der Straben. 
ſtrafe von 5 bis 10 Ser. 

Art. 212. 


Diejelbe Strafe tritt ein, wenn die polizeilichen VBorfchriften wegen 
Ausgiegen von Flüſſigkeiten auf die Straßen, wegen Entfernung des Schnees 
und Gifes von den Fußwegen oder wegen Beltreuung der er beim 
Glatteife unbefolgt bleiben. 


Art, 213. 
Wer 9) Beihädigung x. öf: 
1) auf Fußwegen in Öffentlichen Anlagen und auf den Vürgerftiegen in ae 
Städten führt, reitet oder farrt, oder Handwagen zieht oder durch 
Hunde ziehen läßt; 


8 


10) Ta backrauchen. 


11) Schießen. 


12) Nachtmuſik. 


13) Unanftändiges Ber 
tragen. 


14) Vorbehaltene Gültig 
keit, 


a. bejonderer jtraßens 
polizeilicher Verord⸗ 
nungen. 
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2) Beete und Rafenpläge in Öffentlichen Anlagen betritt; 
3) foldhe Anlagen und Bäume, Sträucher und Blumen in denfelben be— 
ſchädigt und 
4) font die zum Schuge der öffentlichen Anlagen erlaffenen Vorſchriften 
nicht befolgt, 
fällt, fofern nicht eine härtere Strafe begründet ift, in Geldftrafe von 
10 Sur. bis 2 Thlrn. oder Gefängnißftrafe von zwölf Stunden bis drei 
Tagen. 
Art. 214. 


Wer in unmittelbarer Nähe der Herzoglichen Schlöffer oder an Orten, 
an welchen ed aus anderem Grunde, als den der Feuergefährlichkeit (veral. 
Art. 171. Nr. 2.) verboten wird, namentlich bei Leichenzügen Taback raucht, 
fällt in Gelditrafe von 10 Sar. bis 1 Thlr. 


Art. 215. 


Das Schießen mit Feuergewehren in Städten und Dörfern ift, wenn 
folhes auch der Gefahr wegen nah Artt. 165. und 171. Nr. 7. feiner 
— unterliegen ſollte, mit Geldſtrafe von 2 bis 5 Thrn. oder ange— 
meſſener Gefängnißſtrafe zu ahnden. 


Art. 216, 


Nachtmufiten dürfen in Städten auf Straßen und öffentlichen Plägen 
ohne polizeilihe Grlaubniß nicht ftattfinden. Die Theilnehmer find mit 
Geldbuße von 10 Sar. bis 1 Thlr. zu beftrafen. 


Art. 217. 


Unanftindiges Betragen auf Straßen und öffentlichen Plägen, welches 
Aergerniß giebt oder die Ruhe und den Verkehr ftört, ift, fofern folches 
nicht nach Artt. 46., 83. und 90. zu abnden ift, durch Geldftrafe von 
10 Sgr. bis 1 Thlr. oder Gefängnißitrafe von zwölf bis vierundzwanzig 
Stunden zu rügen. 

Art. 218. 


Die für einzelne Städte und DOrtfchaften bereits beftehenden ſtraßen— 
polizeilichen Verordnungen bleiben, fo weit fie nicht mit den vorjtehenden 
gefeplichen Beftimmungen (Artt. 199. bis 217.) im Widerfpruche fteben, in 
Kraft, fo wie es auch ferner der Regierung zuiteht, auf den Grund und 
zur Ausführung dieſer gefeglichen Beſtimmungen befondere Bolizeiverord- 
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nungen zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit und Reinlichkeit auf 
den öffentlichen Straßen, Pläpen und Wegen zu erlaffen oder zu ge 
nehmigen. 

Art. 219. 


Ungebübr an Eifenbahnen und Zelegrapben -Anftalten, an deren Zus b- der ee 
behör umd Vetriebsmitteln ift mach Maßgabe der beionders erlajfenen Bahn» Sir Zeiegranpmee 
Polizeis Verordnung und dem Gefege vom 27. September 1849 zu beftrafen. falten. 

(Nr. 281. der Gef.» Samml.) 


Art. 220. 


Die Uebertretung der durch Uebereinfunft der Elbuferſtaaten vom e- der ſtrompolizellichen 
13. April 1844. und 26. März 1854. erlafenen ſchifffahrts- und ftrompoligeie ul ften für die 
lichen Vorjchriften für die Elbe (Nr. 214. und 443. der Gef. Samml.) ift 
durch Die darin beftimmten Strafen zu ahnden. 

In Betreff der Dienftbücher für die auf der Elbe fahrenden Scifisleute 
bejtimmt die Verordnung vom 20. Mai 1854 (Nr. 453. der Gef. - Samml.) 
das Nähere. 


X Vergehen gegen Eigenthum. 
Art. 221. 


Die Beeinträchtigung fremden Gigenthums ift in der Regel im gericht: 1) Algemeine Beftim- 
lichen Wege nad den beftehenden Geſetzen zu verfolgen. Sie unterliegt, rs. 
abgefehen von den Handlungen und Unterlaffungen, durch welche das Eigen- 
thum bloß gefährdet wird, nur ausnahmsweiſe der polizeilichen Beſtrafung 
in fo weit, als diefelbe im gegenwärtigen Gefeke für die darin aufgenom- 
menen Vergeben ausdrücklich angedrohet iſt. 


Art. 222. 


Diebftähle und Betrügereien, welche Kinder über fieben und unter zwölf 2) Diebftäpfe und Betrü, 
Jahren verübt haben, find nach Maßgabe der Beftimmungen des Art 27. Nein der Kinder. 
zu beitrafen. 

Art. 223. 


Wer entfremdete Sachen zwar ohne beitimmte Kenntniß der Entwen- 3) Annahme verdädtiger 
dung oder Unterfehlagung (Art. 36. und 231. des Strafgefepbuches) jedoch Sachen. 

unter Umftänden, welche den Verdacht rechtöwidrigen Erwerbes erweden 

mußten, am fich bringt oder in Verwahrung oder als Pfand nimmt, ver: 

wirft Geldbuße von 2 bis 10 Thlrn. und im Rückfalle Gefängnißftrafe von 

acht Tagen bis vier Wochen. 


4) Polizeiliche Beitim- 
mungen, 
a. hinfichtlic der Jagd. 
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Art. 224. 


In diefelbe Strafe (Art 223.) fällt, wer von unbekannten Perfonen, 
welche Gold- und Silberwaaren, gefchmolzenes Gold oder Silber, Jumelen 
oder andere Kojtbarfeiten zum Kauf oder Taufch, zur Auswechfelung oder 
Berpfändung anbieten, folche Gegenitände am ſich bringt oder als Pfand 
nimmt. 

Art. 225. 

Der Wilddiebftahl unterliegt nach Artt. 269. — 273. des Strafgefep- 

buches der peinlichen Beftrafung. 


Art. 226. 


Wer wegen Beeinträchtiaung fremder Jagd oder wegen Wilddiebftahls 
zur Strafe gezogen worden ift, ift, wenn fein Lebenswandel den Verdacht 
fernern Sagdfrevels begründen muß, jeden Falls unter polizeiliche Aufficht 
zu ftellen, womit denn für Die Dauer derfelben der Verluſt des Rechts, 
Schiefgewehre zu führen und zu befigen, verbunden ift. 


Art. 227. 


Wer bereits erlegtes Wild oder abgeworfene Hirfchgeweibe in Jagd— 
revieren an fich nimmt, ohne die Ablieferung an den Jagdberechtigten oder 
defien Jagdbeamten fofort zu bewirken, ift, wenn er auch deshalb wegen 
Beeinträchtigung der Jagd nah Artt. 269. bis 273. oder wegen Vorent: 
haltung des Gefundenen nach Art. 235. des Strafgefepbuches nicht zur 
peinlichen Beftrafung gezogen werden kann, Doch polizeilich mit einer Geld: 
ftrafe von 1 bis 20 Thlrn., oder verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe zu bes 
legen. 

Art. 228. 


Mer junges oder altes Wild, welches aus einem Reviere zufällig in 
feine Gewalt geräth, an fich behält, bat deffen dreifachen Werth als Strafe 
zu erlegen, oder verhältnißmäßige Gefängnißftrafe zu gewärtigen. 


Art. 229. 


Wer die Sagdfolge in fremde Reviere ausübt, ohne dazu befonders be- 
rechtigt zu fein, hat, wenn auch hierdurch eine peinlich zu ſtrafende Beein- 
trächtigung einer fremden Jagd nicht begründet werden kann, doc) eine Polizei— 
firafe von 1 bis 10 Thlm. zu gewärtigen, und wenn er fich des verfolgten 


Wildes bemächtigt hat, außerdem defjen dreifachen Werth zu erfegen. 
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Art. 230. 


Wer in einem Bezirke, in welchem er nicht zur Ausübung der Jagd 
berechtigt it, eine Flinte oder Büchfe bei fih führt, wird durch Geldbuße 
von 2 bis 10 Thlen., oder Gefängnißftrafe von drei bis zu vierzehn Tagen 
und mit dem Berlufte des Gewehrs beftraft, ausgenommen 

I) wenn er von dem zur Jagdausübung Berechtigten oder deſſen Jagd: 
auffebern zur Führung des Gewehrs Erlaubniß batte; 

2) wenn er dadurch, daß er das Schloß oder den Hahn des unge: 
ladenen Gewehrs abgeſchraubt hatte, oder dadurch, daß er nur den 

gewöhnlichen Weg mit ungeladenem Gewehr durch einen fremden 
agdbezirt nahm, um in einen andern zu gelangen, worin er jagd— 

berechtigt ift, oder auf irgend eine andere Weiſe alaubhaft machen 

fann, daß er nicht auf unbefugte Ansübung der Jagd ausging; 

3) wenn er ein Reifender ift und das ungeladene Gewehr auf der ae: 
wöhnlichen Straße führte; 

4) wenn er eine Militärperfon oder ein verpflichteter Forſt- oder Jagd— 
beamter oder eine andere, im öffentlichen Dienft ftehende bemaffnete 
Perfon ift und bei dienftlicher Verrichtung das zu feiner Ausrüftung 
gehörige Gewehr bei fich führt. 


Art. 231. 


Wird Iemand in einem Bezirke, im welchem er nicht zur Ausübung 
der Jagd befugt ift, von dem Jagdberechtigten, deſſen Jagdaufſehern, Beauf: 
tragten, oder von einem Polizeibeamten mit einem Gewehr, welches er nad 
dem vorjtehenden Artikel nicht führen darf, betroffen und weigert fih, auf 
deren Verlangen das Gewehr vorzuzeigen, niederzulegen, abzugeben oder 
jetbit zur Polizeibehörde zu folgen, fo ift außerdem eine Gelditrafe von 
1 bis 5 Thlrn., oder eine Gefänanißftrafe von ein bis acht Tagen verwirkt. 

Thätlichfeiten und lebensgefährlihe Drohungen hierbei werden nad 
Art. 275., Abfag 2. des Strafgefepbuches peinlich beftraft. 


Art. 232. 


Das Schiefen, Fangen und Tödten der Biber ift ganz verboten bei 
50 bis 100 Thlm. Strafe. 

Das Heben mit Windhunden und das Ginfangen der Rebhühner :c. 
ohne Erlaubnig des Oberjägermeifteramts ift bei 5 bis 25 Thlrn. Strafe 
verboten. 
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Art. 233. 


Das Gefeg über die Schon und Hegezeit des Wildes vom 26. März 
1852 (Nr. 369. der Gef.-Samml.) wird bierdurd aufgehoben. Statt 


defjelben treten folgende Beitimmungen ein: 


1) Schwarzwild, Kaninchen und Naubtbiere, ſowie Damfpießer und 
Rehböcke find das ganze Jahr zu ſchießen erlaubt. 

2) Die Schon- und Hegezeit des Hochwildes ift für 
Rotbhirfche und Spießer vom 1. Oktober bis 1. Auguft, 


« alte Thiere vom 1. Januar bis 1. Öftober, 


Rotbichmalthiere vom 1. März bis 1. Dftober, 
Dambirfche vom 15. Oktober bis 1. Auguft, 
alte Damtbiere vom 1. Februar bis 1. Dftober, 
Damjchmalthiere vom 1. März bis 1. Dftober, 
Rüden und Schmalrehe vom 1. Februar bis 1. November. 
Alles übrige Wild wird vom 1. Februar bis zum 24. Auguſt 
gefchont, mit Ausnahme wilder Gänfe, Enten, Schnepfen und an— 
derer dergleichen Zug- und Strichwögel, welche nur in der Brütezeit 


zu ſchonen find. 


3) Das Jagen, Tödten und Cinfangen des Wildes während der vor: 
gefchriebenen Schonzeit wird, außer der etwa noch verwirften Strafe 
für andere damit verbundene Verbrechen oder Vergehen mit nach: 


ftehenden Geldftrafen polizeilich belegt: 
für einen Rothhirſch R 
für einen Rothſpießer 
für ein altes Thier 
für ein Schmalthier 
für einen Damhirſch 
für ein altes Thier / 
für ein Schmalthier \ * j ; 
für eine alte Rüde oder Schmalreh 
für ein Stück Auerwild : s 
für einen Faſanen 
für einen Dachs. 
für einen Hafen . i j 5 
für ein Birk-, Hafel: und Rebhuhn fo 
Zug: und Stridvögel. . : 


wie für alle 


50 Thlr. 
30 =: 
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4) Jeder Grundbefiger ift befugt, feine Grundftüde in der gefeglichen 
Schon- und Hegezeit durch Beldhüter oder andere zuläfige Vor— 
fehrungen gegen — durch Wild zu ſchüßen. Reichen 
dergleichen Bote zur Abwendung des Wildfhadens nachweid- 
lich nicht aus, fo ift das Herzogl. Oberjägermeifteramt befugt, auf 
Grund örtlicher, von Sachverjtändigen vorzunehmenden Unterfuchun: 
gen die Schonung gewiſſer Wildgattungen zeitweife aufzuheben, oder 
jonftige zweckdienliche Mapregeln anzuordnen. 


Art. 234. 


Hinfichtlich des Nachweifes über den Erwerb von Wild durch befondere 
Transportzettel verbleibt e8 bei der Verordnung vom 16. März; 1852 
(Nr. 368. der Gef. - Samml.). 


Art. 235. 


Mer Nefter und Bruten von Fafanen, Rebhühnern und fonftigem 
jagdbarem Wilde ſich zueignet oder zerftört, fällt in Gelditrafe von 1 bie 
10 Thlrn. oder angemeffene Gefängnißitrafe. 


Art. 236. 


Das Ausnehmen der Nefter von Vögeln, welche nicht zu den jagdbaren 
gehören, auf fremden Grundftücden ift mit Geldbuße von 20 Sar. bis 
2 Thlrn., oder angemefjener Gefängnißftrafe, und gegen Kinder unter zwölf 
Jahren nach Art. 27. zu ahnden. 


Art. 237. 


Wer die zur Tilgung des Raubzeuges eingerichteten Hütten, Eifen und 
Fallen, fo wie die Sau- und Wildfänge, die zum Fangen der Kremets- 
oder anderer Vögel geftellten Dohnen und Nege zc., die in den Forſten an— 
gelegten Salzleden und fonjtige zum Wild- und Jagdfange getroffenen Ver- 
anftaltungen bejchädigt, verunreinigt oder zerftört, hat außer dem Schadens» 
erfage Gelditrafe von 1 bis 10 Thlrn. oder angemefjene Gefängnißftrafe 
verwirft. 

Art. 238. 

Wer eigenmächtig die zu den Hafentreiben aufgeworfenen Schieflöcher 
zumirft, bat die für das Aufwerfen entitandenen Unkoſten zu erfeßen und 
wird nach Umftänden in 1 bis 5 Thlr. Geld- oder entiprechende Gefäng- 
nißftrafe genommen. 
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Art. 239. 


Das verbotswidrige Mitnehmen von Hunden in Sagdreviere außerhalb : 
der Öffentlichen, zum gemeinen Gebrauche bejtimmten Wege, zu welchen in 
den Forſten die bloß zur Abfuhre von Holz und Heu oder zu Vergnügungs- 
fahrten geftatteten Wege und Fußſtege in fraglicher Beziehung jedoch nicht 
gerechnet werden können, ift durch Gelditrafe von 1 bis 2 Thlrn. zu ahnden. 


Windhunde und Braden dürfen bei 1 bis 10 Thlın. Strafe nur mit 
Erlaubniß des Oberjägermeifteramts gehalten und von Neifenden nur ge— 
foppelt geführt werden. 


Art. 240. 


Hunde, welche jagend oder in den Jagdrevieren oder auf unerlaubten 
Wegen auffichtslos betroffen werden, fo daß der Eigenthümer nicht auf 
der Stelle wegen der Strafe in Anfpruch genommen werden faun, können 
vom Fagdberechtigten und Jagdbeamten todtgefchoffen werden. Wird der 
Eigenthümer fpäter ermittelt, jo bat er, wenn der Hund erfchoffen worden, 
1 Thlr. Schießgeld, und wenn der Hund nicht getödtet worden, eine Geld- 
firafe von 1 bis 2 Thlrn. zu entrichten. 


Wird ein Hund zum zweiten Male aufjichtslos betroffen und nicht er- 
hoffen, fo ift der Gigenthümer außerdem verpflichtet, ihn an den Jagdbe- 
rechtigten auf defjen Verlangen auszuliefern. 


Art. 241. 


Daffelbe gilt von den Hunden der Hirten und Schäfer, wenn fie ent- 
fernt von den Heerden betroffen werden. Hirten und Schäfer dürfen übrigens 
während der Setz- und Schonzeit vom 1. Februar bis 24. Auguſt mur 
Hunde, welche mit vorfchriftsmäßigen Maulförben verfehen find, gebrauchen 
und beim Hüten in Forften, in welchen Hochwild gehegt wird, nur einen 
Hund bei der Heerde haben. 


Art. 242. 


b. binfichtlih der Die Beeinträchtigung der. Fiſcherei ift nach Art. 276. des Strafgefep- 
Fgerel. buches peinlich zu beitrafen. Das Angeln in fremden Gewäflern ohne be- 
fondere Grlaubniß iſt jedoch nur polizeilih durch Gelditrafe von 10 Ser. 
bis 1 Thlr. oder Gefängnif von zwölf bis vierumdzwanzig Stunden und 

Berfall der Angelgeräthe zu abnden: 
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Art. 243. 


Die Beſtimmungen der Feldpolizei-Ordnung vom 10. November 1849 * binfißtfich der Gelder. 
(Nr. 287. der Gef.- Samml.) bleiben mit Ausnahme der das Verfahren, die 
Berwandelung der Gelditrafe in Gefängnißitrafe und die Bertretungsverbind: 
lichkeit betreffenden 88. 80.— 96. überall in Kraft. 


Art. 244. 


Die Beitrafung der Diebftähle von Holz und fonftigen Walderzeug- * binfichtlich der Forften. 
niffen richtet fich nach den befonderen Gefegen. 


Art. 245. 
Was in der Beldpolizei -Drdnung aber 


1) wegen der Ausübung der Hutung und Weide AG 3. und folg.); 

2) wegen Benugung verbotener Wege ($. 25., 

3) wegen unerlaubter Benutzung fremder —* zum Bleichen ꝛc. 
und zur Niederlegung von Sachen ($. 25., 4.); 

4) wegen Bee oder unterlaffener Schließung der Gatterthore x. 

25., 12. 

5) — des Grabens von Erde, Lehm, Kies und Sand, wegen des 
Stechend von Plaggen, Bütten und Raſen, wegen des Graben⸗ und 
Einſammelns von Steinen (8. 27.); 

6) wegen Beihädigung von Einfriedigungen ($. 28., 4.); 

7) wegen Wegnahme, Zerftörung oder Befchädigung. von Merk- und 
Warnungszeihen ($. 28., 5.); 

8) wegen der Befchädigung der Gräben x. ($. 28., 6.); 

9) wegen des Abbrennens von ZTorfmooren, von Heidefraut und ähn- 
lichen Gegenftänden ($. 28., 7.); 

10) wegen des fogenannten Vorgrabens auf Grundſtücken, welche an 
Wege ſtoßen (8. 31.) und 

11) wegen der Pfändung (8. 36. und folg.) 
verordnet iſt, findet auch auf Forften und innerhalb derfelben belegene Wieſen 
und Hutungsgrunditüde Anwendung. 


Art. 246. 


Auch iſt durch Geldbuße von 20 Sgr. bis 2 Thlrn. oder Gefängniß 
von vierundzwanzig Stunden bis drei Tagen zu jtrafen, wer im Walde 


1) das Zeichen des Waldhammers vernichtet ; 
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aufgeflaftertes Holz oder aufgefchichtete andere Waldproducte umwirft 
oder der Stügen beraubt; 

Stamm oder Klafternummern verändert oder unfenntlich macht; 
ohne Erlaubniß Feuer anmacht; 

Feuer in einzeln ftehende Bäume legt; 

Borke von Bäumen abichlägt; 

ohne Benachrichtigung des Forftbeamten ‚das von den Wiefen ge- 


räumte Laub oder auch Heu und Grummet zur Nachtzeit abfährt und 


über Bergatterungen fteigt. 


Art. 247. 


Außerdem verwirkt polizeiliche Beftrafung von 20 Sgr. bis 5 Thlrn. 
oder Gefängniß von vierumndzwanzig Stunden bis acht Tagen 

1) wer Raff- und Leſeholz, Waldjtreue, Gras und fonftige Wald: 

producte, deren Einſammeln zum eignen Bedürfniffe ihm zufteht oder 

vergünftigungsweife geſtattet ift, verkauft oder fonft an Andere abläßt; 

2) wer zum Ginfammeln der gedachten Walderzeugniffe zwar befugt ift, 
jedoch dabei 

a. ſich nicht zur Stelle durch einen vorjchriftsmäßigen Legitimations- 


b. 


ſchein ausweiſen kann; 

ſich anderer, als der erlaubten Transportmittel, namentlich beim 
Raff- und Leſeholz, ſofern ihm ſolches vergünſtigungsweiſe geſtattet 
worden, eines Wagens, eines Schlittens oder einer Karre bedient; 
eiſerne Werkzeuge mit ſich führt; 

beim Streuſammeln andere als hölzerne Harken gebraucht, deren 
Zinken mindeftens 14 Zoll von einander abftehen; 

ſich an andern als den beftimmten Tagen oder zu anderer ala der 
erlaubten Tageszeit, welche in den Wintermonaten vom 1. Detober 
bis 1. April von früb 7 Uhr bis Nachmittagg 4 Uhr, in den 
Sommermonaten vom 1. April bis 1. October von früh 6 Uhr 
bis Nachmittags 5 Uhr dauert, in den Forften betreten läßt oder 
Leſeholz und Waldftreue zu einer fpätern Zeit, ald nach befonderer 
Verordnung der Regierung vorgefchrieben ift, nach feinem Wohn: 
orte einführt. 


Finden die vorgedachten Uebertretungen bei unbefugter, als Diebftahl 
peinlich zu ftrafender Ausübung jener Nutzungen ftatt, jo fommen fie als 
Erichwerungsgründe der Strafe in Betracht und find außerdem nicht be- 
jonders polizeilih zu rügen. 
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Art. 248. 


Beeinträchtigungen des Poftregals, fo wie fonftige Bergehen in Be: 
ziehung auf das Poftwefen find nach befonderen Vorfchriften zu beftrafen. 


Art. 249. 


Die nicht auf Vermögensſchaden gerichteten und im Strafgefegbuche 
(Artt. 236. u. folg.) nicht mit Strafe bedroheten Betrügereien find mit Ge- 
fängnif von vierundzwanzig Stunden bis vierzehn Tagen oder durch Geld: 
itrafe von 1 bis 10 Thlrn. zu ahnden. 


Art. 250. 


Derfelben Strafe (Art. 249.) unterliegen betrügerifche Handlungen, 
wenn der dadurch bezwedte Schaden eined Andern auch noch nicht einge- 
treten ift (vergl. Art. 236. des Strafgefeßbuches) und es ijt Danach, wenn 
peinliche Strafe nicht verwirkt ift, namentlich polizeilich ftraffällig : 


1) wer Waaren unrichtig zumißt oder zumient; 

2) wer Waaren verkauft oder feilhält, welche nah Maaf und Gewicht 
abgetheilt, das richtige Maaß und Gewicht nicht haben ; 

3) wer Nahrungsmittel und Getränke verfälfcht oder ſolche gefälſchte 
Gegenftände feilbält, infofern die Handlung nicht nach Art. 141. 
ftrafbar ift; 

4) wer Butter, welche Waffer enthält oder in Stücen verkauft, welche 
nicht ein richtiges halbes Pfund an Gewicht enthalten. 


In den unter 2. und 4. gedachten Fällen kann ftatt der Strafe die 
Waare für verfallen erklärt werden. Im Rückfalle ift mit der Confiseation 
der Waare eine Geldftrafe von 2 bis 20 Thlrn. oder Gefängnißitrafe von 
drei Tagen bis vier Wochen zu verbinden. 


Art. 251. 
An Geldftrafe von 5 Thlen verfallen: 


1) Müller, welche mehr Mahllohn nehmen, als vorgefchrieben oder in 
der Mühle angefchrieben ift; + 

2) Bäder, welche Brot zum Verkauf ftellen, welches nicht das an der 
aufgeftellten Tafel verzeichnete Gewicht hat; 

3) Fleiſcher, welche Fleiſch aurblafen oder fonft eine Täufchung bes 
zwedende Handlung damit vornehmen; 


e. binfihtlih der Poft. 


5) Betrügereien im Hans 
del und Mandel, 


6)Eigentbumsgefährbung. 
a. bei Biehkrankheiten, 


b. durch ſchaͤbliche Thiere. 
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4) Gold- und Silberarbeiter, welche goldene und ſilberne Waaren feil: 
halten, an welchen der Feingehalt unrichtig angegeben iſt. 
In den Fällen unter 2.— 4. iſt zugleich die Waare für verfallen zu 


erflären. 
Art. 252. 

Mer die gegen die Viehfeuchen oder anſteckende Viehkrankheiten poli- 
zeilich angeordnete Sperre und Sicherungsmaßregeln auf irgend eine Weiſe 
verlegt oder den zum Schuße gegen Gintritt, Verbreitung’oder Wiederkehr 
folder Krankheiten getroffenen polizeilihen Anordnungen zumwiderbandelt, 
wird, infofern die Handlung nicht peinlich ftrafbar ift, mit Geldbuße von 
5 bis 20 Thlrn. oder Gefängniß von acht Tagen bis vier Wochen beftraft. 

s In fchwereren Fällen fünnen beide Strafen mit einander verbunden 
werden. 

Unabhängig von der Strafverfolgung ift die Polizeibebörde befugt, die 
Zödtung franfer Tbiere oder die Vernichtung anderer Gegenftände, von 
welchen die Verbreitung der Anſteckung zu beforgen ift, anzuordnen und 
vornehmen zu laſſen. 

Art. 253, 


Jeder Inhaber oder Hüter von Vieh, welcher Spuren einer anfteden- 
den Krankheit an einem feiner Thiere wahrnimmt und nicht auf der Stelle 
das Thier abgefondert hält und der Bolizeibehörde Anzeige macht, fällt in 
Geldbuße von 2 bis 10 Thlrn. oder Gefängnißitrafe von drei bis acht Tagen. 

Art. 254. 

Polizetärzte und Thierärzte haben die Verpflichtung, von dem zu ihrer 
Kenntni kommenden Ausbruche anſteckender Viehkrankheiten der Polizei: 
behörße unverweilt Anzeige zu machen und verwirfen, wenn fie dies unter: 
laffen, Geldftrafe von 5 bis 50 Thlrn. 

Art. 255. 

Beliger von Gärten und Obftpflanzungen, welche das Raupern, wel: 
ches fpäteftens bis zum 30. März jedes Jahres erfolgen muß, unterlaffen, 
verwirfen Gelditrafe von 1 bis 5 Thlrn. 

Art. „256. 

Auch Forftbefiger, welche den Anordnungen der Regierung wegen Ber: 
tilgung fhädlicher Infecten nicht Folge leijten, haben Gelditrafe von 5 bis 
20 Thlrn. und außerdem zu gewärtigen, daß diefe Vertilgung auf ihre 
Koften ausgeführt wird. 


Dritter Theil. Bon dem Verfahren in Polizei«Straffadhen | 69 


Dritter Theil. 


Von dem Verfahren in Polizei: Strafiahen. 
Art. 357. 


Sobald ein Polizeivergehen zur Kenntniß der Behörde gelangt, welcher 1) Borladung des Anges 


die Beitrafung defjelben zuftebt, ift der Angefchuldigte von derfelben von 
Amtswegen und zwar, wenn er fich im Bezirke derfelben befindet, mündlich 
oder nach Befinden durch einen Ladezettel fchriftlich worzuladen. 


Art. 258. 


Diefe Ladung muß für den Fall des Ausbleibens des Geladenen, nad) 
den vorliegenden Umijtänden entweder die Verwarnung enthalten, daß der 
Beladene des angefchuldigten Bergehens unummunden für geftändig betrachtet 
oder daß derfelbe, wenn er bis. zu einer gewiſſen Stunde des beftimmten 
Tages nicht erfcheine, polizeilich vorgeführt werden folle. 


Art. 259. 


In dringenden Fällen fteht e8 den Poltzeibehörden auch zu, den An- 
aefchuldigten fofort ohne vorgängige Ladung vorführen zu laffen. 

Erſcheint der Angeklagte auf die Ladung oder in Kolge der Vorführung 
und ift er der angefchuldigten Uebertretung geftändig, fo ift die Strafe fo- 
gleich auszufprechen und ihm folche zu eröffnen. 


Art. 260. 


ſchuldigten. 


Leugnet der Angeklagte die Schuld, fo iſt Beweis zu erheben. Dabei 2) Erhebung des Beweiſes. 


find die Polizeibehörden fo wenig an eine beftimmte Bemweistheorie gebunden, 
wie die Richter im eigentlichen Strafprozeß; fe haben die Schuld oder Un- 
ſchuld nad den Umftänden, den zu ermittelnden Beweisgründen und ihrer 
Ueberzeugung feitzufegen; es findet dabei eine Vereidigung der Zeugen für 
die befonderen Fälle, in welchen ihr Zeugniß verlangt wird, nicht ftatt, jedoch 
wird durch die Ausfage Eines in Eid und Pflicht ftehenden Polizei-, Forſt⸗, 
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Jagd-, Steuer» vder amtlih thätig gemefenen Kommunalbeamten und bei 
Uebertretungen der Feldpolizei-Ordnung die Ausſage Eines vereidigten 
Feldhüters oder Eines Mitgliedes des Gemeinde» Vorftandes, fofern nicht 
befondere Verdachtsgründe gegen deſſen Glaubwürdigkeit vorliegen, ftets voller 
Beweis hergeftellt. 


Art. 261. 
9) Berfabeen gegen Kont- Iſt der Angefchuldigte im Bezirk der Polizeibehörde nicht wohnhaft oder 
nr nicht darin anzutreffen, jo iſt deſſen zuftändige Behörde um Eröffnung der 
Unterfuhung und Beſtrafung zu requiriren. 
Art. 262. 


Iſt er ein Fremder, welcher fich nicht bis zum Austrag der Sache im 
Bezirke aufhalten und für fein Berbleiben Sicherheit beftellen will, fo bat 
er dafür, daß er fich der Strafe für den Fall feiner Verurtbeilung unter: 
werfen wolle, Sicherheit zu beitellen, und wenn er auch dies nicht will oder 
fann, fo ift er bis zum Austrag der Sache und, wenn Strafe ausgeſprochen 
wird, bis zu deren Verbüßung zu verbaften. 

Die Art und Weife, fo wie den Betrag der zu beftellenden Sicherheit 
hat die betreffende Polizeibehörde zu beftimmen. 


Art. 263. 


4) Strafe des Ungehor— Gegen ungehorfam ausbleibende Geladene tritt die in der Ladung an— 
— gedrohete Folge von ſelbſt ein und iſt der Verwarnung gemäß zu verfahren, 
refp. zu befcheiden. 
Art. 264. 


Der Ungehorfame kann die Aufhebung der gegen ihn ausgefprochenen 
Nachteile, auch etwaige Minderung der Strafe, fo wie gänzliche Freifprehung 
beantragen, wenn er binnen achttägiger Frift, vom Tage des verfäumten 
Termins an befcheinigt, daß ihm die Ladung nicht gehörig behändigt wor— 
den, oder daß er durch ein unabwendbares Hinderniß vom Erfcheinen ab- 
gehalten worden fei. 

Ueber einen folhen Antrag hat die Polizeibehörde, wenn durch denfel- 
ben nicht eine anderweite Verhandlung nöthig wird, alsbald zu entfcheiden. 


Art. 265. 


5) Mandate » Verfahren, Handelt e8 ſich von Polizeivergehen von geringem Belange, die bie 
höchſtens mit 5 Thlrn. Geldftrafe bedrobet find, jo kann zur Abkürzung des 
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Berfahrens dem Angefchuldigten ohne defjen vorgängige Ladung zur Ver— 
nehmung jofort unter Bekanntmachung mit der Anjchuldigung die Erlegung 
der Gelditrafe fehriftlich aufgegeben, und für den Fall, daß fie binnen vier- 
undzwanzig Stunden nicht erlegt werde, zugleich Tag und Stunde zur Ver: 
handlung der Anzeige veftimmt werden. Grfcheint der Vorgeladene zu der 
gedachten Zeit nicht vor der Polizeibehörde, fo ift die angedrohete Geldftrafe 
vollſtreckbar. 


In allen Fällen, in denen Polizeiübertretungen nur eine Geldſtrafe 
bis zu 5 Thlrn. nach ſich ziehen, iſt von deren Verfolgung abzuſehen, wenn 
der Schuldige ſich der ihm von der Polizeibehörde oder deren Beamten ab— 
geforderten Selditrafe ohne Vorbehalt unterwirft und diefelbe erlegt. 


Art. 266. 


Die Niederfhriften über das Polizei» Strafverfahren follen mur dazu 6) Riederſchriften. 
dienen, Die Eriftenz und Natur des angezeigten Bergehens, jo wie die Perſon 
des Thäters jo weit zu ermitteln, ald dies zur Begründung einer Entſchei⸗ 
dung erforderlich iſt. 


Art. 267. 


Ale, alio auch die ohne ſchriftliche Verhandlung erkannten Strafen, 
(ſ. Schlußſatz des Art. 265.) müſſen in eine Straftabelle eingetragen werden, 
aus welchen zugleich die Vollziehung derfelben zu erſehen iſt. 


Art. 268. 


Gegen die Strafrefolute, Mandate und jonftigen Beſcheidungen der ) Zireg gegen Re 

Polizeibehörden ift nur die Beſchwerde an die Regierung zuläffig; die Be fette und Mandate, 
ſchwerde muß jedoch innerhalb drei Tagen nach Eröffnung des trafrefolutg 
und der Bejcheide oder nach Behändigung des Mandate eingeleat werden, 
widrigenfall® Unterwerfung unter die ausgefprochene Strafe anzunehmen iſt. 
Wird von der Befchwerde Gebrauch gemacht, fo find an die Regierung die 
ergangenen Verhandlungen einzufenden, welche dann ihre Entjcheidung er: 
theilt, wodurd das Strafrefolut, Mandat oder der fonjtige Befcheid entweder 
beftätigt, oder ganz oder theilweife aufgehoben oder gemildert wird. 


In der Beſchwerde-Inſtanz it ein weiteres Verhör der Angefchuldigten 


nicht erforderlich, übrigens kann die Regierung vor der Entjcheidung nad 
Befinden anderweite Grörterungen anordnen und felbit anjtellen. 


8) Koften, 


9) Bollitredung der 
Strafe x, 


10) Hausfuchungen, 
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Art. 269. 


In den zur fohriftlihen Unterfuchung gelangten Bolizei- Straffahen 
wird in jeder Anfang von der Bolizeibehörde und bezüglich der Regierung 
außer den aufgewendeten Verlägen ein Paufchquantum an Kojten bis zu 
einem Drittel der Geldftrafe oder der Summe, welche der darauf reducirten 
Gefängnißitrafe gleichkommt, berechnet, welches Pauſchquantum jedoch in jeder 
Inftanz die Summe von 5 Thlrn. nicht überfteigen darf. Bei erfolgter 
Sreifprechung bleiben die Koften außer Anfap. 
Art. 270. 

Die Zeugen haben in Polizei-Straffachen feinen Anſpruch auf Zeugen: 
gebühren, und können fie nur den Erſatz der etwaigen Reiſekoſten und der 
nöthigen hierauf Bezug habenden baaren Auslagen verlangen. 


Art. 271. 


Die von den Polizeibehörden ausgefprochenen Strafen werden von 
ihnen ſelbſt vwollitreet, auch die Koften von ihnen erecutorifch eingetrieben. 


Art. 272. 


Nur in dem Falle, wenn es zur Vollſtreckung der Beſcheide auf den 
Verkauf eines Grundſtücks ankommt, iſt ſolcher durch die Gerichtsbehörde zu 
bewirken, welche, ohne daß ihr ein Urtheil über die Rechtmäßigkeit der Exe— 
cution zuſteht, ſich der Requiſition zu fügen bat. 

Art. 273. 


Sind dagegen in Folge eines Strafausſpruches Anſtalten zu ſchließen, 
Demolitionen, Wiederherſtellungen, Sicherungsmaßregeln und andere Vor— 
kehrungen zu treffen, ſo iſt die Ausführung, wenn die erkennende Behörde 
nicht gleichzeitig die Polizei-Verwaltungsbehoͤrde iſt, dieſer letztern zu über- 
lafjen, die Beitreibung der dadurch entſtandenen Koften aber von der eritern 


zu bewirken. 
Art. 274. 


In polizeilihen Straffällen find die betreffenden Bolizeibehörden auch 
ohne richterlihen Befehl zur Veranjtaltung von Hausfuchungen befugt, und 
müffen diefe ſtets von wenigitens zwei WBolizeibeamten, wovon Giner ein 
höherer (Infpector, Secretär, Ganzlift) "fein muß, und in Grmangelung 
eines folhen von einem Polizeibeamten und einem Mitgliede des Gemeinde: 
Borftandes vorgenommen werden. 


Bollftändiges 


Sach-Regiſter 

| ſammtlicher 

Gefehe, Verordnungen und Verfügungen 
des Herzogthumes 


Anhalt - Deffan- Köthen. 


Die feit dem 21. November 1665 bis 1. Juli 1856 in 
Deſſau und Köthen im Drud erfchienenen Geſetze 


umfaffend. 


1856. 


Deſſan. 
Verlag der Hofbuchhandlung von C. Aug. Stange. 
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U HEHE GE. GEHE CHE SER, GEL ED 


Nogdem unſere Geſetzſammlung fo umfang- und bändereich geworden, wie fie gegens 
-wärtig ift, ftellt fi) für Juriften und Nichtjuriften, die in derfelben nachſchlagen wollen, 
das Bedürfniß eines geordmeten Geſammt⸗Regiſters immer mehr heraus. Aus dieſem 
Bedürfniffe entftand das nachſtehende Verzeichnip. 

Die am 21. April 1572 von Fürft Joachim Ernſt erfaffene: „Policeye und Lan— 
desordnung“ ift duch die am 21. November 1665 als Geſetz pubficirte: „ Fürftlich 
Anhaltiſche geſammte Landes und Prozeßordnung“ aufgehoben worden. 

Am 16. Juli 1694 wurde das: „Ehe-Mandat“, am 6. Auguft 1710 die: „Ge 
richtötage in bürgerlichen und peinlichen Sadyen” und am 18. December 1743 das: 
„Stempel-Edikt” erlaffen. Leßtere drei find mit eiger neuen Auflage der Landes» und 
Prozefordnung zufammen im Jahre 1777 im Drud erfchienen. 

Hierauf folgte die: „Sammlung Tandesberrlicher Verordnungen“, in zwei Bänden, 
resp. 1784 und 1819 erſchienen. Diefe Verordnungen haben, foweit fie nicht durch 
"fpätere Gefeße aufgehoben worden find, noch heute Geltung, wie denn 5. B. ©. II, 
378, erlaffen den 18. Febr. 1816, durch ein Gefeg aus allerneufter Zeit und zwar 
durh G. ©. IX, 480, ausdrüdlih auf den Köthenichen Landestheil mit erſtreckt worden 
ift, während andere frühere Geſetze entweder nur für Deffau, oder mur für Köthen 
Geltung haben, In Köthen find von 1800 bis 1850 vier Binde: „Geſetze, Verord— 
nungen und Verfügungen,” fpäter auch unter dem Zitel: „Geſetzſammlung“ erjchienen. 
Als felbititändig für ſich beftehendes,"cheufalls noch in den Hauptſachen gültiges Geſetz, 
muß ferner die Ober-Appellations-Gerichtsordnung vom 22. September 1817- bezeichnet 
werden, Für Anhalt-Defiau erfcheint feit 1818 die „Gefeßfammlung,“ die nod) jetzt 
fortlaufend iſt. Die in dieſer enthaltenen umfangreichern und bedeutendern Geſetze aber, 
wie: „Erläuterungen“,) „Revidirte Erläuterungen“, „Decifionen“, „Strafgeſetzbuch“, 
„Polizeiſtrafgeſetz“ und „Separationsgeſetz“ ſind im Regiſter nach den betr. einfachen 
Seitenzahlen angezogen worden. Ihre Stellung in der fortlaufenden Geſetzſammlung 
ergiebt ſich dagegen aus der Angabe der betr. Publicationspatente, z. B. unter: „E“: 
„Erläuterungen“, Publicationspatent G. ©. I, 22, 141, oder unter: „S": „Separa- 
tionsgeſetz,“ publicirt den 6. April 1850, ©. ©. V, 301, 1669, 

Deffau, im Jahre 1856. 


*) Die: „Erläuterungen, —— und Zuſätze zur Landes- und Prozeßordnung,“ als Geſetz 
publicirt den 10. Juli 1822 nebſt ihren weitern Abänderungen durch: „fernere Entſcheidungen“ ꝛtc. 
ſewie das: Anhalt⸗Köthenſche Juſtizreglement“ vom 18. December 1793 find bekanntlich wiederum 
Mi es „Mevidirten Erläuterungen” ꝛc. vom 21. September 1850 aufgehoben, resp. abgeändert 


— ——— — — 


Erklärung der Abkürzungen. 


D. bedeutet: Kandes-Drdnung. 
— Prozeß⸗Ordnung. 


(Die römiihen Zahlen zeigen die Titel, die arabijchen Ziffern Die 
Seitenzahl an.) 


S. 1. — Sammlung landesberrliher Verordnungen, I. Theit. 

S. II. _- — — — Hu — 
(Die Nummer der Verordnung iſt mit größern, die Seitenzabl 
mit kleinern arabifchen Ziffern bezeichnet.) - 

K. ©. I, bis resp. IV. bedeutet: Köthenſche Gefeßfammlung, Band I. bis IV. 

(Nunmer und Seitenzahl, wie oben.) 

G. S. I, bis resp. X. — Gecſetzſammlung, Band J. bis IX. 


(Nummer und Seitenzahl, wie oben.) 


* 


E bedeutet: Erläuterungen. 

Rev. E. —  Revidirte Erfäuterungen. 
dec. — deecisio. 

St. G. B. — Straf-Geſetz-Buch. 

St. P. O. — Straf⸗Proceß⸗Ordnung. 
M. St. G. B. — Miilitair⸗Straf-Geſetz⸗Buch. 
P. St. G. — Polizei⸗Straf-⸗Geſethz. 


Sep. G. — Seoparations⸗Geſetz. 


— —— — — — 


Alphabetiſches 


Geſetz Regiſter 


Anhalt⸗Deßau⸗Köoöthen, 
nebſt 
einem Anhange, 
enthaltend 
Verordnungen und Verfügungen, 
welche 
in die betreffenden Geſetzſammlungen nicht aufgenommen, 


fondern nur in dem Wochenblatte (Staats-Anzeiger) erſchienen find, 
ebenfalls in alphabetifcher Folge. 


U. 


Abendmahl, defien Austheilung an Mitglieder anderer Gonfeffionen, 8. G. 1, 649, 117. 
findung durch Gapital, Naturalabgabe, Renten, oder in Land, Sep. G. 1687. 


Sep.G. 1691 und 1692. 


Abgaben, Communications, G.-S. IN, 135, sıı. ©. S. IX, 495, 2909. 


DEFLENT 


men 


— 


„Controle⸗ von den Runkelrüben, G. ©. IH, 159, 915. 
—— Befreiung von denſelben für zurückgehende Poſtpaͤckereien, K. G. 
,784, 41. 
„Eingangs- von einigen ausländiſchen Waaren; Zuſchlag darauf, G. S. V, 
261, 1439. 
‚ Ermäßigung, ©. ©. V, 245, 1395. ©. ©. VII, 360, 2071. 
freiheit der Jahrmärkte in Lindau, K. G. I, 639, 108. 
‚ die innern directen, G. ©. II, 119, 729. G. S. VII, 455, 2669. 
‚, Natural von Brennholz find aufgehoben, S. II, 202, 54. 
„ — „ Abfindung durch folde, Sep. G. 1691. 
⸗ſätze für Reiß und Faust, G.S. VI, 341, 1999. 
— von ausländiihem Zuder und Syrup, G. S. V, 256, 1429. G. S. VII, 
424, 21711. G. S. VII, 448, 2651. 
— don fremdem Zuder, G. S. IV, 210, 1131. 
— von Zuder und Syrup, ©. ©. V, 237, 1309. 
‚ Derleitung zur Widerfeglichfeit bei denfelben, St. G. B. 37. 
» Verweigerung, Hilfsverfahren von Amtswegen bei derfelben, ©. S. VII, 
1, 2371. 
» Wegfall derfelben an die Köthenſchen Thorjchreiber, 8. G. III, 786, 43. 
‚ Wirkung der rg in Bezug auf Diefelben, Sep. ©. 1695. 
. 1675. 


Abgänge aus- Brennereien ze. Sep. ( 
Abgebrannte ſollen nicht betteln, S. U, 208, 55. K. G. IL, 590, 57. K. G. U, 597, 63. 
Abgeordneter, Wahl eines zur deutfchen Nationalverfammlung, K. G. IV, 1151, 308. 


Wahl eines zum Reichstage, G.©. V, 295, 1655. K. G. IV, 1202, 457. 


Abholung der Ärzte und Chirurgen zu den Armenkranfen auf dem Lande, ©. 1, 80, 169. 


— 


und Bekanntmachung der wöchentl. öffentl. Nachrichten, ©. I, 85, 175 


Abiturienten, Vorſchriften für diefelben, K. G. IH, 834, 123. 
Ablehnung der Gerichtöperfonen, M. St. ©. B. 55. 


der Herichtöperfonen und der Staatsanwälte, ſ. übrigens Unfähigkeit. 


6 


— der —— S. II. 131, 6. 
Ablösbarkeit der Grundabgaben, ©. ©. V, 290, 1639. ©. S. VI, 364, 2119. ©. S 
IX, 470, a1. 8.6. Iv, 1196, 449. 
der Mente, Sep. ©. 1692, 
Ablöſung der Acker-, Angers und Wieſenhütung, Sep. G. 1703. 
er Dienfte, 8. ©. I, 161, 148. 8. ©. IV, 1071, 95. 
_ = Naturaldienfte, G.S. V, 303, 1737. 
— der Natural», Frucht» und Fleifchzehnten, G. S. V, 302, ı731. K. G. IV, 
1070, 91. 
von Naturalgefällen, ©. ©. VII, 338, 1978. 
Ablöfungsfadhen, Separationds, Zehnts und Dienfts, Verfahren in folden, ©. ©. V, 
301, 1709. 
Ablöfungsfumme, deren Depofition, Sep. G. 1695. 
Abſchãtzuug von — uud Grundſtücken bei Beſtellung von Hypotheleu, G. S. I, 


— der Brandfhäben, G. ©. IV, 226, 1266. 
„Mb geſuche, 8. ©. I, 510, 577. 
bjolutismus und Freiheit“, eine Zeiticheift, verboten, 8. G. IU, 857, 147. 
— — des Erdreichs am Liethenufer, verboten, K. G. III, 853, 144. 
timmung, M.St. G. B. 69. 
— der Geſchwornen, St. P. O. 88. 
Abtreibung der Leibesfrucht, St. G. B. 43. 
Abtretung des Grundeigenthums pur Eifenbabn, ©, S. IH, 147, s81. 
u Perfonen, deren Bernögensverwaltung, 8. G. L 406, 452. 
Abwejenheit Sr. Hoheit des Herzogs, während derſelben bat das Staatsminifterium 
Vollmacht, G.S. VII, 335, 19607. G. S. VL, 336, 1969. 
Abzug, 2. O. XIV, 40, 
— , bon einem Arte in - — iſt aufgehoben, ©. I, 7, 20. 
— der Juden, ©, I, 55, 
—, wiſden — und. Depan ift gänzlich aufgehoben, ©. U, 344, 208. 8. ©. 


216, 
, mit — iſt — S. II, 334, 201. S. Il, 389, 302. K. © l, 


| 


394, 440. 
, mit un iſt en ©. U, 392, 307. 
‚, der Enrollirten, K. 120, 120. 


‚im Innen, 8. ©. I, 179, ı66. K. ©. 1, 267, 204. 

mit den Nachbarftanten, 8. G. I, 184, 174. 

Abzugsconention zwifchen Baden und Köthen, K. ©. I, 164, 151. 

zwifchen Debau und Köthen, ©. IL, 183, 42. . 1, 271, 122. 
©. Il, 276, 120. 8. ©. 1, 84, 5. 8.61, A 216. 
zwijchen Hannover und Köthen, K. G. U, 531, 6 

zwifchen Preußen und Köthen, X. = I, 258, 288. 
zwiſchen Sachſen und Köthen, X. ©. U, 587, 20. 

zwiichen Weimar umd Köthen, K °. 6 I, 360, 391. 

wifchen Würtemberg und Köthen, K. 6. I, 386, 113. 

— das Amt Zerbſt ausgedehnt, ©. Il, 280, 120. 


BEE 


111144 


Abzugsfreiheit, 


Abzugsfreiheit, mit Sachſen⸗-Weimar, S. II, 382, 291. 
— „Handels⸗ und, mit Portugal, G. ©. IV, 219, 1947. 
Abzugshänjer, Anbau derjelben, S. IL, 217, 05 | 
Abzugsſteuer in den dentichen Bımdesitanten gänzlich aufgehoben, S. Il, 395, 309. 
Aceidenzien, Wegfall derfelben am die Köthenſchen Thorſchreibet, K. G. II, 782, 40. 
Hecife-Abgaben in Köthen, Nienburg, Roßlau, K. ©. IV, 999, 84. 65. 
— —  , Aufhebung der bisherigen von Breunmaterial, 8. ©. IH, 787, 43. 
— — „Aufhebung derjelben won inländiſchem Nutzholz für Stellmaher, ©. 
II, 330b, 199. / 
— „deren Berichtigung, K. ©. L 92, 94. 
— :Defraudationen, deren Beftrafung, S. I, 330, 197. 
— „Freiheit, 8. ©. 1, 5, 4. 
— von Heu und Safer, ©. 7, 40, 108. 
— , Mahls ift berabgefeßt, S. II, 168, 33. 
— , ftädtifche von Branntwein, aufgehoben, 8. G. IH, 814, 105. 
— +Zarif, neuer, ©, Il, 318, 176. 
— ,f. übrigens Steuer, Steueredict, 
Ader: ımd BaumsMeliorationen der Pfarrer mıd Schullehrer, G. S. IV, 178, 1001. 
und Nachtrag, G. S. IV, 194, 1075. 
und Wiefenhütung, Sep. G. 1677. 
Geräthfchaften follen nicht Liegen gelaffen werden, K. ©. I, 157, ur. 8.6.7; 
325, 353. 8. ©. Z, 465, 317. 
— Pächter find verpflichtet, Getreide zu beftimmten Preifen gu liefern, K. ©. 1, 


- 272, 312%. 

— Verkauf, bei deffen Eonfirmation foll die Lehusqualität bekannt gemacht werden, 
K. ©. IH, 909, 318. 

Adern, das zu nahe an den Wällen ift verboten, ©. II, 413, 397. 

Acte, der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 8. ©. 11, 576, 375 deren Ausfertigung, 8. ©. 1, 
158, 1475 deren proviforifche Taxe, K. ©. II, 545, 15. 

Acten, ſ. Akten. 


Actiengeſellſchaft zum Ankauf der Köthenfchen Eavillereigereihtigfeit, K. G. IV, 1051, 252. 
—— zur Elbſchifffahrtsacte, G. ©, IV, 212, 115. ©. ©. IV, 213, 1137. 
, K. ©. IV, 1020, 915 f. übr. Eibſchifffahrtsacte 
ne bei deren Beerdigung foll fein Tem ftattfinden, 8. G. I, 215, 216. 
Adreſſen an den deutfchen Bund über deffen Ten Angelegenheiten find unftatthaft, 
8 II, 59, 401. 8. ©. IN, 795, #7. 
Advente, Verbot der Zrauungen während derfelben, S. I, 301, 54. 
Advotaten nehmen den Amtscharakter: „Redstsanwalt” am. Vergi. das Geſetz über 
die neue „Drganifation der Gerichtsbehörden“ ©. S. VI, 315, 1853. 
‚ deren Friftgefuche betr. K. ©. IL, 665, 143. 
—  , Beichräufung derfelben auf die Normalzahl, ©. ©. I, 24, ar. 
—  , dürfen nur nach gerichtl. Feſtſtellung Koften fordern, G. ©. IV, 226, 1269. 
6. ©. V, 243, 1367. ° 8.6. 1, 315, se. 8. ®. I, 507, 575. 


— , Penfelben follen die Miten in Givikfadhen micht verabfofgt werden, K. ©. I, 
‘ 2, 278, 


8 


Advocaten, müſſen in vormundichaftlihen Megierungsangelegenbeiten ihre Namen wit 
unterfchreiben, 8. ©. I, 252, 282. 
—  , müffen bierfelbit recipirt fein, ©. II, .179, 38. 
— , follen bei Einführung der Anpellation bei 5 4. Strafe Abſchrift des eriten 
Erkenntniſſes beifügen, ©. ©. IV, 226, 1271. 
— „beſondere Vorſchriften für Diefelben in geringf. Sadıen, Rev. E. 150. 
—  ,menn fie ihre Süße zu Protocoll geben, was dann vom Gericht liquidirt 
wird, ©. ©. I, 60,.117. Rev. E. dec. VII, 203. 
- Gebühren, deren Beitreibung, G. 2 I, 26, 168. 
— Procuratoren und Notarien, P. u, 106. 6, 82. Rev. E. 20 ff. 
— Werein, Anbaltifcher wird bejtätigt, 3 6. 4 2 172. 
— „ Verordnung wegen der Winfe advocaten, G i nl, 88, 603. 
— , Taxe für diejelben, E. 184. Rev. E. 105. 


, Anmeifung des Wohnſitzes derfelben hängt vom Ermeſſen der Staats 


regierung ab, G. ©. VI, 315, 1553. 
— — — Anhaltiſcher bei Deßauifchen Gerichten, &. ©, I, 11, 55. 
übrigens Anwalt, Sadwalter, Vertheidiger. 
Advocatoriſche Praxis; Ausdehnung des Gefeßes I, 24, 147 (f. oben unter: „Beſchraͤn⸗ 
fung 20.) auf den Kötbenfchen Antheif, G. ©. VII, .422, 2467. 
Aecker, wegen des Vorgrabens an denjelben, S. U, 241, 66. 
Aedes, Insinuatio ad —, G. ©. nn 226, 1269. 
Nehrenlejen und Kartefelftepnein, 6 . ©. II, 100, sr. 8.6.1, 18, 12. K. G. J. 
‚at 8. ©. 1, 405, 452. ©. übr. Die Feldpofigeiordmung. 
eltern jollen ſich * in Schul-Angelegenbeiten mijchen, 8. ©. II, 697, 165. 
f. übr, Sr 
Aemter, — L. O. X, 
— deren Berichte, K. ©, 4, ia, 577. 
Aergeruiß, öffentliches, St. 6. ®. 89. 
Aerndte, j. Ernte. 
Aerzte Tollen von den Apothefern feine Gefchenfe oder freie Medicin ‚annehmen, R. 
G. I, 526, 587. 
— und Wundärzte, gerichtliche Taxe für Diefelben, E. 180. Rev. E. 101. 
— Zuziehung derſelben, M. St. G. B. 63. 
— ſ. übrigens Conceſſion, Medieinalordimng. 
Aeſtimation, aeftimatorifche Kla gen, G. ©. IV, 226, 1276. 
—— deſſen Anwendung, G. S. VII, 338, 1973. ®. ©. VI, 338, 1985. 
enten auswärtiger Imftitute, 8. ©. I, 670, 148. 
N kirchliche, die Stolgebühren für Diefelben find aufgeboben, G. ©. V, 299, 1667. 
Akten, in. Civil und Criminalſachen follen mit einem vollftändigen Rotul verfeben 
werden, 8. ©. IU, 892, 200. 
— Inrotulation, und Beſchluß der Sachen, P. D. XI, 126, E. 128 Rev. €. 60. 
— , die an die Landesregierung geben, follen ad marginem fpecificitt werden, 8. 
G. II, 907, 317. 
— Regiſtraturen und Depofitenbücher, Verordnung wegen derjelben, ©. I, 71, 141. 
— Schluß foll_ mit Umgebung unnützer Inrotulationstermine deeretirt werden, G. 
S. I, 35, 219.» 


9 


— 


Alten⸗Verſendung — — iſt aufgehoben, G. S. II, 131, sr. R. GM, 
daß ſolche ——— iſt eine unzuläſſige Eutſchuldigung, ©. ©. IV, 226, 


127 
Albrechts des Biren anhaltiſcher GefammthaussOrden, G. ©. II, 133, 633. K. ©, 
II, 902, 211. 
Alienation, der Nittergite, 8. O. XV, 42. 
Alienationsderrete, K. ©. I, 70, 16. K. ©. I, 326, 351. 
Alimentation, unehelicher Kinder, S. II, 368, 268. 
Allgemeine allgemeine Zeitung, find verboten, 8. 6. II, 812, 102. 8. ©. 
J, 813 103. 
Almoſen aus Kirchen ſollen nur Einheimiſche haben, ©. I, 18, 30. 
— Waſſe, Beiträge zu derfelben, ©. II, 233, so. 
— «Einſammlung abgeichafft, 8. G. In, 849, 142. 
—  Beranftaltung in den fleinen Städten, ©. I, 76, 150. 
—  , Verordnung wegen der Bittſchriften darum, ©. II, 361, 259. 
Weſen, deſſen Einrichtung, ©. I, 113, 206. 
Alsleben, Große, ſ. Ehauffeegeld, Drgainifation der Gerichtsbehörden, 
Altenburg, Herzogtbum Sadyjens, tritt bei zur - Uebereinfunft wegen der Paß⸗ und 
Fremdenpolizei, ©. ©. IV, 189, 1067. 
Altentheil, wegen. der Kauflehnwaare von demfelben, 8. ©. I, 63, 70. 
Alter, jugendliches ift ein Strafmilderungsgrumd, St. G. B. 22. 
Amerika, Nord, wegen Auslieferung vor der Juſtiz flüchtiger Verbrecher ift mit den 
vereinigten Staaten ein Vertrag geſchloſſen, ©, ©. VIII, 419, 2395. 
Amerilaniſches Mehl, Mahlſteuer für Er elbe, ©. ©. IV, 224, 1259. 
Amortifatiom, der taatöpapiere, G. ©. IX, 471, 2773. 
Amtsarmencommiſſion, G. S. II, 50, 353. 
Amtsentjegung ı und Kaffation, M. &. 6.2. 
Amtögewalt, Mißbrauch derfelben, St. ©. B. 9 
Auntsp fliht, Vernadhläffigung derfelben, St. 6. . 90, 
Amtshns enfion, . St. G. 2. 80. 
Amtsver —— . St. G. B. 79. 
Amtswegen, ſ. Abgabenverwei gerung, Anwalt, Hülfsverfahren, Vertheidigung. 
—— Unterfuchungen, G. 1, 591, 57. 
Anbringen, vorfchriftswidriges, der Sefuche, M. St. G. B. 27. 
Anertenutniß des Leichnams, M, St. ©. B. 96. 
Angellägter, Vernehmung defjelden, St. P. O. 72, 
Angeln, ift verboten, ©, II, 381, 291; ſ. übr. Fifchen. 
Anger, Statuten für die an deinfelben wohnenden Grundbefiger Deßau's wegen Bil 
dung einer Gefellfhaft zur Anlegung und Unterhaltung eines Walles 
zum ur: gegen Ueberſchwemmungen, ©. ©. IX, 479, 2813. 
— ⸗Hütung, © ein. G. 1678. 
— ⸗NReviere, wem * techtfichen Vermuthung nad) das Eigenthum daran zufteht, 
G. ©. VII, 377, 2237. 
Angeſchuldigter, unter welchen Bedingungen ein ſolcher, felbft wenn er losgeſprochen 
worden, die Unterfüchungsfoiten zu tragen hat, -G. ©. IV, 226, 1271. 
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A uldigter, ©. ©. VII, 421, 2427. St P. O. 32—4. M. &t. ©. 2. 68. 
— ———— 6.8. 86. P. St. ©. 69. 
— ‚ mehrere haften in solidum, G. ©. IV, 226, 1275. 
— „. übrigens Diebſtahl, Freilaſſung, Vertheidigung. 
Angriff mit der Waffe, — Widerſetzung. 
Anhalt, ſ. Deßau, Bernburg, Köthen. 
Anhaltiſche Confcriptionspflichtige, 8. G. I, 257, 256. 
Ankauf durch Ausländer, wegen des Vermögensnachweiſes, K. ©. UI, 600, 65. 
Anflage:Kammer, ©. ©. VI, 421, 2431. St. P. DO. 60. 
— Schrift, 6. ©. VI, 421, 2429. G. S. VIII, 421,2433. St. P.O. 57. St P. O. 66. 
— Stud, St. P. O. 56. 
Anlagen, in Flüſſen, P. St. ©. 50. 
— „neue, Sep. G. 1689, 
—  , Öffentliche, dürfen nicht befhädigt werden, P. St. ©. 57. 
— „ſ. übrigens Eifenbahnanlagen, j 
Aulehne, aufzunehmende, wegen reſervirter praestandorum; nicht über %/, zu confentiren, 


. 1, 72, 1428. 
Anleihe, Rotbichildiche, vierprocentige, K. G. IV, 1010, 83. 
Aumaßung, PB. St. ©. 14, St. ©. B. 76. 
Anmeldung fremder Gefellen, 8. ©. IIL, 774, 26. 
_ über Nacht — Fremden, K. G. III, 790, 62. K. G. IIL, 843, 136. 
— der fremden Dienſtmädchen ꝛc. K. ©, I, 135, ı31. K. ©. J, 168, 156. 
8. G. J, 312, 345. 
— „ſ übe, Fremde, Verficherung. 
Annahme — Sachen, P. St. G. 59. 
— und Auslieferung der Verbrecher, G. ©. II, 45, 323. K. ©. IL, 739, 261. 
6. ©. V, 231, 1991. ©. ©. IX, 481, 2853. 
— ,f. übe. Aufnahme, Beftehung, Eid, Zuweifung. 
Annalen, allgemeine politifche, Zeitfchrit. ift verboten, 8. ©. III, 812, ı02. 
— en, von Obſtbäumen, Pappeln, Weiden ꝛc., Sep. G. 1684. 
An läge, öffentliche, dürfen nicht weggenommen werden, P. St. ©. 13. 
Auſchluß eines Privatbetheiligten an die Unterfuhung, St. P. D. 28. 
Antichretiihe Prandgläubiger, Sep. G. 1670. u 
Antritt ee, Sr. Durchlaucht des Herzogd Leopold Friedrich zc. x, S. U, 
397, 312. 
— f. übr. Regierungsantritt. 
Anwalt, Beitellung eines von Amtswegen, G. S. I, 60, 416. Rev. E. dec. VII, 202. 
G. S. IV, 226, ı271. 
— , mer fih in geringfügigen Sachen eines bedient, thut dies auf feine Koften, 
G. S. U, 60, 420. 
Anwalts: Gebühren, deren Derechnung, 8.G. III, 927, 333. 
Anwälte, Gebührentaxe für diefelben in Straffahen, St. B. D. 141. 
— „Rechts-, Erfaß von deren Reifekoften, G. ©. VIIL, 423, 2469. 
— „J. übr, Advocaten, Sadwalter. 
Anzeige, falſche, St.G.B,, 60. 
—  , unterlaffene, St. G.B. 14. P. St. G. 43. 
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Anzeigegebühr, ( Denuneiantenantheil) findet nicht mehr ftatt, P. St. G. 8. 
Anzeigen, wenn mehrere zufammen treffen, G. S. IV, 226, 1272. 
Anzeiger, ſ. Stantsanzeiger. 
YAnzugsgelder, der Schußjuden, ©, I, 31, 
Apothefer, —* 7 Ärzten feine freie Dediein, oder Weihnachtsgeſchenke verabreichen, 
K. ©. I, 526, 587. 
— „ vie dieſelben fih bei Rertgung der von Ehirurgen gefchriebenen Recepte vers 
" haften follen, K. G. H, 615, 77. 
—  ,f. übr. Eonceffion, Redieinafordnung, 
— ae foll die Kramerinnung nicht führen, 8. G. IH, 594, 59. 8.6.H, 


Appellation ji Suilit, P-O. XV, 130. €. 135. Rev. E. 70—73. St.P.D.99. 
— gegen gerichtliche Veſcheide in Denunciationsſachen, K. G. III, 922, 328. 
— gericht, St. PD. 5. ſ. übrigens Oberappellationsgericht. 
— Srechtfertigungsfchrift, Verſäumniß daran, G. ©. IV, 226, 1270. 
— sſumme, Berechnung, K. G. IV, 998, 63. 
Arbeiter, ausfändifche und inlandifche, deren Verforgung, 8. ©. I, 141, 194. 
— s&ommiffionen, Bildung von folden, G.S. V, 269, 1479. 
— , Gold» und Silber, L. O. XXX, 73. 
Arbeitsanftalt, f. Straf und Arbeitsanftalt in Köthen, 
haus, wegen der . daſſelbe zu dringenden Inquifiten, ©. I; 95, ıss. ©. I, 96, 
188. ©. II, 361, 259. 
— Ehrung ine "gemeinfchaftlichen für die Anhaltifchen Hergogtbümer zu 
Plöpfau, G. S. VII, 361, 2073. 
— ſ. übrigens Armen- md Arbeitshaug, —— 
— »Strafe, G.S. VIII, 420,42406. M. St. G. B. 10. 
Arbeitstarif für die Straf- und Arbeltsanſialt A — 1, 1066, 15. 
Arbeitsichen, Betteln, VBagabondiren, P. St. G 
Arbeitözeit bei Maurern, Bimmerfeuten und — K. — 908, 317. 
Architecten und Feldmeſſer bedürfen der Gonceffion, P. &. ©. : 
Archive, Ve Dürfen zu nicht* officiellen Druckſchriften nicht — werden, K. G. 
5, 163. 
Arme, faule, ©. II, 247, 90. 
— , follen von. den Gefundpeitsbeamten unentgeltlich hergeftellt werden, K. ©. I, 
221, 23. 
— , deren Unterftügung mit Getreide, 8. G. I, 372, 400. 
— deren Nachlaß betreffend, S. U, 364, > 
— , deren Unterflüßung aus der Satzkaffe, R . ©. IV, 999, 61. 
— » Unterfuhung und Berichterftattung über Die it dem Lande wohnenden, ©. I, 


Armen: * pctshaus, & . I, 32, 51. ©. I, 180, * 
— — Einfchichung der Arreftanten, S I 189, 45. 
— ‚Berichte, S. I, 1%, ar. ©. I, 325, 194. ©. I, 363, 260. 
— Kommiffion in Rofla, K. G. I, 419, arı. 
— »Holz, darf nicht verkauft werdet, G. ©. I, 18, 6. 
— Kaſſe, neue Verwaltung derfelben in Deffau, G.S. Hl, 109, 691. 


2* 
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ArmensKaffe, Orts⸗ und Diftricts-,, G. S. II, 50, 341. 
— sKommiffion in Deßau, ©. & 1, 50, 353. 
— Kranke De Lande, Abholung des Arztes oder Chirurgen zu denſelben, 
80, 169. 
— Rechtsbewilligung G.S. J, 35, 31, G. S. IV, 226, 1278. 
— eeccht wird künftig von den Kreisdirectionen befcyeinigt, Rev. E. dec. XV, 2245. 
— Schule, deren Bejud, K. ©. I, 521, 584. 
—  slinterftüßungen follen als unverzinsbare Vorſchüſſe angejehn werden, ©. I, 
37 3, 278. 
— GBerſorgung, nothdürftige, ©. 1, 69, 130. 
— Borland, G. S. I, 50, 311. 
— Weſen, Armenpflege. Neue Einrichtung in Deßau, G.S ©. ll, 62, 425. 
* , PBlacat wegen deffelben, ©. I, 70, 139, 
Arreft, der in den — E. 22. den Advocaten angedrohte, fällt we Rev. E. dec. 
All, 2241. 
— „ Hülfsprogeffe und? — P. O. WII, —— 
Arreſte, ſtille, we Aufbebung, K. ©, I, 69, 
Arreſtprozeß, ſächſiſcher, iſt —— S. ui, 319, 17. f. über den gemeinen Arreſt⸗ 
prozeß, E. 200, Rev. E, 130. 
Arreſtſtrafen, M. St. G. B. 3. 4. 5. 
Arretirungen, bei denen Bezahlung der Gensd’armerie ftattfindet; 8. ©, II, 876, ı55. 
Arfenikfarben, anzuwenden verboten, G. S. VII, 338, 1080. 
Artaria & Fontaine, Kunftbandlung, Privileginm auf bei Derfelben erſchienene Kupfer 
jtihe, ©.©. IV, 191, 1000. G. S. IV, 218, 1246. 8. ©. IV, 994, 
61, 8. ©. IV, 1025, 165, 
Artikel, Krieges, m die Unteroffiziere und Soldaten der — Truppen, G. S. 
466, 2725. 
Artitelsbriefe, deren. Erneuerung, 8. ©. J 301, 337. 
Arzenei, deren verbotener Verkauf, K. 8 i, 62, 70. 
Arzeueilörper, ſollen die Kaufleute nicht verfaufen, 8. G. II, 611, na. 
Arzencit e, Herausgabe einer billigen, G.S. 1, 80, 577. 
Arzt, |. Aerzte, . 
Aſche und Talg, Verbot der Ausfuhr derfelben, S. II, 241, ss. 8. ©. L, 170, 137. 
8. ©. I, 208, 211. 
‚ deren vorfichtige Aufbewahrung, K. ©. I, 265, 293. 
— , wegen wedhjeljeitigen Auffaufs im gerbit’ichen, K G. 1, so 534. 
Aſſecuranz, des getödteten Rindviehs, ©. IL, 303, 154. K. ©. 1, 60, 64. ſ . übt. 
Feueraffecuranz, Feuercaffenordiung. 
Atteftate der Dienjtboten, K. ©. 1, 228, 229. 8.68. 1, 508, 576. 8.6.1, 518, 582, 
Attejte bei Feuersbrünften zur Einfammlung milder Gaben find nicht obne höhere Aus 
j torifation auszuftellen, 8. ©. II, 597, 63. 
— über den Gefundheirszuftand des Rindviehs, K. G. II, 580, aı. 
Aubaine, droit d', (Heimfallsrecht) in Sieilien aufgehoben, ©. ©, 1, 10,, 53. 
Anctionen, — wie es dabei mit Pretioſen zu halten, K. 6. II, 650, 118. 
— Gerichtsperſonen, die dieſelben ‚leiten, ſollen in denſelben nichts eriteben, 
8.8. H, 687, 159. 


’ 


Auctionen, an Sonn und Feittagen verboten, K. G. J, 234, 244. 
— „ſ— übe. Hülfsverfabren. . 
Auditenr, M. St. G. B. 60. M. St. ©. B. 68 
Aue, Witwe, Deten Eutdinder und Buchhandel-Privilegium, K. G. I, 82, 88. K. G. 


„83, 8 
Aufbieten und Trauen — ohne obrigkeitl. Exlaubniß verboten, K. G. I, 286, 324. 
Aufdingen und Losſprechen auswärtiger Lehrlinge, S. 1; 120, 217. 
Aufenthalt Fremder in Köthen, K. ©. I, 19, 13. 8. 6. I, 57, 64 K. G.I, 73,78. 
z &. I, 111, 109. 8.6. 1,119, 120. 8. ©. I, 274, 313. 8. 
L, 312, 5 8. ©.-I, 401, 448. ſ. übe. Fremde, 
Aufführung, ubehe, muficalifcher und Dramaticher Werke ift verboten, . ©, ©, .W, 
2, 979, G. S. V, we 2 8. ©. HL, 974, 46. 
Aufgebot, ein für — iſt abgeftellt, S . 1, 59, 133. 
—  , Zranung ımd Gheberbote, G. S. I, 25,. 149. 
— „ firdliches, Beſtimmungen darüber, 8. G. IV, 1205, 461. 
— und Trauung an den Falten umd er des Charfreitags ©, U, 365, 268. 
emder, ©. H, 172, 
Anfgeboten follen — Diener nicht. werben —— höchſte Erlaubniß, K. G. II, 
604, 


Au ebung von Samilienftftungen md Fideicommiffen, 8. ©. II, 579, 39. 
Aufhntung, fremde, Verſchonung der Futterfräuter, K. G. 8 1021, 220. 
Auffanf von PVictualien zum er iſt verboten, K. 6. IV, 1064, 9. 
age, auf re Brennholz, © ‚1, 350, 229. 
Auflauf, St. ©. B. 3 
Anfichunng gegen. Sifentt. Behörden, St. ©. B. 35. 
— , Gemwerbtreibender, P. St. G. 10. St. “ B. 38. 
Anfuahme, Auswärtiger und Fremder in Dienft, ©. I, 117, 214. ©. II, 315, 174. 
, Bremder im Lande, ©. I, 68, — S. u, 336, 2. ©. II, 283, 131. 
—  ,in Schuß. und Ausfieferung, S «1,47, u. 
pflichtwidrige von Kindern in Gafthöfen, P. St. ©. 16. 
Aufruf, er. Hoheit des Herzogs: „An mein Volk.“ G.S. VII, pag. 2001. 
— ‚der Gläubiger im Bervocationspzogeh, G. S. IL, 60, aıs. 
Aufruhr, St. G. B. 38. 
— ; militärifcher, M. St. G. B. 3 
arullener der Strafanſtalt, deren —— K. ©. IV, 1066, aı. 
Aufſicht, polizeiliche, St. G. B. 7. St. & B. 36. M. St. ©, en ‚13. 
—, — Bruch der Stellung unter dieſelbe, P. St, G 
—, unterlaſſene, P. St. G. 43. M. St. G. B. 36. 
Aufſtan, unerlaubter, des Waſſers, P. Et. G. 49. 
— tellen und Liegenlaſſen verfehrhindernder Gegenſtände, P. St. G. 56. 
Kung, —5 — a — bei Bauten, P. St. G. 53. 
Fr ar elung, M .30. 
Augenſchein, St. * BD. ne 
Ausbeuten, der Erd», Sand» und Lehmgruben, K. G. IV, 1059, 6. 





*) Die Seitenzahfen 125, 126, 127,126 fommen ik SL: gweinal hintereinander vor. 
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Ausbleiben, Entfernung, M. St. ©. B. 37. . 
Auseinanderfegung mit den Kindern erfter Ehe, K. G. 1, 93, 9. 8.6.1, 248, 
250. 8. ©. 1, 502, 571. 
— ‚ der Ehegatten mit unmündigen Kindern, K. ©. 1, 919, 325. 
— ‚ (Separation) Sep. G. 1670. Sep. ©. 1673. Sep. ©. 1685. 
Sep. G. 1690. Sep. ©. 1694. Sep. ©. 1700. 
— s⸗Behörden, ſ. Behörden. 
Ausführungsverbot von Pferden, K. ©. IV, 1095, 160. 
Ausführungen, der Parteien, St. P. DO. 75. 
Yusfuhrverbot, f. Aiche, Felle, Hadern, Kartoffeln. . 
Ausgeliehene Gelder, deren Verzinfung, &, O. XI, 37. 
Ausgewieiene, ſ. Vagabunden. 
er ‚ verſcharrier Thiere und Knochen ift verboten, P. St. G. 41, 
Aushebung, des Militärs, ©. ©. 1, 39, 207. G. S. 1, 82, 581. ©. ©. IX, 476, 


7791. 
Auslagen, baare, M. St. ©. B. 90 u. 91. 
— ,nothwendige; dazu gehören nicht Die Verhaftungs⸗ und Verpflegungskoften 
deffen, an dem duch Perfonalarreft die Hülfe vollitredt wurd, ©. ©. 
IV, 226, 1278. 
Ausländer follen bei Ankäufen ihr Vermögen nachweifen, 8. ©. 11, 600, 65. 
— „ dürfen überhaupt ohne Höcfte Genehmigung nicht aufgenommen werden, 
8. ©. 1, 464, sır. » 
— „wvelche Grundftüde anfaufen wollen, 8. ©. 1, 404, a1. 8. G. 1, 528, 
9. K. ©. 1, 529, 592. K. ©. 11, 561, 25. 
— „ deren Verheirathbung im Inlande, G. ©. VII, 376, 25. 8.0.1, 


1191, 443. 
Ausländifche —— Dienſtboten, was bei deren Aufnahme zu beobachten, K. G. 
„680, 154. 
— ‚ don den Gütern derſelben im Inlande, L. O. XVIII, 53, 
Auslieferung vor der Yuftiz flüchtiger Verbrecher; Vertrag dieſerhalb mit Nordamerika, 
& G. S. VI, 419, 2395. | 
— „Vertrag dieſerhalb mit Belgien, G.S. V, 231, 1291. K. ©. IV, 1057, ı. 
— „ſ. übr. Bund, deutſcher. 
Ansfaatftenern zu entrichten, K. G. II, 641, 109. 
Ausjagen, Borgefegter, M. St. G. B. 77. 
—  , wahrbeitöwidrige, St. G. B. 93. 
Ausſchließung der Strafbarkeit, St. G. B. 24. 
— ungehorſames, der Parteien, P.O. VI, 113. E. 93. Ne. E. 30. 
Auſſercoursſetzung des Papiergeldes, G. S. VII, 338, 19814. 
Fee bülfieter Perſonen, St. G. B. 43. 
Ausſpielen verſchiedener Gegenſtände durch Looſe, überhand genommenes, verboten, 
K. ©. II, 750, 278. 
Ausſpruch der Geſchwornen, St.P.D. 90. 
Ausitattungsgelder, deren zinsbare Unterbringung, ©. I, 122, 2ı8. 
dung, aus dem Soldatenftande, M. St. G. B. 8 M.St. G. B. 76. 
— „ aus der Gensd'armerie, M.St. G. B. 9. 


Aus 
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Ausübung, |. Befugniſſe, Eonieffion, Gewerbe, Kunſt, Rechte. 
Auswärtige, Berfahren gegen ſolche, P.St.G. 70. 
‚ f. übr. Aufnahme, 
Auswanderingen und Einwanderungen; über dieſelben ſind jährlich Liſten einzureichen, 
K. ©. II, 923, 329. 
— ſcheine, G. S. II, 116, 107. 
—— E un, 8.6. I, 39, 29. 


= 8 kn P. St. G. 13. St. G. B. 36, 
Auszug, ſ. Woh bung. 
—2 bei denſelben ſollen nur von der zu Capital berechneten Summe Confirma— 
tionsgebühren genommen werden, 8. ©. I, 637, 107. 
— „ aus den Handelöbüchern follen Kaufleute ꝛc. "altjährlich an ihre Kunden eins 
fhiden, ©. I, 4, 9 
Auszügler, (Altentheil) K. ©, I, 63, 70. 
Auszuweijende, ——— zu deren Uebernahme (Gothaer Vertrag), G. S. VII, * 
2053. VII, 370, 2180. ©. ©. VU, 394, 2255. ©. S. VI 
439, 2577. 6.6. VIII, 440, 2579. ©. 8. IX, 474, 2787. 
Autoren, G. S. IX, 493, 2399 — 2905. f. übrigen: \r a 
Autorität, öffentliche, Widerfegung dagegen, St. G. B. 3 


B. 


Badegaſt, Groß⸗, Domaine, gehört zum zweiten Kreis, G. ©. VIII, 445, 2643. 
Baden, Großherzogthum, EN, 8. ©. 1, 164, 151. 

— „Anſchluß an den Bollverein, ©. ©. Il, 112, 09. 8. ©, 

Ill, 877, ıs6. 
„ſ. übr, —— 
Baden iſt mur an ı den Badeplägen erlaubt, ©. Il, 412, 326. 
— im Landgraben verboten, 8. ©. |, 137, 500. 
— und Biehſchwemmen, P. St. G. 5 

Badeftelle im Landgraben bei Köthen — K. ©. 1, 313, 346. 
Büderei und Branntweindrennerei fol nicht mehr mit einander verbunden fein, ©. U, 

340, 206. 
Bürentreiber, deren Gewerbe verboten, 8. ©, 1, 24, ı6. 8. ©. 1, 407, 460, 
Bäume, ger derfelben, ©. Il, 144, 15. ©. U, 194, 50. ©. 1, 278, 127. 

ſ. übr. sen Straßen. 

Bahnpoli ei, © 178, 1013. 8. ©, Ul, 980, ar. . 
Baiern, inführung der Fabrifate und Randesproducte, 8. ©. Il, 775, a7. 
Banl, ne) deren Statuten, ©. ©. V, 241, 1345. ©, ©. V, 304, 173, ©. 
. IX, 497, 2919. 
Bankerott, mut ige, St. 6.8.74. M. St. 6, B. 100. 
Banterottirer und Wucherer, Verordnung wegen derfelben, 611,1 
Barbierpfuſcherei, verboten, K. ©. I, 310, 344. 
Bauanſchläge, übertriebene, S. — 192, 4. 


Baue an irdhen und Schulen, ©. Il, 378, 287. ©. ©. IX, 480, 2647. 
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Bauen, 8. O. XXIV, 61. ©. 1, 102, ı#. S. H, 158, 28. © 1, 31, ©. 
Il, 268, ı20. 
Banergüter, 2. ©. XVII, 50. 
Bau⸗Erlanbniß, P. St. ©. 51. 
Baugefangenihaft, N. St. ©. 2. 1. 
Baugratification, S. 1, 213, 60. ©. U, 297, ısı. 
Bauholz um den halben Forftpreis, ©. 1, 104, 198. 
— Bedarf, Berechtigung dazu, Sep. G. 1682. 1683. 
Baumaterialien, Diebereien an denfelben, S. 11, 176, 37. 
— ‚ deren verbotenes Liegenlaſſen in den Straßen, K. ©. I, 325, 350. 
K. ©. l, 375, 403. K. ©. l, 465, 517. 
Banumbeſchädigung, Befehl am die Lehrer, die Schüler davor zu warnen, S. Il, 194, 50. 
— „Verbot derſelben, ©. 1, 56, 117. K. G. l, 6, 56. K. G. l, 8, 6. 
8.6.1, 21, 14. K. G. l, 261, 2s0: - K. G. 1, 298, 335. K. G. 
l, 330, 357. K. ©. l, 361, 3941. K. ©. 1, 430, 496. K. 6.1, 
440, 50. 8.6.1, 455, 52. 8.6.1, 482, 51. 8.641, 
489, 534. 
anmftevel. K. G. U, 570, 33. 
aumöl, Abgabenſätze davon, G. ©. VII, 341, 199. ä 
Baumpfähle, Entwendungen derfelben follen beitraft werden. ©. 1, 287, 11. 
Baumpflanzungen, auf leeren Plägen und Aengern ohne Vorwiffen der Regierung, vers 
boten, ©. ©. 1, 23, 145. 
Baumwolle, deren Beiteuerung, K. G. IV, 1056, 263. 
Bauordnung, ©. ©. 1, 9, 37. ©. ©. 1, 98, #57. ©. ©. 1, 138, soe. 
— ‚ vorläufige, K. ©. 1, 885, ı01. 
Bauplan, P. St. ©. 51. 
Bauplatz, in Köthen, K. G. 1, 375, 409. 
Baupolizei, P. St. ©. 51. 52. 53. 
Banprozente, ©. S. VII, 338, 1974. 
Bauten, feuergefährliche und unfichere, P. St. G. 52. 
— „ firchliche, deren Genehmigung, K. G. IV, 1166, 377. K. G. IV, 1174, 332. 
— und Reparaturen der Kirchen, Pfarr und Schulgebäude in Deßau, Aufbringung - 
der betr. Koften, ©, ©. IV, 217, 1243. ©. ©. IX, 480, 2847. 
Beamte, Gefchenfegeben an ſolche, P. St. ©. 12. 
— „ Öffentliche, Beleidigung derfelben, G. ©. 1, 90, 600. 
— — „Widerſetzlichkeit gegen ſolche, P. St. ©. 11. 
— „ ſollen bei Verpachtungen nicht ſelbſt bieten, K. ©. l, 171, 157. 
— übr. Beleidigung, Disciplinarunterſuchung. 
—— polizeiliche, der Vereine, G. ©. VII, 322, 1000. 
t. ©. B. 52. 


Bedrohung, | 
—— St. G. B. 80. 81. 82. 
Beerdigen der Todten, zu frühes, verboten, K. ©. 1, 249, 281. K. ©, I, 517, 582. 


Beerdigung der Selbitmörder, 8. G. 1, 571, 34. 
— „vorſchriftswidrige, P. St. G. 43. 
— Verſtorbener, und Verpflegung Erkrankter —— Uebereinkunft) G. ©. 
vm, 426, 2477. ©. ©. Vnl, 444, 20411. ©. ©; VI, 461, 2059. 
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Befahren des * von der grünen Tanne nach dem Bärthore in Köthen, K. G. II, 


9, 34 
— ,f. übr. Chauſſeen, Flüſſe, Wälle. 
Befehder, muthwillige und Landzwinger, &, D. XLI 98, Ä 
Befehlshaber, dem militärifchen, ſteht Die Beftätigung der mifitärifhen Straferfenntniffe 
zu, M. ©t. ©. 2. 78, 
‚Befreiung. von Gefangenen, St. ©. B. 37, 
Befugnifje, unerlaubte Ausübung oder Ueberſchreitung derjelben, P. St. G. 31, f. übr, 
Militärgerichtöperfonen, 
Beglaubigungsfiegel, Rev. E. dec. VII, 202. 
—*— ren im Zolvereinagebiek, G. S. IIl, 163, 935. 8. ©. 1, 960, 454. 
nennabigung, St. ©. 3. 27. M. St. ©. B. 72. 
Begrabung des gefallenen Viehs, ©. 1, 84, 174. 
Begräbnifle, ftille, Aufhebung der desfallfigen Abgabe, K. ©. IV, 1172, ası. 
Begräbnißpläge, Unfug auf folhen, P. St. ©. 16. 
Begünftigung, St. ©. B. 13. 
Behandlung, vorihriftswidrige, M. St. ©. B. 40. 
Beherbergen fremder Mühlburichen, 8. ©. HI, 785, 42. 
erbergung fremder verdächtiger Reute, ©. I, 30, 51. ©. Il, 238, 131. 
— „ſ. übr. Betteln, Wohnungsmiethe. 
Behörden, — * unmittelbare werden mit der Herzogl. Kammer vereinigt, G. 
S. V, 253, 1416. 
‚ feftftellende, St. P. O. 140. 
‚ in Gewerbefadhen, G. ©. VII, 417, 2387. 
‚, Kompetenz der Auseinanderfegungss, Sep. G. 1700. 
„Verhältniß anderer ald der ichts-, in Strafiahen, St.P.D. 15. 
‚ in Seyarationd- und Ablöfungsfahen, G. ©. V, 301, 1709. 
‚ untere Juſtiz- oder Adminiftrationds, follen ſich nicht in Eircularen an ganze 
Gemeinden oder an Privatperfonen wenden, aud nicht, infofern fie 
als Agenten auswärtiger Inftitute haudeln, 8. ©. I, 577, 38. 
—  ,f. übe. Gerichtöbehörden, rm 
Behütung, der reger bumten Felder, S. U, 313, 173. Dieſe Verordnung ift übr. aus- 
rüclich aufgehoben durch die Feldpolizeiordnung. 
— der FZutterfräuter, 8. ©. I, 503, 572. 
Beihülfe, und Theilnabme an einem Verbrechen, St. G. B. 11.—14. 
Beinkleider, Tederne, dürfen nicht von den Schneidern gefertigt werden, K. G. I, 1, 3. 
Beiträge, zur Almofencaffe, S. I, 233, so. 
Beiwohnen, (Beywohnen) L. O. IX, 31. 
— pin mu der Strafen, öffentliche, St. ©. 2. 7. 
Belauntmahungen, öffentliche, deren Gefepeskraft, K. G. I, 178, 165. 
— — , ſollen kürzer gefaßt werden, K. ©. U, 666, 144. 
Belaftete, Sep. ©. 1677. 
Belaftung, des Frachtfuhrwerks, ©. ©. IH, 153, go. ©. ©. II, 161, 925. 
Beleidigung, St. ©. B. 60. M. St. ©. B. 29. 30. 
— „ der Beamten, P. St. G. 12, 
— „ der Perfon des Staatsoberhaupts ꝛc., St. ©. B. 33. ff. 
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Beleidigung, Ungehorfam gegen Wachen ꝛc., M. St. G. Be 30. 
— „ vörtliche, öffentliher Behörden, G. ©. IV, 226, 1267. 
Beleidigungen, der Militärperfonen untereinander und gegen Givil, M. St. G. B. 83. 
— ‚ der Offiziere untereinander, M. St. G. B. 39. 
— ‚ der Untergebenen gegen Vorgeſetzte, M. St. G. B. 29. 
= ‚ der Bor efepten gegen Untergebene, M. Et. G. B. 39-42. 
— „ſ. übr. Ehrengericht, Verleumdung, — f. 
Beleihung, der Rittergüter, Leibgedinge und Conſenſe, L. O. XVI, 46. 
Beleuchtung der über Nacht auf den Straßen bleibenden Wagen ꝛc., K. G. 1, 569, 57. 
Belgien, ſ. Handels und Schifffahrtsvertrag, Zollfag. 
Belgische, königl. Regierung, Freizügigkeitsvertrag mit Anhalt-Köthen, K. G. IV, 993, 5°. 
Belohnung, für Rettung der Verunglückten findet nicht mehr Statt, S. I, 145, 16. 
Bemühungen, gerichtliche, in der Vorumterfuchung, St. P. D. 125. 
Beneficium, ignorantiae juris findet nicht Statt, K. ©. I, 178, 105. 
Benehmen nach der That, ©t. ©. B. 19. 
Bentind, aräfl. Familie, deren Standesverhältniffe, G. S. VIH, 4141, assı. 
Benugung, widerrechtliche, St. ©. B. 83. 
Beobadhter in Hefjey bei Rhein, Zeitfchrift, verboten, 8. ©. I, 839, 131. 
Berninung, der Felder und Grenzen, 8. Ö. XIX, 55. 
Berathung, der Gefchworenen, St. P. DO. 83-95. 
Deredjtigungen, Sep. &. 1680— 1685. j 
Bergbau, Verordnung über deffen Betrieb und die Benutzung der Gewäffer, ©. ©. V, 
274, 15235. G. S. V, 310, 1795. 
Berichte wegen der Lehnsveränderungen follen von den Untergeridsten, resp. den Pfars 
- term allemal im Januar eingereicht werden, S. 1, 81, 170. 
— „Bittſchriften und Gingaben, wie ſolche abzufaſſen, und daß Die Goneipienten 
fie mitunterſchreiben follen, G. S. VII, 392, 2279. ©. &. VII, 450, 
26575 1. übr. Bittſchriften, Kurialſtyl. 
— , umidtige, M. ©t. ©. 2. 35. 
Berihtserftattung, über wichtige Vorfälle, 8. ©. II, 548, 13. 
BerlinsAnbaltifcye, Berlin-Sächſiſche Eiſenbahn, ſ. Eiſenbahn. 
Berliner Scheffel, als Normalmaaß eingeführt, K. G. l, 201, 193. K. 6,1, 380, 408. 
Bern ꝛc. verbotenes Wandern der Handwerker dahin, K. G. II, 865, 158. 
Bernburg, Anhalt-, Herzogthum, Beitritt deſſelben zu dem zwiſchen Cöthen und Deßau 
abgeſchloſſenen Vertrag wegen Aufhebung des Elb- und Saalzolls, 
K. G. IH, 808, 90. NB. Dieſer Vertrag it in die Deßaniſche Ge— 
ſetzſammlung nicht aufgenommen worden. 
— Auhalt-, Entlaſſung der Anhalt-Kötheuſchen Staatsangehörigen aus ihrer 
dortigen Unterthauenpflicht, G. S. VII, 398, 2209. 
— Anhalt-, Regulitung der Zoll- und Steuerverhältniſſe mit demſelben, K. &. 
IH, 778, 33. 
Bernburger Eiſenbahn, Anwendung des Expropriationsgeſetzes auf deren Anlage, K. 
- G. IV, 1033, ı71. N 
Eiſenbahn, Polizeireglement für diefelbe, K. G. IV, 1050, 251: 
Beihädigte, der und Die fonftigen Privatbetheifigten, St. P. O. 56. 
Beſchädigung, oder Veruntreuung dienitlih anvertrauter Gegenſtände, M. St. G. B. 34. 
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Be düi u —7* Eigenthums, St. G. B. 83. 
mäbiguug, ſJ. Sum nen und Ufer, Gifenbabnanlagen. 
eidenbeit in —5 bei den Gerichten, ©. I, 3, 7. 
Bi nahme und Eröffnung von Briefen, St. P. O. 47. 
Der Sachen und Inrotulation der Acker, P.O. Al, 126. €. 128. R.E. 60. 
* chwerdeführung en Auseinanderſetzungsbehörden, 68. V, 301, 1723. 
Beſchwerden, und = he, deren vorichriftswidriges Anbringen, M,S.6.R, 27. 
Belihtigung, der Feuerſtellen, ” " Pa 113. 
2 öffentl. Stempel, P. St. G 
eliger, wer bei Veränderung derfelben die Pepe NIS? zu bezahlen bat, ©. 1, 90, ısı. 
Belisnahmepatent des ülteitregierenden Herzogs in Betreff des Herzogthuns Anhalt 
Göthen, 8.6. IV, 1080, 133. 
Befisftand, nad den zehnjührigen, wird das en der Theilnahme an Weides 
nugungen feftgeftellt, Sep. G. 1673. 
Belistitel, zu Gm durch Eintragung der Genie in die Handelsbücer, K. G. 
6, 78 
——— — Erbenzinsgütern, deren Confirmation, 8.6. II, 807, au. 
* ſſerung, der Dämme, Brücken und Wege, L L.O. XX, 56. 
Sehe ung und Annahme von Geſchenken, St. G. B. %. M. St. G. B. 35. 
tellung, ſ. Anwalt, Hypotheken, Bertheidiger. 
—— des — 25 — und Verkehr a demfelben, 8. G. II, 894, K. 
932, 342. 
— inuerer Grzeuguiffe. Vertrag zwifchen den gefammten Auhaltiſchen Hers 
zogthümern und Preußen, G.&. VII, 442, 2591. 
— „ des Tabadsbaus, K.G. II, 951, 365. 
Beitrafung, Ra beim Militair, '®. ©. De 467, 2737. 
— „ ber Militairbeamten, M.St. G. B. 
— Zurücknahme des Antrags auf te St. G. B. 27. 
Betragen, adıtungswidriges, I M.St. G. B. 2 
— „unanſtaͤndiges, P.St. G. 58. 
Betriebsfoud, der Staatsihuldenconmiflten, K. G. IV, 1038, 234. 
Betrug, St. G. B. 73. 
Betrügereien, P. St. G. 6 
und —— der Kinder, P. St. G. 59. 
Betrügerifce Gefährdung des Lebens oder der mn, St. G. B. 75. 
Handlungen, und REG, P. St. G. 
Bettelei, öffentliche, deren Abſtellung, S. II, 396, 301. 
— „ überhand nebmende auf dem ande, Maßregeln Dagegen, 8.8.1, 549, ıs. 
K. G. 1, 558, 23. 
Bettel-Juden, Verordnung wegen derfelben, ©. I, 118, 215. 
Betteln und — a: liederlicher Leute, S. I, 67, 12. ©. 1, 68, 128. 
‚der Kinder, 265, 118. 
— „verbotenes, K. G. I, 68, ru. K. G. 1, 224, 226. 8.6. I, 400, 417. 
— „vor deu Thüren verboten, ©. I, 69, 133. ©. U, 137, ıı. 
—  , Verhütung deffelben in der Stadt, ©. I, 60, 12. 
3°. 
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Bettelu, Vagabondiren und Arbeitsſcheu, &.S. VII, 321, 1687. G. S. VE, 388, zes. 
Aufgehoben find Diefe Geſetze durch P. St. G. 20. 

Betteltafeln ſollen in den Dörfern aufgehängt werden, K. G. I, 449, 508. K. G. I; 558, 23. 

Bettenfonnen, nn in den Straßen, K. G. l 12,9. K. G. 1, 229, ie. K. 


1, ‚ 500. 
Bettler, zu beberdergen, verboten, K. J l, 1,71. K. G. I, 148, 142. 
— werden im erſten nie e nach Zerbſt abgeliefert, ©. I, 411, 326. 
— und Bagabonden; deren Aufgteifung und Zransportinntg, &. 1, 231, 7. 
©. 1l, 310, 160. 

— fh Landſtreicher, Leute, unbekannte, — ene. 
Beurlaubte, und Reſerviſten, deren Deſertion, M. St. G.B. 20—24. 
Beurlaubtenftand, M. St. G. B. 48. M.St. G. B. 50. 
Benrt⸗ und Reihefahrt auf der Elbe, K. G. IV, 1020, 94. 

Beutemachen, unerlaubtes, M. St. G. B. 33. 
Bevollmächtigte, in Separationsſachen, G. S. V, 301, 1714. 
Beweis und Gegenbeweis, P.O. X, 121. E. t14. Rev. E. 49. 

— Auflage, fpeciell normirte, deren Rechtskraft, G.S. I, 26, 159. 

— Aufnahme, M.St. G. B. 77. 

— rhebung, P.St. G. 69. 

— Mittel, Nachbringung, St. P.O. 66, ©. ©, VIII, 421, 2438. 

—  ‚Berfahreit, E. 98. Rev. €. 35. Rev. E. 49. Str.P.D. 73. SPD. 85. 
Beywohnen, ehelich nicht wollen und die Ehegenoſſen verlaffen, L. O. IX, 31. 

Bier: ind Branntweingang nad Deßau, ©. I, 335, 201. 
— , deffen Beziehen aus den Kandbrauereien, K. G. I, 116, 119. K. G. J, 138, 132. 
— , deffen Bejtenerung im Köthenfchen Landesantheil, G. ©. VIII, 403, 2333. 
— , fremdes, follen die Einwohner von Roßlau nicht einlegen, K. G. U, 674, 151. 
— ,f. übr. Abgaben, innere directe. 
Bierbannrechte der inländifchen Rittergüter find aufgehoben, K. G. II, 944, 359. 
Bierbedarf, welchen Landbewohner aus der Nefidenz zu holen verpflichtet find, K. G. 
II, 631, 9ı. 
Bierbrauer und Bierfchenken in Nienburg, follen weder Muſik halten, noch Gäfte fegen, 
8.6. I, 554, 21. 8.6. U, 560, 23. 
Biere, fremde in Fäffern, nicht an Privaten abzulaſſen, K. G. I, 678, 152. 
— , — ‚deren verbotenes Einzieben, K.G. IH, 831, _120. 
Bierholen, aus den Köthenſchen Braubäufern und aus der Schloßbrauerei in Nienburg, 
8.6. I, 547, 17. 8.6, U, 679, 153. 
Bierhänfer, follen nah 10 Uhr feine Säfte haben, K. G. I, 123, 122. 
Bierverkanf, Verordnung wegen des wohlfeilen, ©. II, 220, 67. 
Bierzwangsrecht der Domänenpächter ift aufgehoben, K. G. IH, 941, 356. 
Bieten, verbotenes, infolventer Pächter auf die Domänen, K. G. I, 535, 9. 
Billards, deren Bffentliche Aufftellung, K. G. IV, 1024, 226. 
Bilder, unzüchtige, deren Feilbieten, P.St. G. 22. 
Bittfchriften, deren Preisbeſtimmung, K. G. I, 203, 205. 
— ‚ deren Mitunterſchrift von den Concipienten, 8.6.1, 3, 4. K. G. 1, 203, 
205. K. G. 1, 242, 276; 1. übr. Berichte, 
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Blaferöhre, mit — iſt auf den Straßen zu ſchleßen verboten, K. ©. I, 412, 40% 


. I, 455, 512. 
Blattern, ſ. Pocke * 
Blutegel zu ſammeln und einzukaufen verboten, K. G. II, 899, 26. 


Blutfreundſchaft F— —— * Verbot des Heyratbens wegen Derfelben, L.O. 


Blutſchaube, St. 5. I 
Börther-Jnnung in — deren Rechte, K. G. IE, 647,1 
— zu Roßlau, Beſtrafung der Nfufchet, K. 6. in, 1031, 170. 
—  Mfufdherei, verbotene, K.G. I, 492, saı. 
—  sMWaaren außer der Sahrmärkten ein uführen, verboten, K. G. #, 2, 3. 
Bonität, Boniteurs, Bonitirung, G. S. V, 301, 1715. 
Boniteurs, deren Beftellung in Separationsfahen, 8.6. IV, 1069, 107. 
Borgen, verdotenes, an Livreebediente, ©. I, 101, 195. ©. u, 138, 8. 
— „„auf Gehalte und Penfionen, ©. Il, 227, 70. 
— „ſ. übr. Eredit. 
— nad) Leipzig und Halle, verboten, wegen der Poſteontravention, K. G. I, 
399, 417. K. G. I, 511, 578. 
engebühren, E. 182. Rev. E. 104. 
* er, wegen des Stoppelns auf denſelben, K. G. I, 413, 463. 
acher Forſt, und Parzelle Schwarzeland, gehoͤren zum erften Kreis, G.S. VI, 
445, 2643. 
Brand, Verheimlihung eines, P. St. G. 4 
Brandcafie wegen richtiger Angabe des —* der Haͤuſer und Gebände in derſelben, 
©. I, 39, 101. ©. 1, 61, 121. ©. 1, 2x 217. 
, Gonchrrenz der fürftl. Gebäude im derfeben, © . I, 45, 107. 
«Gelder, deren Beitreibung, ©. L, 94, 
Ordnung, vom 19. April 1762, Detlaration derfelben, ©. II, 214, 61. 
— „ erneuerte, &.©. I, 33, 2tı. 
— Nachtrag, G. S. I, 86, 597. 
_ ‚ die Mobifiarnerficherung in auswärtigen Aſſecuranzen 
- betr., ©. 6, III, 150, = 
— ‚Quandt, Angabe defieben, S 70; 
— ‚ wegen der Veränderungen in derfelben, & 7, 354, 24. 
— ſ. übr. Feuer⸗Aſſecuranz. 
Brand⸗Entſchädigung, wenn auf deren Verluſt gegen den Ei — erkannt wird, 
wegen — —————— der ———— 13. 
— Giebel, deren Anlegung betr., ‚ 130, 823. 
— ‚Mauern, en en & ©. T “ m. 
— Schäden, G IV, 226, 1266, 
— Berſicherun Sanftalten, ausfändifche, Vorfchriften für die zen des Herzog⸗ 
thbums AnbaltDefau in rl auf dieſelben, &.©. 1, 30, 181. 
Brandftiftung, St. G. B. 33. M.St. G. B. 33. M. St. G. B. 98, 
— en, Prämien für deren Angabe, ‘©. IT, 663, 141. 
Branntwein, Ausfuhr, Steuervergütung, G. S. IX, 492, 28907. 8. G. IV, 1075, 122. 
‚ fremder, einzuführen verboten, 8. ©. U, 588, 56. 
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Brauntwein, fol nit von Nienburger wa tr werden, K. G. I, 554, 21. 
— Gehalt und Preis deffelben, ©. II, 357, 257. 
— „WPVerkehr mit demfelben und — —— K. G. Ul, 894, 201. K. 

G. III, 932, 342. 
deſſen Gewicht, G. 1, 259, 288. 
deſſen freies Einbringen im Krie e, wieder aufgehoben, K. G. I, 291, 320. 
‚ aus Nichtzwangsbrennereien zu beziehen verboten, K. G. I, 113, 11. 8. 

G. I, 147, 110. 8. ©. I, 259, ass. 8. ©. 1 291, 30. 8. G. l, 

331, 357. 8. ©. 1, 494, 541. 

— „ aus Roggen, wenn derfelbe über 32 Thaler Foftet, zu brennen verboten, 
8.6.1, 35, ır. 8.6.1, 56, oo. 8. G. 1, 80, 62. 
— wieder freigegebenes Brennen, 8. G. 1, 30, 21. 
— „ſ. übe, Abgaben, innere directe. 
Branntweinbrennen, dag Recht dazu ift ein perfönlices, S. IL, 393, 308. 

‚aus Kartoffeln, verboten, S. II, 403, 320. 

‚aus Roggen, ©. II, 212, so. S. ll, 224, os. 
Bromtweinbrennereien, deren Betriebofriſt verlängert, ©. ©. II, 144, 573. 
Branntweine und igueure, inländische und Debauifche, find accifefrei, 8. ©. II, 

814, 105. 
‚ fremde, — — wegen der Abgaben, K. ©. IL, 816, ıuc. 
Branntweinhandel, Meguiizung der rer je wegen defjelben, G. S. III, 157, 
186, 1053. 
Branntweinftener, |. Maifchfteuer, Steuerdefraudation. 
Brauen, Schenken und andere bürgerliche Handthierung, 2.D. XXV, 62. 
—  , wegen Anfchaffung der Gerjte und dab dazu fein Marftgetreide gekauft were 
den foll, 8. ©. 1, 80, 32. K. G. J, 81,5. 8. 6.1,91, 9. K. 
I, 132, 129. 
Branereien umd Brennereien, Abgänge aus denfelben, Sep. ©. 1675. 
Brauerſchaften, u — der — —— derſelben, K. G. III, 940, 355. 
L; 356. 
Brau⸗ änfer, Art des Biefholend aus denfelben, 8. ©. II, 679, 153. 
rönung, ©.©. U, 4 497. 

— Seglement für Köthen, R . 6. II, 742, 264. 8. ©. IH, 771, 17. 
Braunlohlenaſche, aufs ubewahren, K. 6. II, 931, 341. 8. ©. Ul, 962, 449.. 
Braunſchweig, Rippe, ° yrmont und Schaumburg treten. zum deutfcen Zollverein, K. G. 

II, 924, 330. G. S. IV, 179, 1017. 8. 6 ‚982,1. K. G. IV, 
995, 62. 

Braunſchweiger Mefi jen, Zurüdführung der eingeführten Waaren, K. G. IV, Rd l. 

Brenner Brauer, die in Lohn ſtehen, ſind dem Geſinde gleich zu achten, G .S. 
226, 1278. 
Brennholz fir. „Santänder, —* Leſeholz und Armenholz, darf nicht verkauft werden, 


| 


— 


— ——— ne ſolchem ift aufgehoben, ©. H, 202, 54. 
— + Bedarf, Sep. G. 1680. 
Briefporto, K. G. II, 613, 76. 
Brot, mit vom Lande eingebrachten ſoll nicht gehandelt werden, K. G. I, 41, 30. 8. 
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G. 1, 175, 159. 6. 1, 299, 355. R. G. I, 450, 509. R: GN, 
904, 313. 
Brot-Gewicht, K. G. I, 368, 300. 
— Sorte, wohlfeifere and Roggen und Widen, 8.6. I 374, 401: 
— ⸗Taxe, aufgehoben, K. G. I, 488, 534. 
— Verkauf nad dem Gewicht, 8.6. I, 734, 35. 
— , weißes, foll auf dem Lande nicht gebaefen werden, K. G. 1, 348, 307., RG. T, 
382, all. 
— , Fleiſch und Wein, Verfehung der Städte mit, OD. XXVI, 64. 
Bruch, der Ausweiſung, P. St. G. 13. St. G. B. 36. 
Bruchſteine, deren Ruthenmaaß, K. G. II, 572; 35. 
Brücken, Dämme- und Wegebeſſerung, L. D. XX, 56. 
Brummen, Keller, Gruben und andere Deffuungen x. müſſen —* verdeckt und ver⸗ 
ſichert werden, P. St. G. 
— „Verunreinigung derſelben, — — G. 1, 122, 122. K. G. l, 428, 495. 
8.8. I, 437, 500. K. G. 1, 455, 512. 8.6. I, 483, 532. P. St. 


G. 40. 

Buchdruderei⸗ und Buchhandelpeiviegtum, der Wittwe Ane in Köthen, 8.©. 1, 82, s. 
, l, 83, s6 

Buchhändler, fremde, deren Verkehr mit Preußiſchen —— K. G. III, 887, 194. 

Budenmühle, Nienburger, Aufhebung des Mablzwangs, K. G. IV, 987, 3. 


Bücher und Kalender, Verbot des unbefugten Handels mit —2 S. II, a 34. 

Büchernachdruck und Handel mit nachgedructen Büchern, verboten, ©, SI , 88, 263. 
G.S. 1, 40, 295. 8.6. I, 724, a1. 

Bürgerliche und peinliche Sachen, Taxe der Sporteln und Untoften in ſolchen, P. O. 
XXH, 147; f. übr. Ture. 

— Rechte und Pficten, Gleichſtellung der Iſtaeliten mit den Chriſten in 

ſolchen, G.S. V, 249, 1107. 

Bürgerrecht, Bürgerſchaft, ſ. Gemeinde, Stadt und Dorforduung. 

Bürgerwache in der Refidenz während des Krieges, K. G. 1, 292, 331. KR: 1, 321, 
350. K. G. 1,322, 351. 

Bürgerwehr, ©. S — 246, 1399. 6.6. V, 254, 1417. K. G. IV, 1091, 148. K. 

iv, 1093, 155. K. G. Iv, ‚1148, 296. ne 

Sell Rev. — dec. VII, 202. 

Bürgid en, —— Tarordnung dabei, K. G. II, 605, 00. 
r Frauen ſ. Vormundſchaften. 

Buhnen und Ale deren Beſchädigung, P. St, G. 50. 

Bund, denticher, Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung in demfelben, &. ©. 11, 69, 
45. G. S. VI, 347, 2025. 


—, — „Beſchluß der hohen Fundesverfamnfung, die gegen deren Sicherheit‘ zc. 
gerichteten Unternehmungen betr, 8.6. II, 900, 269. . 
—, — Beſchluß vom 26. Januat 1834 wegen egenfeitiger Auslieferung ges 


meiner Verbrecher; ‘ u he dieſes Beſchluſſes anf die nicht >= 
ichen Kronländer — %.&, vIII, 462, 2685. G. S.1 
481, 2853. 
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Band, deutich ehn denfelben uyd Auslieferun —52 — 
* ve er deffen Gebiet, G.S. II, 125 SL $,©. VIIL, 447, 2647. 
— , — , Unftatthaftigfeit ee Vorftellungen uud le en. ‚über 
deſſen öffentfiche gelegenbeiten, G. S. II, 59, a0ı. 8.6. IL, 795,67. 
Bumdes:Eartell-Eonvention wegen der Krie guerfaffung des deutfchen Bundes, 8.6. 
II, 788, 4. 8.6. IM, I, 806, 9 
Bundes-Gontingente, Anhalt Defauifhe und Andaft-Kötpenfche find vereinigt und die 
Köthenfche Kriegskommiſſion aufgehoben, G. S. VIII, 454, 2667. 
— Truppen zu ur im Frieden zufammengezogen, deren Gerihtöftand, 
383, 2247. 
Bußen, und —8 übermäßige, E D. XXXVIIL 90. 
ußtag, ©. II, 290, 144. 8.6, I, 214, 215. 8.6. J, 263, 90, 8.6. I, 741, 
263. K. G. IV, 1087, 113. 8.6. IV, 1112, 212, 
Butter, Verordnung wegen des Gewichts derfelben, ©. IL, 215, 65. 


©. 


— — — deren Gültigleit, K. G. II, 662, ıaı. 
alender, Reichs⸗, Kaiferliches andat wegen deffen —— und wegen der ODſter⸗ 
feier, ©. h 925, ı53. ©. 1, 9%, 184 tr. Kalender. 
— — für die Witwe Aue in Köthen, Ps ‚275, 3. 8.81, 


——— Sn denerbe verboten, 8.6.1, 24, ı6. K. G. 1, 407, 460. 
ammer, mit —— ſind mehrere, bisher winittelbare Behörden vereinigt, G. S. 
V, 253, 1415. 
— ,f üb. Kammer, Rechnungskammer. 
— Wcollegium, wieder zu errichtendes, deſſen Inftruction, K. G. 1, 240, 262. 
— — deren Reduction auf Pr. Eour., K. G. I, 961, 448. 
— — deren Umfchreibung, K. ©. U, 700, ı67. 
Caudidaten · Cxramen, ©. II, 394, 308. 
— „deren Predigen, Eraminiren 2, 8.6.1, 211, 212. 
— , — 2— deren Prüfung, 6.5. 1, 158, 9ı3. 
—  ,f. übe, Prüfungen, Prealogie 
Ganinden a, Halten verboten, ©. 1, 62, 
Cautzeleyen, — —— und Unfoften in denfelben, P.O. XXU, 147. E. 150. 


Eapitalienftener, (f. Steueredict), K. G. 1, 202, 196. 
Garteil- Eonpention mit *553 G. S. 1, 6, 21. 8.8. ], 414, 463. 
—  f. übe. Bundes-Eartell-Convention, Münzcartell, 
— — An deuticher, G.S. 1, 54, 377. 6.5.1, 67, 479. 
open, 2 G. B. 
Ga — ——— derſelben, ©. I, 359, 
und Stempelgebühren, aan Kl Ga derfelben, K. G. Ul, 874, 176. 
— »Sporteln bei Verbalinjurienfahen, K U, 632, 92. 
-- — «Scheine, deren Einführung, K. G. 1, 725, 217. 
— , Greirung neuer, 8.6. IV, e 208. 
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Caffen Scheine, „Sn der im Umlauf befindfichen, K. G. IV, 1117, 205. 
taatsfaffenfcheine. 
Gaftrirer, Yeren — zum Schadenerſatz, K. G. 1, 47, 36. 
Caution der Koſten, E. 105. 
— „ ſoll von Freimeiftern eitellt werden, ©. 1, 978 191 und 976, ı9n 
Eavilfereigerechtigkeit, Koͤthenſche, deren Ankauf, 8.6. IV, 1051, 22. 
en Berhältnifje, Bundesbeichlüffe Darüber, K. G. DI, 810, 101. 8: ®. nl, 813, 103. 
— „ deren Aufhebung, K. G. IV, 1091, 148. 
relgenelt, — für! Deutfehland, K. G. w, 1131, 252. ſ. Reichsgeſehe. 
Cha rieehng; deffen Feler, ©. II, 365, 266. 
aufjee, an der durch das Yurftigamt Warmsdorf führenden, foll ein — an⸗ 
gelegt werden, K. G. I, 505, 574. 
saugen, auf denfelben foll fein Miſt abgefaden werden, K. G. I, 85, 
— — nit Frachtfuhrwerk, G. S. III, 153, An G.S. ul, 


Chauſſee/Geld, eingefihrt, G.S. II, 70, 489. 
— Erpebung bei Groß-Aisteben, ®.©. V, 289, 1637. 
f ger einiger Mißbräuche, K. 6. m 819, 100. 
— Entrichtung von Herzogl. Dienern, 8.6. Iv, 1026, 166. 
Steuer-Edict. 
—2 durch ſolche ſoll nicht gefahren gg er „enfelben ſoll nicht gepflügt 
werden, 8.6. I, 95, 97. K. G. ‚346. K. G. I, 505, 574. 
— „ Verbot deren willfürlichen — * 6. III, 835, ı24. 
Chirurgen Dürfen feine — Curen verrichten, 8.6. II, 614, 7. 8.6. II, 
620, 


— „ Abholung deffeiben in den Armenkranken auf dem Lande, ©. I, 80, 189. 
Chloroform, defien —— .S. VII, 338, 1973. G. S. VII, * 1985. 
lera, die zur Abwendung derfelben erfaffnen Verordnungen, G. eu , 58, 397. 


— 
—— 


— Aufhehung der vorgedachten Verordnungen, G. S. II, 76, 515. 
ne die mit Juden Ungucht treiben, follen Landes verwiefen werden, ©. II, 136, ». 
igarren auf den Straßen zu rauchen, verboten, K. G. I, 463, sı6. 
tion und gerichtlicd,e Vorbeſcheide, P.O. IV, 110. €, 87. Rev. E. 25: 
— Verſchollener, ©, IL, 155, 24 
— „ſ. übe. Edictaleitationen. 
Eivil- und Eriminal-Tagordnung, ©. I, 6, 105 f. übr. Gerichtötage. 
— sBehörden, deren Gompetenz, ©. ©. IV, 183, 1031. 
— she, ſ. Zivilehe. 
— ‚Gerichte, deren Verfüg gungen an Militärs und Genod armen, K. G. III, 886, 193. 
— taatsdienergeſetz, ſ. — —— 
Cocher Cohel der Juden, ©. I, 
‚Code Be in Köthen eingeführt, ’R. ®. I, 167, 153. 
—— ſ. Köthen. 
in4. 9, Banquier, Privilegium für denſelben zur Errichtung eines Leihhauſes in 
eßau, ©. II, 398, 313. 
Coflection, ar 2otterien, verboten, ©. 1, 119, 216. ©. I, 174, 36: 
übr. Lotterievergehen. 


— 
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Gollecten, Veranftaltung von, G.S. IV, 201, 1095. A. G. IIL,773, 3. P. St. G. 30. 
Colliſion der Eriminalgerichtöftände, wie es bei deren Eintritt gebalten werden ſolle; 
Auskteferung an Bernburgſche und Köthenfche Gerichte. G. ©. 1,26, 158. 
Commandenr, (Kommandeur), deſſen Befugniffe, M.St. G. B. 59. 
Commiffion, Zahlenae wieder errichtete auf der Univerfität Halle-Wittenberg, K. G. 
‚ 621, 83. 
Communalbehörden, neugewählte, K. G. IV, 1171, 3so. 
Communicationsabgaben, G. S. IH, 135, 841. G. S. IX, 495, 2909. 
Commmnniftifche Vereine, G.S. V, 234, 1303. K. G. IV, 1062, 8. 
Gompetenz der Behörden bei Ertheilung von Eonceffionen, G.S. IX, 483, 2850. 
— be ————— G. S. IV, 183, 1031. 
— in Ehe und Schwängerungsſachen, K. G. III, 943, 357. 
— in Innungsſachen, K.G. I, 491, 540. 
Gonceffion, deren Erfordernig bei Ausübung einer Kunft oder Wiffenfhaft, P. St. 
- ®. 31. 8.6. 1, 379, 407. 
— „ , bödftlandesherrlicye, bei Lotteriegefhäften, K. G. TIL, 914, 320. 
Eonceffiowen, deren Ausfertigung, K. G. 11, 655, 122. 
_- ‚ f. übr. Competenz, Konceffionen, . 
Eoncipienten, der Berichte und Bittichriften, follen mit unterfchreiben, 8. G. 1, 3, a. 
8. ©. 1, 203, 205. 8. ©. 1, 242, 276. G. S. VII, 392, 2279. ©. 
S. VI, 450, 2657. 
Concubinat, P. St. G. 22. 
Coucurſe Preußifcher Untertanen, welche im Köthenfchen Vermögen befigen, wegen des 
dabei d' beobachtenden Reciprocums, K. ©. U, 599, 65. 
Coucursprozeß, E. 204. Rev, E. 134. ©. ©. 11, 60, aıs. \ 
Gonfirmation und Präparation der Confirmanden, 8. G. 1, 235, 245. 
— Scheine, K. ©. 1, 383, 411. 
— ⸗ſ. Contracte, Eheſtiftungen. 
Confirmationen, Privat⸗, ſollen Geiſtliche nicht vornehmen ohne Genehmigung des Con— 
ſiſtoriums, K. ©. Il, 755, 281. 
Confiscation, P. St. ©. 3. ſ. übr. Konfiscation. 
Conſcribirte ſollen keine Schulden machen, K. ©. II, 598, 64. 
Conſtriptionsgeſetz, ©. Il, 349, 213. K. ©. l, 180, 166. 8. ©. l, 232, 231. K. 
G. 1, 365, 393. K. ©. 1, 458, 513. 
— Liſten, K. ©. 1, 232, 231. 8. ©. 1, 458, 513. K. G. 1, 468, 521. 
— Pflichtige, K. ©. 1, 257, 250. K. G. 1, 537, 10. K. G. IV, 1176, 383. 
Conseil militaire permanent, conseil de recrutement, K. G. l, 180, ı68, 169. 
Conſiſtorial⸗ und Cheprozeß, E. 207. Rev. E. 137. 
Conſiſtorinm, ( Konfiftorium) vereinigtes in Köthen, G. S. VII, 432, 2497. 
Conſuln, (Konfuln) der Zollvereinsftaaten, ©. ©. VIIL, 452, 2661. 
Conjumtionsftener, K. ©. 1, 470, 52. 8. ©. 1, 69, iso. K. ©. IL, 715, 235. 
K. &. IV, 999, 65. 
Continental⸗Gas⸗·Geſellſchaft, deutiche, hat ihren Sig in Deßau, G. S. IX, 478, ası7. 
Eontingente, ſ. Bundeskontingente, 
Gontracte,, deren Gonfirmatien betr., ©. Il, 159, 26. 
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Eontratte, F Dem über diefelben follen binnen 4 Wochen ausgefertigt werden, 
. ©. 1, 158, 147. 
— „ mit Unmündigen erfordern ein Veräußerungsdecret, K. ©. 1, 70, 76. 
Eontributionen, K. ©. 1, 32, 23. f. übr. Kriegslaften. 
Gontrole, Erſtreckung derfelben im Innern auf den Poftverfehr, ©. S. I, 114, 703. 
— , ber Mabliteuer in Zerbit, Sandersleben, Gröbzig, Oranienbaum und Wör- 
fig, ©. ©. II, 127, sır. 
— „ ſteuerliche, G. S. 1, 87, 59. G. S. Ul, 117, 1709. 8. G. U, 890, ı97. 
— , —  , fallen weg, G.S. VI, 358, 2067. 
—  Mbgaben, G.S. 11,159, dı5. f. übr. Konteofe. 
Controlirung der Mahlſteuer in Raguhn und Jeßnitz, G.S. NM, 104, erı. 
Contumacia, f. Ungehorfam, ungehorfames Außenbleiben der Parteien. 
Eontumacialverfahret wider Dejerteurs, M.St.G.B. 8186. M. St. G. B. 9. 
Eonvention, |. Annahme, Abzugds, Bundes, Gartell, Etappen, Poſt⸗ und Salz⸗Con⸗ 
vention, Zuweiſung. 
Eonventiond-Münzforten, berabgefeht auf Preuß. Cour., 8. ©. I, 883, 190. 
Eopinlien, deren proviforifche Taxordnung, K. G. U, 601, 66. 
Copulation fürftlicher Diener, ©. 11, 200, 53. 
— fremder Juden iſt verboten. S. 1, 118, 215. 
Copulations⸗, Tauf⸗ und eg er follen von den Pfarrer eingefendet werden, 
©.1, 81, ı0. ©. 1, 186, a. 
Eopnliren, Fremder, verboten, ©. 1, 14, 27. 
— „ ohne gerichtlich confirmtirte Cheftiftung verboten, ©. 1, 17,.29. f. übr. 


Ebepacten. 
Corrigenden in der —*— Strafs und Arbeitsanſtalt, deren Aufnahme und Be: 
handlung, 8. ©. IV, 1066, 14—17. 


Coswig und Roflau, wegen Goncurrenz der a er: und Zimmerfeute in beiden 
Amtern, 8. ©. 1, ATi, 522. 8. ©. 1, 485, 533. 
- Conrant, Preußifies, deſſen Annahme in öffentlihen Kaffen, K. G. 1, 439, 501, N. 
. 1, 501, 571. 

„—., Eeld, preußifches, als Landesmünze — ®.©.1,4, 10. G. S.l, 8, 35. 
Eonrier-Reglement für das Herzogthum Anhalt⸗Köthen, K. G. IIl, 875, 176. 
Courtoiſie in Betreff der Titel des Landesherrn, K. ©. 1, 125, 123. 
—— ©, 11, 293, 146. 

Eredit der Juden, ©. I, 37, 96. | 

— „ berbotener, der‘ fürſtl. Tivreebedienten, 8. G. 1, 36, 26. 

— Soll den Militairs verweigert werden, 8. ©. 1, 698, ı65. 
Eriminalgerihtsftäude, Gollifion derfelben, G. S. 1, 26, 158. 

Criminalgeſetzbuch, ſ. —— 

Criminalpro zeßordunng, ſ. Strafprozeßordnung. 

Eriminaljaden, — mit Preußen über Koſtenvergütung in ſolchen, G. ©. 1, 


‚ 139. 
Eriminalftrafe, |. Zwangsarbeiten. 
Euratoren, ne, Vormünder ꝛc. dürfen Feine Gefchenfe zc. annehmen, 
.S. 467. — 
Euren, innerliche, find den Ehirurgen verboten, K.G. U, 614, 77. 8. G. H, 6%, st. 
— 4* 
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Curen, ſympathetiſche, magnetische und ähnliche, infofern fie als Gewerbe betrieben wers 


den, find verboten, K. G. UL, 916, 323. 
Eurial- und- Canzleyſtyl, ©.S,.1, 89, sos. 


D. 


Dachdeder, Feſtſetzung der Arbeitszeit derfelben, K. ©. 11, 908, 317. 
Dahdedermeifter und Maurermei deren Prüfung, G.S. vu, 391, 2211. 
Dachrinnen, deren fünftige Anlegung, K. ©; 1, 688, ı60. 
Dadjziegel, fchlechte, zu gebrauchen verboten, S. U, 147, ı7. 
ächer mit Stroh zu decken verboten, K. ©. 1, 408, 461. 
anıpfteffel- und a — G.S. VIl, 384, 2251. PB. St. ©. 47. - 
chapparat, f. Gremmer. 
ampfſchi — auf der Elbe, G. S. VII, 340, 1997. 
ümme:, Bruͤcken⸗ und —— L. O. XX, 56. 
— Dürfen nicht demolirt werden, ©. 1, 65, 128. 
Däniſche, königl. Regierung, Freizügigkeitsvertrag mit derfelben, ©. S. I, 81, 579. 
— Unterthanen, Ausfertigung von Todtenjceinen über deren Ableben, K. ©. IV, 


D 
2 
® 
D 
D 


1042, 238. 
Daner der Freiheitsftrafen, ©.©. VII, 420, 2409. 
Decifionen werden in unferer Geſetzſammlung die „Entfcheidungen zu den Grläuteruns 
„gen, Veränderungen und Zufägen zur Proceßordnung” genannt, nament 
„lich und fpeciell aber die am 21. Septbr. 1850 mit den revidirten Erlaͤu— 
terungen erjchienenen „11 Decifionen‘ und find aud nur leßtere, fowie deren 
Sortjegung, von XU—XVII im fiebenten Bande der Geſetzſammlung und 
XIX im achten Bande mit: „dec.“ (und darauf folgender Nummer und 
Seitenzahl) bezeichnet. Bon den frühern find: 1.—10: G. ©. |, 36, 157, 
enthalten, 11.—16:. ©. ©. 1, 35, 249. 17,32: ©. ©. Il, 60, 403. 33: 
G. S. U, 110, 693, 34.—69: ©. S. IV, 226, 1263. 70: G. S. V, 243, . 
1367. Wegen der erwähnten: „11 Decifionen“ vergl, übr. „Erläuterungen, 
. ven. 
Declaration, der mit der Poft eingehenden fteuerpflichtigen Begenftände, K. ©. IH, 
769 


, 15 
Defrandation der innern Steuern, Beſchränkung der Dauer der desfallfigen Gefäng— 
nißfteafe, G.S. IH, 143, 871. ; 

— ſ. übr. Acciſe, Stenewdefraudation, Zolldefraudation. 
Defraudations⸗Sachen hinſichtlich auswaͤrtiger Requiſitionen, K. ©. J, 476, 526. 
Degradation, M. St. G. B. T. M. St.G. 2. 13. 

Deiche, deren Beſchädigung, P. St. G. 49. 
Delicti commissi forum, G. S. I, 26, 158. 
Denkmäler und — Juſchriften auf ſolchen, G.S. VIII, 435, 2508. . 
Denunciantenauthei — er Zoll- und Steuervergehen, ©. ©. Ill, 121, 503. ©. 
. 11, 143, stı. 
— » (Anzeigegebühr). ift aufgehoben, P. St. G. 8. 
Denuntiationen, St. 2.8. 27. 
Denunciationsgebühren bei Feldvergehen, K. G. I, 136, 132. 


29 


Denunciationd-Saden, —— in ſolchen, K. G. Ill, 922, 328. 
- Depofiten, „ geihtlice Annahme derfelben, K. G. U, 852, 144: 
2 ücher und Aftenregiftraturen, — wegen derſelben, ©. 1, 71, 141. 
— Gebühren follen nur von baaren Geldern oder geldwerthen Bapieren genoms 
men werden, 8.6. Hl, 920, 326. 
Fr — md Recepturgebühren, 8.6.1, 146, 140, 
—  sfaften, ©. I, 159, 2. 
' Depofition der — Sep. ©. 1695. 
Deposito, in, befindliche en nr insbar unterzubringen, ©. 1, 122, 218. 
Deprehensionis forum, G. S. 1, 26, 158. ll, 141, 867. 
Defertenrs, ©. 11, 296, 150. ©. 1, 321, ei ©. Fe 332 ioo. ©, 391, 303. 
— wxvwegen — der anhalidehamchen, Ba ,. 128, 125. 2 
— wegen Auslieferung der ſchwarzburgiſchen, K. 6, 127, ** 
— — re wider dieſelben, M. &t. ©. B. 84-86. M. St: 


Dejertion, Deierteure und Referviften, M. St. G. B. 20—24. 
Dejerviten und K- der Anwälte, für deren Siquipgkton | in Straffachen paffirt nichts, 


D, 142. 
Deßau, Anhalt» und 


haft-Köthen find zu einem Herzogtbume vereinigt, ©. ©. VII, 
7, 29. G. S. Vll, 399, 2301. 

— Ren wird in drei Kirchſprengel eingetheilt, G.S. U, 74, 506. G. S. 

187, 1057. 


— ,f übe, In 


eye a er Bund, f 
Deutſcher Zollverein, 1. Zollverein. 
„Dentiches Leben, Kunft und Poeſie“, Zeitfehift, perbaten, K.G. U, 859, 148. 


„Deutſche Tribüne‘, Zeitfchrift, verboten, K. G. Il, 800, 93. 
Deutſchland, das tonjtinutiongle‘, Er durch. Bundesbeichluß verboten, ©. ©. H, 
61, 423, 67. 8.6, IU, 797, 68. 
Diäten, = BD. 129. ©. & San, 421, 2460. Ä 
— der Advocaten, E. 185, Rev. E. 106. 
Didot, Ambrofius Firmin, zu er Privilegium auf feinen Thesaurus graecae lin- 
guae, G. S. Il, 56, 389. 
Diebereien an Baumaterialien, ©. I, 176, 37. 
Diebshehlerei, St. G. B. 71. 
Diebftahl, ©. ©. IV, 226, ı27. St. G. B, 67—71. M. St. G. B. 96. 
Diebſtähle, rüche und Sip S. Il, 320, 178. 
olz⸗ G. S. V, 266, 1461. G. S. V, 283, 1587. 
—  , Mat, S. 1, 371, 276. 
— und Betrügereien der Kinder, P. St. G. 59. 
Diemenfegen, ©. 1, 199, 53. ©. Il, 385, 20. 3.0, 48. 
Diener, irjtliche, deren Gopulation, ©. I, 200, 5 
‚ berzoglihe, fol künftig ftatt des Ausdrude: „Staatsdiener“ iu der Gides- 
a eg augehender Beamten gefagt werden, 
> 114 
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Diener, herzogliche, find fchriftfäfftg; auch die in dem Receſſe mit dem Zerbſter Shi. 
rath und der daſigen Bürgerfhaft vom 16. December 1797 er- 
wähnten, bis dahin hiervon ausgenommenen, unter Zerbſter Raths— 
jnrisdiction geftandenen PBenfionirten, (diefer Receß befindet ſich 
übrigens nicht. in umferer — G. S. IV, 190, 1067. 


— , — „ dürfen ohne landesherrliche Erlaubniß nicht aufgeboten werden, 
8.6. II, 604, 69. 
—, — „ folln die Erlaubniß zur Verheirathung nachſuchen, K. G. Il, 
667, 144. 
— , — ,„ deren — zum Entrichten von Chauſſeegeld, K. G. IV, 
| 1026, 


— Ei übr. Hittatsienenth, Sterbefafie. 
— Gebuhren, SP. D. 135. G. S. VI, 421, 2463. |. übr. Botengebübren, 
Dienerſchaft, — — — bleibendes —— wohlfeilen Roggen, 
©. U, 410, 
— I Berriihtung der firchlichen Actus in Betreff derfelben, K. 
324, 353. 
er besgoglihe, Statuten derfelden, G.S. I, 91, 00. G.S. III, 


103, 6 
Dienft-Ablöfungsfaden, 7F Separationsſachen. 
— Atteſte, unrichtige, und Berichte, unrichtige, M. St. G. B. 35. 
* arleiten, und Gemeinheiten, deren Einſchränkung und Ordnung, Sep. G. 1698. 
efehle, Ungehorfam gegen ſolche, M. St. G. B. 28. 
ten, er a unverbeirathete, was bei deren Aufnahme zu beobachten, K. 
680, 154. 
und Gefinde, RO. XXX, 69. 
sin Koeitefäffigen Haͤuſern außerhalb na. ift den Untergerichten in Ges 
| ſindeſachen Kommiffion ertheilt, G.S. I, 26, 157. 
— ‚ deren Zeugniſſe, K. G. J, 228,229. K. G.l, "508,570. K. G. I, 518, 682. 
AN über. Aufnahme, Gefinde- Ordnung. 
Dienftbücher, für die Dienftleute auf den Elbfahrzeugen, G.S. VII, 339, 1993. ©. 
S. VII, 356, 2063. 
Dienfte, —— hinſichtlich der Ableiſtung von ſolchen, P. St. G. 14. 
r. Ablöſung, Einquartirung. 
Dienft- — M.St. G. B. 8 und 9. M. St. G. B. 
— Wewalt, Mißbrauch derſelben, M.St. G. B. we 
— ‚Mädchen, aus Köthen nicht gebürtige, welche fid) —— fühlen, dürfen ohne 
Erlaubniß daſelbſt nicht verweilen, K. G. I, 312, 345. 
—— ſ. Wohnungsmiethe. 
—— deren "gen M. St. G. B. 26. M. St. G. B. 34. 
tand, zu —— —8* Perſonen, deren Gerichtsſtand, M. St. G. B. 47. 
⸗ eu Strafre fement dei die — G. S. V, 254 1417. K. G. IV, 1148, 296. 
Suſpenſion, M. St. G. B 
»Zitel, Verluſt derſelben ai * Benfionen, M.St. G. B. 9. 
Beyklkun en, (Privat), St. G. B. 93. 
Zwang, f. Militairdienftzwang. 
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Dietrihe follen * * verſtorbener Schloſſer und Schmiede abliefern, K. G. IH, 


Dilationes und Suiten, ®. D. J 111. E. 89. Rev. E. 27. 
Discessa della croce, ſ. 
Disciplin der Geiſtlichkeit, 8.6. I, 185, 175. 8.6. I, 187, 177. 
Disciplinar-Beitrafung beim Mifitair, G. S. IX, 467, 2737— 2748. 
— Uunterſuchung gegen öffentliche Beamte, G.S. 1, 26, 162. 
Dismembration, von Grunditüden, K. G. 1, 435, 499. 8.6. 1, 566, 8. 8.6, 4, 
53, 120. 
— ee u der Eonfirmation des desfallfigen Vertrages nachzuſuchen, K 
552, 20. 

. Verteilung der Quarten bei derfelben, K. G. U, 553, 20, 
Dispofition der Eheleute ü e ihre Grundftüde, K. G. 1, 156, 146. 
Diftricts-Armenkafle, G. S. 1, 50, 341. 

—— mit detzeit verboten, ©. 1, 51, 
Docnmente über Acte der freiwilligen Gericptsparteit follen binnen vier Wochen ausge 
fertigt fein, 8.G. 1, 158, 147. . 
— „ aus ungeitempelten, follen Klagen gegen Erlegung der Stempelftcafe zuläf 
fig fein, 8.6. 1, 271, 312. 
Dörfer, verbotene Aufnahme von Miethsfeuten in denfelben, 8, G. 1, 207, 310. 
— , verbotnes Schießen mit Feuergewehren in u Nähe, 8. 6, ll, 540, 12. 
‚ Einführung der Tagewachen in denjelben, S. Il, 310, 100. 
Dollmetfcher, deren AZuziehung beim kriegsrechtlichen Verfahren, M. St. G. B. 63. 
Domainen: Forſt⸗ a Jagdverwaltung, deren obere Keitung, 8.G. IV, 1038, 234. K. 
. IV, 1139, 274. 
— Pad, En eymittirte, deren Frauen follen die Jllaten herausgegeben werden, K. 
225. 


— Bäder, follen mit ihren Baus Anträgen fi an Herzogl. Baudirection wens 
den, 8.6. Il, 817, 108. - 
— — „ſ. * Bieten, — 
— forum, G. S. 1, 26, 158. l, 141, 867. 
elehe, St. G. B. 66 
3 gemeinben, Dertheitung der Salzquanta an diefelben, 8.G. 1, 766, 14. 
gern, des Inhalts der Wochenblätter in felben, 86.1, 


Dorfgerichte — > höhe Berfügung die Prangerftrafe nicht vollitreden, K. G. 1, 


El one ege * koſtenfrei gewaͤhlt werden, K. G. IL, 702, 169. 
ae 7, 58. 
— ne Eu 405, 321. 
— »Drdnung, |. Gemeinde, Stadt und —— 
— Wachen, ſollen aus tüchtigen Leuten beſtehen, K. G. U, 558, 23. 
Dornburg, Einführung von. ühlwaagen auf den Swangsmühlen daſelbſt, K. G. U 


777, 
Dornen, . — — ©. 1, 187, a. 


32 


Dramatiſche Werke, Bertrag wegen deten Schutzes mit der kön. ſaͤchſ. Regierung, R. 
G. IV, 1055, 262. ©. übr. Aufführung. 
Dre slerwanrenhandel, unbefugte, ©. 1, 273, 124. 
wer und Leinwandhandel, unbefugter, ©. u, 367, 119. 
Drejherhäufer, Aufnahme von - Freinden in diefelben, 8. G. 1, 141, 134. 
Drudihriften, die Aaiy? Archive follen zu wicht offtciellen nicht benußt werden. K. 
95, 163. 
Duelle, M. St. G. v. 30. ©. ey — Zweikampf. 
Düngerhaufen, —* —— 4; 1, 61,73. 8.6 1], 157, 1a. 8.61, 
334 * — K. G. l, 465, sır. 
— Mutzung, 5“. G. 1685. - 
Düngungs uftanb, Sep. G. 1689, 
D e, Pillen er N gr gefhenften Sachen nicht verpfänden, oder — ©. ll, 


—— angsab — III, 784, 41. 
t, Bochfieftfiche, me wegen Annahme dieſes Prädicats ©. 1, 402, sı9. 
— , , Herjo liche, ald Prädicat angenommen, ©, Tr I, 180, 1019. - 
a ſuchnng und — von Papieren, St. P. O. 
winterung, Sep. G 


E. 
Edictalcitationen, ©. 1, 29, ar. 
Derſchouener, ©. II, 408, 323. 
Edictalien find von den re fünftig fürzer zu faffen, K. G. I, 666, 144. 
Epictaltermin, Rev. €. 
Ehe, während stehende, einen verheiratheten Manne erzeugte unehelicye Kinder, 
Anfprüdhe, G. S. IL, 60, 406. 
weite und — Beſtimmungen darüber, K. G. IV, 1191, 443. 
urch die — Ale gr Kinder, deren Eintragung” in die Kirchenbücher 


195, 1077. 
BER übr, — lie ä 
—⸗Bruch, 8,0. XLI, 96. St. G. B. 65. 
— ‚Frau, deren Eingebrachtes, ©. II, 374, 279. K. G. 1, 513, 579. 
—Brauen, auch en Diefer RL die Geſchlech ov ormundſchaft aufgehoben, Rev. 
E. dec. XIV, 2244 
—⸗ — „Rev. €. dec. V, 198, 
— Gatten, deren Auseinanderfegung mit arg Kindern, K. G. IH, 919, 3%. 
— — „eines, bösliche Verlaffung, St. G. B. 6 
—⸗Irrungen, Rev. €. 137. 
Sen, deren Succeffion, L.O. XXXVI, 81. 
„ſ. übr. Auseinanderfeßung, Diepoſition. 
Eheli f nicht beywohnen wollen * * ‚Shegenffe verlaffen, 8.0. IX, 31. 
Eheliche Streitigkeiten, K. G. II, 
Ehe⸗Mandat, erlaſſen am 17. 1098, Anhang zur P. O. 182; wiederholt abge 
drudt, ©. I, 2, 3. 
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Ehe, Schließung an durch einen bürgerlichen Aft in befondern Füllen, G. S. 
‚ 351, 2043. 
— , wilde, (Goncubinat), PB. St. &. 22, 
Ehen ſollen nad nr vr Zeit ihrer Eingehung beftehenden Rechten beurtheilt werden, 
222, 225. 
Ehe⸗Paeten, ohne gerichtlich confirmirte, foll Niemand getraut werden, ©. I, 17, 29. 
©. II, 200, 53. ©. 1l, 204, 55. 
— ‚Proceß und Eonfiftorialproceh, E. 207. Rev, E. 137, 
— Sachen umd eheliche Verlobung, L.O. VI, 20. €. 6. G. S. II, 60, 105. Rev. 
E. 191, dee. 1. 
— + und Schwängerumgsfachen, Gompetenz in ſolchen, K. G. III, 943, 357. 
—⸗ und — ar gegen das Militair, ©. U, 185, 43. ©. U, 266, 
118 338, 204. 
— ‚Stiftungen, Gonfirmationsgebühren, 8.6. II, 637, 107, f. übr. Chepacten. 
— ‚Trennung von Tifh umd Bett, Rev. E. 137. 
— ‚Berbote, gefegliche, K.G. IV, 1191, aaı, f. Aufgebot, Trauung. 
— ‚Berfprechen, Rei Erfüllung nicht — werden kann, K. G. I, 44 32. Rev. 
6; dec. XIH, 2244. 
Ehre, — deren Verluft, M. St. G. B 
‚, Verlegung derſelben, St. G.B. 59—61. 
Ehren-Gericht für Offiziere, ©.©. IX, 468, 2719 — 167. 
— Kränkungen, Verfahren bei fofchen, ẽkt. BD. 115—119. 
— Rechte, bürgerliche, deren zeitweilige, — M.St. G. B. 12. 
— Strafen, no 5.6. M.St. G. B. 
— ‚Zeichen, ſ. ee Orden, Berbienftehenmeichei. 
Eid vor Gefährde, Rev. E. 44. 
leichtſinniger, St. G. B. 57. 
‚ Verlegung deffelben, der Gelöbniffe und der Ghrerbietung gegen die Religion, 
St. G. B. 5658. 
Eides-Bruch, St. G. B. 57. 
— ⸗Leiſtungen, E. 100. G. S. UI, 60, 414. Rev. E. 36. Rev. E. 44. Rev. E. 49. 
— — der Gemeinden, G. ©. I, 226, 1271. 
— der Iſraeliten, ®. ©. IX; 472, 2777. 
— — +Zufchiebung und Erklärung über den Eid, ©. ©. I, 26, 199. © ©. H, 60, 
414. ©. ©, IV, 226, 1270. Rev. E. 46. 
Eidgenoſſenſchaft, oprherice Freigügigfeitövertrng mit Anhalt» Defau, ©. ©. IH,. 
154, 903; mit Anhalt-Köthen, K. ©. IH, 947, 361: 
Eidſchwüre, ſ. Eydſchwüre. 
Eier, — bersihen, K. G. J, 9, 6. K. G. J, 10, 7. K. G. 1, 14, ı0. 
43, 32. 
— ⸗-Käaͤrrner, K. G. 1,9, 6. 8.6.1, 10, 7. K. G. J, 43, 32. K. G. III, 957, 426. 
Eigenthum, Verbrechen wider Daffelbe und Beeintechtigung fremden Gigenthuns, &t. 
6. 8. 19, St. 6. 8. 80. &.G.9. 6 
Eigeuthumsgefährdung, P. St. ©. 68. 
—  srerhte, der Autoren, ©. ©. IX, 493, 2899. 
Eigenthümer haben das Recht die Separation zu verlangen, Sep. ©. 1670. 
i > 
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Eindringen in fremde Geheimnifle, St. ©, B 
Einfangen des MWildprets und Wegnehmen J Ser, ©. I, 278, * 
Eingaben “ — — ngebühr in ſolchen, P. '&t. & 
Eingangszoll, ſ. Hefe, DI, Tal uder, ꝛc. 
Eingebra te8 der Ehefrau, def en Mriorität, ©. U, 374, 
— „ deſſen Berhältniß zu ältern gerichtlichen Hypotheken, 8. ©. 
I, 513, 579% 
N br. Domainenpäcter. 
Einheimiſche follen ohne bödhfte Genehmigung nicht — verwieſen, noch an Leib 
und Leben geſtraft werden, S. J, 5, 
— , die ſich im Auslande vermietben, follen — Anzeige machen, ©. II, 
322, 182. A übr. Heimathſcheine. 
Einimpfung der Kubpoden, K .6.1,59, 0. 8. G. J, 19, 100. 8. G. 1, 217, 
217. 8 G. E 236, 248. 8. ©. I, 336, 360. 8. ©. I, 357, 388. 
8. ©. I, 479, 528. 8. ©. I, 514, 580. 
Einlaffung, beiondere, 8. G. IN, 921, 327. i 
Einlaſſungstermin, E. 102. Rev. E 34. Rev. E. 30. 
Einmiethen Fremder, — 8. ©. I, 134, 131. K. G. 1, 135, 131. K. ©. 
I, 141, 134. K. ©. II, 561, 26. 
Einquartierung, P. St. ©. 14. 
Einquartierungs- » Behörden, und Laſten, 8. ©. I, 309, 342. 
⸗Freiheit der * üter, K. ©. in 587, 55. 
Einfammkung milder Beiträge, K. ©. II, 590, 57. 8. G. II, 597, 63. ſ. übr. AL 
mofensGinfammlung. 
Einſchränkung der Gemeinheiten und —————— — en, 
- Einftellung, der Hauptverbandlung, St. P. O St. P. O. 93. 
Einwanderungen u Auswanderungen, darüber And jährliche Liften einzureichen, 8. G. 
‚, 923, 329. 
Einwilligung, mütterliche, it zur Verheirathung nothwendig, G. ©. IV, 226, 1268. 
Rev. E. 204. dec. IX, 
Einzelridter, St. P. D4 © PB. D. 107. G. S. VII, 421, 2454. f. übr. Dr- 
ganifation der Gerichtöbehörden. 
Eis vor den Thiren fol aufgebauen werden, 8. ©. I, 325, 353. 
Eijen, beiien Befteuerung, 8. ©. IV, 1012, 5. 8. ©, IV, 1014, 66. 
— , Zollfäße von demſelben, ©. ©. IV, 207, ı125. ©. &. IV, 208, 1127. G. S. 
‚il, 113% - 
Eiſenacher Übereinkunft, f. Verpflegung erfranfter Staatsangehöriger. 
SI Abtretung des Grundeigenthbums dazu, ©. ©. 1, 147, set. 
— — — Bahnpolizei-Reglenient, ©. ©. IV, 177, 100. 8. ©. 
967, 456. 
» Anlagen, deren Befchädigung, G. S. N 175, 99. K. ©. Ul, 968, 456. 
Berlin⸗Sächſiſche, Grpropriationsgefeg, K G Il, 950, 364. 
, deren Begeben, 8.6. II, 954, 412. 
»Geiellichaft, MagdeburgsLeipziger, Entihädigungen, K.G. II, 929, 334. 
‚ Magdeburg:GötbensHalleskeipziger, Bahnpofizeireglement, 8.6. I, 956, 
414. K. G. II, 966, 454. 
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Eifenbahn, Magdeburg-keipziger, Ernennung einer Immediateommiſſton, K. G. II, 895, 
235. 
— — „Expropriationsgeſetz, K. G. II, 925, 30. K. ©. 
1ll, 929, 334. 


‚ Bahr und Fremdenpolizei auf vr, betreffend, G.S. IV, 178, 1013. 
G. S. IV, 189, 1083. IV, 199, 1089. 8. ©. II, 980, 4717. 
, Verordnung wegen deren Schußes, K. ©. II, 958, 427. 
‚ Zransport auf denfelben, K. G. IM 1120, 219. 
, Ungebühr an folchen, B. St. G 
‚ |. übe. Bernburger —5 — Telegraphen. 
Elbe, Polizeireglement für den Schifffahrtsverkehr auf derſelben, G. S. IV, 171, 979. 
8.6. II, 971, 450. 
Elb⸗Fahrzeuge, rn von Dien ſtbůchern und Nachtſignalen, G. ©. VII, 339, 1993. 
©. VIE, 340, ı997. ©. ©. VII, 356, 2063. ©. ©. VII, 453, 2663. 
— + und Saatyol, 1, aufgehoben nad) dem Vertrage vom 17. Juli 1828 zwifchen * 
ben, Anhalt-Deßau und Anbalt-Köthen”), Beitritt Bernburgs, 
III, 808, 99. 
ee: deren Erleichterung, K. G. II, 829, 118. 
—AEchifffahrts⸗Acte v. 23. Juni 1821, ©. ©. I, 19, ı9. ©. S. l, 27, ı9. 8.6. 
I, 495, 522, 1. übr. Mdditionalacte, 


III! 


— — «Eonvention, deren Ratification, K. G. I, 495, 553. 
—⸗ — Keieeviſionscommiſſion, ſ. Elbzollerhebung. 
——, —  sBerträge, 8.G. IV, 1020, 90. 


— ‚Strom«- und Uferbauten, 8. G. IV, 1020, 103. 
— ‚Uferftaaten, Vertrag mit denfelben ir der Strompolizei, K. G. IV, 1020, 152. 
G. S. IV, 214, 1227. St. G. 59, f. übr. Gibgolterhebung. 
— 301 Amt zu Roßlau, 8.6. 1, 677, ei 
— — Defraude, deren Beftrafung, 8.6. IV. 1020, 99. 
— — RT Ermäßigung, G.S. VII, 357, 2065. G. S. VIII, 443, 2597. 
V, 1020, 8—127. 


Eltern, ſ. Aeltern. 
Emancipation der Juden, G. S. V, 249, 1407. 
Enroffirte, deren Gerichtsſtand und daß fotce durch Traufcheine wicht befreit werden, 
8.6. 1, 120, 120. 8.8. IL 129, 135. 
indungen, ngeige von, f. Anzeige unterfaffene. 
ng aus dem Offizierftande, 1. Dienft-Entlafjung. 
— und Ausbleiben unerlanbtes, M. St. G. B. 37. 
ung, St. G. B. 48. 
chädigung, Sep. G. 1686. Sep. G. 1692 und 1693. Sep. G. 1696. 
‚ bei nicht gerechtfertigter Haft, St. P. O. 43. 
Eutſdedungen der — — Sep. G. 1723. 
der Kreisgerichte und des Oberlandesgerichts, St. P. O. 6: G. S. 
VIII, 421, 2435. 
91 welcher Bertra Bin weber in die Deßauiſche noch in die Koͤthen'ſche Geſetſanmlung aufgenom— 
men vwoorden i 
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tſcheidungen den Erläuterungen, ſ. Deciſiouen. 

—— ude ſollen den Erkenntniſſen beigefügt werden, K. G. I, 473, 523. 

Eutwendete Sachen follen nicht gekauft rg 8.6 ©. I, 486, 533. 

Eutwendung von Lebensmitteln, St. G. B. 

Entwendungen und Bejchädigungen re ausgefeßte Gegenftände, die im Freien 

ausjtchen, Frevel an folden, G.S. I, 51, 357. 

Epidemien, Beobachtung von Terre dabei, Rt. 6. 1, 90, 9. e ®.1, 
94, w. 8.6.1], 124, ı93. 8.6.1, 198, ı0. 8.8.1], 221, 
223. 8.8.1, 236, 248. 8.6. I, 336, 360. 

Grb: und Laaßpächter, Sep. G. 1670, 

——3 — Erbenzinsgrundſtücke, K. G. II, 807, o0. K. G. II, 830, 110. 

ie in (Succeffion), 2.0. XXXV, 79, 
ei! 8:Stempel, deffen Entrichtung durd) Rn Erben, 8.6. II, 543, 14. 
—  »Gtempelfteuer, G.S. IL, 64, 455. 66, 471. ©.©. UI, 99, 659 
G.S. II, 102, 667. G. S. IV, 226, 1267. G. S. VII, 350, 2035. 
Rev, E. 203, dec. VII, 
Erbzins-Lchnwahre, L.O. XII, 39. 
_ ⸗ y- Wiederfaufoberechtige, Sep. G. 1695. 
Grhängte, ©. I, 83, ı72. ©. II, 282, 130. 
ei net, Publication der Verbrauchsſteuer 1832—42, K. G. IH, 798, 69. 
. IH, 836, 124. 8.6. II, 953, 367. 
* Stener⸗ und Zollerhebun orolie. 

Erhöhung der Steafbarkeit, f. re Steak. 

—— M.St. G. B. 70. M.St. G. B. A; ſ. übr. Reſtitution. 

Erkenntniſſe, deren Eröffnung, ſ. Urthel, deren ohubicafion. 

— „Erklärung der Nothfriſten bei deren Publication, K.G. I, 441, 502. 

Erfranfte, i Verpflegung. 

— Veränderungen und Zuſätze zu einigen Titeln der Anhaltiſchen Landes- 
ordnung, ſowie Erläuterungen, Veränderungen und Zufäge zur Ans 
baltiihen Prozeßordnung, ——— einem Anhange, die ſummariſchen 
Prozeßarten betreffend, publicirt den 10. Juli 1822, Publicationds 
patent, G. S. I, 22, 141. 

— ‚ revidirte, fammt beigegebenen „elf Deciſtonen,“ Geſetze, betreffend deren 
Publication, vom 21. Juli, resp. 21. September 1850, worin zugleich 
die aufgebobenen und veralteten frühern Decifionen genau bezeichnet 
fd, ©. ©. VI, 317, 1867. 

— „ revidirte, fernere Verordnungen dazu (von XII bis XV), ©, ©. VII, 
382, 2241 (XIX), G. S. VIII, 412, 2373. 

— ‚ revidirte, verſchiedene Drudfehler und ſonſtige Berichtigungen derſelben, 
Rev, E. dec. All, 2241. 

Erlöſchen der Strafbarkeit, St. G. B. %. 

Ernte-Dankfeft, Texte zu den Predigten an felbigem, 8.6. IV, 1112, 212. 

— Berzeichniffe, deren Einreichung, K. G. II, 533, 8. 

Eröffnung und Beſchlagnahme von Briefen, St. P.O. 47. 

— der Teſtamente, K. G. II, 565, ie übr. Publication. 

Erpreſſung, 1.6.2. 51. N.&.6.2. 34. 


v⸗ 


Erſatz bei Verbrechen wider das Eigenthum, St. G.B. 1 
Erzengnifie, literarische und artiftifhe, Schuß — ud Bundesbeihluß von 9. 
Novbr. 1837, ©. ©. II, 136, 853. 
Eſſen, ruffiihe Feuer, ©. ©. i 36, 257. 
Eitafettenreglement für Köthen, 8.6. I, 875, 176. 
Etappenconvention mit Preußen, K. G. i 421, 481. K. G. II, 556, 22. 
Etat, ſ. Finanzetat. 
Eurich, Conceſſion deſſelben zum Ankauf alten Eiſens, K. G. II, 684, 156. 
Eramen, der Candidaten, ©. II, 394, 308, ſ. übr. Prüfungen. 
Erecntiond-Arten, Gpecutionsmittel, Rev. = 171—185, f. hr. Hülsverfahren. 
— —— Cxecutionsgeſuch, Rev. 162. 163. 
Executivprozeß, ©. ©. 1, 26, 165—107. ©. €. I, 60, aıs. 6.195. Rev. €, 118—123. 
Erimirte, ————— — an die Kötbenfchen —8 zur Beitreibung der 
rückſtändigen Schulgelder von denfelben, 8.6. I, 595, 60 
Erimirter Gerihtsftand ift aufgehoben, G.S. VI, 315, 1542. 
—— ſollen nicht bis 4 Abend aufgeichoben werden, 8,6. II, 768, 7. 
Erpenfen, Gerichts, PD. XV, 132. E. 139. Rev. €. 43. 
———— unfreiwilliges, für die Bergwerfsgrundftüde, 8.6. IV, 1155, 338. 
Ertrapoften und Lohnfuhren⸗Regulativ, ©. II, 272, 122. 
— Keglement für Köthen, K. G. IU, 875, 176. 
—  Hetfende, deren Legitimation, K. G. IH, 846, 140. — 
Erzeſſe, militairpolizeiliche, M. St. G. B. 39. 
Eyd⸗Schwũre, gerichtliche, P. O. IX, 120. E. 108. Rev. E. 43. 
— der Bormünder, ſ. Vormundfafen 


F. 


Fabrilkate und er deren Ausführung nach Baiern und nn. 8. 
IL, 775 . 
— — gefundbeiterhüdtiche, P. St. G. 4. 
älſchung, St. G. B 
— „ ächten Geldes, St. G. B. 79. 
Fahren, 8.6. I, - 157. 8.6. 1, 354, 383. K. G. I, 506, 574, f. übr. Chauſſee⸗ 
räben. 
— und ga, P. St. G. 54, 
ee Handlungen, St. G. B. 55. 
rläſſigleit, St. G. B. 10. M.St. G. B. 42. 
„Tödtung aus, ſ. Tödtung. 
ahrpoſten in Bezu auf eine und ausgehende Waare, K. G. U, 635, 9.“ 
all und Wurf, — dadurch, St. G. 56. 
alihmünzen, St.G.B. 7 
amilie * — ſ. —— 
amilien⸗Geſetz, Köthenſches, K. G. 1, 218, 217. 
— Namen, der Jsraeliten eingeführt, ®.©. 1, 17,0. K. G. 1, x n 178. 
— Stiftungen, deren Errichtung und Aufhebung, 8.6. U, 5 579, 
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, Aufgebot und Trauungen an denfelben, S. II, 365, 266. 
achtsaufzüige find verboten, ©. I, 149, 20. 
atalien, ſ. Notbfriften. 
dervieh, foll nicht auf den Straßen umberlaufen, K.G. 1, 437, 500. 
eier: Abend-Nachtläuten, K. G. I, 200, 192. 
— sBurfchen, follen nur 4 92 resp. 2 als viaticum erhalten, S. N, 295, 149 
— Tage, Abfhaffung der dritten, R.G. I, 194, 186, f. übr. Fefttage. 
Feld-Diebitähle, ©. II, 242, 87. ©. H, 320, ı73. K. G. 1, 162, 150. KR. 1, 
186, 176. 
— Jagd, deren Eröffnung, K. G. I, 101, 102. 
— sMeifer, deren Beftellung in Separationsfachen, K. G. IV, 1069, 107. Sep. G. 1718. 
— PBolizeisBeftimmungen, RG. 1,18, 1 K. G. 1, 66, 72. K. G. I, 387, a1. 
R.®. 1, 389, 416. K. G. I, 405, 492. 8.8. I, 444, 50. A. G 
1, 456, 51. 8.8. I, 461, 515. 
— — Ordnung, 6.©. V, 287, 1611. K. G. IV, 1188, 421. 
— ‚Vergeben, K. G. I, 21, 14. K. G. I, 136, 132. 
— s und Viehordnung, K.G. 1, 18, 12. 8.6. I, 66, 72 8.8. 1, 72, 77. 8.6. 
. 1,114, 11. K. G. I, 261, 289. R.G. 1, 389, a5. R. G. 1,444, 
50. 8.6.1, 456, 512. K. G. I, 461, 515. 8.6. I, 503, 572. 
— Wege, wie weit Diemen davon entfernt fen follen, 8.6. IL, 651, 118. ä 
— s, Wiefen- und Waldarbeiten an Sonne und Feiertagen verboten, P. St. G. 18. 
Felder und Forſten, P. St. G. 65. f. übr. Feldpolizeiordnung. 
—  — Grängen, deren Beräinung, L. O. AIX, 50. 
Felle, aufzufaufen und auszuführen, verboten, ©. I, 156, 4. ©. I, 166, 32. ©. 
Il, 324, ı93. 8.6. I, 520, 583. 
Fenfter, aus denfelben follen feine ſchmutzigen Flüffigkeiten gegoffen werden, 8.6.1, 
176, 159. K. G. I, 506, 571. K. G. 1, 512, 579. 
Feſtſtellung, feititellende Behörden, St. P.O. 139. 140. 
un  de8 Thatbeftandes verübter Verbrechen, M.St. G.B. 92—100. 
Feſttage, deren Feier, K. G. I, 182, 172. K. G. I, 190, 484 K. G. 1, 206, 210. K. 
G. I, 213, 214. K. G. I, 214, 215 8.8.1, 2334, 244. ROT, 
981, 321. K. G. I, 284, 323. K. G. I, 320, 349. K. G. 1, 325, 25% 
— „ Fefttansfeier, f. übr. Sonntage, Sonntagsfeier. 
darreft, Feſtungsſtrafe, M. St. G. B. 2. 
euer, Enidedung, wie ſolches entſtanden, ©. I, 98, 192. 
— , bei entjtandenem, in der Gegend, ift ein Bote nach Deßau abzujhiden, S. l, 


63, 126. 
— „ Hülfsleiſtungen bei demſelben, S. l, 23, 34. © I, 77, 15% 
— ,umd Licht, vorſichtiger Umgang damit, 8.6. I, 265, 293. 
— , das Stürmen dabei bet, ©. I, 93, 186. 
— , wer deffen Urheber anzeigt; erbäft 20 Thfr., ©. I, 73, 141. 
— Auſſecuranz, Beitritt Köthens zur allgemeinen, 8. G. I, 256, 288. 
_ — richtige Verficherung bei derfelben, K.G, I, 504, 573. 
— — — das Eintragen der Gebäudetaxen im daſſelbe, K. G. IH, 
0, 132. 
— Waſſen-Ordnung- S. 526, 34 ©. 11, 214, 61. 
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Feuer: Eimer, Verordnung derfelben, ©. U, 154, 23. 

— »Eſſen, ruffiihe, G.S. I, 36, 257. 

— Gewehre, unbefugtes Schießen mit denfelben, S. II, 263, 114. G. S. I, 5, 20.) 

8.6. II, 540, 12. 7 St. G. 58. 

— — „Unvorſichtigkeit mit denſelben, P. St. G. 45. 

— -Kommiſſare werden die Kreisdirektoren, G. S. VII, 338, 1066. 

— -Läuten, 8. ©. I, 377, 406. 

— ⸗Löoſchorduung, allgemeine, G. ©. IX, 477, 2511— 2816, (ald Beilage zu diefem 
Sieh erſchien Die Feuerlöſch Ordnung für Die Stadt Deßau; die 
Beuerlöfch » Ordnung für die Stadt Zerbft ift am 27. Februar 1856 
ausgegeben worden). j 

Ordnung der Stadt Deßau, S. I, 35, 19. ©. I, 36, se. 
— „ erxneuerte für die Anhalt-Deßauiſchen Lande, ©.©. 1, 31, 185. 
— „ Koͤthenſche, Publicandum diefelbe betr, 8. ©. U, 542, 12. 8. ©, 

: Il, 955, 412. 

— Polizei, Vergehn gegen diefelbe, P. St. ©. 46.—48. 

— e, ſchnelle Anzeige vom Entſtehn, K. ©, 1, 319, 319. 
euerögefahr, arm. derjelben, 8. ©. U, 627, 37. 8. ©. 1, 628, ss. 8. G. 


‚ 646, 115 
Feuer-Sicherheit, desfallfige polizeiliche Maßregein, K. G. U, 656, 123. 
— »Gtütten, deren Befichtigung und Reparaturen, 8. ©. 1, 346, 366. K. ©. 1, 
388, 415. 
— ⸗Stellen, deren Befichtigung, ©. 1, 262, 113. | 
— :Berjiderung, Anbaltitde landwirtbichaftlihe Mobiliar, K. ©, IV, 1022, 161. 
8. G. IV, 1107, i83. 8. ©. IV, 1177, 39% 
— :Berfiherungsfumme, wenn dieſelbe herabgefegt werden foll, müffen die Hypothek 
- gläubiger einwilligen, ©. ©. VII, 338, 1986. 
— Werke, Beitimmungen wegen deren Abbrennens, K. ©. 1, 358, 389. 
ideicommifle, deren Errichtung umd Aufhebung, 8. G. Il, 579, 30. 
ideicommiß:Berhältniffe, Wirkungen der Separation auf diefelben, Sep. G. 1695. 
— Verwaltern, Vormündern, Curatoren ꝛc. iſt die Annahme von Honorar, 
Procuraturgebühren ꝛc. unterſagt, G. ©. Il, 65, 487. 
Finanz⸗Etat, — — und Regulirung des Landesſchuldenweſens von Kö—⸗ 
then, G. ©. V, 239, 1313. K. ©, IV, 1038, 229. 
— des Herzogthums Anhalt⸗Deßau für 18/,, G. ©. V, 282, 1583. 
— desgl. für 1859%/4, ©. ©. V, 312, 1529. . 
— des Herzogthums AnhaltsKöthen für 18/0, K. G. IV, 1180, 3897. 
Geſetz für das deutſche Reich““), K. G. IV, 1141, 281. 
» und Polizeiangelegenbeiten, deren Verwaltung, ©. ©. Il, 78, 52». 


II 


*) Beide Gefege beziehen ſich auf eine frühere deöfallfige Verordnung (vom 19. Juli 1773), welche 
in die Deßauiſche Sammlung lanvesberrlicher Verordnungen unter: „Schießen, verbotenes” aufges 
nommen worden iſt; Dagegen finvet fi das Kötbenfche —* (vom 9. Juli 1799) auf welches 
K. G. 1, 540 Bezug nimmt, in der Sammlung Kötbenfcher efege ıc. nicht vor. 


) Die Reichögefege find nicht in die Deßauiſche —— en worden, fontern er 
n der 


ſchienen in befonderer Meibenfolge Daneben, lud aber thenſchen Geſetzſammlung enthalten, 
weshalb fie mur nach dieſer angezogen worden find. 
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Fiſchen und Angeln in den N Stadtteicdhen, verboten, &. 6. M, 801, 94. 
— ,m N verboten, ©. 1, 165, 32. 
Fiſchereien L. XXIII, 60. 
— „ deren Beeinträchtigung, &. 6. B. 82. P. St. ©. 64. 
— spoſen, bei Nacht verboten, K. ©. 1, 230, 230. 
achsrö | in fließendem Waſſer verboten, S. 1, 157, 3. 
e, deutfche, deren Einführung, 8. ©. IV, 1131, 249. 
— Ri Prot und Wein, damit follen die Städte verfehen werden, 8, O. XXVIL, 64. 
f. übr, Markttare. 
— — K. G. 1, 368, 306. 
— ⸗Taxe, deren —— Aufhebung, K l, 482, 516. 
— — „ deren Verrichtung durch vwereidete Pre 8. ©. 1, 279, 320. 8. 
G. 1, 370, 398. 
— ‚Berfauf, unbefugter, ift verboten, ©. 1, 184, 2. ©. 1, 302, ı3. ©. U, 
337, 203. 8.6.1, 193, 185. "8.6. 1, 344, 365. 8.6.1, 524, 556. 
— Zehnten-Abiöfung, f. Ablöfung 
Flinten und a er Abfchrauben "eingerichtete, dürfen nicht geführt werden, K. G. 
1024, 165. 
- en, Schweren und Gottesläftern, L.O. I, 
Anlagen in denfelben und Befahren — P. St. G. 50. 
—*X von Aeckern bei der Reſidenz Köthen zu entrichten, K. G. I, 619, sı. 
— f. Artaria. 
bediente, Verordnung an dieſelben, K. G. I, 563, 26. K. G. I, 618, so. 
ordeputation, ————— einer beſondern in Zabſi, G. S. II, 153, 901. G. S. 
161, 925. 
—* mit Holzuuhungerecht belaſtete, Sep. G. 1681. 
Srevel und Jagdfrevel, Maßregeln zu deren Verhütung und Beſtrafung zwiſchen 
Preußen und Deßau vereinbart, ©, ©. V, 240, 1341, auf Köthen 
ausgedehnt, G. S. VII, 406, 2357. 
— —, — die Nichteröffnung und das Fallenlaffen der Unterfuchung wegen 
der big zum 14. April 1848 verübten betr., ©. ©. V, 250, 1409. 
G. S. V, 265, 1459. K. G. IV, 1135, 270. 
— ‚, Erläuterung des landesherrlichen Ediets vom 1. Septbr, 1821, 8. ©. 
Beta > f. übr. Baumbefhädigung, verbotene, Holzdiebftähfe, 
olsfreve 
— Grund, Forfb-Tkeifungen, Sep. G. 1689. 
— Breis, halber, wegen Baubolzes, ©. I, 104, 198. 
— ‚Qualität, wenn folhe fehlt, Sep. ©. 1684. 
— Etrafgerichtobarkeit gebt auf die ordentlichen Kriminalgerichte über, ©. — v, 
260, 1437. 
— trafſachen, K. 6. IV, 1184, 411. 
— Berwaltung, 8.6. IV, 1038, 234. 8.6, IV, 1139, 274. 
— Weide, deren Abtöfung, Sep. ©. 1679. 
gras rlente, Legitimation deren Knechte, K. G. II, 979, 470. 
rad) rwert, deifen Selgenbreite und Belaftung beim Befahren von Chauffen, G. 
. 1, 153, 901. G. S. Ill, 161, 02. 


- 
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rag —a an die Geſchwornen, StPO. 87. 
/M., ſ. Auszumweifende, Naſſau. 
—— wie un —— mit den Mannsperfogen zu verſtehen ſei, Rev. 
2374 
Freiheit, mangelnde, als ein Grund, der F Strafbarfeit ausſchließt, St. G. B. 25. 
—  , Berlegimg der perfönfichen, &t,.©.B. 47. 
Greieifsfrafen, 51.6.8. 2-5. 6.5. VII, 420, — M. St. G. B. 13. 
deren Vollſtreckung, M.St. GB. 7 
_ , Ummanblung der durch — verhängten Geldbußen in ſolche, 
M.St. G 88, f. übr. weil 
Freilaſſung und Verhaftung des An eſchuldigten, St. P.O. 63. ©. ® VII, 421, 2434. 
reimeifter, follen Gaution ftellen, S. I, 97a und 97Tb, ı91. 
reifinmige, der, eine Zeitfchrift, ift imerbatb der Ddeutfchen Bundesflaaten verboten, 
G. S. II, 68, u 8.6. 11,,810, ı01. 
reiwerberei, it verboten, 8. 6. „439, 544. 
reizüigigfeitsvertrag, ſ. 33 Regierung, Dänische Negierung, Eidgenofjenfchaft. 
eımde, deren Aufgebot und Zrauung, © 172, 35. 
—  , wegen 2 —— Sl, 163, 3. ©.1, 283, 13. ©.1U, 315, 174. 
464, 
—  , müffen in den Safthöfen —* Schenfen angemeldet Pete, 8.6.1, 73 
K. G. 1, 135, 131. K. G. 1, 168, 156. 8.6. 1, 339, 363. 33 
l, 401, 148. 86. 1, 733, 25. K. G. Ul, 790, 62. 8.6 U, 
s43, 135. 
‚. deren willfürliches Einmiethen und Ankauf in_ der Kot 8.6.1, 134, ı31. 
K. G. 1, 135, 13. 8,6. 1 141, 19. 561, 25. 
—  , deren Logiren in Köthen, 8.6. 1, 845, 139. 
— denſelben iſt das Fra obne Grlaubniß verboten, S. 11, 218, 66. ©. 
‚ 264, 
— ,„f übe Aufenthalt, Aufnahme, Ausländer, Copuliren, Dienftboten, Grundſtücke, 
Mititairpflichtige, 
Fremden-Polizei, auf — Gifenbahn, 6.6. M 178, 1013. G. S. IV, 189, 1063. ©. 
©. IV, 199, 109. K. G. In, 980, 477. 
Frevel an Sean, die im freien ausiteben, GS. 1, 51, 357, f. übr, Dieb- 
ſtähle, Forſtfrevel. 
Friedend-Bruch, ſ. Landfriedensbruch. 
—  Störmgen, St. G. B. 35. 
he im, B. 3., Hofagent in Köthen, defien Leihhaus-Privileguun, K. ©. IV, 1060, 7. 
—** —S— Pe von Anhalt-Köthen Durchlaucht, Regierungsantritt, K. 
25, 491. 
Hi Handwerf, Pfufchen in daſſelbe verboten, K. G. Ul, 815, 105. 
n, (dilationes), P.O. V, 111. 6. 89. Rev. E. 27. 
"Eucen, ungebübrliches, it deu Sachwaltern verboten, S. U, 170, 31. 8.6. II, 
——— ag — "0 "hi 893, 201. 
— Berita Prozefien, 8.6, I, 933, 343. 
ner fennig ift abgeftellt, ©. I, 25, 35. 
rucht-Zehnten, ſ. Ablöfung der Ratımals, Frucht⸗ und Fleiſchzehnten. 


42 5 


orge, unterlaffene, gegen Hülflofe, P. St.G. 2 
ürjten, vegierende, — gegen dieſelben, Ku deren Familie und Vertreter, St. 
6. 


ußluechte, und Reiſige, berrenlofe, deren Pladereien, &. O. XLI, a 

upfteige, eifige, follen mit Sand oder Aſche beftreut — * 6. 1 ‚ 325, 353. 
— „ verkreuzte, follen nicht benußt werden, ©. 11, 133 

ußwege, gepflafterte, deren Inftandhaltung in der Refidenz, Fi G. 1, 776, 28 

utter, Auttergewinn, Auttermittel, Sep. G. 1674. 1675. 

— sfräuter, deren Behütung, K. G. 1, 503, 572. 

— — ‚deren Verſchonung mit fremder Aufhutung, K. G. IV, 28, 220. 

— Berkauf‘ iſt den fürſtlichen Stallbedienten werboten, ©. 1, 132, 


“ &, 
Gaben an Hausarme, find nicht verboten, ©. 11, 138, 12. 
— ‚rüdftindige, von den beim Güterverfauf zu enteichtenden, ©. I, 72, 143. S. 
l, 328, ı96, f. übr. Hypotheken. 
Gärten, deren Verkauf muß angezeigt werden, K. G. 1, 152, 
Gäſte fol von den Brauern zu Nienburg nicht gefeßt werben, “a. G. II, 560, ». 
— Setzen, Unberechtigter, K. G. 11, 847, 141. 
Garitz, Wiederherſtellung der dortigen Potrimon ialgerichtsbarkeit, K. G. 1, 669, 145. 
Garn, deſſen Verarbeiten im Auslaͤnde, K. G. 1, 74, 70. 
— Spülen, K. G. 1, 29, 21. 
Gartenbau⸗Vereine, auswärtige, 8.6. 11, 913, 320. 
Gartenredht, deſſen Unterſchied von Dege ebrache, K. G. 1, 27, ı9. 
Gas-Geſellſchaft, deutſche Kontinentals, deren Statuten, 6. ©. IX, 478, 2817— 2842. 
Gaſſen, Schlittihuhlaufen und Scylittern auf denfelben, verboten, S. Il, 211, 50. 
Gaſthöfe, 2.O. XXVII, 66. 
— „ in folhen follen nah 10 Uhr feine Gäfte geduldet werden, K. G. 1, 123, 
122. 8.6. 1, 320, 349. 
— „ in ſolchen follen feine Kinder aufgenommen ar P. St. G. 16. 
— „ Prediger ſollen nicht in ſolchen ſpielen, K. G. 1, 187, 177. 
Phi orte, K. G. 1, 253, 281. 
chenkwirthe follen Schulfindern den Aufenthalt in ihren Xofalen er ge 
ftatten, G.S. 11, 43, 319. G. S. VIl, 390, 22690. BP. &t.®. 1 
— Wirthe, — F bei ihnen —* Fremden anmelden, 8.6. I, 73, 78. 9 
‚119, 120. 253, 251. K. G. 1,401, 44. 8.6.1 
’ "25. 
— — , mn nn und andere fremde Biere nicht an Privaten ablaffen, S. 1, 


Salt jollen einer Krantheit verdächtige Pferde abgefondert ftellen, K. ©. 1, 9%, 97. 


— — „ — Kine Bettler. und een beherbergen, K. ©. 1, 71, 77. 8. 
®. 1,75, so. 8.6.1, 108, ı07. K. G. Il 148, 142. 8.6. l, — 

— — , —— Pferde, die einer Krankheit verdächtig find, abgeſondert ftellen, K 
&, 1, 96, 97. 

Geächtete, der, ein Zeitblatt, verboten, 8.G. IN, 857, 147. 
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Gebäude, gt — Angabe deren Werths der Brandeaſſe, ©. Jl, 39, ı01. ©. 
l, 61, 124. ‚121, 21. 8.6. l, 504, 573. 
— — und Vermehrung des Inventars, Sep. G. 1696. 
— „ fürftliche, van Goncurrenz bei der Brandeafle, ©. 1, 45, 107. 
— — deren Bauten und Reparaturen, ©. 1, 251, 93. 
—, herrſchafiliche ſowie Pfarr⸗ und Schulgebäude, deren Bewohner und Nutz⸗ 
nießer baben die Verbindlichkeit zur Üebernahme der Heinen Reparaturen, 
6.5.1, 71, 493. 
— „neue, wie Diefelben in den, Ueberſchwemmungen ausgefeßten Gegenden einzus 
richten, ©. ©. Il, 44, 321. 
— „ ſollen nicht mit — — werden, K. G. I, 408, 461. 
— „ geiſtliche, bedürfen zu den kleinen Reparaturen die Genehmigung der betr. 
Kirchenvifttationen, K. G. 1, 882, 190. 
— „ Herzogliche, deren Bewohner haben fit) mit ihren Reparaturanträgen an Die 
Baudirection zu wenden, K. G. Ill, 817, 108. 
— Ta deren Eintragen in das FeuersAffecurang-Gatajter der Refidenz, 8. ©, 
840, 132. 
Gebühren für Eintragung der Teſtamente in die — 8.6. UI, 616, 78. 
— „ , bei Denunciation von ae 8.6. 1, 136, 132. 
— ,„ ‚_geiftliche, deren Taxe, ©. 74, 505. 
_ Lage in Strafſachen, G. S. VII, 421, 2459. 
_ — ,&PB.O. 1211146. 
— — für gerichtliche Bemühungen in der Borunterfuchung und der öffentlichen 
Verhandlung, St. BP. OD. 125. 
— für Die Staatsanwaliihaft, St.P. D. 128. 
— * Urkundsperſonen, Gemeindebeamten und Sachverſtändigen, St. P. 
130. 131. 
— — für die Behörden bei Verrichtungen nach —— St. P.O. 129. 
— — der Zeugen und Diener, St.P.O. 134. 135. 
_ — für Sachwalter, St. P.O. 137—140. 
der —— St. P.O. 141—146. 
Geburt, Berheimfihung derfelben, St. G. B. 43. 
Geburts- und Taufſcheine für uneheliche Kinder, K. G. IV, 996, 62. 
— rkunden der Perſonenſtandsbeamten, K. G. IV, 1182, 395. 
-- — „ſ. übr. Standesbücher, Perionenfandebenmien. 
—  sMegifter, en Einrichtung, 8.6. 1, 555, 2ı. 
Gefährdung, des Lebens, oder der Gefundheit, betrũgeriſche, St. G. B. 75. 
— „ durch Wegnahme von —— und Schußmitteln, m. durch 
Fall und Wurf, P.St. G. 5 
Gefährlichteit des Verbrechens, St. G. B. 16. 
— ängnißhaft, G. ©. IV, 226, 1275. 
vn — Zuchthaustrafe, G. S. IV, 226, 1266. 
—  »Steafen, ©.©. VI, 420, 2103. ©. 6.8.3. M. St. G. B. 11. P. St. G. 2. 
* dürfen nicht an öffentlichen Brunnen gereinigt werden, K. G. 1, 483, 532. 
«a aus, die Dafür ausge — findet nicht mehr Statt, ©. 11, 145; 16. 
—— deren Befreiung, Si 
6 
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enes, deſſen Vorenthaltung, St. G. B. 72. 
Gegenbeweis, P. O. X, 121. E. 114. Rev. E. 49. 
Ge Anti der Verordnungen des Landesherrn, K. G. IV, 1099, 162. 


widerrechtliches, St. ©. B. 50. 


Gehalte und Penfionen oder Koftgeld, auf dieſelben ſoll nichts geborgt werden, &,11, 227, 70. 
Gehaltsabzug der fürſtl. en zur Befriedigung ihrer Gläubiger, iſt nicht 
ftatthaft, K. G. 1, 36, 26. 
— bei Stuatödienenn zur Befriedigung der Gläubiger, K. G. 1, 149, 143.”) 
—— K. G. 1, 202, 104. 
immittel, verbotene, P. &t. 6. 39. 
se eimife, Eindringen in fremde, St. G. B. 84. 
Gehöfte, in ſolchen f das Diemenjegen verboten, S. U, 199, 53. 
Gehorſam, deſſen Verweigerung und Widerfeßlichkeit, M. St. G. B. 28 
TR der Grmordeten, eine Schrift, ift durch —3244 verboten, K. G. 
870, 167. 
Geiſte sſchwache und Gemüthskranke, deren Aufnahme und Behandlung in der Köthen⸗ 
' ſchen Arbeitsanftalt, 8.6. IV, 1066, 15. 
Geiftliche, deren Einwirkung bei ehelichen Streitigkeiten, 8.6. IH, 804, 6 
—  , als Volfövertreter, deren Stellvertvetung, K. G. IV, 1167, 378. 
Geiftlichkeit, Lutberifche, —— an Diefefbe * der Abgabe für Die überzäbligen 
Gevattern, K. G. I 5, 
‚ deren Disciplin, ft. G. ji 185, 175. 8.6. l, 187, 177. 
Ge, falſches, deſſen Ausgeben, St. 6. 8S76. 
— ⸗Auswerfen bei Trauungen iſt verboten, S. II, 279, ı28. 
— Buße, M.St. G. B. 11. 
— „ deren Unmandlung in Freiheitsſtrafen, M.St. G. B. 8 
Gelder, wisgelieene, von deren Verzinfung, L.O. X, 37. ©. & 9a, 60, 109. Rev. 
dec. IV, 196. 
Gelditrafe, St. G. B. 5. P. St. G. 2 
Geldwe ſel, K. G. 1, 140, 133. 
Geleit, ſicheres, St. ß. D. 35. 
&elöbniffe, deren Verlegung, St. G.B. 56—58. 
Gemeinde:Glieder, fatholifcye, Führung der kirchlichen Kiften über dieſelben, G.S. IH, 
148, 885. 
— Kaffen werden gebildet, ans den Ueberſchüſſen vom Salzverkauf, G. ©. I, 
167, 961. 
Gemeinden, Aufnahme von Miethöfenten in ſolche, 8.6. 1, 207, 210. 
— ein — haben, ſollen nur zwei oder drei aus ihrer Mitte ſchicken, 


l, 
Gemeinde⸗ — 2 Keieitpeitung vom 4. gerne 1849, G. S. V, 272, 11m. 
G. S. V, 296, 1659. G. S. V, 309, 1753. G. S. vii a 1981. 
G. € u 355, 2061. 
— — für das Herzogthum Anhalt⸗Cothen, K. G. IV, 1152, 311. 
— — „Berordnung wegen deren Ausführung, K. G. iy, 1156, 340. 
2 Rah den allerneuſten geieplicen Beftimmungen ſoll im * Then Das Dienſteinkommen der dortigen Hof: md 


Staatödiener wegen fontrabirter Schulden zur Befriedigung Der Glärbiger nr his zum wiertenm Theile mit Armeit belegt 
und im Abzug gebracht werben bürfen. 
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Gemeinde, Stadts und Dorfordunng für Anhalt-Deßau und Auhalt-Köthen vom 1: 
März 1852, G. S. VI, 366, 2141. G. S. Vi, 367, 2ısı. 
— Strafen, deren Einfchränfung, 8:6, H, 559, 24. 
Gemeinheiten und Dienftbarfeiten, deren Einfcpränkung, Sep. G.1 
Gemüfehändler, auswärtige, deren Handelsbefugniſſe in Köthen, R. xy IV, 1114 213. 
General:Kommiffion, Herzogl. Anpaltifce, Geſammt⸗, deren Bildung und Gompetenz, 
G. S. V, 276, 1531. G. S. V, 297, 1563, 8.6. IV, 1170, z79. K. G. 
W, 1073, 100. 
— — ©. U, 386, 25. K. G. l, 144, 136. A. G. J, 371, 308. K. G. 
381, 408. 
Gensd’armen, Ausdehnung des Geſetzes, das Schuldenmachen ded Militärs betreffend, 
auf diefelben, K. G. UL, 793, 63. 
— sMiethögeld, ©. II, 341, 207. 
— ‚md ilitärs, die von den Givilgerichten am fie zu erlaffenden Verfü— 
gungen &, K. G. IU, 886, ı93. 
Gensb'arımeric, —— aus derfefben, M, St. G. B. 9. 
‚, deren Errichtung, S. U, 323, 183. 
— „deren Bezahlung bei Arretirungen, K. G. III, 876, 155. 
— »Rommando ift dem Herrn von Holly übertra 2 K. G. III, 762, ?. 
— — 3 daſſelbe iſt vom Verlauf der rn der von ihm 
deuumcirten Berbrechen in Renutniß zu fegen, 8.8. III, 820, 109. 
Gerade, Mustheil, ——** und L. D XXXVH, 83, ©. 69. Rev. €. 13. 
Gereihtigteit, der Aemter, 
Gerichte, un Baefe N v, 18. E. 5. G. S. II, 60, 105. Rev. E. 3. 
ec 191. 
— „ auswäͤrtige, am folche dürfen Anhaltiner nicht nußgeliefert werden, 8.6. U, 
682, 155. 
— Ober und Nieder- und was darzu gehört, P.O. XIX, 139. E. 141. 
Gericts-Bant, deren Beſetzung pr Unterfuchungsfachen. und Zugiehung von Gerichts: 
Schöppen, 8.6. IV, 1004, 8, 
Gerichtsbarkeit, freiwillige, 8. 6. N 158, 11. 8.6. U, 545, 15. 8,0. U, 576, ar. 
‚, Handlungen der wilfüichen, G. 164. ©. U, 375, 280. 
— „Militäͤr⸗,, M.St. G. B. 5 
„Patrimonial—⸗, iſt — ®.8; VL, 315, 1841. 
Geridhtöbarteits-Berhältmife, gegenfeitige, Besen deshalb zwiſchen Anhalt⸗Deßau⸗Kö⸗ 
then und Preußen, G. S. VIH, 405, 2341. 
Gerichts Behörden, De anderweite Or ifation, G.S. VI, 315, 1844. 
Straffadhen, St. P.D. 4. SPD. 15. 
— ‚Boten, — Geſchäfte Militairgerichten, werden durch Ordonanzen ver⸗ 
ſehen, M.St. G. B. 6 
Dienerpoſien, — über deren Beſetzung, RG, I, 500, 577. 
sErpenfen, P.O. XVII, 132, €, 139, Row. E. 48. 
Hof bei Schmurgerichten, St. P.O. 6—8. 
often, Davon find die untern Militärs befreit, 8.6. Il, 730, 252. ©. übt. 


Koſten. 
‚Dbrigteiten, anbefohlene Achtung wor denſelben, ©. I, 110, 01. 


Zur 


| 
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Gerichts ur — in den von ihnen geleiteten Verſteigerungen nichts erſtehen, 
.G. 1, 687, 150. 
— Perſonen, deren Ablehnung, M.St. G. B. 55. 
— ⸗· und iger Anhaltifhe, vom 21. November 1665, enthält 22 Titel 
und folgt unmittelbar hinter der Landesordnung, pag. 103. 
Sachen erfter Inſtanz, PO. I, 105. €. 73. Re. E. 17. ° 
:Sporteln, ungebübrliche, K. ©. I, 17, ı2. 
Stand, der Bundestruppen, G. S. VII, 383, 2247. 
— „ der Envollitten, 8. ©. I, 129, ı25. 
— „ eximirter ift aufgehoben, G.S. VI, 315, 1842. 
— , Mitlitaie, M.Si. G.B. 46. 
— , — beſondrer, in Kriminalfachen bergeftellt, ©. ©. VII, 431, 


2195. 
— „ der Verwalter und Dfonomielehrlinge, K. ©. II, 574, 36. 
Stände, Gerichtszuftändigfeit in Straffahen, St.P.O. 19—22. 
Tag, ein wöchentlicher foll zu Wörlik abgehalten werden, G. S. V, 251, 1411. 
Zare von 1710 folgt nad) dem XXMU. Zitel der Prozeß-Ordnung, pag. 155 
ff. Diefelbe ift unter dem Titel: Tax-Ordnung der Untergerichte, wies 
derholt abgedrudt, S. I, 6, ı0, und ſammt der Tax der Sportulen 
und Unfoften durch E. 150, als veraftet erklärt und abgefchafft. Die 
Sporteltage, E. 152—190, ift wiederum mehrfach modificirt durch: 
Revb. E. SI—111. — Der Strafprozefordnung ift aber außerdem 
noch eine befondere „Gebührentare für Die Verhandlungen in Straf 
ſachen,“ al8 Anhang beigefügt, St. P. DO. 121—146. 
Geringfügiger Prozeß E. 215—227. Rev, E. 143. 
Geringfügige Sachen; in ſolchen ift_der Executivprozeß ausgefchloffen. — Koften in 
ſolchen Sachen, G. S. I, 26, 167. 
Gerfte, auszuführen verboten, K. G. 1, 97, 99. 
—  , muß teglementsmäßig zum Brauen angefchafft werden, K. G. I, 80, 52. 
Gerüchte, lügenhafte und Unmwahrheiten follen nicht verbreitet werden, ©. II, 198, 53. 
Gefänge, aufreizende, find verboten, P. St. G. 11. - 
 Gejammt:GeneralsKommiffion, ſ. Generallommiffion. 
Gejammthans-Orden, Albrecht des Bären, G. S. II, 133, 833. 8. G. 11, 902, zrı. 
Gejammt-Oberappellationsgericht, Staatsvertrag über den Anfchluß an. das zu Jena, 
| zwifchen dem Großherzogthum Sachen Weimar und den Herzogthüs 
mern Anhalt-Deffau und Anhalt-Köthen, G. ©. VI, 319, 1573. f. 
übr. Ober-Appellationsgericht. , 
— +Staatsminifterium, GefammtsZollverein, ſ. Staatsminifterium, Zollverein. 
Geſchäftsordnung für die Landtage, K. G. IV, 1153, 330. 
eldyenke, deren Annahme und Beſtechung, St. G. B. 90. M.St. G. B. 35. 
Geſchlechtsvormundſchaft iſt aufgehoben, Rev. E. dec. XIV, 2244. 
worne, Geihwornenbant, Geſchwornengerichte, St. P. O. 6-8. St. P. O. 
3—95 


3—t Jr 
Gejellen, deren Anmeldung und wie viele gehalten werden dürfen, K. G. 1, 172, ı58. 
K. G. l, 195, 156. 8.6, l, 341, 364. K. G. l, 401, 448. 
— „deren Annahme Seitens der Maurermftr., K. G. I, 911, a9. 
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Gefellen, fremde, in Köthen logirende, K. G. 1, 774, 26, 

‚ fremd gewordene, ©. U, 327, 196. 

„Heirathen derfelben, ©. 1, 306, 156. 

‚ deren Kundichaften, ©. Il, 304, 155. 

‚ deren Schulden, ©. 11, 127, 3. j 

‚ deren Vertretung in den Handeld- und Gewerbecommiffionen, 8. G. IV, 1157, 
341. 8.6. IV, 1162, 361. 

— „ wandernde, ©. Il, 234, sı. 

Ge —— geſchloſſene, deren Beſtätigung und Gefepe, 8.6. 1, 606, 70. 

Geſetzbüch, franzöfifches, in Anhalt-Köthen eingeführt, K. G. 1, 167, 153. 

Geſetze und Rechtsnormen, durch die Verfaffung abgefchaffte, deren zeitweife Gültigfeit, 
8.6. IV, 1127, 216. 8.6. IV, 1128, zur. 

— , Verordnungen und Verfügungen, Sammlung der in dem Herzogthum Anhalts 
Köthen in den Jahren 1800 bis 1822 ergangenen, ift der Titel des 
eriten Bandes der Köthenfchen Gefege (K. G. L) Der zweite Band 
(K. G. 1) enthält die G. V. und V. von 1823—1829., der dritte 
(R.G.11.) die von 18291841. und der vierte (8. ©. IV.) die von 
1842—1850. der leßtere hat 2 Abtheilungen, (von Nr. 982—1056. 
und von Nr, 1057—1205.) 

Gefegestraft, deren Eintritt, 8.6. 1, 178, 165. 
Gefinde, Diebereien defjelben, ©. Il, 256, 108. f. übr. Dienftboten. 
— +Drdnung, 6.©. VII, 327, 1929. 
— ——— —— 228, 229. K. G. 1, 508, 676. K. G. l, 518, 682. K. G. 
‚ 832, 120. 
Gefindel, foll nicht von Gaft- und Schenkwirthen beherbergt werden und ſich nicht im 
ü Lande aufhalten, 8.G. IL, 24, 16. K. G. l, 71, V. 8.6. h 75, 
so. K. G. l, 108, 10m. 8.6. I, 148, 142. 
Geftohlene Sachen, anzufaufen verboten, K. G. I, 486, 533. 
Sen und Befchwerden, deren vorichriftswidriges Anbringen, M.St. G. B. 27. 


Geinndheit, Verbrechen wider diefelbe, St.G.B. 44. 
Geſundheits⸗Beamte, Neglement für diefelben, K. G. I, 189, 179. K. G. I, 221, 223. 
— »Bolizei, Bergehn gegen dieſelbe, P. St. G. 38. 
— Zguſtand des nach dem Regierungsbezirk Potsdam auszuführenden Rind— 
viehs, K. G. IL, 580, 41. 
Getreide, Ackerbürger dürfen auf den Märkten ach Sorten nicht faufen, welche 
e verkauft, 8.G. 1, 52, 53. K. G. TI, 81, 5. K. G. I, 132, 129. 
—  , Arme werden damit umterjtüßt, K. G. I, 372, 400. 
—  , Auffauf. deffelben, 8.6. 1, 25, 17. K. G. 1, 48, 30. 8.6. I, 80, 2. 8. 
8.1, 81,5. 8.6. I, 285, 323. K. G. IV, 1118, 215. 
— „ Ausfuhr, 8. G. I, 52, 5. 8.6.1888. 8.619, 8.6] 
98, 100. K. G. I, 112, 110. K. G. I, 132, 129. 
—  sSandel, zu demſelben iſt Conceſſion erforderlich, K.G. IV, 1027, 166. 
— Lieferungen ſollen von den Aderpäctern- zu beſtimmtem Preiſe vorgefchoffen 
werden, K. G. J, 272, 302. 
— Po durch Entrepreneurs, verboten, K. G. I, 105, 105. 
— — nah Weißenfels, K. G. I, 104, 101. 
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Getreide-Maaß, veraͤndertes, ©, I, 12 26. 
— , Einführung des Berliner € Scheffels, 8.6, I, 380, 
‚Mäklergefchäfte, Verbot deren ‚unbefugten Betriches, 8, % IN, 1058, 6. 
‚, Marfttare a fowie des Brodtes und Fleifches, © . 1, 66, 125. 
„Nachdruſch, II, 288, 142. 
, Normalmaaf für den Ropfaner Auntöbegitt, K. G. IV, 1005, 69. 
‚Sperre, deren Einführung, K. G. I, 52, 57. 8.6. I, 88, 0. 8.6. I, 97, 
9. 8.6. 1, 98, 100. 
— „ deren Aufhebung K. G. I, 107, 106. 
— deren Wiedereinführung ge Sadsfen, K.G. I, 112, 110. 
Thiemen, K. G. Jl, 16, 11. K. G. H, 651, 118. -&, übr. Diemen. 
‚ Unfug in, auf dem Stiele ftebjenden, 8. 6. I, 482, 531. 
PBerkauf, i im Einzelnen, K. G. 1, 99, 101. 8. &1, 372, 300. 
— „m * — in Rodlan, Lindau und Dornburg, K. G. J, 
"100, 
— , — S. I, 277, 121. 
Verſorgung der Wochenmarite damit, R.®. 1, 37, 21. K. G. I, 49, 37. 
8.6.1, 52%, 5. 8.8.1, 81, su. 8:8. L 91, 98. 8.6.1, 132, 
1299. 8.6. IL, 285, 323. & G. I, 327, 355. K. G. 1, 372, 400. 
8.6.1, 373, 401. 8.6. 1, 376, 40%. 8.6. 1, 379, 45. 
— vWorräthe, a aufgubebende, ©. Il, 286, 138. 
Gevattern, ftandesmäßige Wahl derfelben, 8.6. 1, 38, . 
—  , über Die vorgefchriebene dab follen eine Abgabe entrichten, 8.6. I, 759, — 
Gewäſſer, deren an 6. €. V, 274, 1535. ©, ©..V, 316 179. 8.6. 1 


Gewalt, malitäriſhe — Hᷣeißbrauch tm Kriege, M. St. G. B. 32. 
— Thang keiten im Kriege, durch folche erlangte Vortheile, M. St. G. B. 34. 
Gewehre, * Ablieferung, K. G. 1, 138, 130. 
— „deren Zurückgabe, K. G. 1, 250, 282. 
Gewerbe, Var eines folchen erfordert Gonceffion, P. St. G. 32—35. 
— „ die hieſige Unterthanen in. Preußen betreiben, K. G. U, 607, n. 
— Beirieb, gesenfeitiger, in den Zollvereinsitaaten, G. ©. 1U, 126, sıs. ©. ©. 
, 202, 1097. 
Commiſſion, über deren Bildung, 8.6. IV, 1144, 281. G. S. V, 268, 1471. 
— „Naͤchtrag, K. G. WW, 1157, 341. ' 
— Verttetung der Zümmergefellen it ſolcher, K.G. IV, 1162, 364. 
«Hülfsverein, defien Statutet, K. G. IV, 1008, 73. 
„Abänderung von deſſen Statuten, 8.8. IV, 1041, 337. 
‚Sadıen, juhinbige Behörden und Verfahren im ſolchen, 6. S. 417, 2397. 
Steuer, 8.6. I, 202, ı97. 8.6. I, 367, 396. 
Gewerböbefugniffe ze des Branutweinhandels, ® S. U, 157, au. ©. ©. IV, 
186, 1068. 
Gewerbſcheine, welche von den Mufterreitern zu löſen, 8. ©. HL, -770, 16. 
Gewerbtreibende, deren Auflehnung gegen obrigkeitliche Anordmung en, St. G. B. 38. 
Vergehen einzelner hinſichtlich der Taxen, Preiſe, Gewichte und Maaße, 
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der Anfertigung von Schlüſſeln, der — und der Zube⸗ 
reitung von Lebensmitteln, P. St. 6. 3 

Gewicht, des Brandweins, K. ©. I, 259, 258. 

‚ Kührung von er 8.6. I, 469, 521. 
Gewichts-Orbmung für Anhalt-Defau, G.S. IV, —* 967.. G.S. IV, 173, oso. G. 
S. VII, 359, 2060. P. St. © 

— T7abelle * elbzollpfiichtige nicht leicht — Gegenſtände, K. ©, IV, 
1020, 107. 

Gezengniß, — nach —— verfahren werden ſoll, P.O. XI, 123. E. 114 


Gift, Mißbrauch — P.St. G. 3 
— Pflanzen, deren verordnete ——— in Ortſchaften und Gärten, K. G. IL, 
Pr 


Glaſer⸗ Pfuſcherei, K. ©. I, 308, 342. 
— „ ſollen keine —53— fertigen, K. G. I, 423, 402. 
Glautziger ge RT erhält die Rechte einer moralifchen Berfon, K. 
287. 
— er — mit den Chriſten in allen bürgerlichen Rechten und Pflich⸗ 
ten, G. S. V, 249, 1407. 
he». Ih x der Wittwen und Kinder verftorbener Lehrer, K. 6. III, 828, in. 
er h >. or auf defien Werke gegen Nachdruck, G. S. J, 32, 209. K. ©. 
‚ 458. 
Gold: und —— — L. O. XXX, 73. 
Goſe in Faͤſſern darf nicht an Privaten verkauft werden, K. G. IL, 678, ı52. 
— :Berfauf, unbefugter, ©. II, 139, 13. 
Goffen, deren Reinigung, 8 ©. I, 325, 358. 
Gothaer Bertrag wegen gegenfeitiger Verpflichtung zur Übernahme der Auszumeifenden, 
Auszuweiſende. 
Gottes⸗ Aien auf denſelben ſollen die Särge nicht geöffnet werden, K. 6.1, 633, 93 
das unſchickliche Umbertreiben darauf it verboten, 8. ©. 11, 645, 18 
— -Dienft, die während deffelben in den Kirchen zu beobachtende Ruhe, 8.6. 1 
625, 86. 
— — , während deffelben darf nicht Schlitten gefahren werden, S. Il, 210, 59. 
— —  , mäbrend deſſelben ſollen die Kaufläden geſchloſſen fein, die Saitwirthe 
feine Gäfte feßen und nicht Schlitten gefahren werden, 8.6. I, 182, 
12. 8. ©. 1, 190, ıs. 8.6.1, 206, 210. K. G. l, 214, 215. 
8. © 1, 320, 9 8 ©. 1, 335, 353. 
— — , Öffentlicher, defjen Störung, und fg, . gottesdienftlichen Gebäuden, 
oder auf Begräbnißplägen, P. St. G. 
rat —— deren Störung, St. G. z! 58. 
— -Fur i 
— rn, Zluchen und —— L. O. U, 9. 
—— zu ———— ift — K. ©. 1, 330, 357. 
Gräben, deren Anlegung, Sep. ©. 1689. 
— +Schlimmung, 8. ©. I, 410, 41. 
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Grühereien auf Thon, Torf m. Recht zu deren Beuutzung, K. G. IV, 1155, 338. 
Grängen, 2. O. XIX, 55 
Gräferei» Benugung an den Willen, ©. U, 314, 173. 

— „Berechtigungen, Sep. © 1680. 
Gratifientiom bein Bauen, & U, 213, 6 & N, 297, 11. 1 
Gratulationg-Befugniß, ©. 1b, 409, 32. g 
Grenmer, Victwalienhändler im Braunfehmweig, Privilegium für einen von demſelben er⸗ 

fundenen Dampfkochapparat, K. G. 11, 973, 468 
Grenz: Irrungen, von denselben iſt Bericht — erſtatten, ©. }, 50, 11% 
— Reichen, deren Verlegung, St. G. B. 82. 
Grimſchleber Gutsbreiten, bütteharfen darauf, K.G. l, 22, 15. 
rohen, ſächſiſche, dereit bedi Annahme, K. G. M, 740, 262. Me Eu 
Grundabgaben, deren Ablösbarkeit, 8. ©. IV, 1196, 10. &E. V, 290, 10320. ©. 
©. VIl, 364, 119. ©.©. IX, 470, a73t. A 
Grund » Eigenthum, abzutretendes, AUF Eifenbabn, ©. S. M, 147, ser. 

— fremdes, deſſen Anmaßung, St. G. B. 83. 

— ‚Rechte des deutſchen Volls, K. G. IV, 1130, MT. 

— 0 find aufgeheben, ©. ©. vu, 347, 2025. 

— Steuer, K. ©. 1, 202, 194. 

> ——— ’ deren Herabfehung, 8. G. l, 367, 396. | 

— »Stüde, zu derem Ankauf muß Approbation nachgeſucht werben, 8. & 1143, 

135 8. ©. 1, 152, 14. 8. ©. 1, 529, 59. 

— deren Ankauf durch Ausländer, A. G. 1; 404, a51. N. 6.1, 528, sor. 
—_ — J außer der Fawilie ſollen ſolche wicht ohne höchſte Genehmigung ver 
äußert werden, ©. 1, 10, 25. 
— „ die an Gonfeiptionepfliätige überkaffen werden, 8. &. MH, 537, 16 
—  , Dispofltion der Cheleute über diefelben, A. ©. 1, 156, 146. 
—  , mas. bei deren Dismembration zu beobachten, 8. G. I, 85, 49. 
— in welchen Fällen Dismembration nachzuſuchen, K. G. H, 566, 28. 
K. ©. N, 653, 120. 
— 5: g von Fremden, bei deren öffentl. Verfanf, K. ©: H, 561, 25. 
— — , deren Erwerbung tit. luer. von Militärpflichtigen, A. ©. 1, 522, 585. 
—_ — bden Militärs gehörige, find frei von Kriegsftenern, ©. 11, 326, 195- 
— —  , Bertinenzqualität, Dev den Staatsangehörigen käuflich überfaffenen, 8. 
G. IV, 1197, 459. 
— „ , deren Geparation, ©. I, 13, 26. 
—  , untheilbare, wie bei folchen die Ausgleichung der Theilhaber zu bewir⸗ 
fen, Sep. G. 1693. 
— — „ Verfahren bei deren Veränferungen, G. ©. IM, 160, 923. f. übr. 
; Subhaſtation. 
Grundftüdsveränderungen, deren Anzeige bei Heron Rentkaminer, K. &. MH, 532, 6. 
Güften, Aufhebung des dortigen Freimarfts, K. 6. H, 737, 358. ' 
—, —_ der dortigen Zwangsbrau erehtigkeit, K. G. IH, 946, 35% 
_ . Bleichen und Waͤſchetcocknen in den Straßen und auf den Pete daſelbſt ver- 
boten, 8. ©. 11, 850, 142. 
Güter, welche Auslaͤndiſche in hiefigen Landen haben, oder kaufen, L. O. NVIN, 53. 


| 


— * von den dabei zu entrichtenden Gaben, S. 1, 72, ias. ſ. übt Hypochelen. 

Güteverſuche, K. ©. 1, 159, 148. 

Guftav- Di Sing, Genchmi ehr a. Zweigvereind md deſſen Statuten, K. G. 
989, 4 


Gutaqten Tübinger Fer j Fi Hannöverchen Verfaſſungsſache iſt ver⸗ 
oten, 946, 445. 
Gatsbeſiter und Paͤchter mäffen für — md Unterftügung der ausländiſchen Ar- 
beiter in ihrem Dienſte forgen, 8. ©. I, 141, 134. 
Gyumafinm zu Köthen, Geſetze für. die üler deffelben, K. ©, Ul, 946,345 


9. 


er, auszuführen verboten, ©: Ih 226, 9. ©. Il, 390, 302. 
\ dad : Sammelı, 8. ©, 1, 28, 20. 8. ©, 1» 472, 523. . 

Hänfer, —— oder Berfepun — G.S. 1, 12, 57. 
— , Anzeige wegen deren Verkaufs, K. 6.1 ra Ialı ” 6 I, 152, 14. 
— , follen nidyt mit Stroh gededt Werben, 8.6.1 408, 
—_, M — ſollen feine verlehrhindernden Pfähle 8 Pfeiler fein, S. M, 


Hänte, unbefugt Bande damit, K. G. I, 520, 583, K. G. IL, 636, io6. 
— „von geſtotbenen Sau fäldern gehören den Hirten, 8.6. Il, 638, 107. 
— , vo an Seuchen * rten Pferden ſollen an Die Lohgerber abgegeben werden, 


.G. I, 96, 
‚ Dinfen während der Rindvlehſeuche nicht PO: werdeit, 8. ©. I, 33, 24. 
K. G. I, 35, 26. K. G. 1, 40, 30. 8,6. 1, 131, 2. R. G. 1, 289,..337. 
Hafer-Accihe, ©. 1, 40, 103. 
— , Einfü — deb Berliner Scheffels Streichmaaß als Normalmaaß, K. G. IV, 
7, 420. 
aft, nicht — —— — ung dafür, St. P.O. 4 
ka ‚ md Sinerheitstelftn elftu Kr Srbebun — O. 42. 
== unverjchuldete, —— — 
Hagel-Afecncangs@efenfaft H ten % ©. u ‚789, 48. 8.©. Ul, 862, is5. 
1,7 Schäden, Uebertragu u erlittener, K. G. I, 359, 390. 


— — Sir deren Statuten, 8. Fr IV, 1106, 167. 
—— IV, * 1265. ı 
alten der Gefellen, 8.8. I ‚ 195, 156, 


amftergraben, 8.G. 1, 18, 12, 8.6.1, 389, 415. | 

andarbe * —* —5 — und Berforgung, 8.6. L, 141, 131. Re 
en, ©. U, 306, 156. 

enbarbeit) tale, ] 


andels⸗ u 1 ehe mit Portugal, G. S. WW, 219, ur. 
— — in Köthen, Nienburg un Roflau, 8.6. I, 999, 65. 
—  :Büd)er, —— einzelner, K. G. I, 467, 520. , Ko; 
— +» und Depofitenbücher, ©..Il; 177,:37. 
—  » und Gemwerbecommiffiön, 8. ©, Y, 268, 171. Ss G. IV,, 1144, ast. 
7* 
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ſa hieſige, ſollen nicht zu den Fremden in die Zimmer dringen, ©. H, 
4, 88. 
Pe umberziehende, K. G. IV, 991, 7. 
— ⸗ und Schifffahrtsvertrag mit Belgien, K. G. IV, 1021, 160. 
— zwiſchen den Zollvereinsftanten und dem Königreich 
beider Sicilien, K. G. IV, 1068, 59. 
— ⸗ und Zollvertrag zwiſchen Deftreich und Preußen, die Dadurch — 
Verkehrserleichterungen, G.S. VIII, 438, 2553. 
bniß, einfaches, deſſen Bruch, St. o6 B. 57. 
—8 ungen, fahrläffige, St. G. B. 55. 
— „ —— St. G. B. 53. 
— eſetzwidrige und Mißbrauch * Dienſtgewalt, M. St. G. B. 40. 
— Nantögefährtiche, St. G. B. 3 
— „ unzüchtige und Belibieen. is iger Schriften und Bilder, P.St. G. 22. 
——— deren Gebrauch verboten, K. G. IH, 901, 270. 
dichuhe, unbefugter Handel mit waſchledernen, ©. u, 250 93. 
andwerke, deren Gewinnung durch Fremde, K. G. l, 19, ı 
werts-Burfche, 8.6. I, 172, 155. 8. ®. I, 341, -361. “n G. I, 401, 448. 
— Geſellen, unerlaubte Verbindungen und Mißbrauche, deren Abteilung durch 
Bundesbeſchluß, G. S. III, 169, 968. K. G. II, 965, 452. 
Geſellen Dürfen nicht nad) Bern Wandern, 8.6. in 865, 158. 
—  follen überhaupt nad) der Schweiz nicht wandern, 8.6. m, 869, 16. 
Leute, 8, DO. XXXL 71. 
— Kaiferliches Mandat wegen derfelben und Publication dieſes 
Mandats, ©, 1, 33, 5. ©. I, 34, 59. 
—— — des Königreichs mit dem Herzogthum Auhalt⸗Koͤthen, 
I, 531, 6. 
— md Vraunſchweig treten hinſichtlich einiger Gebietstheile zum Zollverein, 
G. S. 11, 137, s57. 8.6. 11, 924, 330. 
Harzpiftrict, Bramfämeigfhe, lit v HannöverfhrOldenburgfähen Steuerverein, K. 
2, . Y 995, 6 62. 
Salarbipiele, © deren Berbot, ©. 1, 307, 157. G. S. 11, 134, 537. M. St. G. B. 38. 
S. übr. Hazardii fpiele, Spiel verbotnes. 
Hafenfelle, Verbot deren a aufs und Wiederaufbebung dieſes Verbots, K. G. IN, 
824, 113. K. G. IV, 1061, 8. 
— „ ſollen nicht exportirt werden, ©. Il, 203, 55. 
anben, hölzerne über Ziegelöfen müſſen höher verfidhert werden, ©. II, 339, 206. 
anpt-Finanz-Etat, f. Finanz⸗Etat. 
— Schule zu Köthen, 8.6; I, 477, 526. 
— Berhandlung, Beftellung des Vertheidigers dazu, G. S. VII, 421, 2439. 
— — ‚ deren Einſtellung, St.P.D. 81. St. P.O. 93. 
— — vor den Gefhwornen, St. P.O. 83—93. 
‚vor De Kreisgeriht, St. P. O. 70—81. 
Hans: Diebftaht, St.G. B.7 
— + und Familiengeſetz, Köthenfihen, K. * l, 218, 217. 
— sKrieden, deſſen Störung, St. G. B. 40 
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Hanfiren, verbotenes, ©. I, 43, 106. 8.G, 1, 219, 22. R.G. H, 347, 366. KG. 
Il, 493, 511. 8.6. I, 664, 12. R.®. I, 675, 151. 
— „auf dem Rande und 8 nicht accisbaten Städten, ©. in, 347, a. 8.6.1, 
312, 315. 8.6. I, 347, 366. K.G. I, 362, 392. 8.8, I ‚ 432, 497. 
8.6, I, 449, 509. "86. 1, 466, sıs. 8.6. Lan, 524. 
— — Ausfertigung der GErfaubnißfcheine dazu, K. G. I, 379, 407. 
—  , Hauftrgeld der Jfraeliten, K. G. I, 312, 345. R.®. I, 402, aus. 
— , mit — Ziegeleiwaaren, 8.6. 1, 802, 95. 
anfirer, deren lmbertreiben auf 'dem Lande, K. G. 1, 558, 23. 
anfirhandel, ©.S. IV, 198, 1083. K. G. IV, 1006, 70. 8.6. IV, 1067, 58. 
Haus-Reiht, deſſen Störung ift ftrafbar, P. St. G. 10. 
—— K. G. 1, Ai 185. 
— Suchung, St.P.O. 4 
— hüten, aus —— ſoll nicht gegoſſen werden, K. G. I, 506, 574. K. G. 1, 
512, 579. 
— ‚Büter, follen bei Annahme zum Tagelohn bei berrichaftlichen Arbeiten vor Uns 
een den Borzug haben, ©. I, 407, 322. 
Hazard:Spiele, he ‚72, 1. 8.1, 89, 9ı. 8.6.1, 109, 108. K. G. l, 255, 
K.®. l, 356, 386. 
Beftrafun der Theilnehmer an ſolchen, K.G. 1, 642, 110. 
Hebammen-Gebühren, = ändifche, beim Gebrauch ausländischer Hebammen, 6. I, 


583, 
— „deren Ausbildung, 8.6. , 1181, auı. 
_ “Zwang, deſſen Aufbebung, 8. ©. IV, 1105, 166. 
—  ,f übe MedicinalDOrdnung. 
cergewette, 2.D. XXXVI, 83. €. 69. Row. E. 
eje, Erhöhung des Eingangszolles auf ge 6, &. Yın, 458, 2677. 


e, 8.6. 1, 27, ı 9. 8.6.1,5 
und Gampe in Paris, Debit Winter Berlagsartifel derfelben iſt verbo⸗ 
ten, K. G. I, 854, 145. 
rer deren Verkauf, ©. S vi, 352, 2047. 
fheine, deren Ausftellung, ®.6. VI, 393, 2281. 
eimathöverhältnifie der unehel. Kinder bei Verheirathung der Mutter dem Aus⸗ 
v lande; Uebereinkunft dieſerhalb mit Preußen, ®. S. I, 209, 1199. 
K. G. 'v, 1013, 86. 
Heimfalldredht ns —— im —5 beider SZehen in Bezug auf Auhalt⸗ 
. ee —— ——*— .S. 1, 10, — —— 
u n eu Durchlaucht, ierungsdantritt, , 34 
Kine a. Köthen erhält die Rechte * moraliſchen Perſon, G. S. ix, 


ohne 3 —ãA 15. 
A — dem 21. Jahre verboten, S. 150, 
_ der Zagelöhner, Handarbeiter und. Gere, *8 I, 8% 1565, f. übr. Heu⸗ 
rathen und Heyrathen. 
*) Müfte eigentlich 2907 fein. 
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— deren Wegfall, K.G. IV, 1013, ss. 
8-Ulrfunden, * Aufnahme von den ER 8.8. IV, 1183, 


— — Ausfertigung, K. G. V, 1201, 46. 
— übr Berfonenkandöbenmen, Standesbücher. 
erand abe von Papieren, St. P.O 
rder’ fe 3 ran Derfelben, gegen Nahdrud der Werke ihres Erblafiers, 
4 


Heringe, deren Einführung und Begettelung, 8.6, IU, 821, ırı. 

Herodeslaſten, deren Umbertragen ift verboten, K. G. I, 422, 491. 

Herrſchaftliche a in rn folchen werden ſaͤchſiſche Groſchen als vollgüktiges Kun 
tionsgeld angenommen, K. G. Il, 740, 262: 

Herzonlicher Titel, nen Annahme vom Fürften Leopold FZriedrich Franz, ©. U, 202, 


— —, — wie er in öffentlichen Urkunden gebtaucht werden ſoll, 
Al, 402, 310. 
— deſſen Annahme von Auguſt Chriſtiau Friedrich, Fuͤrſt von Anhalt. 
tben, 8.6. I, 125, 123. 
— —, deſſen Annahme Seitens der Frau Erbprinzeſſin von Anhalt-Debau, 
©. U, 400, zı8. 


Diener, ſ. Diener, herzoglicye, 
eſſiſche Unterthanen, gerichtliche Infinuationen an diefelben, K. G. II, 912, 319. 
ches Volksblatt ift verboten, K. G. IM, 889, ı31. 
mit Hunden, P.St. G. 44. 
— mit Windhunden, en ©. ll, 351, 230. 
Heu⸗ und Hafer-Accife, ©. I, 40, 103. 
— und — ae an Orten wo Die Rindichfenche iſt, Rh 


Heuraths⸗ und Abſchiedsgeſuche Milit er, darüber foll von den Zu und 
ori Rise, dr —* K.G. I — 
yrathen, wegen Blutfreundſchafft oder Schwä afft, verbotenes, 8, D. VII, 2. 

Sie irfe und gebadene Pflaumen, Handel damit, Il, 808, 158. | 

Hirten, ausländifche verheirathete, deren Aufnahme, K.®. H, 680, 154. 

— „Häute von er re und crepiete Säweine — denfelben, 
‚, 107 


— , Haltung, Sep.G. 1685. 
— , follen die mebichifghe Pfufcherei unterlaſſen, 8.6. I, 189, 1 
‚ Deren Pflichten und Anftellung, K. ©. W 1188, 1. 9.6. v, 287: 0. 
——— } 
— St.G. B. 3 
— — — und Staatsverrath im Frieden, RM. &t.®. B. 
ochzeiten, berboſne⸗ Schießen bei ſolchen, S. II, 268, ı14. 
erhandel, R.G. IT, 9, 6. 8.6.1, 10,7. 8.8.1, 11, ®. RO, K. 
G. I, 398, 446. 
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Hölzer, follen sit, beat, Viehheerden befchädigt werden, K.G. I, 261, 0. MI. L, 


ien De Nedhetion, 88.1, 2333, 213. 
Picerüt, L, 161, 199. 
oheit, Annahme diefes Prädicats, Seitens des Herjogs ur ig und an 
an fowie Seitens des Herzogs Sein inrich und deſſen Familie, ©. 
3, 1099. K. G. IV, 1008, 73. 
Holz, damit ſoll nicht —— werden, — I, 5t, 113. 
— »Deubeu bei Bauten, ©. IL, 268, ı2 
— »Dieberei, ©. I, 100, 194. 
— sDiebftähle u Frevel, GS. V, 266, 1101. G. S. V, wer 1597. St. G. B. 
K. G. IV, 1140, 26. 8.8, 1V, 1184, 405 
— Wrſparniß hei Bauen, ©. 1, 102, 196% 
— „Frevel, K. G. I 8.6. 1, 8, 6 . 8.G.L U, ı2 —* L, 261, 1, 280. M 
0.1.7208, 335. 8.6. I, 330, 351. $ 6 361, 391. 8.8. 1 
430, 1. 8.6. I, 440, 502. 8.6. 1, 55, 2. 6.1, 482, 
531. K. G. I, 489, 531. 8.8, I, 570, 
— sfreoler, deren a Verfolgung, Vereinbarung Dieferhah mit den Deßauiſchen 
G. IV, 1108, 208. 
— Geſuche, Ani, für das Jahr 1768 ‚bleiben. unberücfichtigt, ©. I, 48, ı 
— sHauer in den Aemtern Roslau und Coswig, deren wechſelſeitige Eonhireeni. K. 


I, 471, 522. 
— »Lefen, was —— zu Beobachten, en 79, * eu, 
agen der re Zinmerleute, verbotenes, 27, 4. 
Solemarken, 8. DO. XXL, 5 
Honigfuchen, das — ee 8.6. I, 347, 366. 


lerPfufcherei,, —— .®. I, 199, 102. 
— LSBS. I, 13. 
Sul wie mit derfelben verfahrert werden fell, ©. I, u 176, 


ülflofe, unterlaffene Fürforge für ſolche, P.St.G. 2 
üljs-Gelder bei Erecutionen dürfen nicht. genommen — K. G. II, 659. 124. 
— Leiſtungen der Benachbarten bei — Feuer, ©. I, 23, 31. 
— Pi dermeigerte, bei Noth» und Unglücksfällen, PC 6. 22. 
— Arcejte, PO, XV, 133, E. 141, Rev. E. 79. 
— Be zur en verwabrlofter Waifen, K. ©, Il, 629, so. 
— —— — . 236. Ren €, 160. G. So VL, 411, . nn, 420. 
ae a an Ge eher Bari 
n * atnt eim Regierungsantritt wicht des o edrich Fer⸗ 
Tann 
_ , — eim 
PR von Andale, &, 8. ©. — — 6 
— Patent über den Regierungsantritt St erzogs Leopold 
Friedrich m Anhalt⸗ ‚SH, 397, a2. 
Hunde, jollen Halsbänder tragem, ©. I, 105, 109. 
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Hunde, deren Umberianien, 8.6. Il, 652, 119. 
— ‚überhaupt und obne tel, g. 6. 1.183,98: 8; 
©. 1, 26, ı9. 8.6.1, 64, 1. 8.6.1, 79, 82. 8.6.1, Via 
135. 8.6. I, 151, 144. K. G. I, 268, 294. K. G. 1, 282, 332. K. 
6. I, 296, 331. R. 6. I, 320, 39. 8.6. 1], 366, 395. K.G. 
I, 427, 495. 
‚ deren auffichtstofes | in der heißen Jahreszeit, G. S. VII, 415, 2383. 
„Steuer eingeführt, G.S. VIII, 416, 2355. 
‚ tolle und von joldyen —2 — S. IL, 377, 283. 

—, über das Verhalten bei deren Grfheinen und über die Behandlung der 
Bißwunden, Verordnung vom 10. Juni 1851 für das. frühere Her 
zogthum Anhalt⸗Köthen, ausgedehnt auf den Deßauiſchen — 
durch G.S. VIII, 413, 2375. 

His deren Aufhebung, ft 6. I, 87, ss. 
* Chriſten mit Sir „Perbotene, ©. H, 136, =. 
Ehebruch, 2. O. X 6. 
Hutung, 53 des Raſens an ur a verboten, ©. II, 346, 209. 
— „ auf Kleeftoppel, ©. I, 313. 
Hutungs-Ternine, deren Feftfegung, & . 1, 260, ı11. ſ. übe. Aders und Wiefenhütung, 
Sep. G. 1677. 
Hypothelen, gerichtliche, deren Peftellung, $ ©. II, 60, 412. 
v. E. dec. VI, 200. 
Durch diefe Detifion re ©. I, 72, 133 ausdrüdlih aufgehoben; 
ſ. Gaben, rückſtändige.) 
— » eLehns⸗ und, Fideicommißperhäfmiffe, Wirkungen der Auseinanderfegung auf 
diefelbe, Sep. G. 1694. 
m — Be —— K. F — — an 
othelgläubiger, deren Einwilligung ei Herabfeßung der Feuerve ngöfumme 
SW ® erforderlih, &.©. VII, 338, 1986. ; * 
— deren Sicherſtellung, 6. S. i, 2, 12. 


J. 


Jäger-Abtheilung, beſtehende, deren Einrichtung und — — S. VIII, 463, 
2687. ſ. übr. Gensd'armen. (Die ſämmtlichen früheren rdnungen wegen 
derſelben ſind durch Geſetz 463 aufgehoben.) 

— »NMeiſteramt, Ober⸗, Herzogliches, defen Kompetenz, ©.©. VIII, 449, 2653. 

— „ treifende, follen = bei den Paffantenkaffen der Städte um ein vialicum ans 
ſprechen dürfen, ©. U, 249, 92. 
— , —— ſ. Gensd’ arnterie, Gensd’armen. 
eiliche Beftimmungen Pi —— ® &t.G. 60—64. 
— "Dien nfte, deren unentgeltliche Aufhebung, ©. ©. V, 252, 1413. 
Sagden, und Wildbahn, L.O. XXI, 58. 
‚ fremde, deren Beeinträchtigung, St. G. B. 80—82. 
—  , in denfelben ** feine Hunde umherlaufen, 8.6.1, 6, ı. 8.6.1, 
268, 294. 8. G. I, 366, 395. 


aa 
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Jagd: : $revel, die Nichteröffnung und das Fallenlaſſen, der debbhti ſchwebenden Un⸗ 
terſuchungen, G. ©. V, 250, 1400. K. G. IV, 1135, 270. G. S. V, 
265, 1459. 
— Vereinbarung wegen derſelben mit Prenßen, G.S. V, 240, 1311. G. S. 
VIL, 406, 2357. 
Jagd-Frohneu, deren Hufpebung, 8. ©. IV, 1110, 2ıt. 

— -Gerechtigkeit auf — Hrund und Boden, deren Aufhebung, K. G. IV, 1126, 

‚ 245, wieder — G. S. VII, 418, asyı. 

Geſetz, Anhalt-Deßauiſches, G. S. II, 48, 3314. 

— — G. S III, 111, 697. 

— _ Br — 6. €. ix, 226, 1266. ©. ©, V, 
y 233, 1301. 

I, Auhalt-Kötbenfches, K G. II, 587, a7. 8: ©. U, 672, 1m. 
Bofzeigeeh, G. S. V, 264, 1455. ©. ©. Vu, 338, 1087. K. G. IV, 1134, 267, 
Recht, en. Ausübung, K. ©. IV, 1134, 267: 

— , auf fremdem Grund und Boden, wiedergeftellt, G. S. VII, 418, 2391. 
Scheine, deren Einholung, K. ©. IV, 1134, 269. 

— der Untergerichte, ©. , 160, 28. 
Jahrmärkte ——— " Zeit, wann die Waaren ausgelegt werden follen, & 1, 


BanE 


11 
— adihenſz — des Statrge den ge — 8.6. IV, 1115, 214. 
— „ zu Lindau, 8. ©. 1, 569, 3 639, 108. 
* die daſelbſt ſtudiren wollen, müſſ ran rn K. ©, I, 434, 498. 
‚ das ObersApellationsgericht —— bildet für, Anhalt⸗Deßau und Köthen die 
ig und höchfe Inſtanz, G. ©. VI, 315, 1853... ©. ©. VI, 319, 


Illaten, deren bein Verhaͤltniß zu Altern und gerichtlichen Hypotheken, K. ©. 1 
, 579 e 
Yınpf:Geld, deffen. Bm 8. ©. I, 198, 190. 2 G. I, 336, 360. 
ı— Liften, deren —* K. 6, 1, 357, 358. 8. ©. I, 452, 510. — 
— EScheine der Schulkinder und Lerburſche K. G. Il, 212, 213. K. I, 217, 217. 
Scheine, Vorlegung durch die Schullehrer bei der Schuibiſttanon K . G. 1, 593, 59. 
mpfung der Kuh» oder Schutzpocken © 1 II, 284, 136. ©. 1, 388, 301. ©.©. I 


20, 137. BP. St. 86.159 62. 8. G. I, 236, 248. 
8. 2 J, a 528, 4 G. I, 514, 360. A. G. 11,°564, 27. 8. 
—* ament, Sefimimungen ber daſſelbe, G.S. V, 244, 1373. 8.6.1, 1158, 344. 
e, 8.6. 1, 150, 143. ° 
— 322 — deren Anfegung, S. , 261 


Inhibition en . und eh inte Risreebebieten findet nic Statt, K. 


‚36, 
Injurien⸗Klagen, —— ſind geringfügig, G.S. Iy, 226, 1276. 1277. 
— , Real, G.S. IV, 226, 1272. 
— —5 — des eifterrechts bei — S. 1, 17,4 
Aufnahme Kreml er in Diefelben, K. » L 19.13, - 
— , , Fertigung von Meifterftüden, K. G. 1 306; 3, 
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Zunungen, Kaiferliches Mandat Wehen ‚aerieiben und Publicationspatent dazu, ©. 1, 
74, 143. ’ 
— , Mißbräuce eingehen ht Denfelben, S. I, 281, ı2. 
YumungssOrdnung, allgemeine, G.S. I, 16, 11— 98, nebft zwei Beilagen, ©. ©. 1, 16, 
103— 108. 
— — „Nachträge zu derſelben, ©, 2 IV, 204, ıı01ı. G. S. IV, 226, 1265. 
-— Vechte der Köthen/gen Knopfmader, K . 6. II, "685, 157. 
— Bofamentirer, f. 6. u, 692, 162. 
— Eachen, dern Bertheihung zwifchen Herzogl. Regierung und Herzogl, Kammer, 
, 95, 617. 
— — , Gompetenz in denfelben, 8. ©. I, 491, 540. 
— — „ deren Verwaltung, 8. ©. I, 243, 276. 
— ‚Zwang, = den Sattler-Jnnungen findet nicht mehr Statt, K. ©. IV, 1085, 


Insinuatio ad — G. ©. IV, 226, 1260. 
Yufinnationen, gerichtliche, an Großbenpgl. defüihe Untertbanen, K. G. II, 912, 319. 
a pectorat, der Hauptihule, 8. &. I, 477, 

nitanz, dritte, in —“ Behnts und Dienftablöfungsfachen, ®. S. VII, 407, 


Suftruction für Ne ——— in Roslau, K. ©. J, 419, arı. 

für die Yuftigbeamten, 8. ©. I, 241, 269. 

für die Kirchenvifitation, 8. ©. I, 270, 295. 

für die Landesregierung, K. ©, i a 255, 

für die Rentkammer, 8. ©, I, 24 

für die Wachen und über den Buffentebraud) des Militärs, ©. S. vu, 
20, 1879. 


3 
PB. O. XI, 124. €, 125. Rev. E. 57. 
urnale, deren Einteiun 8. ©. I, 525, 587. 
—5— ſchließt die Strafbarkeit aus, St. © 82. 2% 
ra 


— Beerdigung, K. G. 1, 249, ası. 3 G. I, 517, 582. 
— „deren eigen: . bleibende Familiennamen, G. S. I, 17,9. K. G. I, 
1 
‚, deren Eidesfeiftungen, G.S. R, 472, 2771. 
beren Emancipation, G. S. — 1407. 
‚ deren Haufiren, st. 6.13 
‚ deren Haufirgeld im —X K. ©. IL, 402, 448. 
, deren Aufnahme in die Kramer⸗Innung, 8. ©. 1, 345, 365. 
: , welche Titel haben, deren Gerichtsftand, G.S. I, 60, 414. 
‚ verftorbene auswärtige, deren Leichen a nicht nad) der Refidenz Köthen 
Ken werden, 8. G. I, 539, 11. 
‚ deren Wechſelfähigleit, K. ©. I, 575, 36. 
Juden, anslänbiften ID * — in Dehau nur während der Jahrmaͤrlte — 


— „ Bettels fremde, — w egen derfelben, ©. I, 118, 215. 
—, if mit — Hurerei * treiben verboten, S. U, 136, 8. 
— , deren Eredit, ©, I, 37, 96. 
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% 
Iuden-Angelegenheiten, deren Regulicung, ©. I, 38, 96. 
— „ Gemeindeverpflichtung derfelben, G.S. VI, 385, 2253. 
— Leibzoll ift aufgehoben, S. U, 270, 121. 
— „ follen in Deßau nur auf dem Sande wohnen, ©. I, 20, sı. 
— sSchuldfahen, S. I, 41, 104. 
— , Schuß und Anzugsgelder derfelben, ©. I, 31, 54. 
— „dverwieſene, oder wegen ungebührlihen Gewerbes entfernte, von deren Weibern, 
©. 1, 88, ı0. ©. I, 89, ısı. 
Jugend, fol nicht in Schenken trinfen umd fpielen, ©. II, 228, 72. 
— , fol feinen Unfug treiben, 8.6.1,4,4 86176. 86. T, 102, 
103. 8. ©. I, 122, ı22. 8. ©. I, 126, 14. 8. ©. I, 428, 49. 
8. ©. I, 437, 500. K. ©. 1, 455, 512. 
Junges — Verbot der aus dieſer Schule hervorgegangenen ‚Schriften, K. G. 
‚884, 101. 
uſtiz, wird von der Verwaltung getrennt, G.S. V, 255, 1425. G. S. V, 277, 1533. 
entre deren Berzeihnig und Umfang, K. ©. I, 241, 275. 
— — „ md Patrimonialgerichte, Derfabten bei deren Revifion, K. G. IL, 851, 143. 
— Beamte, deren Anftruction, 8. ©. I, 241, 269. 
— sBeichwerde, G. S. IV, 226, 1271. 
— ‚Minifterium, St. P. DO. 14. 


K. 


Kaffee, roher, Herabſetzung der Taravergütung dafür, G. S. IX, 498, 2021. 
en. fremde, ——— ©. II, 223, 68. 

— Handel, unbefugter, ©. I, 171, 34. 

—  Privilegium, 8. ©. 1, 275, 31. 8. G. J, 311, 34. | 
Kalt aus auswärtigen Ziegeleien, Hauflren damit verboten, K. G. H, 675, ı5r. 
Kammer und Ram, Dertpeitung der Innungsſachen zwifchen Beiden, ©. ©. II, 

5, 647. 

— „ biöherige, deren Reorganifation, ©. ©. V, 258, 1433. 

—  sfapitalien, 8. ©. 1, 196, ıs6. K. ©. 1, 210, 212. 

— ‚Kaffe, Köthenfche, Berzinfung der Kapitalien in Golde, K. G. IV, 1136, 270. 

— — , Debanifche, heißt jegt Regierungs-Hauptfaffe, G.S. V, 258, 1431. 

— ‚Kollegium, wieder zu errichtendes, defjen Inftnuction, K. ©. 1, 240, 262. 

— sDbligationen, deren Umfchreibung, 8. ©. H, 700, ı67. 

— — deren Reduction auf Pr. Cour., K. ©. II, 961, 148. 
Kaudidaten, f. Eandidaten, 
K = und Gerichtsboten⸗Gebühren, E. 182. Rev. E. 104. 
Kartell, ſ. Cartell, Münzcartell, 
Karten, —— damit iſt zu ſpielen verboten, S. N, 193, 10. S. Il, 309, 150. 
Fabrik in Deßau, G. S. VIII, 437, 2551. 

— Spielen der 25 in Wirthshäuſern, verboten, K. ©. l, 187, 177. 

— Stempel, ©.©. VIII, 437, 251. 8. G. 1, 209, 211. 8. ©. 1], 320, 310 

8. ©. I, 534, 8. 

Kartofieln, deren Ausfuhr verboten, K. G. IV, 1065, 9. 

—  , dürfen nicht vor dem 1. Auguft verfanft werden, S. Il, 257, tıo. 

8 
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Kartsfjeln-Stoppeln md Aehreiefen, G. S. Rn 100, 661. Ri br, die —— 


rdnung. 
Kaſſation und Amtseutfebung, M. St. ©. B. 
Kaſſen, *5 Annahme von. Münzſtücken, Y G IV, 997 63. 
— 1 äſſen. | 
Katholiſche Gemeindeglieder, Führung kirchlicher Liſten über diefelben, G 6.6, ın, Hs 885. 
Kirche, Nückehr der Koͤthenſchen Landesherrſchaft zu derfelben, 8. ©. I, 


40, 108. 
— „ Köthenfche, deren Adler auf Elsdorfer Mark, K. G. IL, 6% ‚AST. 
Kauf vo von Grundftüen muß angezeigt werden, 8.6.1, 143, 135. K. G. $ 1. 
— zus te 8.6.1, 404, - 8. © 1, Be 591. 
529, 


— sLiden müſſen währehd des — geſchloſſen fein, 8. ©. I, 182, 112. 
8. G. 1, 214, Ser P. St. 
— ⸗Lehnwaare, 8. ®.1 ‚63, 70. 
— ⸗Leute im Neuföthenfchen follen feine Arzneiförper verkaufen, K. ©. II, 611, 64. 
— » Vorträge, bei foldyen joll vermeidet werden, wo der Verkäufer bleibt, ©. I, 16, 29. 
Kegel: Spiel, während des Gottesdienfted verboten, K. ©. I, 190, ı54. 
Kinder, Alimentation unehelicher, ©. II, 368, 268. 
—  , Bezahlung der Koften bei deren "Feldvergeben durch Die : Altern, 8.8.1, 21, 14. 
— „ deren Klatſchen, Lärmen, Neden und Schreien auf den Straßen verboten, 8. G. 
1, 4, 4. K. G. I, 122, 122. »8. ©. I, 428, 495. 8. ©. I, 437, 500. 
8. G. I, 455, 5ı2. 
— „ follen nidyt mit Wiftolen oder Schlüſſelbüchſen Iieben, 8. G. 1, 269, 395. 
— „ Anwendung der Prangerſtrafe auf diejelben, K. ©. II, 546, (6. 
— „ Zeitbeftimmung der Taufe derjelben, ©. IL, 376, 282. 8. ©. II, 538, 10. 
— „ umebelihe, wahrend beftchender Ehe erzeugte, deren Anfprüde an Die Erben 
des ehebrecherifhen. Vaters, S. II, 368, 208. Rev. E. dec. II, 193., 
— „ unmündige, Die Auseinanderfegung der Ehegatten mit denfelben, 8.6. ul, 
er 325 
—* Aubren find dem Strafgefege nicht unterworfen, St. ©. B. 24. 
—— t. G. B. 
Rindlauſen, — * Mißbräuche dabei, K. G. I, 38, 27. 
Kippe bei der Stadtwaage, aufgehoben, K. ©. I, 201, 193. 
Einen, Schulen, ——— und deren Vorſieher, X L. O. IV, 13. 
— „und Schulhauſer, aue an denſelben, ©. II, 378, 287. G. S. IX, 180, 2847. 
— Pr 5 a während des Gottesdienites zu beobadhtende Ruhe, K. 6. u, 


A he abe wegen der Gevattern an daffelbe, 8. G. III, 759, 5. 

s Armen, Abfhaffung des Einfammelns für diefelben, K. G. m, 849, 142. 
» Bücher, deren Führung, 8. ©. IV, 1032, 170. 8. ©. IV, 1205, 462. 
»Gollecten, 8. 6, I, 200, 192. 

» Diener, deren anftändige Kleidung, 8. ©. I, 226, 227. 

Stühle, Verfabren bei deren Verlöfung, ©. 1, 358, 251. 

» Vifttationen, K. &. I, 270, 295, y y\ I, 882, 190. 

Kirchliche Actus der herrſchaſt. Dienerſchaft, K. G. 1, 324, 353, 


& 


Kirchliche Zeugniffe müſſen aufı 6 Ore«S l geſchrieben werden, K. G. l, 525, .597- 
der Stadt Deßau, © U, 74, 505. G. S. IV, IB7 ner. 
Klage, deren Anbringung, P. O. II, 109. 
— „auf ——— von Eheverſprechen findet nicht Statt, K. G. l, 44, 32. ‚Rev. 
E. dec. XIII, 2244. 
— „vwegen Schwängerung, K. ©. I, 251, 282. 
—  , deren autafung aus nicht geftempelten Documenten gegen Erlegung der Stem- 
pelitrafe, &.1, 271, 312. > 
Klatſchen mit Peilſchen, auf den Straßen, verboten, 8.6.1, 7,6. K. ©. 157, 
BR. 47. 8. ©. 1, 506, 574. 
Klauenſeuche, der Schafe, deren Abwendung, K. G. 1, 673, 150. 
Kleeſtoppel, Hutung auf derielben, S. 1, 398, 313. 
Kleidung der ——— und Lehrer, anſtändige, K. ©. U, 225, ar. K. G. I, 
Es 
Kuechte der Frachtfubrlente, deren Legitimation, K. ©. M, 979, 476. 
Knochen auf Aeckern, Wiefen und Aengern aufzulefen verboten, 8. ©. 1, 668, 145. 
Knopfmacher, Koöthenſche, deren —— K. ©. 1, 685, 175. 
—  MWaarenhandel, unbefugter, ©. 1, 125, 2. 
Körperverlegung, St. ©. B. 44. 
Köthen, Abzugsübereinkunft mit Defau, ©. U, 183, 42. S. 1, 271, 122. ©. 1, 
376, 120. ©. 1, 344, 208. 8. ©. 1, 84, 87. 8. ©. 1, 216, 216. 
— „ die Stadt, tritt zur allgemeinen Feueraffecuranz, K. S. 1, 256, 286, 
—  , wegen Loöfung der Lehne von den Grundbefigern, K. ©. 1, 328, 356. 
— , dulelbft werden jährlich zwei Viehmärkte gehalten, K. ©. 1, 429, 496, 
Köthenfhe Staatsangehörige, werden aus der Untertbanenpfliht gegen Bernburg ent: 
faffen, ©. ©. VII, 398, 229. 
— Untertbanen, die gegen Frankreich dienen, werden einberufen, 8.6.1, 278, 


320. 0, | 
Kommandenr, deflen Befugniffe, M.St. 6.2. 59. 
Kommmnitationsabgaben, |. Commumnicationsabgaben. 
Konzeffionen, deren Ausfertigung, K. ©. 1, 379, 107. K. ©. 1, 655, 122. ... 
Konis ation, Sachen, Verrechnung deren Erlöſes und der Strafgelder, ©. 


— „St. G.B. 7. P.St. G. 3. 
Konkursprozeh, E. 204. G.S. U, 60, sus. Rev. E. 134. 
Konfcriptiong = Geſetz, Anhalt⸗Deßauiſches, ©. U, 349, 213. K. ©. 1, 232, 231. 
— er ’ Anhalt» Kötheniches, K. G. 1, 180, 166. 
— Liſten, K. G. 1, 458, 513. K. ©. 1, 468, 521. 
— Pflichtige, RG. 1, 257, 256. K. G. il, 537, 10. 8.6, IV, 1176, 383. 
Konfiftorium zu Deßau und ET d' Köthen, biöheriges, wird vereinigt und 
hat feinen Sig in Köthen, ©. S. VII, 432, 2197. 
Konſuln der Zollvereinsftanten im Auslande find verpflichtet ſich der Angehörigen der 
übrigen Zollvereinsftanten in vorfommenden Fällen anzunehnien, G. S. VI, 


452, 2661. 
——— — deutſche, bat ihren Sig in Deßau, G. S. IX, 478, 2817. 
Kontingente, Bundes, Dekantiche und Köthenſche find vereinigt, ©. ©. VII, 454, 2667. 
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Korbmacherwanren, Haufiren damit verboten, K. ©. 1, 154, 145. Eile 
Korreltionshaus zu rt gg wird als gemeinfchaftliches Arbeitshaus eingerichtet, G. ©. 
‚ 361,, 2073. 
Koften, Bezahlung Seitens der Altern bei Feldvergehen ihrer Kinder, K. G. I, 21, 14. 
— »freie Unterfuhungsfachen, deren Aufhebung, K. ©. 1, 578, 39. 
— ⸗Freiheit haben in Straffahen die Militärunterbeamten, Unterofficiere und Sols 
aten, M.St. G. B. 89, 8. ©. Il, 730, 232. 
— , in foftenpflichtigen Militärftraffachen find nad) a der Gebührentage zur 
allgemeinen Strafprozeßordnung zu liquidiren, M.St.G.B. 91. 
— Rechnungen der Advocaten, deren Ginreihung und Feſtſtellung, G. S. IV, 226, 
1269. ©.©. V, 243, 1307. 8. ©. 1, 315, 317. 8. ©. 1, 507, 575. 
— —— in Kriminalſachen, Vereinigung deshalb zwiſchen der Preußiſchen und 
den Auhalt⸗ Deſſauiſchen · und Köihenſchen Regierungen, G.S. 1, 21, 139. 
8. ©. 1, 316, 347, 
— des Strafverfahrens, St. P.D. 112. , r 
Krabes, Privilegium für den Brennereibefiger zu Oftra, zur Anfertigung eines Deſtil⸗ 
lirapparats, K. G. IV, 1111, 212. 
Kramer⸗Innung, Aufnahme der Ifraeliten in die Köthenſche, K. G. I, 345, 365. 
— — zu Deßau, deren Privilegium, S. II, 293, 146. 
— ‚auf dem platten Lande müffen ihre Waaren in den resp. Städten ein« 
faufen, 8.6. IV, 10M, s. 
Kraulheiten, anſteckende, Vergehen gegen die polizeilichen Anordnungen zu deren Ab⸗ 
wehr, P. St. G. 42. 
— anſteckende, Feierlichkeiten bei Errichtung außergerichtlicher Teſtamente zur 
Zeit derſelben, K. G. IIl, 794, 64. 
ar ige 6.6. V, 272, 1509. K. G. IV, 1152, 324. 
— ‚Director, Kreisrath, Kreisvorftand ſ. ebendafelbft. 
— Gericht, und Anklagelammer des Dberlandesgerichts, G.S. VI, 421, 2131. 
— — in Strafladen, St.P.O. 4. 
— — ,f. übr, Gerichtsbehörden, deren anderweite Organifation. 
Kriegs-Artifel für die Unterofficiere und Soldaten der Anhaltifchen Truppen, 8.6. I, 
349, 368. G. S. IX, 466, 2725—2736. 
—— K. G. J, 295, 333. 
«Gericht, MSt. G. B. 5359, 
Kommiſſion, Deßauiſche, a ®.©. VI, 337, 1971. 
— „RKoͤthenſche desal,, &. ©. VII, 454, 2667. 
staften und Schäden, deren Bertheilung, ©. Il, 352, 230. 
—  , einigen Klaſſen der Unterthanen ift der Beitrag zu denſelben erlaffen, 
K. G. 1, 32, 23. 
— Schatzungen und Zwangslieferung, M. St. G. B. 34. 
— — —— deutſchen Bundes, K. G. IH, 788, 44. K. G. 1, 806, or. 
— Werrath, M.St. G. B. 19. 
Kriminal-Gerichtsftände, Kolliſion der inländiſchen mit ausfändifchen und Auslieferung 
—J—— an Bernburgſche und Kötbenſche Kriminalgerichte, 
.©. 1, 26, 158. 
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Kriminal-Saden, in fein werden gi feitig von F — und Preu⸗ 
Bifchen Regierung en vergütet, G.S. 1, 21, 139, > 
—— eld, deſſen Annahme bei herrſchaftl. —* 8.8. ı, 910, 319. 
pelfuhren, deren Stellung, 8.6. I, 391, aı7. 
Pa rindernde, ch * Hinbringen zum Samenrinde, K. G. Ul, 791, 62. K. 
5, 113. 
Kürfchner: Arbeit, ift den Schneidern verboten, ©. II, 129, 5, 
— „deren —— an fremden ei "die Schau * er wird in 
Kuhpoden · Impfu * 1, 2, —— se eg I, 3— P.S 
en⸗Impfun 136. S. 301. 0, 137. P. St. 
ba 8,6. I, 59, 2. 8. 6. 1, 236, 248. 8.8. L 479, 528. 
Ko. J ie 55. 8.8. IL, 5 64, 27. R.6. Il, 586, 46. 
Kundſchaften, deren —2 K. G. 1, 76, 80. K. ber 1, 130, 126. 8.6. I, 145, 
136. 160, 149. 8.6, 1, 33 — 
„gedruckte, ſollen die Handwerlsburſche 3* .. I, 52, 113. 
Kunft, Ausübung einer ſolchen, erfordert polizeiliche Eonceifion, P. St. G. 31. 
Kunzemann, Gebrüder, deren mufifaliihen Verein ee 8.6. U, 746, 275. 
Kupferwaaren, Verbot des Haufirens damit, K. G. 1, 664, 143. 
Kurial- und Kanzleyftyl, G.S. U, 89, 605. 
From de, ſollen von den Rindviehfranfeiten Anzeige machen, K. G. I, 287, 325. 
Kutichen, deren — ig auf der Straße, polizeiliche Borfchriften des» 
8.6 589, 57. 


8. 
Laaßpächter, Sep. ©. 1670. 
gärm der Kinder auf der Rat 8.6,1,44 86.1, 122, 122. 8.6.1, 126, 
124. 61, es 2 8.6.1, 455, 512. 
— auf Spaziergängen — G. L7TVVU,, 81. 
—— und Toben, P. St. ©. 10. 
rung, ( (Leuterumn vn. XV, 128. €, 132. Rev. €, 70. 
er pparat, |. Ru ne und Benkler, 
Yand-Abfindung, Sep. G. 1692. 
— Brot in Die Refideng einzubringen verboten, 8. G. 1, 41, 3. 8, 8.1, 175, 
159. 8.6. 1, 299, 335. 8. |, 450, 509. 8. ©. 1, 904, 313. 
darf frei eingebracht werden, K. . IV, 999, 63. 8, G. IV, 1018, s9. 
Yandes: Bank, Statuten für diefelbe, ©. ©. V, 241, 1345. ©.©. V, 304, 1713. ©. 
©. IX, 497, 2919. 
-Directions-ollegium, deffen Fl 8. 6. % 1101, 164. 
deſſen Errichtung, K. ©. U, 581, a2. 
Egeugfe no ) Bubit, deren Einfuhrung nach Baiern und Würtemberg, 8. 
5, 27. 
licher Bertra m den Dre . ©. 1, 205, 206. 8.6.1], 516, 581. 
Itur, deren Beförderung, 6. ©. V, 262, 1443. 
—— (8. D.) ift den 21. November 1665 als Geſetz publicitt. 
Pharmacopoe, rt — —— * deren ſechſtet amtlicher Aus- 
gabe, 1305. di 1811» 
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Landes-Regierung, 8. ©. 1, 239, 255. 8. G. IV, 1096, ı60. 1 
— 5, an fünftig Oberlandesgericht, 6. S. VI, 315, 184 6. ©. VW, 
315, 1851. 
— Scheidemünze, künftig Sg G.S. 11, 168, 963. 
— en, Köthenſches, G. S. V, 239, 1313. 8: ©. 1, 196, 180. 8. ©. 
l, 210, 212. 8. ©. IV, 1038, 29. 8. ©. IV, 1073, 116. 8. 6, 
Iv, 1139,.272. ' 
— Werwaltung, 8. 6.1, 4%0, ası. 
— LVerweiſung nomeitmg) Et. ©. ®7. 
Land: iedenshrud, St. 
raben, das ‚Baden wi —8 — K. ‚6. 1, 437, 500. 
— —— deffen Inſtructien, K. G. 1, 240, 207. 
eiſter, wann die Lehrzeit deren Kinder, die ſich bei ihnen in der Lehre befinden; 
zu Ende geht, G.S. 1, 28, ı77. 
— Meiſter rien nur bet den nmın ngen der Stellmadyer, Bari miede, Schuſter, 
Schneider, Bäder und Leinweber ftatthaft fein, ©. 1, 109, 203: 
— ‚Rentenbanf, deren Errichtung und Statuten, G. S. V, 263, 145. "RR: G. WW, 
1133, 261. 
— MRentenbriefe, 8. ®. IV, 1185, aı3. 
— ‚Schulen und niedere Siadiſchulen neuer Lehrplan für dieſelben und gemein 
\ Einführung eines Schulgeldes, G. ©. u, 83, 503, - " 
— Schulen, 8. ©. 11, 643, 110. 
— Straßen, auf denfelben darf fein Mift abgeladen — ſt. ©. l, 85, 87. 
— Streicher, De und — ſollen beſtraft werden, G. S. IV, 2 ol 
= 17.8. l, 71, 7. K. G. 1, 75, so. 8.©. 1], 108, 107. 8.6: 1 
— 2 8.6.1283, 32. 8. ©. 1, 415, 468. 
— +Zag, vereinigter und Sonderfändfäge, deren Gefhhäftsordnung, 6. ©. v, 273, 
2 1517. 8. ©. IV, 1153, 330. 
‚, Einberufungspatent, K. ©. IV, 1159, 363. , 8. ©. WV, 1169, 379. 
— , Edict wegen deſſen Einberufung und wirküch⸗ Einberufung, 8. G. w, 1179, 
397. K. G. IV, 1194, 448. 
— F vereinigter, deſſen Auflöfung, 8. ©. IV, 1189, — 
e für Deßau und bee X aufgelöft, G. €. vl , 342, 2002 
Kane fi 55 a = . I, 355, 24. 
— 3 er, L.O. XLII, 
Laſter, —* Strafe, L.D. iux, 92. 
Laternen, ſollen wegen der — —— fiber eingerldhtet fein, P. St. ©. 48. 
Latorfer Einwohner, wegen Deren ge arfens, K. G. I, 22, 15. 
Laub⸗Harken in den orten, 8.6. H, 563, 26. 8.6. I, 618, so. 
— s und Streuholen, Berechtigung dazu, "Sp. ®. 1681, 
Lebenswandel, früherer, des Berbrechers, &.6.B. 18. 
Leder von an Seuchen cerepirtem Vieh darf, nicht geführt — K. G. L 131, 121. 
— sHandel der Schubmader, 8.6: J, 337, 362. 8.©. J, 352, 382. 
Legitimation fremder Mühldurihen, 8.6. m, 785, 22. 
Legitimations⸗ —— durch Paßkarten, ©. 6. IV, 178, 013. G. S. IV, 189, 1068. 
IV, 199, 104. K. G. Iv, 990,6. 8:6, IV, 1023, 163. 
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Lehm: und Exdaruben, deren Ausbeuten, K. G. IV, 1059, 6. 
— + und Sandwerfen, K. G. I, 115, 118. K. G. I; 418,470. 
— s, Thon», und Mergelgraben, Schlammnutzung und Torfftih, Sep. G. 1685. 


.&. 1690. 
—⸗ und REES deren Anmeldung und Verfiherung in der Brandeaffe, G. ©. 
, 92, 639. 


Lehen, deren Verfolgung bei —— bei Veränderungen in manu dom. 
aut serv., 8.6, Il, 830, 119. 
Lehubriefe, deven Ausfertigung, K. 6: 1, 552, 20. 
ic, deren Löſung von den Grundbefigern, K. G. I, 328,. 356. 


Lehn⸗Faͤlle, a % je, wer foldhe bei Beränderungen der Befiger zu bezahlen bat, 


. 1, 90, ısı. 
— Wahren, Erbzinß⸗, L.O. XI, 30. 

Lehnd-Berichte, S. U, 186, 44. ©. 1, 294, 148. 
— „Indulte, K. G. 1, 273, 313. 8.6. I, 300, 336. 8.6. I, 317, 318. 8.6. I, 

323, 52%. K. G. IL, 335, 359. 
— ‚Qualität eines Grundftüds foll dem Acquirenten befannt gemacht werden, 8.6; 
Il, 909, 318. 
— Veränderungen, Berichte wegen felber, ©. I, 81, ı70. 
Lehrer, deren anftindige Kleidung, K. G. I, 225, 227. 
— sDeputation, deren Wahl, 88. IV, 1161, 363. 8.6. IV, 1163, 364. 
— ‚BWittwen und Kinder, deren Gnadenhalbjahr, K. G. Ill, 828, 117. 

Lehr⸗ und Lectionsplan für die Landfchulen, K. G. 1, 643, 110. 

Lehrlinge, conferiptionspflichtige, deren Controle, K. G. 11, 879, 187. 

Lehrzeit der Kinder von Landmeiftern, ©. ©. I, 28, 177. | 

Leibesfrucht, deren —— St. G. B. 43. 

Leib⸗ und Lebensſtrafen und Landesverweiſung ſollen an Einheimiſchen nur mit höchſter 

Genehmigung executirt werden, ©. J, 5, 9. 
— ⸗tZoll der Juden ift —— S. Il, 270, 121. 
Leichen, an — Krankheiten Verſtorbener dürfen wicht ausgeſtellt werden, ©. 
20 2 5 
— „ deren Ansftellung und Offnen der Särge ift verboten, 8.G. 1, 633, 93. K. 
G. l, 118, ıı. 8.6.1, 124, 123. 
— „ verſtorbener — Iſtaeliten ſollen nicht in Die Reſidenz gebracht wer 
den, K. G. 1, 539, 11. 
— „ Sollen zu anatomiſchen Unterſuchungen aus dem Armenhauſe nicht ohne ſpe— 
cielle höchſte Erlaubniß verabfolgt werden, K. G. 1, 591, 57. 
— „ ſollen nicht zur Schau ausgeſetzt werden, K. G. 1, 266, 293. K. G. I, 293, 
332. 8.6. 1, 440, 502. P. St. G. 16. 
—  sGteine und. Denfmiüler, deren Inſchriften, G.©. VI, 435, 2508. 
— Züge follen nicht gejtört werden, 8.6. 1, 169, 157. 

Leib: Amt, Errichtung eines ftädtifchen, in Deßau und Zerbit, G. S. IX, 485, 2865. 
— » Bibliothefen, Journals und Leſezirkel follen beauffichtigt werden, G. S. Il, 122, sos. 
— — ſollen nicht ohne höchſte Genehmigung etablirt werden, K. G. U, 

945, 360. 
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Leih⸗Bibliotheken, Verkehr ausländischer Unternehmer derfelben mit Preußiſchen Unter 
tbanen, 8. G. Ul, 887, 194. 
— ⸗-Haus, in Köthen, defjen Anlegung, K. G. 1, 438, 500. 
. — — , ÜErmenerung des Privilegiums für den Hofagenten Friedheim, K. ©. IV, 


1060, 7. 
— — „ in Defau, Privilegium für den Banquier 3. H. Cohn dafelbft, ©. U, 


399, 313. 
Leopold, Friedrichs, Herzogs zu Anhalt 2c. Regierungsantritt, ©. U, 397, 312. 
Lefe- Holz, Baumbefhädigung und Wicfengrengen-Berrüdung, ©. 1, 56, 117. 
—  »Nußung und er G. S. YV, 266, 1461. G. S. V, 283, 1387. 
St. G. B. 71. &. ©. IV, 1140, 276. 8. ©. IV, 1184, 108. K. ©, IWW, 
1119, 218. 


- Lefe- Zirkel, Errichtung von, bedarf der höchiten —— ſt. ©. I, 945, 360. 
Leute, unbekannte, ungefejfene, Müffiggänger und Bettler, 2,0. NXIX, 68. 
— ,.verbädtige fremde, deren Beberbergung, ©. 1, 30, 51. 
rg B.O. XIV, 128, E. 132. Rev. E. 70. 
Licht, fol zur Beleuchtung gefährlicher Gegenftände, die über Naht auf der Straße 
bleiben, gehalten werden, 8. ©. 1, 465, 5ır. P. St. G. 56. 
— , vorſichtiges Umgehen damit, K. ©. l, 265, 293. P. St. G. 46. 
Lieferungsgetreide, Lieferungen von Getreide, 8. ©. 1, 81, 5. K. G. l, 91, 9. &. 
G. l, 132, 129. 8. ©. 1, 372, 00. 8. ©. 1, 376, 404. K. 
G. 1, 397, 445. f. übe. Getreide. 
Liethen⸗-Ufer, deſſen Erdreich darf nicht willfürlich abgeftochen werden, K. G. 11, 853, 144.. 
Lindau, und Dornburg Einführung von Mühlwangen in Diefen Hemtern, K. ©. Hl, 
777, 28. 
— Anlegung von Jahrmärkten dafelbft, K. G. 11, 569, 33. K. G. 1l, 639, 108. 
— , Grünftraßen- und Fleden-, find zu einer Gemeinde vereinigt, G.S. IX, 496, 


2917. 
Lippe, tritt zum deutichen Zollverein, 8. G. IV, 982, ı. 
Liquenre, und Branntweine, köthenſche und von Deßau eingehende, find von der ſtäd⸗ 
tiſchen Necife frei, 8. G. 111, 814, 105. 
Linnidation, der Advofaten, deren Einreichung, K. G. 1, 315, 317. K. G. 1, 507, 575. 
— — ſ. übr. Koſtenrechnungen. 
Liquidations-Koſten ſollen in Conrant angeſetzt und eingefordert werden, K. ©. I, 
918, 325. K. G. Il, 927, 333. 
Liquiditen, ungebührliches der Gerichte, K. ©. 1, 17, 12. 
Liften über die Eins und Auswanderungen. find — K. ©. 111, 923, 329. 
Literariſche und artiſtiſche Erzeugniſſe, Schuß derfelben, G.©. Il, 136, 853. 
Litisdenumciation, Reaſſumtion und Intervention, P.O. XI, 124. E. 125. Rev. E. 57. 
Xivreebedienten, fürſtlichen, foll nichts gebergt werden, ©. 1, 101, 195. ©. 11, 135, 
8. 8.6.1, 36, 2. 
Löſerdürre, K. ©. 1, 288, 325. 
Kogiren, Fremder in Köthen, K. ©. 1, 845, ı39. 
Außgerber, und Schuhmacher, deren LZederhandel, K.G. I, 352, 382. 
—  , follen aus Orten, wo die Viebfeuche berrfcht, feine Häute faufen, 8.6, I, 
33, 24. 
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gohgerber-Sunung, Schuß derfelben gegen Auflauf der Häute von Unberechtigten, K. G. 
106. 


Kohn, der — und Zimmergeſellen, K. G. I, 340, 363. 

ui — Verordnung wegen derſelben, S. iu 272, 123. 

äute, fremde Sattler und Riemer dürfen folche wicht verarbeiten, K. G. I, 342, 
364. K. G. I, 409, ası. 
— Autſcher, Legitimation von deren Knechten, K. G. IH, 979, 476. 
Looſe, Ausfpielen folcher, verboten, K. G. II, 750, 278. 
— ,f. übr. Lotterielooſe. 
vosſprechen, —— —— ya 1 * 217. 
Lotterie-Gollecten, erbotene, S 
Geſchafte "bedürfen der —— ©. II, 914, 320. 
—  :Roofe, deren fohriftliches Bertrödeln, K. G. ul, 905, 314. 
— Spiel, deſſen Beichränfung, ©. S. IH, 108, #37. G. S. V, 232, t299. 8. 
G. 1,61, 00. 8.0.1, 78, sı. 8.6. 1, 500, 5710. 

— ergehen, P. St. G. 27. 
Lügen = ericht in Militärfteaffachen, M. St. G. B. 64. 
— Meſſen, K. G. IV, 983, ı. 
Luft:Ballons ſteigen zu faffen, verboten, K. G. I, 16, tı. 

— Springer, deren Debüt ift verboten, K. G. 1, 24, 16. 
Lumpenſammeln, K. G. I, 28, 20. 8.6. 1, 472, 523. 
Luftbarleiten, — Scaufpiele und Vorftellungen, bedürfen polizeiliche Erlaubniß, 


Luremburg tritt zum — G. S. IV, 185, 1051. K. G. IV, 985, 2. 
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Maaf, Rheinländifches, eingeführt, ©. 1, 
— und Gewichts, —— richtigen, K I , 521. K. G. IV, 1079, 132. 
_ — +Drdnung für Anhalt-Dehau, © ©. — 7. ®. ©. IV, 173, 
90, G.S VI, 359, 2069. P. St. G 
Mäller, er 4 wegen derfelben, ©. Il, 254, 97. 
Geb G. I, 173, 158. 

— Sefoit deffen unbefugter Betrieb ift verboten, K. G. IV, 1058, 6. 
Magazinroggen, defien Anlegung und Austheilung, K. G. I, 106, 105. K. G. I, 376, 104. 
Magdeburg, eipziger Eifenbahn, Ernennung einer Immediatcoumiffton zur Leitung der 

auf Diefelbe bezüglichen Ge Gehpäfte, 8.6. II, 895, 235. ſ. übr, Eiſenbahn. 
Mahl⸗ Acciſe m Pe Sendung u S. 1l, 168, 33. 
then, Nien rg und Rolau, deren Erlaß, resp. Herabfeßung, K 


; 
Mahlen, auf — "Pühlen verboten (Mahlzwang. Derfelbe ift mur vn 
* Nienburger Budermühle agie oben.), K. G. I, 204, 200. K. G 
‚ 451, 509. K. G. IV, 987, 
Mahl⸗ Steuer, für 9 anentaniſche Mehl, G. © IV, 224, 1259. 
— in Raguhn und Jeßnitz, deren Conirole, 6.6. II, 104, 671. 
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Mahl: Steuer, i in Zerbft, Sandersfeben, Gröbzig, Dranienbaum und Wörlig, deren 
Gontrole, G. S. I, 127, sır. 
— — —⸗Ordnung für Deßau, 6. ©, Ill, 162, 927. 
— — und Smwangsarbeitshausbeiträge, deren Ermäßigung, resp. Erlaß auf drei 
Sabre, G. S. Il, 165, 953. 
— ⸗ Schlacht, und VictualiensStener in den Städten, ©. ©. I, 119, 79. ©.©. 
VII, 455, 2669. 
_ “Zwang, f. Mahlen. 
Maitäfer, deren Bertilgung, K. G. II, 732, an. 
Maiſch⸗Steuer, — eingeführt, Cu ‚ 73,, 503. 
— +Saß, we ae bei Erbebung der Branntweinfteuer zur Anwendung kommt, 
G. S. Ill, 140, 665. 
— — „Berichtigung des bei Erhebung der Branntweinfteuer zur Anwens 
dung kommenden, ©. ©. VI, 457, 2675. 
Majeſtacsverbrechen, St. G. B. 33. 
Mandats: und Inhibitivprozeß, E. 194. Rev. E. 116. 
— GWerfahren in Polizeiſachen, P.St. G. 70. 
Mannsperfonen, fremde, deren Trauung, K. G. 11, 602, 67. K. G. Il, 634, 9. 
Marine, deutiche, deren Gründung, K. G. IV, 1131, 257. 
Marionettenfpieler, deren Debüt ift verboten, S.®. I, 24, 8. G. I, 260, 289. 
8.6 I, 407, 460. 
Markiteine zu beichädigen verboten, 8.6. I, 330, 357. 
Markt-Diebftähle, deren Beftrafung, ©. I, 371, 276. 
— ⸗Ordnung für die Stadt Köthen, 8. ©. 11, 841, 132. 
— ⸗Ordnungen, deren Uebertretung, P. St. G. 31. 
— ⸗Taxe ded Getrandes, Brodtes und Fleifches, ©. I, 66, 135. 
— Zoll ift aufgehoben, I I, 134, 7. 
Marodiren, M.St. 6.2. 3 
Martini-Marftpreis, Sep. 5 1691. 
— ——— deren Beſtrafung, ©. U, 333, 200. 
Maft-Geredhtfame, MaftsIntereffenten, Sep. 6. 1680. 
Material: ge I Dürfen nicht ohne fpecielfe Erlaubniß etablirt werden, 
289, 144. 
Moaterialiften, follen feine Apotheferwaaren führen, 8.6.11, 594, 50. K. G. 1, 689, ı60. 
Matritularumlage zur Beftreitung der Koften det Reichöverfanmfung, K. G. IV, 1131, 257. 
Maurer, Feftiegung von deren — * K. G. Ul, 908, sı7. 
— „ ſollen feine Oefen ſetzen, ©. I, 298, ı51. 
— «Eeſellen, follen nicht Kopie Arbeit annehmen, ©. Il, 188, a. 
— — „ deren Lohn, K. G. l, 340, 363. 
— ⸗ und Zimmergefellen, das Hofgwegtragen derjelben, ift verboten, ©. I, 27, 44. 
— — ‚ deren Vertretung in der Gewerbecommiſſion, 8. G. IV, 
1162, 364. 
— — — ‚das Wandern derfelben betreffend, G.S. Il, 123, 07. 
G. S. IX, 469, 2700. 
— Meiſter, Annahme von Gefellen Seitens derfelben, K. G. II, 911, 310. 
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MaurersMeifter, was Ddiefelben — Errichtung neuer Gebaͤude zu beobachten haben, 


l, 82, 
— —, Zimmermeiiter, "Dadhdestermeifter und Steinmeßmeifter, deren Prüfung, 
G. S. VI, 391, 2271. 
Medicamente, dürfen nicht ohne Recept eines Arztes oder Chirurgen verkauft werden, 
191, 48. 
Medicin, darf nicht von Ofitätenfrämern verkauft werden, 8.6. 1, 62, 70. 8,6. 1 
189, 132, K. G. L, 453, 510. 
Medicinal-Comnuiffion, errichtet, ©. II, 1sı, 40. 
—  sDeputation, durch Befanntmachun im Staatsanzeiger vom 15. Febr. 1849 
— eingefeßte, i —— und gehn deren Geſchäfte auf 
erzogl. Regierung über, G. S. VIl, 371, 2ı91. 
— PER: vor mn Hefor gehörige Fälle nüfen derfelben gemeldet wers 
den, I. 2, 26. 
— Mommiſſion, —* — Niederſehzung, K. G. IV, 1160, 362. 
— —rdnung, K. G. I, — 178. 8.6. 1, 221, 223. 8.6. I, 453, 510. _ 
»Zare, K. G. 1, 197, 
Mehl, Einführen und — 4 G. Ul, 826, u 
— Handel, unbefugter, ©. -1l, 362, 259. 
Meineid, St.G.B. 56. 
Meifch-Bottige, Meiſch⸗Brennerei, Meiſche, Meiſch⸗Steuer, &.S. I, 119, 747. 
— »Steuer, GontrolesBeftimmungen, K. G. ll, 816, 106. 
— Saßz, niederer für fandwirthichaftliche Brennereien, ” G. Ul, 939, 355. 
Meifter follen die bei ihnen arbeitenden ee anmelden, 8.6. IL, 172, 158. K. G. 
l, 341, 364. 8.6. 1, 401, 448. 
—  follen feine Sesringe ohne Impfſchein⸗ annehmen, K. G. 1, 198, 100. K. G. 
36, 360. 
— Mechts ewinnun bei den Innungen, ©. |, 1 
— ‚Stüde, deren Fertigung und Mängel, 8.6. 1 508, 341. S. 1, 28, 46. 
‚Meifterwerden, S. Il, 153, 2. 
ungen, unrichtige, M. &ı.®. B. 
Memprinlien, deren — und undiſchriſt S .L 53, 14. 
Menſchenraub, St. G. B 
elgraben, Sep. G. * Sep. G. 1690 
eſſer, Siebe ꝛc. verbotenes Hauſiren damit, 8.6. l, 219, 222. 
— M. St. 6.8. 31. 
Miethsleute, deren Aufnahme in der Ann K. G. ko 13. 8.6. l, 537, 73. 8. 
®.1, 73, 9. 8.6. L 111, 109. L, 274, 313. - 
— „ deren Aufnahme in den Dörfern, 8.6 G. I, 207, , 210. 
— , Berichte über diefelben, ©. II, 329, 3.* 
— „Erhebung eines Schuß eldes von denfelben, ®.©. 1, 18, ı01. 
—  , Berorduung wegen derfelben, ©, II, u 20. 
— „ deren Wachtdienſt, K.G. I, 1 
Milde Beiträge, deren —— A 57. 8. ©. I, 597, 62. 
Militär-Ausbebungsgefeß, G.S. I, 39, 2. ©.6. U, 82, 681. G.S. IX, 476, 
- YN—2810. 
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Milktär-Dienft, Untächtigteit:zu felbem, ©. 372, A717" 
— ee —— S. IH, 384, 2% .ı. 


— —— — — M. St. G. B. =. 
— Gerichtsſtand, ©. II, 185, aa. ©. Il, 356, 35. ©. U, 387, os. M.St. 
G. B. 46. G. S. VII, 431, 2495. 
Dilitärifce Gewalt, deren Mißbrauch im Kriege, M.St. G. B. 32. 
Spiele Find den Kindern verboten, K. G. I, 269, 296. 
Militär Pflicht, — der ur welche ſich derfelben entziehen wollen, K. 
879, 187. 
— he eat A 1, 232, 231. 
Militärpflichtige Ansländer a! en nn . biefige Untertbanen aufgenommen werden, 


— deren —e und — ſollen umſtändlich einbe⸗ 
| richtet werden, 8. ©. 1, 510, 577. 
— ‚, Beitimmungen wegen der von ihnen titulo lucrativo zu erwerbenden 
Grunditüde, 8. G. 1, 522, 555. 
Militärs, beurlaubte, deren Todeds und Ungtüdfäle And Herzogl. Kriegscommiſſion 
anzuzeigen, 8. ©. Il, 842, 
— „ nicht in activem Dienft — welche = Zuchthausſtrafe verurtheilt find, 
ſollen erſt nad Mittheilung an das Militär-Commando dahin abgeliefert 
werden, 8. ©. 11, 805, 97. 
— „Ehe⸗ und ——— wider dieſelben, ©. II, 185, a S. ll, 
266, us. ©, M, 338, 
— „ und Gensd’armen, Dolltredung F on e durch Diefelben auf Berfüs 
guug von Givilgerichten, K. ©. 886, 193. 
‚ deren Grundflüce find von den Seien. befreit, ©. II, 326, 105. 
‚ denfelben ift das Schuldenmachen verboten, K. G. I, 698, 165. 8.6 
793, 63 
— „untere, Deren Befreiung von Gerichtskoften, 8.6.11, 730,252. M. St. G. B. 89. 
—  , wirkliche, follen .. ihrer Deabikebung "und Verheirathung Koſten⸗ 
freiheit haben, K. G. III, 761, 6. 
— „ſ. übe Soldaten, 
Militär - Strafgefegbuch, publicirt den 27. Januar 1855, ©. s. IX, 465, am2ı. 
Milzbrand, daran erfranftes Vieh darf nicht geſchlachtet werden, 8. ©. Il, 856, 146. 
Minifterinm, (Staatsminifterium), G.S. V, 247, ua, 8. 6. IV, 1101, in. 
Minifter = Verantwortlidhkeit, G.S. V, 248, 110. G. S. VII, 349, 20. 8. ©. IV, 
1102, 165. 
—— K. G. L, 70, 
Wißbrauch, der Dienftgewalt, M. St. G. B. 39—42. 
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ſoll nicht auf Ehauffeen abgeladen werden, X. &. I, 85, 87 
Mifthaufen follen vom Neumarkt in Köthen — 2* upt nicht Nachts 
a den — gelaſſen werden, L 67, u ©. L 157, ua. 


K. ©. 1, 297, 334. 8. ©, 1, 364, 393. 
Mitoifenjäeh und , Hütfsleiftung bei der Defestion, M. St. G. B. 20-24. 





7t 
Mobiliar: Nachlaß, u — Erben müſſen Erbſchaftsſtenwet entrichten, K. ©. 


—— — ce Get E defien Verſicherung, K. G. u, 760, 6. 
+ Verficherungen, 2 6H 
vorſchriften het: "Re 
Verſicherun 8-Anftalt, Anbattifche, —— 6. IIL, 896, 235. 
K. 4 898, 267; K. ©, IH, 915, 321, 8. ©, II, 917, 324. 8. ©. 
III, 934, 333. 8.6. HI, 930, 337. 8. ©. IM, ‚28, 363. * G. III, 
949, 303. R. G. II, “g72, gan. 
er a 2. O. XXVI, 63. 8.6.1, 210, 212. 
— St. G. B. Al. 
ugabe, Mustheil und Heergewette, L. O. XXXVII, 83. €, 69. Rev. €. 13. 
—E fremde, ſollen in Herzogl. Mühle nur vier, in andern mm zwei Groſchen 
viaticum erhalten, ©. I, 295, 149. 
— — „dderen Beperbergung ı und Regitimation, 8. ©. ID, 785, 22. 
wandeinde, ©. II, 342, 
Mi lentaual, in Köthen, darf nicht verureinigt werden, 8. G. 1, 454, 611. 
aagen auf den mn. in * Dörfern der Aemter - Roplau, Lindau md 
Dornburg eingeführt, K. ©. IU, 777, 28. 
Minz-Cartell, allgemeiner, zwiſchen den gollvereinsftanten, G. S. V, —* 1283. 
— —orten, Zerbſter, außer Cours geſetzt, S. I, 248, 01, K. ® 1 L, 53, 5% 
— »Gtüde, bei win in Herzogl. Kaſſen, 8. 6 ©. IV, 07, 83. 
— VWerbrechen, 
Münze, Herabfegung der Preubifihen. 8. ©. I, 139, 133: 
Mulde, Anlegung und Unterhaltung eines Walles zum  Schupe ge gegen die Ueberſchwem⸗ 
ya Statuten für die hierzu — —— rundbeſitzer Deßau's 
er, G. S. IX, 479, 2843. 
Mufici, ausländife en nicht Pe! werden, K. @ 1, 46, u 8. G. L 
1 103. 8. ©. L, 263, 
— nicht nn müffen ſich — dem N Stadtmufitus — K. ©, 110, 
8. G. I, 384, 8. G. L 385, 4 
J der Berhälmife join infändifchen * "ben Stadtmufifus, K 
1, 519,. 582. 
Muſik, darf in — San nach 10 Uhr Abends ohne Erlaubniß nicht ſtattfinden, 
1 


L 123, 122. 
— , foll von > Sierhranem und Bierfchenfen in N nicht gehalten werden, 
II, 560, 25. 
nz⸗Ordnung bei — K. ©. Il, 630, . 
Mu allen: eibanftatten, bedürfen ” — — K. II, —* 360. 
Mufitalifche Aufwartungen, K. G.1 G. 1, 54, 59. ” 6 I IL, 108, na 
8. ©. 1, re I, 263, 290. . 8. G. 1, 303, 338 
— 339. 8. & 1, 384, 8. ©. 1, 385, un 8 G. 
519, 582. 
— Werke, Scqhub gegen deren unbefugte Aufführung, G.S. IV, 172,097: 
6. Il, 974, 465. K. ©: IV, 1055, 262. ’ 
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Muſikanten ar _ nicht spe obrigfeitliche ‚Erlaubniß Rußt machen; ©: 1, 


Muſiler, —— Sen Aufw en, ©. 4,236, aa. 
Mufit:Gewerbe, Eonceffion zu deſſen ebung, us. Yı, 332, 1957. 
— Maqhen. Einheimiſcher und Fremder, ©. II, 264, 14. 
— Fremder, ©. 1, 218,66. 
_ Reglement, nebft deſſen Grläulern en, 8. © I + 8 ©. 1:54, 59 
©. 1, 103, 10%. 8. ©. 1 116, Fe BE re! 
a 338. K. ©. EL 332, 358. 8. ©. ‚h 384, 12. 8. 6 
19, 582. 
— ‚Scheine, — fung, 8. G. 1, 262, 20. 8. ©. 1, 294, 333, ° 8. ©. 


Mufterreiter, foffen Gewerbiheine Löfen, K ‚6. U, 770, 16. 


N. 


Nachdruck, von Büchern, — . © 4, 724, 244. i 
— Bundesbeſchlüſſe, wegen defelben, R. ®. ı, 813, 10. K.G. U, 926, 331. 
—  , md Nadhbildung, unbefugfe, von Werfen "der Wiffenfchaft und Kunft und 
Schuß der Tegtern, G.S. IV, 222, 1233; K. G. IV, 1029, 168. 
— , — gegen denſelben und graeı den —— der Reifebefchreibung 
3 Capitaͤn Roß nach dem ordpol, K 6, 873, 15. G. S. 
ü ’ 106, 67T. 
— „ von Wieland's und Göthe's Werken verboten, K. ©. m, 969, 458. 
Na druſch des Getreides, ©. Il, 288, 142. 
Na richten, faffche, Deren Verbreitung, N. &t. ©. 9. 
, Öffentliche wöchentliche, jet —— genannt, in Deßau eingeführt, 
| durch Gefeh vom 7. Mai 1763 1, 28, 4% 
— , Öffentl. wöchentl. deren — und Bekanntmachung, ©. 1, 85, 175. 


Na tigaffen, deren Einfangen verboten, K IV, 1036, 227. 

Nachtlanten gr 8. ©. 1, 200, 192. 

Nadıtmufit, P. St. ©. 58. 

Na twacen, R. J z 137, 32% > 1'148, (12. ee. 153, 15. K. G. 1, 


‚10 K. G. L 283, 322. 8. 6 2, , 31. 
Nachtwächter, — —— in Köthen, K K. ©: —* 861, 154. 
Nadler, deren Handel, 8. ©. 1, 417, 469. 
Nägel, das Haufiren damit verboten, 8. ©. 1, 65, 
Nühterinnen follen nicht in ihren Wohnungen ee und ſich die Arbeit nicht ſtück— 
weife bezahlen laffen, ©. 11, .- 274. 
agelſchmie dewaaren, Verbot des Haufirens, R . 6. IV, 1067, 58. 
H rungsmittel und Geraͤthe, ihädfiche, P. St. ©. 4 40. . 
Naſſau und u “ bug treten zum Zollverein, ©. S. IM, 115, 705. 8. ©. 1, 


— Deutfoe, Wahl eines —_— zu derfelben, K. G. IV, 1151, 308. 
Natural Abgaben, Abfindung durd, Sep; ©. 
— „von Brennholz, aufgeboben, 8 ij, 202, 54. 
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Natural Dienfle, deren Abloſung, &.&, V, 308, IB. 8. G. IV, 1071, 05. 
— Frucht⸗ und Fleiſchzehnten⸗Ablöſun = = v, —— at. K. G. IV, 1070, au. 
— Gefälle, deren Abloͤſung, G. S. VI, 
Nedarzeitung Rs Zeitſchwingen, ——— ven verboten, K. GI, 800, 93. K. 
837, 130. 
Neeten, Wiederherfiellun der Patrimonialgerichtsbarkeit daſelbſt, K. G. II, 669, 145. 
Neger: und Skiavenhandel, verboten, G.S. IV, 221, 1251. K. G. IV, 1030, 169. 
Nene Garten, der berzogfiche, in Köthen, Berböt. des Fahrens x. auf den Außfteigen 
an demfelben, 8. &. Hl, 935, 344. 
Nenjahr-Gelder für die reformirten Solche, K. ©, 1, 424, 49. 
— Singen, verbotenes, ©. Il, 237, 
— Umgänge, de Rad und "Thurmndchter in Köthen, 8: ©. 1, 861, 5 8. 
68, 165. 
Nentöthenfchen, Haufiren der Siraeliten er? en mit Töpferwaare in dem, K. ©. 
l, 402, 218. 8. ©. 1, 493, saı. 
Neumarkt, bei Köthen, Beaftung der Din — aus demſelben, K. © 1, 
334. 8. ©. 1, 410, 461. G. 1, 430, 496. 
— Gräben, deren — resp. Zufüllung, K. ©. . 410, 461. 8. ©. WW, 
1142, 285. 
Nich eitsbeſchwerde, egen kriegsrechtliche Erkenntniffe, M. St. G. B. 88 
* —2 tigkeitsgründe in Strafſachen, &t. 8 "D. 94-108. 
Nihtö ütonome, deren las zur Mobiliar⸗Feuerverſicherung, K. ©. III, 948, 363. 
Nie te, P. DO. XIX, 139. €, ı41. 
Nienburg, ierbrauen und Bierholen daſelbſt, K. G. u, 547, ı. K. G. 4, 554, au. 
8. ©. u, 560, 25. 
— — zweier Viehmärkte daſelbſt, K. G. 1, 343, 365. 
— Wochenmarkisordnung, K. G. IV, 1142, 285. 
— , — —— eiten dafelbft, find — K. ©. II, 940, 355. 
Nöthigung, S 
Nordlicht, eine Zeitfchrift, ift verboten, K. G. IH, 870, 157: 
Notarien, PB. D. 1, 106. €. 82. 
— , ausländifche, follen nicht im Inlande prakticiren, ©. II, 285, 137. 
— „ in Köthen, Anſprüche art diefelben —— der — Zeit des frangöfifchen Regir 
ments gefchloffenen wi L 244, 277. 
Nothfälle ſichern Steaffofigfeit, St. 6. B 
Friſten, K. ©, I, 441, 502. 
— Behr, St. ©. B. 2. 
au &t. ©. 8. 86. 
D. BAR, en €. 7 u E. 70. 
2 N G. 1682. 
kur 65 Sep. ©. 1671. 
O. 


Obdachloſigleit, Betteln und Vagabondiren, P. St. G 
Ober Yopelaons — in Zerbſt, deſſen — und Competeng, K. G. h 


10 


a 


Ober: — ** in Zerbſt iſt aufgelöſt und tritt an deſſen Stelle das O— 
G. zu Jena, G.S. V, 288, 1633. G. S. V, 294, 1053. G. S. 
315, 1853. G. S. VI, 319, 1873. G. S. VI, 319, 1875. K. G. 
1, 1193, 16. 8.6. Iv, 1199, 455. 
— — — „ entſcheidet in Scwurgerihtsfuhen bauptfächlich über Nich- 
tigkeitsbeſchwerden, St. . 14. 
— — — ⸗Ordnung vom 2 September 1817, ſammt ihrem Nach⸗ 
Rote (6. ©. IV, 197, ıosı) bleibt mit nur geringen Veränderungen 
raft, G.©. VI, 319, 1874. 
— — — rung, autbentifche Interpretation des 8 Q derfelben für 
Köthen, 8. 6. II, 691, 161. 
Ober-Jügermeifter- Amt, 6.8. VIII, 449, 2653. 
— und Oberforftamt — mit der Regierung vereinigt, G. S. 
V, 253, 1415. 
— äuterung, deren Veſchrantung 6.5. L35, 350. 
-- —— Herzogliches, deſſen Umgeſtaltung, ©. ©. VIII, 430, 2491. 
— » und Niedergerichte, P. O. XIX, 139. €, 141. 
— Staatsanwalt, Oberſtaatsanwaltſchaft, G.S. VI, a. 1858. 
Obrigleit, ftädtifche, Wahl von deren Mitgliedern, 8.6. V, 257, 1331. 
Obſt, in den Herzogl. Plantagen, deffen Schuß, K. ©. IV, "1104, 166. 
— ⸗Baum⸗, — und Pappel⸗Anpflanzungen haben die Forftqualität nicht, Sep. 
1684. 


— Händler, auswärtige, deren Handelsbefugniffe in Köthen, 8. ©, IV, 1114, 213. 
Oefenſetzen, unbefugtes, der Maurer, ©. II, 298, ı51. 
De ale deren Reparaturen, ©. II, 146, 16. 
— _ sLehrlinge, deren Gerichtöftand, K. ©. IL, 574, 36. 
Del, Beitrafung der Contravention gegen die den Seilern in Köthen zuftehende Befug⸗ 
niß zum Kleinhandel damit, 8. ©, IV, 1083, m 
— in Füffern, Ermäßigung des Eingangszolles davon, 6.5. V, 237, 1309. 
— Gelder find aufgehoben, ©. L 114, 212. 
— suchen, Beitrafung der Gontraventionen gegen die Berechtigung der Seiler in Kö— 
then zum Handel mit denfelben, K. G. ©, IV, 1040, 236. 
rreichiſche — —— iſt von Auſſig nach Weiher veriegt, 8.6. HI, 809, 100. 
8 Ngiere, u den Unterfuchungen fommandirte, M. St. G. B. 60. 
! übr. Ehrengericht, Zweikampf. 
Dlitätenkrämer, K. 8. 172 0. 8.6. L 189, 182. 8.6. L 453, 510. 8.6. 1, 


Orden, Anbaltifcher ——— Albrechts des Bären, G.S. Ul, 133, aa. K. G. 
l, 902, 211. 
— , von auswärtigen Souverainen dürfen .. Unterthanen obne höchſte Er⸗ 
anbniß nicht tragen, K. G. 11, 701, 
‚ auf deren Verluſt darf nie erfannt, — muß jtets erſt die — Sr. 
Hoheit des Herzogs darüber eingeholt werden, M. St. G. B. 
— ,f. übr. Ehrenſtrafen. 
Ordnuug, militäriſche, M.St. G. B. 37. 
— „öffentliche, deren Verlegung, G. S. II, 90, 600. 
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Ordnung, und Sittlichkeit, Verne ehn wider dieſelbe, P. St. G. 16. 
Organiſation, anderweite, der Gerichtsbehörden, ©. ©. VI, 315, 1844. 
anderweite, der obern Verwaltungsbehörden, 8.8. IV, 1178, 

Driginal- Protokolle über Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit werden den Par: 
teien er ausgeantwortet, K. G. I, 44T, 505. 

Originis forum, G. S. 1, 

Oftprengen, von einem, —— vier Fragen, Verbot dieſer Schrift,’ 8.6: 1, 
70, 458. 


. P. 


acht, Pachtverhaͤltniſſe, Pächter, in Bezug auf die ra Sep. G. 1696 fl... 
of in Roßlau, 2 er für denjelben, G.S. I, 41, 297. K. G. 1, 710, 216. 
I, 713, 233. 
Pächter, fürftliche, follen mit ihren Ta pi zur Vermeidung feruerer Streitigfeiten 
accordiren, ©. Il, 225, a0. 
—  , infolvent — dürfen auf — Domainen nicht mit bieten, K. G. I, 


535, 
- , müffen für Unterhaft und Unterftügung der in . und Dienft ge— 
nommenen Arbeiter forgen, K. G. . 141, 
Päfe für er in den Preußiichen Staaten, S. 1, 401, — 
„K. G. L 134 ur K. G. L 145, 136. K. G. J, er 284. K. G. Il, 536, a. 
Papiere, — und Durchſuchung folher, St. P. O 
Kothenſcher Unterthanen dilrfen auf Requifition auönirien Behörden ohne 
höchſte Erlaubniß nicht unterfucht werden, K. G. 1, 658, 124. 
Papiergeld, deſſen eng darf nur nach gehöriger vorheriger ———— 
ſtattfinden, G. & vll, 338, 1984. 
eppelanyf Mlanzmgen, Step. G. 1684. f. übr. —— 
ardon ( ner ©. rn. 386, 295. K. G. 1, 144, u. 8. © 371, 398. 8.6. 
1, 408. 
Paroles d’un eroyant und deren deutiche Meberfeßung find verboten, 8.6. 1, 855,145. 
Bartheien, deren Ausführungen, St.P.D. 73. St.P.OD. 8. 
—  , deren ungehorfames Außenbleiben, P.O. VI, 113, €. 93, Rev. E. 30. 
a zu tragen verboten, P. St. G. 10. 
asquille find an das Herzogl. Polizeiamt abauliefern, K. G. III, 799, 92. 
aflage, freie, in den Strafen von Köthen, deren Erhaltung, 8. ©. II, 646, 115. 
aß: und — auf der Eiſenbahn, G. S. IV, 216, 1239. & 6. 1, "980, 


— ‚Gebühren, 8. ©. 1, 165, 152. 

— sfarten, die erleichterte Regitimationsführung * ſolche in den * Eiſenbah⸗ 
nen verbundenen Staaten, G.S. IV, 216, 1239. 8.6.1] ‚ 980, 477. 

— — „ kegitimationsführung durch ſolche, ©. &. VII, 331, 1953. 

— — „ deren Ertheilung an — "unfeloftftändige Fumilienglieder u. — 

lungsdiener, 49 G. IV, 990, 6 
— , Afpeud an deren Grtheihin R. G. IV, 1023, 104. 
— — ayon, Aufnahme mehrerer —8 Begierungebegiike, fowie der Her⸗ 
10* 
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—XX Altenbutg und Braunſchweig in denſelben, K.G. IV, 990, 6. 
1001, 66. K. G. IV, ker 
Paß ⸗-Liſten, und Lehnsberichte, deren Einrichtung, S. 11 —X 
— — „ find an die Rentkammer einzuſenden, ©. u, 305, 156. 
— Weſen, Uebertretung der Peru Vorferiften, ÿ. St. G. 15, 
athengeld ſoll nicht ftattfinden, K. ©. I, 38, 
trimonial⸗ Gerichte, Verfahren bei deven Heviflon, 8. G. Il, 851, 183. 
— ⸗Gerichtsbarkeit, zu Garitz, Neeken und Thurau, hergeftellt, K. G. U, 
669, 141. K. G. Il, 676, 152. 
— — ‚ und eximirter Gerichtöftand hören auf, ©. ©. VI, 315, 


1841. 
Peinlide Rechtferti ung, on Unfoften, P.O. XXL, 146. 
Saden, N riminalfachen. 
Heise Wall, Verbot des Reitend auf demfelben, S. Il, 152, ı. - 
itfchenklatichen,, übermäßiges, auf den Straßen ift verboten, 8. 6.1, ,6& 8.6. 
l, 157, u 8. ©. 1, 506, 574. 
ie nen, deren Berluft, M.S.G.B. 9. 
enfionsabzüge finden nicht Statt, wenn ein penfionirter Staatsdiener fein Ruhegehalt 
in Anbalt ver sehrt, G. S. VII, 345, 2019. 
Berne = Gewehre follen mit Sicerheitspeceln — fein, K. ©. 11, 738, 239. 
erfonenftands = Sa F ©. V, 278, 1535. K. G. IV, 1182, 392. 8, 6. IV, 1192, 


_ Regifer, — G. S. YV, 278, 1536. K. G. IV, 
1182, 404. K. ©, IV, 1182, 406. . übr, Standesbücher. 
es ‚ ©. L, 202, 197. 
tinenzqualität der "den Staatsangehörigen zur Unterſtützuug überlaſſenen Gruudſtü⸗ 
de, 8. ©. IV, 1197, 458. 
Pfändung bei Übertetungen der Feldpofizeiordnung, G.S. V, 287, 1619 —1630. ; 8. 
G. IV, 1188, 428 —437. 
Hatunger, 6 ss II, 60, 400. ſ. übr. Wucher. 
arr: und Santgehäude, deren Bewohner müſſen die kleinen Reparaturen übernehmen, 
‚ Ti, 499. : 
— Biene und Zodtentaffe, 8. ©, L 446, 505. 
Piarrer ne Erleichterung der — bei deren ve 6.54, 


— fllen o Eopulationd-, Taufs und ZTodtenzegifter einfenden, ©. 1, 81, 170 


, 186, 4% 
Hit und Bible vor den Häufern kp wegzuſchaffen, ©. II, 216, 
erde, ledige a befpannte Wagen follen nicht ohne Aufficht auf der Straße bleiben, 
91, 14% 
— / ſollen J über die deutſchen “Tr ausgeführt werden, K. G. IV, 1095, 160. 
—; ——— II, 379, 200. K. G. 1, 353, 3%. 
— * — als aut — , Pferde abgejondert ftellen, K. G. L 96, ar. 
— Seuche, 
— Schlachten von — Perſonen, G. S. VII, 379, 2283. 
Pilafter, — (Trottoir) Verbot, auf demſelben zu reiten md zu fahren, S. II, 161, 29. 


77 


Bllanmen, gebadene, der Sa Danrit —* fein ausſchließliches Privilegium der Kramer: 
Innung, S . I, 308, 
Blüchtverlegungen, in befondern Werbetmffen, St. ©. B. 9. 
‚ bei Wachen, Kommando’s und auf Märſchen, M. St. ©. 8, — 
— —— adminiſtrativer und richterlicher Geſchaͤfte, M 


& 
Pflügen der Acer, bei demfelben foll eine Elle breit won den DER an den Chan 
— reden werden. 8. G. 95, u 8. ©. L 314, 346, 
L 505, 574. 
Bfufcherei, mei iſt er iteafbar, * St. G. 38 ee * P. St. G. 
9 G. 1221, 228. K. G. L 453, 5ı0. 
— „und —— it verboten, F L 87, 119. 
— „Barbier⸗, 8. ©. L 310, 34. 
— „ Böttcher, K. ©. L 492, 5aı- 
— „Friſeur⸗ 8. ©. Sr 815, 105: 
— „Glaſer⸗, 8: ©. 1 1308, 342. 
— Borndrecholer, 8.6. 1 I, 199, 192. 
—  , Sattler Riemers, R. ©. L, * 461. K. G. IV, 1086, u. 
— Schneider⸗ K. G. 163, 150. 8. ©, * 237, 218. A. G. L 416, 464. 
— Stellmacher⸗ und Bittwe in Roflau, N . 6. IV, 1031, 170. 
Bharmacopde, — * * en und die Preußiiche. eingeführt, S. IIl, 
269 0, 57% 
— — deren ſechſte amtliche Ausgabe eingeführt, G.S. V, 235, 0 
238, ı311. i 
iftolen, mit folchen follen Kinder nicht. fpielen, 8. ©. 1, 200 295: 
ladereyen, berrenlofe Reifige und Fußknechte, & DO. XL, 100. 
lautagen, Herzogl., Schuß -des Obites in ſolchen, 8. G. Iv, 1104, 166. 
—— —2 die Berechtigung der Koͤthenſchen Zimmer-Junung a 8. G. WW, 
1090, 147. 
— „ deren Verunreinigung, 8. ©. I, 122, 2. 8. G. L 428, 15. 8.6.1, 
437, 500. 8.6. 1, — 5 | 
Poren, dad Haus in welchem die natürlichen ausgebrochen find, ſoll geſperrt werden, 
. — > 190. 8. —* L 236, 21». 8. ©. L 336, 360. 
— ,. übr. Impfen, Impfung, Schutzpocken 
Bali über den Aufenthalt der aus Franfreich rucklehrenden, K. G. IL, 827, 116. 
olizei⸗Vehoͤrden, deren Strafgewalt, G.S. VIL, 387, * 
für Zerbſt eingerichtet, G.S. 29, 17 
— ——— deren ſummariſche Behandlung, R% ®. U, 541, 
— »Direftor der Stadt Deßau, a aus deile Iuftruftion, ©. {RE 312, 152% 
— »Drdnung der Stadt Deßau, S II, 137, / 
— Reglement ie * Ma Raps ekige habehn anf die Bernburger ange 


IV, 1050, 281. 
m si “2 i 8.8. IX 
— sGtrafgefeß, publicizt 26, April 1855,- 482, 2555. 
— re a — A P. St ©, 69—72. 
— ‚Vergeben überhaupt, P 
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——— deren neue Einrichtung, G.S. IL, 78, 529. 
olterabende, a enfelben iſt das Topfwerfen verboten, 8. 6. 1, 307, 32. K. G. 


455, 512. 
Ber ift — ©. 1, 195, 51. 
rto, Briefe, deſſen Entrihtung g, 8.6. I, 613, 16. 
— , wird in Silbergeld entrichtet, K. G. IV, 1175, 382. 
amentirer, Aufrechtl — deren Innungsrechte, 8.6. U, 692, 162. 
j F eforifcer Prozeß, E. Rev. €. 133. 
Aemter in —— müff en alljährlich ein Verzeichniß der von ihnen aus: 
zugebenden Zeitungen einreichen, K. G. 1, 573, as. 
——— K. G. „ 399, 417. K. G. L 511, 578. K. G. IV, 1079, 130. 
— ⸗Convention Preußen, 8.8. 1,396, 142. K. G. L 89, 47. R:6. IV, 1052, 
8.6. IV, 1053, 259. 
— Declaration über mit derfelben eingehende ftenerpflichtige Gegenftände, 8.6. Ul, 
769, Liu 
— ‚Bädereien, welche zurücgeben, find von Durchgangsabgaben frei, 8.6. III, 784, aı. 
— Porto, herab — tes, 8.6. J, 378, 406. 
—, Polizeiliche mmungen binftehtie derfelben, P. St. G. 67. 
—⸗Regal, —* en in Betreff deſſelben, K. G. IV, 1078, 129, 
Ye % deffen Kufrechterhaltung, K. G. IV, 1078, 130. 
Potsdam, — — das dahin auszuführende Rindvieh bedarf. der: Geſundheits⸗ 
attefte, K. G. 11, 580, 40. 
Prämien für Angabe von Brandftiftungen, K. G. 11, 663, 141. 
— Rettung aus Todesgefahr, K. G. L, 496, 507. 
— — ir zur Wiederbelebung der „grbhnider, © ‚L83 102 @L 
116, 214. S. 1, 145, 0. K. G. L 4 
Präfident des Sam erichtshofes, deffen Vortrag und —— an die Geſchwornen, 
87. 


D. 
Prangerftrafe, deren Anwendung, K. G. L 247, 250. 8.6. N, 546, 16. 8.6. IV, 
1054, 261. " 
—2 — der Eandidaten, 8.6. L 211, 
ediger, follen bei a firchficher Beni den Seipegrofgenfene —— 
525, 587. 
— „ ſollen ungen Krane befuchen, K. G. L, 187, 177. 
— , follen in den Schufen auf tefigiöfe Bildung feben, 8.8. L 187, 117; 
— „ ſollen in öffentlichen Häufern nicht ſpielen, 8.G: L 187, ı7r. 
— „ſollen alljährlich Todtenliſten einreichen, K. G. J, 98, u K. G.l 248, 250. 
. 1, 350; 380. f. übr. Pfarrer. 
-, Toden- Witwer oder Witwen vor deren —— — mit ei Kindern 
erfter Ehe nicht trauen, 8.G. 1, 98, a. K 
— „ die aus der Nefidenz ihren Bierbedarf "bofen müſſen, K. 4 J u 9, 
— deren — Kir actus ministeriales bei Pfarwacanzen, "8.6. Il, 756, 


—  , follen die "höchfte Erlaubniß zur on H nadhfuchen, K. ©. 1, 657, 2a. 
Wittwen⸗Caſſe, neue, deren Statuten, K 723, 210. 
Bredigtbüücher, deren ſich die NE bedienen Kan, 8. I 1, 226, 227. 
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Preſſe, Gefeß über diefelbe und das VBerfanmlungs- und arg 8.6. Ml, 
3 . 


22, 18591. 
‚ deren Mißbrauch, Bundesbefchluß darüber, G. S. 1, 61, 423. ©. Ne 1, 68, = 
Breßgefet, — Are der deutſchen Bundes-Berfaminlung, 6.6 1 [Bi FF 
44 


eßverg cin, 2.8.6. 11: 8.6. u ‚ 818, 108. 
en wie es bei gerichtlichen Berfeigerungen damit zu halten ift, K. G. II, 650, 11x 
— Abzugeconvention, mit Deßau, S. ee au © N, = 302. 
‚mit — K. 258, 288. R 6. 1, 394, 410. 

— Cartel⸗ Tonvention, K. G. 1, ‚u 463. 

_- " Etappen-Gonvention, 8. ©. 1, 421, 481. 

—  , Roft-Eonvention, 8. ©. 1, 396, 42. 8. ©. 1, 399, ar. K. ©. L, 5tı, 
57%. 8. ©. IV, 1052, 354. 8. ©. IV, 1053, 259: 

—  , Salz» Convention, K. ©. 1, 480, 52%. 8. ©, 1,490, 539. 8. ®n, 
596, 61. 

—  , Steuervertrag mit demſelben prolongirt, K. G. IIl, 897, 204. 

— „ Vertrag mit demfelben wegen wechjelfeitiger Verheirathung gegenfeitiger Uns 
tertbanen, 8. ©. IV, 1013, s6. 

— „ und Preußenthum, Verbot diefer + Schrift, a .®. Il, 952, 367. 

— „PVerfahren derjenigen die dafelbjt Gewerbe —— wollen, 8.6.1, 607,3 m. 

— „ Zoll» und Verfehrsverhältniffe mit demfelben, jo wie wegen des Elbzolls, 
K. G. U, 705, ı1. K. G. U, 706, 177. 

Preußiſche, Gousant, das, wird in öffentlichen Gaffen angenommen, 8.6.1, 439, snı. 
. ©. L 501, 571. 

— „ Courant, Anwalts⸗ und Gerichtskoſten ſollen danach liquidirt und die Cam— 
mersObfigationen auf daffelbe redueirt werden, K. G. II, 918, 325. 8. 
6. 1, 927, 333. 8. ©. Ul, 961, 4as. 

, Münze, deren Herabfegung, K. ©. i 139, 133. 
‚, Scyeidemünze ald Landesmünze eingeführt, T ©. V, 292, 1647. 
‚ Steuerfuftem, — u demſelben, K Joa 169. 
‚ Verbrauchsjtener, 8. ©. L, 426, 495. 
‚ Vermögen, iu Köthenfchen _befißende Unterthanen, die in Gone gerathen, 
das Dabei zu beobadhtende Reciprocum, 8. ©. Il, 599, ca 
Prinzen und Br — Vernehmung und Vereidigung als Zangen in Straf 
©. VIL, 329, 1945. 
rinzeß - Pin bei Köthen, Weg durch denfelben, verboten, K. ©. u 699, th» 
riorität, des — der Ehefrau, ©. U, 374, 279. K. G. J, 513, 579. 
rivat = Ankläger, 15. 
—  »Betheiligter, — eines an die Unterſuchung, St. P.O. 28. 
— »Gonfirmationen Dürfen wicht ohne Genehmigung des er DorgenDiNe 
men werden, K. ©. IL, 755, 251. =“ 
—  sDienftverpflihtun In, deren Verlegung, St.G.B. 92. 
— ar Wh in denſelben darf nicht mut ungeftempelten Karten geil werden, K. 
209, 211. 
— Lehret und Privatunterricht, K. ©. 1, 223, 25. 8.6, I, 351, a81. 


III 


Privaten, gt nicht feemde Biere und Goſe in Fäſſern von den Gaſtwirthen Laufen, 


.G. 1, 678, 152. 
eren Ausfertigung und ——— l, 301, 3397. 8.61 1,379, 407. 
ebit des Köthenfchen Kalenders, K.C. 


d 
Prien, der Witwe Aue zum Drud und 
I, 275, 314. K. G. L 311, 344. 
sauren, 3 ll, 106. €. 82, Rev. E20. 
deren Beftimmuma, R.G, 1 17 158. 
} — Ahrens tx. dürfen nicht genommen werden von Fidei⸗ 
, Bormündern, —— ꝛc., G. S. 11, 65, ou 
Brenn, deren —— —* 8.6. 1; 19, 1. 
opolien, Klagen aus zu 1, 210, 212. 
eines 18, G.S. V, 244, a. R.®. IV, 1158, 359, 
Brotocolle, bei Handlungen der frehnilfigen Gerichtsbarkeit, 8.8.1 l, 447, 505. 8.6, 
76, 97. 
— deren Unterſchrift von den Parteien und ihren Anwälten, K. G. |, 481, 531. 
Protocoll⸗ uͤhrer, bei Milttärgerichten, M. St G. B. 60 
— rung, in Strafſachen, St. P O. 80. Su. D. 93, 
— ,und —— St. P.O. 29. 
roviſori ſche — . 231. Rev, E. 156. 
ect Au j N, 60, 418. €. 200. Rev, E, 130. 
wieß · Arten ſummariſche E 193. Rev, €. 1 113. 
‚ geringfügi 35 le Object wird auf 50 Thaler erhöht, G. S IV, 226, 1276. 
— sDrbnung, je, den 21. — 1665 publiciri, folgt nad) der Lan⸗ 
Besen von pag. 105 a 
— 4 deren VIE, Titel, K. G. L 245, 318. 
—, peinfichet; XX, 142; f. übr. Strafproceh x. 
— Schriften, ati Einrichtung der beſondern Einlaffung in denfelben, K. ©. 
921, 327+ 
Prüfungen, teofegiie, deren find zwei, G.S. IX, 487, 2879. 
. br. Candidate, Eramen, 
ublitation = Urthel, P. D. XIV, 128. E. 130. Rev. E. 62. K. G. 1, 441, 50, 
ver, ſoll wegen n Beamsgefape fein —— in größern Quantitaͤten ale 12 DR. 
im Hanfe haben, ©, 1, J ar 


— — — — — L 395, 440. 
uppenfpieler, K 24, 1. 8.6.1 — K. ©. 1, 407, 460. 
yrımont, Ffinifum been Beitritt zum deufhen ollverein, R. @. IV, 982, 1. 
Q. 
Quadſalberei und Pfuſcherei iſt verboten, ©, L 87 
Quarien, deren — bei Dismenibrationen, a G. I, 553, 20. 
Quittungs:Stempel, 8. ©, I, 436, 490. 


Räder, mit Schienen befchlagen, Auflage auf folde, ©. II, 205, 56. 
Raff: und Leſeholz, Abftellung der Mikbräuche bei deffen Einfammlun und Abjtellung 
der Wildfrevel in den Forften jenfeit$ der Elbe, G 5.8. Il, 156, 907. 


3 


Rafl- und Leſeholz, deflen Same in den Herzog. Forften, © G. IV, 1119, 218. 
— „ proviſoriſches Gefeß ‚über deſſen Nupung, 8. ©. IV, 1140, 276. 
— — — “Holen und Stubbenroden, Sev. 6. 1681. 
— ⸗Holznutzungen, K. ©. IV, 1184, re 
Rapporte, aus den Safthöfen, 8.6.17, u 8.6. 1, 119 120. K. G. I, 253, as. 
— „unrichtige, M. St. ©. B. 35, 
Raſen, fol nicht abgeftochen werden; ©. II, 346, 209. 
— und Erde von der Dorfftätte bei Köthen sol verweigert werden, 8,6. I, 115, 
Us. 8. ©. ], 433, 49. 
Ratten und — Ungegife, Vemigung deſſelben ohne Erlaubniß verboten, K. G. 
811, 102. 
Raub, St. ©. B. 5 
F ern, —— ©. 1, 54, 116. ©. I, 300, 163. K. ©. l 50, 38 
-Injurien, 6. F IV, 296, 1272. 8. ©. II, 928, 334. - St. 6. 8. 60. (Belei- 


digung, 

— Rechte, deren —— G. S. VII, 378, 2229. 

Reafinntion, P. Row. E. 57 

Srehlühner Ginfangen mit Shnehauben, verboten, ©. II, 351, 230. 

Necepte, von ar, — wie ſich Apotheker bei denfelben zu verbalten ba: 

5, u 

Receptur- = Devofiten pähren, & . ©. I, 146, 140. f 

Recrutement,, conseil de 8. ®. L 18 5 108. 

Rechnungs - Kammer, Derssl. — deren Einrichtung und Stellung zu andern Behörden, 
. r 77, bit. 

— — „wird. der Cammer vereinigt, G.S. V, 253, 1415. 

— — geht mit der Cammer in die neue Behörde: über, weldye die Be: 
nennung „Herzogl. Regierung“ führt, ©. ©. V, 258, 1133. 1. 
übr. Regieru ) Reorganifatten der Kammer. — 

— pProzeß, E. 227. Rev. 6. 153. - 

Rechte, entzogene, darf man nicht wieder ausüben, P. St. G. 1 
Rechts⸗Anwalt, Advokaten nehmen dies Prädikat als Amts-Gharakter an, ©. ©. Vl, 
315, 1353. ſ. über. Ndoofat. . 
— sGandidaten, deren Examen, ©. UI, 394, 
— »Gelehrte, prafticirende und Advofaten; im Gemein Anhalt⸗Deßau angeord: 
nete Einſchraͤnkung auf die Normalzahl, ©.©. 1, 24, tar. 
— s Mittel, : Verfahren über eingelegte, Rev. E. 36, 
— — uns gegen Entfheidungen des Kreis⸗ oder Dperlandesgerichts, 
63. 


— — ‚gegen Endurtheile, St. P. D. 94—103. 
— ⸗Pflege in Straffahen, deven Beförderung, Vertrag deshalb zwiſchen Deßau, 
Köthen und Sachſen, &.©. VII, 372, 2193. : 
Neriproenm binfichtlich der Concurſe zum: Unterthanen, weiche Vermögen im Mö- 
thenſchen befigen, 8. ©. I , 6: 
Recognitionsgebühren von — Fr &. IV, 1020, as. 
Reduction der Hofdienerfchaft, K 233, 243. 
Reductiond - Tabelle des Silbergeldes, RR. @. IV, 1175, a9. ſ. br. Scheidemũnze. 
11 
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Reformationd=Feit, deſſen Feier, K. ©. IV, 1117, zur. 
— ⸗Jubiläum, deſſen Feier, K. ©. L 393, 430. 
Refractairs, und Deſerteurs, deren Claſſification, S. IL, 391, aua. 
Regal, auf gediegene und vererzte Metalle, deſſen Aufhebung, K. ©. IV, 1155, 348. 
Regierung, deren neue Einrichtung, G.S. V, 258, 1433. 
— „ deren Inſtruction, K. G. J, 239, 255. 
— „ und Kammer theilen ſich in die Innungsſachen, G.S. I, 95, 61. 
— „ deren Seſſionstage, ©. IL, 178, 38. 
Regierungs = Antritt, m — des Herzogs Leopold Friedrich von Anhalt⸗Deßau, 
. II, 397, 312. 
— — „Sr. Durchl. des Herzogs Friedrich Ferdinand von Anhalt⸗Köthen, 
K. G. L, 425, 19. 
— — „Sr. Durchl. des Herzogs Heinrich von Anhalt⸗Köthen, K. ©. IU, 


780, 34 

⸗Hauptkaſſe, G.©. V, 258, 1434. 

»Gefftion, ©. J, 42, 105. 

 Berhältniffe nad) Einführung der franzöfifchen VBerfaffung, K. G. J, 183, 172. 

: Bormundichaft zu Kötben, ne... von Ihren Durchlauchten, den Her- 

zögen von Anhalt-⸗Deßau nnd Anbalt-Bernburg, K. G. 1, 227, 
228. 8. ©. 1, 390, 416. 

Regiftraturen, a und Memorialien, Kaufe und andere Gontracte und Supplis 
en follen den betr. Barteien, resp. Suppfifanten vor ‚deren Unterſchrift 
vorgefejen und wenn Leßtere Schreibens unkundig, von den Goncipien- 
ten mitunterfchrieben werden, ©. L, 53, 114. s 

— .. von den Parteien und ihren Anwälten unterfhrieben werden, K. 

‚4, 481, 531. 

— bei Acten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 8, ©. I, 576, a7. 
Regiftraturgebühren, deren, Vertheilung, K. ©. II, 550, 19, F 
Reichs⸗Calender, ©. I, 92a, 183. ©. I, 92b, 184. 

» Keftungen, 8. G. IV, 1149, 302. 

⸗Geſetze, 8. ©. IV, 1131, 250 — 260. 

— „ fernere, (Finanzen betreffend), K. G. IV, 1141, ası. 

— , (Spielbank betr.), K. G. IV, 1146, 295. 

—  , (allgemeine deutiche Wechfelordnung), K. & IV, 1158, 342—362.*) 
— , (Ausfuhr von Munition nad Dänemark), 8. ©. IV, 1164, 366. 
— , (Disciplinarftrafordnung für das Reichsheer), 8. G. IV, 1165, 366. 

»Minifterium, deſſen Erlaffe, berglich der Zitulaturen, der politiichen Vereine 

und der Grundrechte, 8. G. IV, 1122, 221. K. G. IV, 1123, 225. 8.6 

IV, 1130, 247. 

— ⸗Tag, naͤchſter, Wahl eines Abgeordneten zum Volkshauſe deffelben, G. S. V, 
295, 1655. 

Reina, Gräfin Helene von, ift aus Prinzeffin mit dem Prädikat: „Durchlaucht“ erho⸗ 

ben worden, G. S. IX, 489, assı. 


ERzizE 


*) Üübrigens ift diefe in unveränderter Faſſung auch unter die Deßauiſchen Gefee aufgenommen 
und ald in Anbait:Dehau gültig. publicirt worden, ©. ©. V, 244, 1360. |. Wechſelordnung. 
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Neinhaltung, j =. Straßen und Verunreinigung von Straßen und Gebäus 


N g der Strafen, 8. 6.1, 61, u 8. ©, 1, 329,356. 
Neifediener, fremde, die von a zu entrichtende Gewerbefteuer, 6.8.11, 49, 339. 
Reiſende, arme kranke, deren —** . ©. 1, 391, a7. 
Reifepäfle, Weifpabgebühten (. . Bäffe, Baßgebühren. 
Reifig und Späne, Naturalabgabe von, aufgehoben, S. U, 202, 51. 
Neiten, auf den Straßen, desfällfige Borichriften, K. G. J 354, 383. A. G. l 506, 571. 
Religion, — —— der Ehrerbietung gegen dieſelbe, S6. B. bi. 
— „ oͤffentliche Herabſetzung 2 St. G. B. 58. 

Rentenbauk, Rentenbriefe, ſ. Lamdrentenbant ꝛc. 
Be rung deren Inftruftion, 8. G. L, 240, 262. 

— deren Geſchaͤftskreis, K 8. ©. IV, 1045, 240. 

A übr, Kammer, Regierung, Rechmungsfanmer. 
| Reorpanifation der Köthenfchen —— und Juſtizverfaſſung, K. G. 1, 238, 249. 
der Kammer, G. ©. V, 258, 1433. 

Repr äfentation des Landesantheils jenfeits der Elbe, K. ©, L 192, 
Republication verſchiedener feit 1848 ergangener — 6.6. "Yı, 338, 1973. 
Nequifitionen, auswärtige, in Defraudationsfachen, K. G. I, 476, 526. 

— ‚ auswärtiger Behörden zur Durchſuchung J Papiere Kötbenfcher Unter 

thanen, 8. ©. II, 658, 124. 

— um Vernehmung auswärtiger Zeugen, G. S. L 35, 256. 

Khan deren Disciplinarbeftrafung, ©. ©. IX, 467, — 


Re ſidenz Köthen, wegen Beſtimmung eines Bauplapes, K 613 
— in derſelben logirenden fremden Gefellen ſind hi ER K. ©. 
774, 26: 


— —, die geaferen Fußftege dajelbft find im Stande zu erhalten, 8. ©. 
‚ 176, 
— — , Morktordmung für Diefelbe, K. G. II, 841, 132. 
— — „ Reini 2 der Straßen und auffichtslofes Stehentaffen von Pferden 
J ©. 1, 67, u K. G. l 121, 1264 8. G. I, 297, 334. 
8. ©. L 325, 353. 8.61 329, 356. 8.6, L 465, Bu 
= — De, derfelben mit Getreide, 8. ©. L 52, 3. 8.6 I 
8. ©. 1, 91, m. 8. ©. 1, 132, 129. Ro A 
6. L 327, 355. 
— Deßau, wird in Di in drei Kicchfprengel geheilt, ©. S. U, 74, 50. ©. ©. IV, 


, Mabfftener-Dedmung für dieſelbe, G.S. IH, 162, 927. 
—5 — gegen — s· und ſtandrechtliche Erkenntniſſe, M. &.6.8. 87. 
tutiond: Get — nur wegen Verſäumung von Terminen und Feiften Seitens 
doofaten N ger werden, ©. S. I, 35, 264. 
—— ©. L 236, 1. 
Rettung, der ins Wafler Ole und - Den; für diefelbe wird eine Belohming 
ausgefeßt, L 116, 214. 
— „ die au —* Ihe weg, ©. N, 145, 16. 
— „ aus br, Belohnung dafür, G.S. VIII, 460, 2ssı. 


117 
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Rettung, verunglücter Perfonen, Prämien dafür, K. &. 1, 496, 21 
Rettungs: und Hülfstabellen, K. ©. I, 497, 567. 
—  sBerfuche zur Wiederbelebung der Selbftmöwder, K. G. II, 530, 5. 
Revidirte Erläuterungen,‘ publicirt den 21. Septbr. 1850, ©. ©. VI, 317, 1867. 
Kalle der Herzogl. Juftigämter und Pateintonialgerichte, K. G. IU, 851, 143. 
Reviſions-Commiſſion der Caſſen, ©. I, 359, 258. 
Rheinländifhes Maaß eingeführt, ©. L 8, zı. 
Riemer dürfen feine oben Lohnhäute verarbeiten, 8. ©. 1, 409, 461. 
Niehdorfer Marke, Rüge der Felddiebereien in derfelben, 8. ©. L, 162, ı50. 8. ©. 


I, 186, 176. 
Rindvieh, Affecuranz des wegen der Löſerdürre getödteten, ©. U, 303, 151. 8. ©. 1, 
60 


0, 64. 

— „ polnifches, Vorkehrungen, daß durch deſſen Ein- und Durchtreiben die Rind» 
viehfeuche nicht eingefchleppt werde, ©. II, 245, 59. 

— „ die über den Gefundheitszuftand des nach dem Potsdamer Regierungsbezirk 
auszuführenden, auszuftellenden Attefte, K. ©. II, 580, aı. 

—  sfrankheiten folen von Thierärzten und Kurſchmieden fofort angezeigt werden, 
K. ©. I, 287, 325. 

— Senuche, Veranftaltungen mit Bernburg und Köthen wider diefelbe, ©. Il, 
255, m—ıos. 8. ©. L, 60, 61—69. 

— Seuchen, 8.0.1231. 8.6L31,2%. 8.6133, u. 8.GL. 
34, 21. 8. ©. 1, 35, 2%. 8. ©. 1, 40, 0. 8.©. 1, 60 
®. I, 131, 121. 8... 1, 287, 325. 8. ©, I, 288, 325. 8. ©. 
L 289, 327. 8. ©. J, 290, 324 

Nittergüter, deren Alienation und Verpfändung, 2. O. XV, 42. 

— „ deren Beleibung und darüber aufgenommene Gonfenfe, L. O. XVI, 46. 

—  , deren Bierbannrechte aufgehoben, K. G. I, 944, 359. 

— , Befreiung derjelben von der Einquartirung in Friedenszeiten, wiederherge- 
ftellt, 8. ©. II, 587, 55. 

Kittergntsbefiger, Trauerliuten bei deren Tode, ift wiederhergeftellt, K. G. II, 696, 154. 

Röbling, Buchdruder, Privilegium für denfelben auf einen von ihm erfundenen Koch— 
apparat, K. ©. II, 946, 361. 

Römiſch⸗katholiſche Kirche, Rückkehr der Köthenfchen Landesherrſchaft zu derfelben, K. 


. U, 640, 108 - . 
Roggen, wohlfeilen, befommt die fürftliche Dienerſchaft als bleibendes Dienft- Emolus 
- ment, ©, II, 410, 325. 
— Magazin, Anlegımg eines, K. ©. 1, 376, 404. 
Roß, John, Eapitain in London, Privilegium auf die deutfche Ueberſetzung feiner Reife 
nad) dem Nordpol, G.S. II, 106, 677. K. ©. I, 873, 175. 
Noflan, Armencommilfion dafelbit, K. ©. 1, 419, azı. 
—  , Bewohner deffelben follen fein fremdes Bier einlegen, 8. G. II, 674, ı51. 
— „Brauerſchaft dafige hat die Zwangsgerechtigkeit nicht mehr, K. G. I, 940, 355. 
— „ und Goswig, Goncuerenz der Holzbauer und Zimmerleute in dieſen Aemtern, 
8. G. L 471, 52% . 8. ©. 1, 485, 533. 
— „Waageanſtalt dafelbft ein xt, 8.8. I, 777, 28. 
— „Waaren⸗Ausladung beim igen Elbzollamt, K.G, 1, 6%7, 152. 
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Ropmühlen, deren Gebrand) verbüten, K. G. 1,901, 270. 
Rotulus, mit foldhem follen Eivil- und Griminalacten verfehi fein, K. G. u, 892, 200. 
Se Pferde, anzufaufen verboten, 8.6.1, 353, 383. 
enzuder, deſſen Befteuerung, ©. ©. IV, 174, 997.. ©. ©. V, 311, 1810. ©. ©. 
V, 313, 1833.. ©. ©, IX, 484, 2803. 8.6. IH, 978, ars. 8. 
6. IV, 1012, s6. K. G. IV, 1048, 42 8.6. IV, 1074, 122. 
K. G. 0 1137, m. 
NRüböl, raffinirtes, Handel damit, S. 1, 816, 175. 
all des Verbrechens, St. G. B. 18. 
Ruhl und Benukler zu Wiesbaden, Privilegium fir dieſelben auf einen Lampenapparat, 
8.6. 11, 963, 449. 
Rum, fünftlich verfertigter, deſſen Abgaben, K.G. Ill; 765, ı2. 
Runfelrüben, zur Zuderbereitung zu verwendende, : unterliegen einer: EonteoleAbgabe, 
G. S. U, 159, 5. 8. 6. WW, 959, a2s. (aufgehoben durch 
G. S. IV, 174, 997.) 
— -Zucker, |. Rübenzuder. 
Ruthenmanß der Bruchfteine, K. G. U, 572, 35. 


® ©. 


Saale, auf derſelben findet feine Zollerböbung Statt, K. G. U, 612, 76. 
Saat-, Stroh⸗ und andere Diemen müſſen von den Feldwegen in gehöriger ER 
gefet werden, 8.6. 1, 651, 118. 
Sabbaths Edict, K.G. 1, 182, 172. K. G, J, 190, 184. AM. G. L 206, 210. K. G. 
I, 213, 213.. K. ©. L 214, 215 8. 1, 234, u. 86 1, 
263, 2%. 8.G.1, 281, 321. 8.6.1, 284, 323. K. G. 1, 320, 
399. K. G. 1, 325, 353. K. G. I, 355, 384. K. G. I, 363, 302. 
8.6. I, 369, 397. K. G. L 403, 14 K. G. I, 445, 504. : 8; 
®. 1, 823, 112. 
Sabbathöfeier, deren Modieation bei einfallenden Geburtstagen der Landedhertſchaft, 
. 1,.544, 15. 
Saden, entwendete, anzufaufen verboten, K. G. I, 486 
Sadjen, — —— ar dem Königreih und beit — Anfalt-Käthen, 
. * ’ 567, 29. 
— „ und — Vertrag mit er wegen gegenfeitiger Uebernahme der 
Auszuweiſenden, ©. €. Ul, 151, sei. 
— „Chur⸗, gr mit demfelben wegen — ſKürſchner⸗Waaren⸗Schau, ©. ul, 
4. 
—“ SED. 4. St. P.O. 131. G. S. VI, 420, 2m2. 
denſelben ar in Civilſachen die Acten nicht verabfolgt werden, 8.6. I, 


— deren Gebühren, St. P.O. 137. 

— „wegen deren Vinterfchrift, R.®, 1; 252, 283. 
Särge auf den Gottesädern zu öffnen verboten, K. G. 1,633, 9. nad, 
Säugelälber, geftorbene, deren- Häute gehöten: den Hirten, 8.8. U, 638, 107. 
Sailer, von, — Privilegium gegen Nachdruck für denſelben, G.©. I, 22, 317. 
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Salz, Verbot des Einbringens von freihdem, K. G. IV, 1000, 66. 
— Bedarf, 8.G. I, 478, 527. 
- — sBegleiticheine brauchen nicht vifirt zu werden, 8 G. I, 499, 570. 
— Eonvention mit Preußen, 8.G, I, 480, 528. 8.G. 1, 490, 539. : 
— sDebit, deſſen — G. S. u, 166, 955. K. G. I, 977, 473. 8.6. IV, 
1032, 261 
— — Preis, deſſen Beränperung, G. S. IV, 196, 107%. 
— — , deſſen Erhöhung, K.G. 1, 976, 472. 
— deſſen —— K. G. w, 999, 64. 
— Gelder find" aufgehoben, ©. I, 114, 212. 
— — K. G. |, 484, 532. ' 
— ſſe, Beiträge aus derfelben zur Ortsarmenkaſſe, 8.G. IV, 999, 61. 
— ⸗Ordnung, Einführung einer neuen, 8.6. Il, 976, 472. 
— ‚Quanta, deren Vertheilung an die Dorfgemeinden, 8.6. U, 766, 14. 
— Berfauf, G.S. I, 166, 955. K. G. I, 475, 535. 
Samenviehhaltung, Sep. G. 1686. 
Sammlung landesherrlicher Verordnungen, f. Verordnungen, 
Sand-, Lehm, Thon» und ER, a und ZTorfftih, Sep. ©. 
1685. 
Saudgruben, a Borfchriften für deren Ausbeute, 8. G. IV, 1059, 6, 
Sattler⸗Innung, ebung des Innungszwanges und Beſtrafung der Contravention 
Bi deren Gerechtfame, K. G. IV, 1085, 141. *. G. IV, 1086, 141. 
— thenſche, deren Privilegium zum Zurichten der Tapeten, 8.6. W, 
1039, 236. 
Umzugstermin und Löhnung derfelben, G.S. IV, 188, 1059. 
er, deſſen Auflefen ift verboten, K. G. I, 220, 223. 8. ©. U, 668, 145. 
bwendung der Klauenſeuche * denfelben, 8. ©. I, 673, 150. 
poden-Impfung, 8. G. IL, 586, 
——— vn defiene und abgededttes Vieh verſcharren, ©. I, 84, 174. 8.6. 
568,. 30. 
‚Brvile ien, inländifche, G.S. 1, 120, sor. f. übr. Gavillereigerechtigfeit. 
Scharlachficher, nöthige Vorficht dabei, 8. ©. 1, 124, 123. 
Schau⸗Ausſetzung der Zodten, ift verboten, K. 6. l, 118, 119, K. G. l, 124, 123. 
K. G. l, 266, 293. K. ©. l, 293, 32. 8. ©. l, 440, 502. 
Schaumburg, die Graffchaft, tritt zum Zollverein, K. ©. IV, 982, ı. 
— Rippe, — tritt zum Vraumſchweigiſch⸗ Baunoͤberſch⸗ Oldenburger 
Zollverein, K. G. Ul, 937, 351. 
Schauſpiele, öffentüße und Vorftellungen bedürfen der polizeilichen Erlaubniß, P. St. 


8 ieler, reiſende, Verordnung wegen derſelben, ©. I, IM 30. 
Scheffel, Berliner, deſſen Einführung ald Normalmaaß, K. 201, 199. K. © 1, 
80, 108. 8. G. IV, 1005, 69. 
— „Streichmaaß als Rormalnaab für Hafer, 8. ©. IV, 1187, 120. 
Siheibenjciehen, "Beftinmungen für Diefelben, K. G. 1, 358, 389. 
r auf an erfordert Die Grlaubniß Herzoglichen Jägermeifteramts, 
751, 278 
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Scheidemünze, — der Preußiſchen, als Landesmũnze, G.S. V, 292, 1647. A. 
1198, 453. 
Schenlen, ſollen Fee Beier und Bagabonden beherbergen, K. ©, 1, 71, 77. K. ©. 
h, 75, 5 8. ©. 1, 108, 10. 8, ©. 1, 148, 122. 8. G. 1, 283, 
322. 8. ©. 1, 415, as. 
—  , im denfelben follen nach 10 Uhr feine Gäfte mehr fein, K. ©. 1, 123, 122. 
Scheulgerechtigleit, unbefugte, außerhalb der Stadt, ©. II, 383, 202. 
Scentwirthe, jollen Schulfindern feine bigigen Getränfe reichen , noch denfelben 4 
Aufentbalt in ihren era geftatten, G.S. 11, 43, 319. G. S. VU, 
390, 269. P. St. ©. 
— ‚ auf dem Lande ſollen Diejenigen Fremden, die ſich länger ald 24 Stun⸗ 
den aufhalten, bei der Ortöpolizeibehörde anmelden, K. G. U, 733, 255. 
— Verordnung in Be or auf — die ihren Bierbedarf in der Reſidenz 
holen müſſen, 1, 9. 
enern, dürfen nad) der Straße ee "Zuglöder baben, 8. ©, 1, 627, s7. 
5* bei Feierlichleiten und mit Feuergewehr nahe * Städten oder au, ©. 
1, 78, 103. ©. 1, 263, 11. 8.8.15, 20. 8. © 1, 306, 341. 
K. ©..1l, 540, 12. 
Schieß⸗Gewehre, deren Abfieferung, resp. Zurüdgabe, 8. G. 1, 133, 120. 8.61, 
250, 282. 
— — „ ſollen Kinder nicht führen, K. ©. 1, 269, > 
— — „ follen mit Steinfutter verſehen ſein, K. G. 1, 460, 315. 
— Pulver, deff en Aufbewahrung, K. ©. 1, 395, uw 
— — Morräthe und Bulvertransporte, P.St. G 
— Scheine, deren — ung und Führung, G. * vi, 375, 2222. 
Schifffahrt auf der Elbe, Ihifffabrts- und Rrompeligeifiche Borfchriften,, Schiff opatente, 
Schiffsmanifeſte, K. ©. IV, 1020, 91 ff. 
—  sBerfebr auf der Elbe innerhalb der Grenzen von Anhalt⸗Köthen, K. G. 11, 
971, 459. ſ. übr. Elbe, Elbfahrzeuge, Elbuferſtaaten. 
Schiffsleute zu Nienburg, deren Unterjtügungsverein, 8. ©. IV, 1007, 70. 
Schillers, Friedrich von, Erben, Anlegum auf Herausgabe der Werke ihres Erblaſ⸗ 
jers und deren F gegen Nachdruck, G. ©. 1, 34, 243; 
: Schlachten, na enes freies von Schweinen und Verkauf deren Fleifches, 8.6.1, 


— a ee bei demfelben find vorzugeigen, 8. ©. Il, 858, 147. 
Ein, Entrichtung auf dem platten Rande, K. ©. u, 783, 40. 
lügereien, ur Grperige — der Unterofficiere und Gemeinen, M. St. G. 


‚Be 0.2 
lämmung "der Gräben, R. ©. I, 410, 461. 
—— zu beſchaͤdigen verboten, 8. G. I, 330, 357. 
amm foll auf ö Sffentticben Chauſſeen und Eandftaßen nicht | und aus dem 
Neuma weggefihaft u 8. G. 1, 85, 5. 8. ©. 1, 430, 49. 
—  +Nupung und Zorfftih, Sep. G. 1685. 
Schleiermacher, * Dr., das feinen Grben auf feine Werfe extheilte Privilegium, 
. 11, 113, 701. 8. ©. 1, 881, i6s. 
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zu „nicht conceffloniste, follen feinen Hauſtrhandel Ba S. Il, 369, a73. 
—— * eye angehängt werden, X. 8.1 ‚13,9%. 8.6.1, 26 
G. 6, 305. 
leuſen amd Dee, deren Öffnung, resp. Beihädigung, P. St. G. 
— * — * Gottesdienftes verboten, K. ©. I, 206, 8.6.1, 


ittfhnblanfen = Säilittern auf den Gaſſen, — S. U, 211, sy. 
rauerei zu Nienburg, Bierholen aus derfelben, K. ©, J 547, 1. 
er: — der Reſidenz Köthen, Eingriff in deren Reihte, K . 6. IL, 707, ı79. 
— und Schmiede, deren Erben ſollen die Dietriche abliefern, 8.6. ul, 866, 159. 
* üchſen, damit ſollen die Kinder nicht ſpielen, K. G. I, 269, 295. 
Schlu ahren, Öffentliches und le im ordentlichen Prozch, Rev. E. 62. 
— ‚DBerhör, tecapitulizendes, G. S. IV, 226, 1273. 
Schmähen und injurien, 2£.O. XI, 93. 
Schmiede: Werkftätten, Verordnung wegen derfelben, ©. I, 406, azı. 
S x ec ET — ſoll auf Des Straße auseinandergeftofen wer: 
Siöneiber, Dürfen feine ledernen Beinkleider — K. GI, 
— »gHandwerk, Pfuſcherei in 5 verboten, K. G. * 163, 150. 8.6.1, 
237, 218. 8. ©. I, 416, 469. 
Schmitt: und Material-Handlumgen, Verordnung — — ©. Il, 275, 126. 
Scornfteine, hölzerne, find gefekwidrig, 
‚ deren ordnungsmäßiges rg 8.6, G 346, 360. K. G. II, 754, 32 
deren Weite, ©. I, 99, 193. 
Schreien auf den — iſt verboten, 8.6.1,7,6 K. G. * 126, 12. K. G. 


28, 
Schriften, alle, Dee Schule des jungen Deutfchlands, find verboten, 8. G. 11, 
857, 147. 
— — ſ. Zeitſchriften 
Scritä ge, als Zeugen in beinfichen Sachen, deren Vernehmung, G. S. U, 60, 114. 
Des — zu Köthen, Geſetze für dieſelben, K. G. II; 936, 34. 
Schütte: Harken, K. G. I, 22, ı. 8.6.1 66, 2. K. G. 1, 413, 8 
— ⸗Thiemen, deren Aufſtelung, K. G. N, 693, 162. 
< Shubninder —— Handel damit iſt — ©. I, 182, 41. 
Innung, deren Lederhandel, K .. ©. L 337, 362, 8. © I, 352, 
—  , muß der gewinnen, der eine Werkſtätte errichten. md. ii neuem 
Leder fliden will, 8. G. IH, 864, 157. 
RER — — ſollen ſich die Altern nicht miſchen, K. G. n, 


— ⸗Beſuch * v Kinder, G. S. II, 132, 531. G. S. Ul, 139, 803. 
. Il, 152, 809. G. S. IV, 226, 1268. 
un Beſuch RO. l, 293, 5 RG], 231, 230. K. G. 1, 235, 230... 8.0], 
411, 482. K. G. I, 521, 584. 
} Pflichhwidrigkeit der Aeltern binfichtlich deffelben, P. St.®. 16. 
Schulden, & L.O. UM, 34. G. S. 11, 60, 108. E. 14.) Rev, E. dee. IH, 19. 
*) Die frübere Wechjel: Ordnung enthaltend, ſ. Wechfel-Ordnung. 


Schulden, Gonferibirte follen feine machen, K. G. 1, 593, 64. 
— Machen der Militärs, verboten, K. G. 1, 698, 165, ausgedehnt auf Die 
Gensd’armen, K. ©. Ul, 793, 63. 
— — ohne Konſens, M.St. G. B. 38. 
— Weſen, Kommiſſion zu deſſen Verwaltung wird mit der Regierung vereinigt, 
G. S. V, 253, 1115. 
— — „Landes-⸗, K.G. I, 196, 187. K. G. 1, 210, 212. 
Su Haupt, deren Infpectorat verändert, K. G. 1, 477, 526: 
Schul-Edict, ©. 1, 148, 17. 
— Einrichtung in der Refidenz Köthen, 8.6. 1, 334, 359. 
Geld, muß für fechsjährige Kinder bezahlt werden, 8. ©. I, 223, 225. 
Gelder, rüditändige, K. G. Il, 595, 60. 
Geſetz, für Anhalt-Depau und Anhaltsstöthen, G.S. V, 307, 1767. G. S. VI, 
386, 2255. 
— —— Orts⸗, find die betr. Pfarrgeiſtlichen, G.S. VIII, 446, 2645. 
Kinder, deren Aufenthaft in Gafthäufern ift nicht geftattet, P. St. ©. 16. 
— , müffen Podenimpffcheine vorzeigen, 8. ©. I, 198, ı90. K. G. I, 212, 
213. 86.1, 217, 217. K. G. 1, 336, 360. 
‚Qehrer, Erleichterung für die Gemeinden, bei deren Einholung, G. ©. 11, 85, 595. 

— , deren Benehmen egen die Prediger, K. G. 1, 200, 192. 

— , deren anftändige Kleidım bei Amtsverrichtungen, K. G. 1, 226, 227. 

— , follen Kinder nicht ohne Safieine aufnehmen, 8. ©. 1, 198, ı90. K. 

G. 1, 212, 213. 8.6. I, 336, 360. 

— , follen ſich der Predigtbücher bedienen, K. G. 1, 226, 227. 

— , follen in der Reſidenz ihren Bierbedarf holen, K.G. 1, 631, sı. 

— Bittwencaffe, 8.6. 11, 828, 117. K. G. 1, 872, 168. K. G. IV, 1016, ss. 
‚Ordnung, neue, G.S. 11, 83, 583. G. S. Ill, 101, 665. G. S. U, 105, 673. 
„Verſäumniſſe und Errichtung von Sonntagsſchulen, S. 1, 252, 94. 

Schulen und Stipendiaten, 2.O. M, 11. 
— , Lands und niedere Stadts, deren neue Einrihtung und Einführung allgemeine, 
eines Schulgeldes, G. S. 1, 83, 583. 
—  , Prediger follen in denfelben auf fittliche und religiöfe Bildung der Jugend . 
jehen, 8.6. 1, 187, ım. 
- Schuler, ©. 2. in Straßburg, Verbot deffen Verlags, K. G. I, 857, 147. 
Schurfrecht, Schurficheine, KG. IV, 1155, 338. 
Schutthaufen (Mifthaufen), K. G. 1, 67, 73. 
Schutz-Geld, defjen ie von den Mierhöfenten, wofür der Hauswirth haftet, ©. 
1, 44, 106. G. S. l, 18, 101. 

— Juden, deren Anzugögelder, ©. 1, 31, 54. 

— Pocken⸗Impfung, —5 unentgeltlich, ©. 1, 284, ı36. ©. 1, 388, 301. 

— — — deren Beförderun 


| 


II 


Kt ı 


% 6.6.1, 0, 137. 

— —  , deren allgemeine Ginführung, G.S. 11, 118, 713. 

— — „ — ſſigung der deshalb beſtehenden Vorſchriften, P. St. 
. 41 


Schwängerungs- und Ehefachen, Gompetenz in denfelben, K. G. IN, 943, 357. 
— Klagen, deren Srläuterung, K. G. I. 251, 292. 
12 
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Schwängerungs-Klagen, gegen Unteroffieiere und Soldaten, ©, U, 266, 118. 
9 gro JF Sachen, Alimentation, 
Schwarzbrot, deſſen Einführung, Verkauf umd Verfteuerung in den Städten, G. ©. V, 
242, 1365. G. S. VIII, 428, 2197. G. S. VII, 461, 2683. 
warzeland, die Forftparzelle, gehört zum eriten Kreis, G. S. VIII, 445, 2643. 
S — iſche Unterthanen in Köthen verſtorbene, K. G. IV, 1089, 146. 
S —— äther (Chloroform), iS. VIl, 338, 1985. 
Schweine, crepirte, gehören den Hirten, K. G. II, 638, 107. 
— „deren Schlachten iſt freigegeben, K. ©. I, 280, a2ı. 
— Schnitt, 8. ©. I, 47, 36. 
Schweiz, dahin follen inländische Handwerkögefellen nicht, wandern, K. G. TI, 865, ı58. 
K. 6. III, 869, 166. 
—** ———— ſ. —n 
Schwellen ſollen höher gelegt werden, wie bisher, ©. I, 108, 202. ©. II, 143, 15. 
Schweren (Schwören), Fluchen und Gottesläftern, &, ©, U, 9. 
Scwurgericht, f. Geihwornengericht. - 
Seiler: Innung, Deren Handel mit Delfuchen und Rüböl, K. G. IV, 1040, 236. K. G. 
', 1082, 138. 
Seiltänzer, deren Debüt ift verboten, K. G. I, 24, 16. 8. ©. I, 407, 460. 
Selbft:Bieten der Beamten ‚bei VBerpachtungen, 8. G. I, 171, ı57. 
— »Gefchofle, verbotene, P.St.G. 45. 
— ⸗Hülfe, St. G. B. 63. 
— Mörder, deren Beerdigung, K. G. U, 571, 34. 
— — , Verſuche zu deren Wiederbelebung, vorgefchrieben, K. ©, II, 530, 5. 
— Berfcharren des verreckten Viehs, verboten, ©. II, 366, 266. 
— Berftümmelung, St. G. B. 46. 
Semmel wird nah dem Gewicht verfauft, K.G. IL, 734, 255. 
Seniorat, des Geſammthauſes Anhalt, angetreten von Sr. Durchl. Herzog Heinrid) von 
AnbaltKötben, K. ©. IH, 848, 141. 
Separatien, der Grundftüde, ©. I, 13, 26. 
— , Recht diefelbe zu verlangen, Sep. ©. 1669, 
Separations⸗Commiſſion, permanente, 8. ©. II, 735, 257. 
— Geſetz, publicirt den 6. April 1850, G. ©. V, 300, 1660. G. S. VI, 
324, 1921. G. S. VII, 325, 1023. G. S. VII, 334, 1968. G.S. 
VII, 364, 2zıı9. K. ©, IV, 1069, 50. 
— Zehnt und Dienſtablöſungsſachen, Verfahren in ſolchen, ©, ©. V, 301, 
1709. G.S. VIl, 326, 195. G. S. VII, 407, 01. 8.6. W, 
1072, 100. 

— »Zehnts und Dienſtablöſungsſachen, Koſten in ſolchen, ©. ©. VIII, 464, 2705. 
Serre, Privilegium für eine von ihm erfundene Feuerungsconftruction, 8. ©. IV, 1063, 8. 
Sicilien, Königreich, in demſelben wird fermerbin das Heimfallsrecht wider Anhaltiſche 

Untertbanen nicht ausgeibt, G.S. |, 10, 53. 
— , — gr Schifffahrts- und Handeldvertrag mit dem Zollverein, K. 
. IV, 1068, 59. 
Sicherheitsdedel an Percuffions-Gewehren eingeführt, K. G. 1, 738, 259. 
Siebe, Scheeren und Meſſer, Hauſiren damit verboten, K. G. 1, 219, 222. 
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Siebenbriinnengraben, Fiſchen und Angeln darin —— — * In, 801, ». 
Sieben Todfünden der Fiberalen, Verbot diefer Schrift, K Il, 870, 167. 
> el, öffentliche, deren Verfertigung und Beſitz, P. &.@ 
mann, Wittwe, in —— Verbot deren Verlags, * ‘©. Il, 857, um. 
Simulation, M. St. G. B 
Sittlichleit, deren Verle — Si. G. B. 86. 
Soda, ungereinigte, Zollſatz für dieſelbe, 6,5. V, 275, ı5 5 8.6. IV, 1168, 18 
Soldaten, ausgetretene, fremde, deren Arretirung, ©. 1,52%; 
—  , deren BVerabſchiedungs-, Entlaſſungs⸗ und Geitathögefudhe betr., 8. ©: 1, 
510, 577. 
er - verfchoflene, Ediet wegen deren — ©. UI, 408, 32%. 
— Stand, Verſetzung in deffen zweite Kaffe, M. St. 6.2. 6. 
— „ſ. übe. Militär, 
Sonberlending, deffen Einberufung, K. G. IV, — 379. 
Geſchaͤftsordnung für denfelben, & 8, V, 27, 51. 8. I, 
1153, 390. 
unen der Betten anf der Strafe, verboten, K. G. N 229, 229. K. G. 1, 437, 5. 
onn= und Fefttage, deren Feier, S. I, 348, 211. K. G. I, 182, 172. 8.6.1, 190, 
184. 8.6. I, 206, 210. 8.6. J, 213, 214. 8.8. 1, 214, 215. 
8.6.1, 234, 24. 8.8.1, 381, 321. R. G. I, 284, 323. 8. 
G. 1, 320, 319. K. G. I, 325, 353. 
—⸗- und Feſttagofeier, "Mandat, G. S. VII, "333, 1959. 
‚®.©. VI, 381, 2237. 
— der Störung, P. St. G. 16. 
Spauwieh, Wegezoll von demſelden, Ki Gn, 768, 15. 
Sparkaſſe, Deßauiſche, deren Statuten, resp. Nachtrag zu denfelben, G.S. I, 84, 557. 
G. S. Il, 149, ssr. 
—  , Köthenfche, Deren Statuten, 8.6. IV, Ba Pr 
Spaziergänge, Lärm auf denfelben, verboten, K. ®17 
Spezial:Kommiffionen, Ka deren Bbticgenheiten 6.8. V, 301, 
1112. 8.6. IV, 1072, 102. 
Speije-Etat in der Koͤthenſchen Strafanftalt, 8.6. IV, 1066, a1. 
Sperlingstöpfe, deren —— —— S. II, 131, 6. 
Spiel, Ve 8.D. XAXIV, 78 S.6. 9. 
— ‚de Rrdiger in öffentlichen Häufern verboten, 8.6. 1, 187, 177. 
— +»Banfen, Ba 3 wegen deren Aufhebung, K. G. IV, 1146, 295 
— ‚Karten, aus dem Auslande einzuführen verboten, Spielfartendebit für Anbalt: 
Deßau⸗Köthen, der hiefigen Kartenfabrif übertragen und der Kar— 
teuſtempel erhöht, G. S. VII, 437, 2551.. 
— — „ deren Einführung, — und Stempelung, 8.6. IM, 863, 157. 
(durch Gefeß nr. 437, 2551 * ehoben.) 
er militärifche, den Kindern verboten, K. G. L, 269, 295. 
Spielen, mit ey Sr Karten, 8.6. I, 209, 211. K. G. 1, 320, 319. 
Spinner, deren Betrügereien, ©. 1, 173, 35. 
Spinnweiber, Verordnung wegen derfelben, © Sl, 
Sportel: und NONE der Gerichtöbehörden, 's ®. "m, 330, 1917. 
12' 
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Sportel:Tage, einige Veränderungen dazu, ©. S. II, 60, 416. 

— —, , in bürgerlichen Rechtsſachen, E. 152—190. Rev. E. 8I—I1l. Rev, 
E. dec. VIl, 202. 

— — 0 — ,f. Übrigens Tage der Sporteln. 

Sporteln, Kaſſen- deren Verrechnung bei fimpeln BerbalsInjurien, K. G. U, 632, 92. 
—  , in leichten Realinjurienfachen, K. G. III, 928, 334. 

Sportuliren, ungebührliches, 8. ©. I, 17, 12. 

Sprengen der Steine, Anzeige hiervon, K. G. IV, 1049, 251. 

—* gerichte, M.St. G. B. 53—59, 

Siaats-Anwaltſchaft, deren Reſſort und Geſchaͤftsverwaltung, G. S. VI, 316, 1857. 
— — ‚und ler St. P.D. 15—18. St. P. O. 36. St. 

D. 75. St. P.O. 128. 


— ‚Anzeiger, fo beißt feit dem 1. Januar 1849 das Wochenblatt, muß von den 
Gaftwirthen gehalten werden, G.S. VI, 338, 1977. f. übr. Nach⸗ 
richten, Öffentliche, 

— sDienergefeß, G.S. V, 306, 1747. G. S. VI, 400, 2309. 

— Diener, foll fünftig bei der Verpflichtung angehender Beamten nicht mehr, fon 
dern jtatt deſſen „Herzoglicher Diener“ gefagt werden, 8.G. I, 
644, 114. . 

— — ,„ deren Gehaltsabzu zur Befriedigung ihrer a 8.6.1, 149, 143. 

— —  , deren Zod foll officiell angezeigt werden, K. G. Ul, 803, 95. 

— »Dienft im Juſtiz- und Verwaltungsfache, Vorbereitung dazu, ©. S. VI, 343, 


2005. 
-Grundgefeg, f. Berfaffungsurfunde. 
Raffenfiheine, für Anhalt-Deffau, deren Emittirung, G.S. V, 279, 1555. 
— „Umtauſch der alten, G.S. IX, 491, 2595. 
Minifterium, —* Staatsbehörde eingeſetzt, G.S. V, 247, 1403. K. G. 
‚ 1101, 164. 
— — „ I Mitglieder find verantwortlih, G. S. V, 248, 1405. 8. ©. 
V, 1102, 165. 
— — „erhält Vollmacht während der Abweſenheit Sr. Hoheit des Her— 
ogs, G.S. VI, 335, 1967. G. S. VIL, 336, 1969. 
— — „ deſe Verantwortlichkeit wird aufgehoben, G. S. VI, 349, 2033. 
— ‚Oberhaupt, deſſen Perfon, Beleidigung, St, ©. 2. 33. 
— — „Verbrechen gegen deſſen Familie, St. G. B. 34. 
— ⸗Papiere und Werthpapiere, inländiſche, deren Amortiſation, G. S. IX, 471, 2773. 
— Schulden⸗Kommiſſion, deren Einrichtung und Funktionen, K. ©. IV, 1038, 232. 
8.6. IV, 1044, 239. 
— . Befen, 8.6. IV, 1073, 11. K. G. IV, 1139, 274. 
»Berfaffung, f. Verfaſſungsurkunde. 
»Berrath, St. G. B. 32. 
⸗Verrath im Frieden, M.St. G. B. 18. 
Stadt-Brunnen, deren Verunreinigung verboten, K. G. I, 122, 122. K. G. I, 428, 405. 
K. G. I, 437, 500. K. G. I, 455, 5sı2. K. G. I, 483, 532. 
— Köche, privilegirte, S. U, 259, 111. 
— Muſiler, Köthenſche, Erweiterung. deren Privilegien, K. G. IV, 1003, 68. 


ee 





Stadt-Mufifus, deſſen Verhältniſſe zu andern Mufifanten, K. G. 1, 46, 34. K. G. 1, 
54, 59. K. G. 263, 290. G. 1,384, 412. 8.©. 1, 385, 412. 
— — Dienſt, deſſen Wiederbeſetzung, K. G. I, 519, 582. 
— ⸗Ordnung, ſ. Gemeinde⸗, Stadt und Dorf⸗Ordnung. 
— Schulen, deren neuere Einrichtung, K. G. l, 334, 359. 
— ⸗LTeiche, Fiſchen und Angeln darin verboten, 8.G. Ul, 801, 94. 
— Waage, Aufhebung der Sippe bei derfelben, K. G. I, 201, ı9. 
Städte, deren Verfehung mit Fleifh, Brot und Wein, 2,0. XXVI, 64. 
— , in deren Nähe foll nicht geichoffen werden, K. G. Il, 540, 13. 
— Ordnung für Anhalt-Defau, G.©. U, 79, 537. 
Stände, deren Verträge mit dem Landesherm, K.G. I, 205, 206. K. G. I, 516, 581. 
Stättegeld, deſſen Aufebung für die Wochenmärkte, K. G. IV, 1077, 120. 

— deſſen Erhebung auf den Jabrmärkten, K. G. V, 1115, 214. 
Stalfbedienten, fürftlichen, it der Futterverkauf verboten, S. 1, 132, 6. 
Stalllaternen, für Anſchaffung derjelben ſoll geiergt werden, ©. 11, 360, 258. 
Standes:Büder, ©. ©. V, 278, 1555. ©. ©. V, 280, 1559. ©. ©. V, 291, 1646. 

G. S. VI, 338, 1974. G.S. W, 351, 2043. K. G. IV, 1182, 392. 
8.6. IV, 1192, 444. 8.6. IV, 1200, 455. K. G. IV, 1203, 458. 
8.6. IV, 1204, 19, 8.6. IV, 1205, 460. 

— ⸗Erhebungen, von auswärtigen Sowverainen verliehen, K. G. 1, 701, 168. 

Standgeridte, M.St. G. B. 57. 
Steheulaſſen von Wagen ꝛc. über Nacht, polizeiliche Vorſchriften, K. ©. 1, 584, 44. 
8.6. 1, 589, 57. 8.6, U, 648, 116. 
Steine, verbotenes Haufiren mit ſolchen von auswärtigen Ziegeleien, K.G.1, 675, ı51. 
— „ deren Sprengen, 8.6. IV, 1049, 281. 
— , Werfen mit jolden, P. St. G. 45. 
Stein-Brüche auf Kalk, Recht zu deren Benupung, K. G. IV, 1155, 338. 
— Mohlen follen nad) Preusifhem Gemäß verkauft werden, K. G. Il, 703, 169. 
— »Mepmeijter, deren Prüfung, ©. ©. VI, 391, 2271. 
Stellmaher:Innung zu Roßlau, 8. ©. IV, 1031, ı70. 
Stempel, öffentliche, und Siegel, deren Berfertigung und Sen: St. G. 14. 
— » und Caſſengebühren, Geſuche um deren Erlaß, K. ©. Ul, 874, 176. 
— Ediet, vom 18. Dechr. 1743, P.O. pag. 175, wieder abgedruckt S. J, 9, 21. 
— — ,Köthenfhes, 8.G. I, 177, 100. 8. ©. I, 202, ı97. 8.©. I, 271, 
312. 8. ©. I, 350, 350. K. G. I, 436, am. K. G. I, 523, 585. 
K. ©. I, 525, 587. 
— »GBGeſetz, G.S. Ul, 119, 103. G. S. IV, 220, 1249. 
— — „revidirtes, nebſt Stempeltarif und Nachtrag, G. S. VII, 402, 2315. 
— G. S. VI, 408, 2363. 5 
— »pPapier zu 1 Groſchen — ©. U, 169, 34. 
Sterbe⸗ Fälle mans Staatsangehöriger, oder im Auslande geborener Perſonen, G. S. 
, 225, 1261. 
— «Kaffe für Die Herzogl. Diener des Herzogthums Anhalt-DeffawKöthen, ©. ©. 
‚427, 2481. 
—  »fiften von eltern, die minderjährige Kinder binterlafjen, K. ©. I, 93, u. 
8. ©. 1, 248, 200. 8. ©. I, 350, 380. 
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Sterbe» Regifter, deren Einrichtung, K. ©. U, 555, aı. 
— »Urkunden, G.S. V, 278, 1573. 8. G. IV, 1182, a0. 
Steuer - Defraudationen, deven —* S. U, 330, ı97. G. S. Hl, 143, srı. 
— »Edict, 8. ©. I, 202, 104. 8.6. 1,470, 522. K. G. 1, 704, 100. 8.6. 
Il, 757, 282. . 
— »Erbebungsrolle, für 1832, 1833, 1834, G. S. H, 63, 13. ©. S. 1, 93, 
el. f. übr. Zollerhebungsroffe. ' : 
Steuerliche Gontrofen, ©.©. 11, 87, 509. G.S. IN, 117, 100: K. ©. M, 800, ıur. 
Steuern, deren Herabfeßung, K. ©. I, 367, 396. . | 
— „ deren künftige Errichtung in Preuß. Cour., 8. G. 1, 725, a4t. 
— „deren verordnete pünktliche —— K. G. U, 641, 100. 
— , Eonfuntionds, pünftlihe Erhebung, K. G. I, 690, 160. K. G. Il, 715, 235. 
Steuer⸗Ordnung, Köthenſche, nebſt Erhebungsrolle für 1828, 1829, 1830, K. Gü, 
08, 179. K. ©. 1, 709, 197. 
— — „die Herabſetzung des Chauſſeegeldes, die ernannten Zollaͤmter und 
den erleichterten Durchgang der die Herzogthümer Anhalt-Deßau 
und Köthen paffirenden aren betreffend, K. G. I, 712, 233. 
8. G. 11, 714, 234. 8. ©. 11, 716, 298. 
— — »betr. den den Steuerpflichtigen zu gebenden Credit, K. G. 1, 717, 


237, 
‚ Aufhebung des Branntweinzwangs, K. G. 11, 718, 297. 
‚ Gonfumtionsfteuer von Schlahtvieh, K. G. U, 719, 238. 
’ — der Steuerſtellen zu Goltewitz und Gommern, K. ©. II, 
0, 239. ' 
— „ herabgeſetzte BranntweinssAceife, 8. G. U, 721, 280. 
— „ Verfehr mit Bernburg, K. G. 11, 722, 240. 
— „Abſtempelung der Transportzettel, K. G. 11, 726, 249. 
— daß die Kabrifanten im Kötbenfchen in Bezug auf die Steuer dies 
felben Rechte wie die Prengifchen Fabrikanten ‚genießen follen, 8. 
G. 11, 727, 250. 
— — Abſtempelung der Stenerfcheine Über Waaren auf den Stenerftellen 
zu Koswig, Dröbel und Alsieben, K. G. I, 728, 250. 
— — , — eingehende Weine auszufertigenden Frachtbriefe bett., K. ©. 
720, 261, 
— — „die geſchärfte Vigilanz auf verfälſchte Transportzettel, K. G. 11, 743, 
271, 
— — „ bie Beſtempelung der Stuhlwaaren betr., K. ©. IL, 744, 272. 
— — ', die Waaren⸗Controle bett, K. ©. II, 749, 277. 
Steuerpflichtige Gegenftände, die mit der Poſt eingehn, K. G.u, 769, ı5. 
Stener-Rabatt auf eingeführte fremde Weine, K. G. II, 748, 215. 
— Berhältniffe mit Bernburg, K. ©. HI, 778, 38. 
— sBertrag mit Preußen, 8. ©. II, 897, 264. 
— Zettel find beim Schlachten worzugeigen, K. ©. LIE, 858, var. 
Stipendiaten, L.O. IN, 11. 
Stipendien, Anhaltiihe, S. I,-238, sa. ©. II, 239 
— „was bei deren Nachſuchung zu beobachten, 


dl 


II 


, Ba. 
8. G. 1, 45, 33. 


* 


Stolgebühren, deren Beug —— der — von Predigerſtellen, K. G. II, 786, 281. 
— ſind aufgehoben, G. 299, 1667. 
Stoppelharlen, auf Brachfeldern, Pr ©. 1, 413, F K. ©. 1,.461, 5ı6. 
— auf friſch gedüngten Winterfeldern, KR G. J, 66, 12. 
— ‚ Erläuterung des beefallfigen Geſetzes, K. ©. II, 608, 72. 
Stoppeln, zu frühes, verboten, 8.6.11, 444, 504 
Straibarleit, Strafen, deren Bere Zumefjung, Schärfung, Aufhebung, M. St. 
6.8. 14—17. 
— . , Straffolgen, P. St. 6, 3 
— , Gründe, welche diefelben — oder tilgen, 6.8. 24, 
— deren Exlöſchen, St. G. B. 26 
Straj- und Arbeitsanftalt in Köthen, 4% Reglement und Verwaltung, desgl. Straf⸗ 
ordnung für dieſelbe/ KR. ©. IV, 10606, 1066. 
Strafen, St. G.B. 2 
—  , deren re Erhöhung und —— St. G. B. 15-17. 
—deren Zujammentreffen, uw: 2.2 
Strafen und Bußen, übermäßige, L. DO, 6 90, 
Straf⸗Gelder bei Feldvergehn, erhalten zur Hälfte die Denuntianten, K G. I, 136, ı32. 
— Geſetzbuch, Strafprogepordnung und Gebührentage, Publicationspatent vom 24. 
Juli 1850, ©.©. VI, 314, 1835. 
— Kachtrag zum Pubficationspatent, GS. VI, 318, 1811. 
— „Abänderung einiger — G.S. VIII, 420, 2403. 
— „ deſſen Anwendung, St. G.B. 
Weideruni⸗ wegen —8* Alters, 6.8. 22. 
‚ wegen Berftandesihwäce, St. G. B. 23. 
Proebouiung (f. oben Strafgeſetzbuch — folgt nad) pag. 94 des St. G.B.) 
‚, Abänderung einiger Beftimmungen, ©. 4 VIN, 421, 2111—2458. 
‚Sachen, — in ſolchen, St. P. O. 121—146, ©. ©, VIIL 421, 2459. 
Beförderung der —— — G. S. VII, 372, 210 ©. 
Alttheife, * Vo —— St. P.O 
⸗Verfahren, Koſten — St. P. Do. 1 
Strafen, und Bäume, deren Schonung, ©. IL, 175, 37. 
» Aufficht ” denjelben auf Ader- und Pasiaterllien, Eggen, vd, m. 
Wagen, K. G. I, 67, 73. 8.6. J, 157, 14. 5, 
ea 8. ©. I, 354, 393. 8. ©, I, 364, 9 8, G.1 , 375, Fo 
8. ©. 1, 465, 5ı7. 
‚in denſelben follen feine Mifthaufen —*7* 8.6. 1, 67,73: K.G. L 157, 1a. 
‚ deren Reinlichkeit, Verordnung. deshalb, ©. I, 115, 213. 
‚ wegen Reitens und Fahrens in eg 8.6. I, 169, 151. 8,6.1,354;,383. 
R der Nefidenz, Erhaltung freier Pafjage, K. ©. I, 646, 115. 
—  , polizeiliche Vorfchriften wegen der daſelbſt über Nacht zu bela Fri 
re I 8. G. U, 584, 44. 8. ©. IL, 589, bi. 
648, 
‚in denfelben ift rn Scyießen mit Blaferöhren verboten, 8.G. I, 412, 463. 
‚ das Waͤſchetrocknen in denfelben verboten, K. ©. I, 437, 500. 
und Wege, Anlegung neuer und Geradelegung altet, G.S. U, 55, 383, auf 
den Rötbenfgen Zandestheil ausgedehnt, G.S. IX, 199, 2923. 
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Straßen, und Wege, öffentliche, _ — G. S. ji 3, ii 
»Bettelei, verbotene, 8. G. L, 68, 14 > G. 1, 224, 26. 8. ©. L 400, 
47. 8. G. — Il. 
— Närm, verboten, 8. ©. 1, ns K. G. I, 428, 195. 8. 


6. I an 
— a 8. 6. L Ts ©. 1, 121, wı. 8. ©. L 297, 334. 8. 
I, 329, 356. 8. 8 364, 39% 8. ©. I, 465, sı. 8. ©. 

L, 498, 569. 


Streitige Sadıen, geringfügige, E. 215—227. Re. €. 143. 
Stroh, deffen Auflauf verboten, K. ©. I, 40, 30. 
‚das — der — — „Verboten, — G. L 408, ası. 
Strampfwirteriw aren, un ter Dan —— II, 345, 209. 
Struveſche —— und —E K. G. L 497, 567. 
Studirende, welche die Univerfität Jena beziehen wollen, vn fi) zuvor bei Herzogl. 
Regierung zu Köthen melden, 8.G. 1, 434, 498. 
— „der Theologie, lien bei Herzogl. Gonfiftorio zu Köthen ihren Aufenthalt 
anzeigen, K. G. 11, 671, 149. 
— , Pr. auf Preußifchen Univerfitäten nicht eher immatriculirt werden, = 
bis fie fi wegen verbotener Umtriebe gehörig legitimirt haben, K 
G. 11, 603, ss. 
_ , a Borfchriften für — beim Beginn und während ihrer ala⸗ 
Laufbahn, 8.6. U — 12%. K. G. Ul, 867, i60. 
Sturmfäfler, — * verunreinigt — 8.6. 1 l, 102, * 8.6.1, 122, 122. 
K. G. 1, 428, * 8.©. 1, 437, 500. K. G. 1, 455, 12 
Sturmlänten, (Stürmen) 8. 6. 1, 377, 406. 
Subhaftation, —— wegen Dee und wie mit der Hülfe verfahren werden 


86, 176. 
der Grundftücte, € ©. ll, 380, 290. 
Subhaftations: Patente und — öffentliche Setanıtmacungen follen kürzer als bisher 
gefaßt werden, 8.6. 11, ‚144 
Suborbdination, —— gegen diefelbe, iR. 2* B. 27. 
Sucteſſion oder Erbſchafft in etzlichen Fällen, L.O. XXXV, 79. 
der Eheleute, 2,0. XXXVI, 81. 
Supplicationes und Anbringung der Klage, P.O. 1, 
Supplicanten um Erlaß der Stempelgebühren, über deren zen DermögenSverhäliif haben 
fid) die Juftizbehörden et genau zu verbreiten, K. G. 111, 874, 176. 
. deren Preisbeitimmun 3, 205. 
‚ follen von den Berfa * mit iierfhrieben werden, 8.6.1, 3, 4: 
, deren Goneipienten betreffend, ©. I, 258, 110. 
— , deren unmittelbare Uebergebung im Gingeinen oder durch Deputationen vers 
boten, ©. 1, 103, ı97. 
Syrup, ausländifcher und Budker, er, Abgabe — 6.8 V, 237, oo G. S. V, 256, 
1429. G. S. VI, 424, 2471. G. S. vill, 448, 2651. 


Tabads-Bau, inländifcher, deſſen Befteuerung, 6.6, 11, 94, 643. 8.6. M, 951, 365. 
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Tabat Rauchen, verbotenes, P. St. @. 5 * 
— „auf der Straße — g. G. T, 6. “. 3 1 42, 31. K. 6,1, 
117, 119. 8. ©. 1, 296, 21. 8. © 1, 333, 358. 
— — „der Jugenb verboten, K. ©. II, 610, 71. 
— — , a, öffentlichen und feuergefährlichen Orten bei Strafe verboten, 8. G. 
942, 357. 
— „Steuer, G. ©. Ill, 96, 649. 
Tänflinge follen bei Harte Kälte nicht in der Kirche werden, K. G. 111,767, 114: 
Tag: und Nachtwachen, 8. ©. 1, 137, 132. 8, ©. 1, 148, 142. 8. ©. 1, 153, 145. 
8. ©. 1, 155, 15. 8. ©. 1, 283, 322. 8.6. I, 449, 509. 8.6. 
1, 745, m. 8.6. ll, 752, 219. 
Tage-Blätter, deren Verzeichniß ift von den Poftimtern einzureichen, K. G. N, 573, 35. 
— Wachen in den Dörfern eingeführt, ©. U, 310, 160. 
Talg aufzukaufen, ift Fremden verboten, ©. u, 241, 86. 
— , Herabfegung ded Eingangszolles von demfelben, G. S. IX, 475, 2789. 
Tanz darf nad) ER Uhr — in den Gaſthoͤfen ohne Erlaubniß nicht ftattfinden, K 
” I, 1 
— ruft * gg öfentliher, G.S. I, 128, sız. G.S. M, 146, 579. 
— ffentliche Uebertretung der Vorſchrifien wegen —*28 P. St. G. 26. - 
zu erzielende beffere Ordnung dabei, K. ©. 11, 630, 9ı. : 
5, Keivifeg im ttfer zum Zurichten derfelben, e —* IV, 1039, 236. 
2 henfpicer, Bere, or halt und Debüt ift verboten, K. 12, 1. 861, 


Tauben, müffen während) der er in den Schlägen zurüdgehaften werden, G. S. 
V, 270, 1483 IV, 1050, 301. 
Tanfen, nengeborner Kinder, Zeitbeftimmung deshalb, ®.©.1, 53, 375. 8.6.11,538, ı0. 
— „ und Zrauungen, deren Verrihtung in Depau, ©. 1, 11, 2. 
Tauf⸗, Zraus, Todtens und Auswanderungsfcheine, von Defterreidhifchen Behörden ver 
langt, werden foftenfrei ausgefertigt, ©. ©. HI, 116, 707. 
Tar der Sportulen und unkoſten in Cangeleyen und andern Gerichten in Bürgerlichen 
und Peinfihen Sachen, P. DO. XXI, 147. €. 150. Rev. E. 81. 
— Ordnung, proviforifche, bei Bürgfchaften, K. ©. u, 605, 69. 
—— K. G. H, 601, 66. 
— — fr die Medicinafperfonen, X . G.l, 197, iss. 
der Unter ©. Jl, 6, 10. ſ. übr. Gerichtstaze. 
ar, — Bbeie aufgehoben, .G. 1, 488, * 
es Fleiſches durch vereidete Schagmeifter, N . 6.1, 379, 320. 
—, ie bei Acten der freiwilligen ——— K. ©. H, 545, ı5. 
Telegraphen-Y alten, —— * ar gen | diefelben, 8.6, IV, 1183, 406. 
Linie, deren Sch SR 117 
Termine, gerichtliche, P. ©. VII, Pr 1% 101. Rev. E. 37. 
—, A rech * Erſcheinens zu denſelben, K. G. I, 245, 278. 
zur Güte 159, . 148. 
Teftamente, deren Eintragung N die —A— K. ©. 1, 616, 76. 
— deren Eröffnung, 565, 27. 
— , deren —— br —* welche fi) in wegen anftedender Krankhei- 
13 
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er en EUR oder Häufern befinden, G. S. U, 57, 391. 
794, 64. 
gift verboten. K.@. IV, 1034 165. 
—— Vorſtellun * deren Geſtattung iſt nachzufuchen, 8. G. U, 585, 5. P. 


Theilnahme, ke . ereeien Handlungen, St. G. B. 11. 
— , * leiche, St. G. B. 


eilnehmuugsrechte, Sep. ©. 1673. 
ilungsgrundfäge, Sep. G. 1686. 
Theologie Studirende, deren Aufenthaltsanzeige, K. ©. Il, 671, 140. 
iemen, Erg 8. ©. 1, 16, in. 8. ©. U, 651, 118. 
übr 


Thierärgte und Rurfgmiche ſollen die Rindviehfranfheiten ſofort anzeigen, 8. ©. 1, 
Thiere, Halten fttüäee * Unvorſichtigkeit beim Gebrauch derſelben, P. St, ©. 4 


Thierhänte, K. ©. 1, 33 
Thierquälerei, &.®.2. ' P. St. G 
re der eu deren Deffnun nah Rorſchiutz a .6u, 681, 154. 
rſchreiber in Athen, , Bahl .. ie und 5* an diefelben, K. G. 
43. 

Fe dd —— der —— — — daſelbſt, K. G. 1, 676, 15% 
& urmwächter, Kötbhenfche, — in Betreff derſelben, K. G. Il, 868, 166. 
iſchlerarbeiten, unbefugte, ©. 1, 221, 67. ©. ll, 353, 243. 8. ©. 1, 423, 492. 

Titel, von auswärtigen Sonverinen verliehene, K. G. ll, 701, 168. 
Toben und Lärmen, P. St. G 
Tod von — office an hoͤchſter Stelle angezeigt werden, K. G. 1, 


— de — ch denfelben erliſcht die Strafbarkeit, St. G. B. 26. 
Todes⸗ Säle, unterlafjene Anzeige davon, P. St. G. —* 
— plötzliche, ſollen ſofort angezeigt werden, 8. ©. I, 431, 497. 
_ und Ung ger ifitärd find der —RE anzuzeigen, 
77 2, 134« 
— Strafe, St. G.B. 2. M. St. G. B. 1. 

Todte, dürfen nicht zu früh beerdigt —— K. G. 249, 281. K. ©. 1, 517, 582. 
— , follen nit ae Schau gejtellt werden, n. G. I, 118, 11. K. G. I, 124, 123. 
i . I, 266, 293. 8. ©. 1 a 332. 8. ©. I, 440, 502. 

Todten⸗Kaſſe der Mrdiger, R 8. ©. ], 446, 505. 

— stiften follen von fümmelichen Prediger eingereicht werden, 8. ©. 1,93, 9. 
8. ©. I, 248, 250. 8. ©, I, 350, 380. 

—  ‚Regifter, deren Ginreichung, ©. I, 81, 170. 

— Scheine, deren Ausfertigung über "das Ableben danifcher und — Nut 
thanen, 8. ©. IV, 1042, 238. 8. ©, IV, 1089, ı40. 

— — „ öſterreichiſcher Unterthanen, G. S. IL, 116, 707. 

«Zettel, Verordnung wegen derfelben, ©. 11, 206, 56. | 
Todtes Vieh foll auf Randftraßen, in Teiche und Gräben geworfen werden, ſ. 
443, 503 
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Todtſchlag, St.©. * au. 
Tötung, St. G. B. 4 
Ber 5 Babräffe St. G. B. 42. 

örperverletzung, Straf⸗Verfahren, St. P. O. 50. 
Töpfe, — unbefugten —* damit, ©. II, 167, 33. ©. I, 343, 208. 
zör naren, deren —— Haufen, K. 6. l, 493, 511. 
Tollheit der Hunde, P.St.& 
en * nicht af — abgeladen werden, K. G. J, 12, 0. M. G. 


6, 
5* an — ift verboten, K. ©. I, 307, 312. K. ©. I, 455, 612. 
a Stedyereien auf 86. u, 47, 329. 
— »Stih, Sep. G. 1685. 
Transport von Wagabunden, K. ©. II; 733, 279. 
Trauen, Fremder und Einheimiſcher opre s eingehalt Erlaubniß, 8. ©. I, 286, 321. 8. 
G. II, 602, or. 4, 9. 
— „ ber Wittwer md Witwen ehe vorbergegangene Anseinanderfeßung mit Kins 
dern früherer Ehen, 8. ©. I, 93, 91. 8. ©. 1, 248, 280. .. 
Trauer, Verordnung wegen derfelben, ©. T 164, 8. 
— Lãuten nad der Beerdigung von Adfichen verboten — wieder eingeführt, K. 
G. I, 215, 216. — &. ©. II, 696, 164. 
— — , deſſen Verrichtung gr die Unterthanen, 8. ©. I, 200, ı92. 
— Reglement, erneuertes, ©. I, 57, 119. 
Tran-Regifter, —* Einrichtung, 8. ©. II, 555, 2: 
‚ deren rg ep von — Betr. Pfarrern, ©. I, 81, ı70. 
Trauung, und Cheverbote, G 
‚ Kirchliche, Beftimmungen — .G. IV, 1200, 456. K. G. IV,1205, wi. 
— „ ſoll nicht während der-Advente ftattfinden, ©. 1, 201, 54. 
— bei ſolchen ſoll kein Geld ausgeworfen werden, ©. IL, 279, ı28. 
Zreibjagden an Sonn⸗ und Fefttagen verboten, 8. ©. 1, ee 323. 
unbeſtimmte, werden beſtium 6.6.1 , 63: 
— Wege, deren Belaffung, 8. ©. IV, 1188, 423. 
Zielen und Shieken der Jugend in den Schenten, ©. II, 238, 72. 
runtenheit — Trunfenbeit im zu P.St. G. 19. — M. St. G. B. 38. 
—— (Zufammentottung), P. St. ©. 9. 
— „auf Spogiergängen ift beraten, 8.6.1, 77,51. K. G. l, 122, 122. N. 
G. 1 126, m. 8.61, 28, 495. 


u. 
Neberlaffung der Grundftüde an Eonfcriptionsp N 8. ©. 11, 537, 10. 
Ueberverdienft der un in der Strafanſtalt, . IV, 1066, 47. 


Ufergeld, defien Aufhebung, K. G. IV, 1154, 337. 
Umtriebe, gefährliche, deren Verhütung, 8. 6. I, 617, 70. 
Umzugskoſten, der Staatsbeamten, ©. ‘e. vun, 28, 1941. 


Uncoucef ‚ follen nicht hauſiren gehen, 8. G. I, 482, aor. KM. G. 1, 4166, 318. 
Une heliche Kinder, deren Aufnahme. von M Bemofnern der Refidenz Köthen, K. 6. in 
871, 168. 
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Unfähigkeit und TH der Gerichtöperfonen und der Staatsanwälte in Stwaflachen, 


Hufog der Zug R 0. 1,4, 4 8.6.1,7,6 8.6112, 122. 8.6J, 
126, 124. K. G. I, 428, 195. K. G. I, 455, 512. 8.6, 1, 482, 531. 
— der Kinder an Plumpen, Seuenfäflen ii ſ. w. 8. 6. 1, 102, 103. 8. ©. J, 
437, 500. 8.6. M, 
Ungebähe vor der Oprigfeit und in Cingben = öffentliche Behörden, P. St. G. 13. 
Ungehorfam gegen Wachen, N, St. 6.8. 3 
_ ‚ ungeborfames Außenbleiben er ae, P.O. VI, 113. E. 93. Rev. E. 30. 
— , Berabredung zum, St.G.B. 3 
Univerfal- Arzeneien, deren Verkauf he % 6.1, 510, 
Univerfität, Halle-Wittenberg, deren Bablungscommifften, & . 6. I, 621, sa. 
Univerfitäten, Preußiiche, auf denjelben ſollen Studirende nicht immatriculict werden, 
bevor fie fich nicht ws daß fie auderwärts nicht an Umtrieben 
Theil genommen, 8. ©. I, 603, 68. 
— Weſen, Bundesbeſchluß wegen deffelben, G. S. I, 107, 679. 
- Untoften peinlicher bt P.O. XXI, . 
— in Gangeleyen, P XU, 147. €. 150. Row. E. 81. 
Unmündige, Verträge, wo ſolche comcurriren, — ein Veräußerungs⸗ resp. Deu 
gleih8-Decret, 8. ©. I, 70, 76. 
Unordentlich ſich ee L.O. vii 29. E. 5. Rev. € 3. 
Unrath, ſoll nicht a Landitraßen abgeladen werden, 8. ©. 1, 12,9. 8. ©. I, 86, 
8. G. 97,334. 8. ©. L, 498, 569. 
— „ foll nidt a den Fenftern gefchüttet werden, 8. ©. I, 176, 159. 
‚ joll nicht in den Müblfanal geworfen werden, K. ©. 1 454, 511. 
Untergerichte, und resp. Pfarcer follen jährlich Berichte einfenden, von dem Nadıtrag 
der Actenvegiftraturen und Depofiten, von den Veränderungen in der 
Brandcaſſe und mit den Mietböleuten, von den ausgegebenen Reifer 
päffen, von den Lehnöverinderungen, von den Strafe und Succumbenz · 
geldern, von den Judenfchußliften, von dem gewonnenen — 
und endlich über Die 5 Zaufe und Zodtenzegifter, © 
81, 170. ©. U, 160, 8. ©. Il, 186, 4. ©. I, 294, 148. ©. 
I, 329, ı97. 
—— und Soldaten, rg ra wider Diejelben, S. 1, 266, 115- 
Unterricht, öffentlicher, deffen Störung, 
Unterjcrift, der Bittfchriften und Ber von deren Verfaſſern, K. G. l 3, 4. K. G. 
‚203, 205. K. G. I, 242, 2716. G. S. VII, 392, 219. G. S. 
VII, 450, 2657. 
— ‚ der Protocolle von den Partheien und deren Anwälten, 8.6, I, 481, bat. 
. der achwalter, 8. ©. 1, 252, 283. 
Unterfuchung, St. P.O. 33—31. 
Anſchluß eines N ru an diejelbe, St P.D. 28. 
‚ deren Anftellung, St. G. B. 9 
— und Berichterſtattung wegen = Landarmen, ©. I, 107, 2. 
_ ‚ in Militärftraffachen, M. St. G. B. 62. 
— ‚ deren Wiederaufnahme, St. G. B. 104. 
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Unte j. übr. Vorunterſuchung. 
Unterſu ungs⸗ des Angeſchuldigten, an D. 40, 
often, SEP.O. 11%, 8.6, I edle 14. 8.6. 1, 316, 347. 
Richter, St. P.O. 235. SPD 
— , vergl, die Beilage zu $ 3 des Geſetzes: 6.56, VL, 3 
-Sadıen, 2 iehung von Öertitefhöppen zu denfelben, K. ©. N en 69. 
ufreie, deren Aufhebung in —F auf den Genug 
des Dberlandesgerihts Naumburg, K. G. I, 578, 
» und Spruchgerichte, militärische, M. St. G. B. 53—59. 
Unterthanen- und — in Anhalt⸗Deßau resp. in — — 
G. S. IV, 205, nos. G.S. IV, 206, nı5. G. S. VIl 365, 2ı2t. 
— Recht, Ausländer: en bei Bewerbung um dafjelbe ihr Vermögen nad) 
weilen, 8.6. 11, 600, 65. 
» biefige, Die in Preußen Mesa. treiben wollen, K. G. 1, 607, nı. 
‚ neue, deren Vereidigung, K. G. U, 623, 55. 
‚ die ihren Bierbeda * der Reſidenz holen müſſen, K. G. 1, 631, 91. 
‚ deren Papiere Dürfen auf Requiſition * Behörden ohne höchſte 
Erlaubniß nicht unterſucht werden, 8.6. 1, 658, 124. 
— „dürfen an auswärtige er ohne höchſte Genehmigung nicht ausge: 
liefert werden, K. G. U, 682, 155. 
‚ Dürfen fich ohne höchſte Erfaubniß von auswärtigen Souverainen_ ver» 
1 Orden, Titel und Standeserhebungen wicht bedienen, K. G. 
701, 168. 
Unverheirathete Berfonen follen nicht zufammen wohnen, K. G. I, 442, 503. K. G. 
‚683, 156. 
uzucht, Unzuchtsverbrechen und — denſelben, St. G. B. 87. 88. 89. 
deperſouen, * ui iebung, St. P 
Deren übren, St. P. O. 130. 
Urlaub der. Herzoglichen Diener, u 551, ı9 
il des Gerichts in Straffahen, St. P.D. 76. St P. O. 92. 
u 1 deren Publication, .O. XIV, 128. €, 130, an E. 62. 
— klärung der Nothfriften, 8.G. I, 441, wi 
—, wegen der Befelben —— Gntfepeidungsgründe, 6. I ‚473, 523. 


®. 


Bagabonben, deren Aufgreifung und nr 231, 7%. 
— en Ben en — el, ©. u, m. au 
— „deren ng Sr pr 1, 72. 
— 108, 107. K. G. J, 148, 142. K. G. l, = an = 81 
468. 
— deren Transport in Fällen, wo nicht dargethan, pe * an ihrem Be: 
flimmungsort angenonmen werden, K. G ®. 1, 753 
Bagabondiren, Sy ya G. S. Vil, 321, en "6. ©. VIl, 388, 2265. 


BEE 
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Bagabunden * 2 deren Uebernahme, een —** mit Preußzen 
Sachſen, G.S. IN, 151, sei. 
Berabſchiednug 32 Militärs, alle tuöfetigungen in Betreff Veriefben find * 
frei zu expediren, K. G. Ul, 761, 6. 
Berantwortlichteit der Viniter, G. S. V, 248, 1405. 
‚it aufı gehoben, G. S. VII, 359, 2032. 
Berbal-Injurinjagen, fingpfe, Raffenfportefm in ſolchen, K. G. 1, 632, 92. 
Berbindungen, * — unter den Haudwerksgeſellen, 6°. 1, 169, 965. 8. 
965, 452. 


Anbaltsstö —X .G. I, 426, 495. 
— Wesen in derfelben, 8.6. 1, 836, 124. 
— ‚ von fremden Wanren für 1832, 1833, 1834 nebſt Erhebungsrolle, 
8.6. II, 798, wo. 8.6. 1, 836, 124. 
Verbrechen und deren Beftrafung, S.G.B.1. SGB. 30. 
wider Gefundheit und Leben, St. G.B. 40—46. 
der Mifttärbeamten, M. &.6,8 . 4. 
militärifche und Mlichtoefepungen aus — M.St.G. B. 12. 
nicht militärifche der Perfonen des Soldatenſtandes, M. St. G. B. 42. 
verüibte, die Feftftellung deren were in Militärfteaffahen, M.Et. - 
6.8. 92—100. Beage A.) 
vom Berlauf der Unterfuchung derfelben ift das Herzogliche Gensd’armeries 
Commando, wenn die Denunciationen von —* ausgegangen, in 
Kenntniß zu ſetzen, K. G. Il, 820, i0o0. 
Verhinderung eines, St. G. B. 14. 
Verſuch eines, euG6. B. 8. 
Vollendung deffelben, St. G. B. 8 
Zuſammentreffen von mehrern, G. B. 20. + 
wider das —— gegen andere Fürſten, deren Familie oder 
Vertreter, St. G. B ‚u 
Berbredjer, deren Auslieferung, G. & in, 125, sı9. G. S. V, 231, 12041. 8. ©. 
IV, 1057, 1. © S. van, 419, 395. ©. ©. Yn, 447, 2697. G. 
© VI, 462, 2085. 6.6. IX, 481, 2853. 
— „deren gegenfeiti e Aufnahme, 8.6. ll, 739, 261. 
— „durch deren Tod erliicht die Strafbarfeit, St, G. B. 26. 
— „deren —5* G. U, 557, 23. PRO 
e 
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‚ deren Verhä und Zumeffun: der Strafe —* St. G. B. 17. 
Verdienſt (prenzeichen für aus r wird geſtiftet, G. S. VI, 323, 1919. 
Bereidigung teuer Unterthanen, K. G. 1, 623, ss. 
Berein, Anhalt Advofaten, Genehmigung und Statuten, K. G. IV, 1034, 172. 
— Koͤthenſchen Dachdeckergeſellen, Ké. IV, 1082, 135. 
— —— in Köthen, K. G. IV, 1008, 73. R.®. IV, 1041, 234. 
; der Handwerfögefellen zu — 8. 6G. ıW, 1088, 112. 
‚ der Nienburger Schiffsleute, K. G. IV, 1007, 70. 
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Berein, zur —— proteſtantiſcher Gemeinden, K.G. 1V, 989, nz 86,1, . 
1002, 67. 
Bereine, kommuniftifche, deren Verbot, K. G. IV; 1062, 8 
— politiſche, Erlaß der Reichsminſierien deshalb, 8.6, IV, 1123, : 225. 
— — , deren polizeiliche Beauffichtigung, G. S. VIL, 338, 1986. 
— ,f. übr. Berfammlungen. 
Bereins: ee gültig vom 1. Januar 1854 ab, G.S. VIlL, 436, 2505: f. übe, 


Berfahren, in Detiefrffugen, friegörechtlihes, M. St. G. B. 61—76, 
‚ ſtandrechtliches, M.St. G. B. 77—79. 
gegen itäsbeamte, M. St. G. B. 79—82. 
— in Separations und Ablfunge —— J 301, 1700. G. ©. VI, 
326, 195. G.S ‚ 407, 2301. 6. Iv, 1072, 100. 


Sehen, ung, landfändifhe, K. G. IV, Kai 1484 
ungs- Urkunde De 29. October 1848 ift wicht in die Reihenfolge der Defan 
— Ge aufgenommen worden; zwifchen nr. 262 und 263 
Bandes, — 8. G. IV, 1155, 226, 
— Alurkunde, Feinden einiger a derfelben, resp. ne 
so 1190, 139. Be 
Berfafjung, diefelbe ift ganz aufgehoben, G. S. * 348, 2020. 
rag E. — Rev. E. * 
übr, Geſetze, Verordnungen und Verfügungen, 
Beigaben, —— von —— St. G. 41. 
aftete, Mangel an a ee über Diefelben, und Unterlaffung von Berhaftungen, 


—5 — Be Selafın, des Angekhnigen, a PD. 63. 
5 Geburt, St. 


erheira ei Ronfens, V. St. G. 38, Tape 
kn dem ut ae, 
en, rankungen in: Be provifori eich, G. S. 
* 4 —* K. G. * 1191,: an, deſinitives Geſeß dieferhalb: 
305, 1743.°) 
— der 8 des einen Staats mit 6 en des andern. be⸗ 
treffend, Vertrag —8* mit Preußen, v, —4 er 
— eines Vverbrechens, St. G 
— Ir ek die Shrafhartät, &.6.8. a7. 
Vi, 378, 2229. | 
Bertanf, Öffentlicher, von Gmmppäden (afung Fremder, K. G. II, 561, 25. 
Bere or, f. * und Berfehröverhältniffe, 
‚St. 
: nat er Beleidigung, St. G. B. 61. 
Berleitung, St. G. B. 





*) Die Seitenzahlen 1743 And 1744 kommen im 1 Bande der @ N — 
einander; aud) dad Gefep —* —2 Al ande der Geſehſammlung zweimal hinter: 


104 


. Berlegun ‚der Ehre, St. G. B. 5 
2 ‚ der perfönlichen Brche, St. G. B. 47. 
— „der Grenzzeichen, St. G. B. 82. 
— der Pflichten, &.0.8. 9%. M.&t.G.B. 35. M. St. G. B. 37. 
— „der Sittlichkeit, St. G. B. 86. 
der ehelichen Treue, St. G. B. 6 
Berlöbniffe, öffentliche, * — oder — Ehebruch und Hurerey, L. O. XLI,96. 
Bermögen, deſſen Betrag ſoll bei den Koſtenrechnungen berüdfichtigt werden, wenn über 
— — oder theilweiſe Vertraäge abgeſchloſſen werden, ©. ©. IV, 226, 


— ‚ Sonfrhtienspfictige, defien Berwahrung, 8. &. IV, 1176, 383. 
— * — von ren welche fih um das Unterthanenrecht ber 
werben, 
Vernunftgebrauch, mangelnder, ——38 die Strafbarkeit aus, St. G. B. 24. 
Vverordunugen, fernere, und Eniſcheidungen zu den tenedirten Erläuterungen, ©. S. 
: Vn, 382, 2211. G.S. VI, 412, 2373. 
— „des Randesherrn, deren Gegenzeihmung, 8.6. W, 
u ‚ Somnmlung fandesherrlicdyer, erfchien 1784, (©. L) * 1819, (©. 1.) 
br. Gefeße, Verordnungen und Berfil Mügung gen. 
Berpadtungen, bei denfelben follen Beamte nicht felbft bieten, K. G. I, 171, 157. 
‚an Sonns und Feſttagen, verboten, K. G. I, 234, 214. 
Berpflegung erfrankter und Beerdigung verftorbener Angehöriger eined andern eontra⸗ 
Den Staates, wegen derfelben ift die (Eifenacher) Uebereinfunft ge 
chloſſen zwiſchen hen, Anhalt und den meiften andern: 5 
Staaten, G. S. VIII, 426, 2477. G. S. VI, 444, 2641. G. S. VH 
451, pe 
Berrath, M. St. 6.8. 18. M. St. G.B. 19. 
——— ae St. G. B. 39. 
Vereine von Militärperſonen, M.St. G. B. 2 
— „ Vergehn — tlich derſelben, P. ei. s. 10. 
B ammlungs⸗ und Vereinigungsrecht, . VII, 322, 1909. 
Verſchollene, deren Eitation, ©. I, 155, Pr 
Ber erden und Todeserflärung, 8.6. I, 406, 452. 
wiegenheit, pflihtmäßige, deren Verlegung, St. G. B. 93. 
* icherung der Mobilien, K. G. I, 670, 147. 
Bent chwäche, ein Steafmilderungsgrumd, St. G. B. 23. 
Ve teigerungen, gerichtliche, wie e8 dabei mit Pretiofen re, K. G. H, 650, ı18. 
‚ Öffentliche, die folche Leiten, ſollen nichts erftehen, RK. G. II, 687, 159. 
‚an Sonn und Feiltagen, verboten, 8.®. I, 234, 214. 
Berftämmelun M. St. G. B. 3. 
Vertheidiger, Beſtellun ng defielben zur — St. P.O. 62. 
— „ in Militaͤrſtrafſachen, deſſen Gebühren, M. St. G. B. 90. 
Vertheidigung, des Angeſchuldigten; es wird angenommen, daß feßterer » darauf vers 
zichtet habe, wenn binnen gefegter Frift die Schrift weder eingereicht, 
nod eine neue Frift ya ift, G. S. IV, 226, 1278. 
— „des Angeſchuldigten, St, P. 
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eidi * Angeſchuldigten, G.S. VI, 421, 2433. 
. 1 nel in pe fichen zus G. — II, 60, adı. 


gungefife chriſten, deven any L, 35, 255. 
* er Regiffraturgebühren, ll, 550, "1. 
8 gung von 1 und andern Ungegiefer, ohne Erlaubniß, ift verboten, K. G. 


811, 102. 

Verträge, des Randesherrn mit den Ständen, 8. G. I, 205, 206. 8. ©. I, 516, 581. 

—  , zur Zeit der franzöftfchen Yo gefchloff ene, K. G. I, 244, 277. 

r ’ K. G. I, 70, 76. 8.6. I, 1 147. J 

— ,f übr. Coniracie. 
Vertrauen, Öffentliches, deffen Misbrauch, St. G. B. 93. 
Vertreter, der Fürſten, deren Beleidigung, St. 6.8.34. 
Bertrödeln, von Lotterieloofen, K. G. Ul, 905, 314. a 
Bernnglücte, Ber Erhängte, deren Rettung, el, 2 * 

Perſonen, Prämie für deren Retting, 8. © I, 496, 567. 
Bernureinigung, und — des Waſſers, P.St. ö 
der Straßen ift bei 1.2. Strafe — ©. II, 142, 14. 
B &.6.8. 71. 
Berwalter, deren Gerichtsſtand, K. G. U, 574, 36. 
Berwaltung, deren © G. S. vi 433, 2499. 
Berwaltun gabehörben, obere, deren anderweite Organifation, K. ©. N, 1178, 385. 
Bermanbten- und Hausdiebftahl, St.G.B. 71. 
Berweis, St. G. B. 6 
——ãa— ae 5 Procent, G.S. IV, 226, 1208. Rev. E. dec. X, 204. 
gen folche aus ep erbfter Ebici vom 25. „Dateber 1703 findet - 


t mehr Statt, R . 9. 
Bictnalien, deren Kal verboten, 8. 8.1 ‚9,6. 8.6, 1, 10, 7, 8.6.1, 43, 32. 
1064, 9. 


IV 
—  ‚shändler, deren Kaufen auf den Märkten, K. G. IV, 1103, 165. 
— Werkehr zwiſchen AnhaltKöthen und Preußen, 8. ®. I, 55, 59. 
Died, gefallenes, deffen Begrabung, ©. I, 84, 174. R. G. I, 302, 337. 
— deſſen Verſcharren, 8.6. 1, 568, 30. 8. ®. ll, 624, se. 
‚ das Schlachten des am Milzbrande erkrankten, 8.6. 11, 856, 146» 
— todtes, foll nicht auf Randftraßen, in Teiche oder Gräben geworfen werden, K. 
G. 1, 443, 503. 
— , verredtes, foll verfepartt werden, ©. II, 126, 
— — „ſoll man nicht ſelbſt verfcharten, ©. 1, 219, 66. 
— ‚Märkte, in der Neuftadt Köthen, K. G. I, 429, 495. 
— — in Nienburg, K. G. I, 343, 365. 
— »Drdnung, K. G. I, 114, 112. "8.0.1, 261, 39. 8.6. I, 461, sıb. 
— Salz, deſſen Bezug aus den Königl. Breußifchen Salinen, R. —— IV, 1083, 139. 
— sSchwemmen, P.St. G. 50 
— Seuche, 8.6. I, 23, ı5. 8.8. l, * 22. 8.6.1, 33, 24. K. G. I 34, 24. 
8.6. I, 35, 26. K. G. I, 40, 30. 8.6. 1,60, 64. 8.6. I, 96, 
97. K. G. I, 131, 127: 8. 6.1, 221, 223. 8.8. I, 287, 325. 8, 
G. I, 288, 325. 8.6. I, 289, 327. K. G. I, 290, 329. 
14 
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Bieh-Stand wird nad dem, Durchwinterungsfuß ermittelt, Sep. ®. 1674 ff. 
— Weide, deren Befhränfung, 6.6. V, 287, 1624. K. G. IV, 118 —* 
Vier Fragen, — von einem Oftpreußen, Berbot diefer Schrift, G. Il, 970, 


Vierze .Thalerfuß — Einführung in ——— 8.6. I, 964, 460. 
Bifita nen, der Schenken und Herbergen, K. G. I, 71, 1. K. G. 1, 75, so. K. G. 
I —8 107. 8.®. 1, 148, 192. 8.G. 1, 283, 322. 8.G. 1, 415, 


Bögel, int —— deren Jungen und Eier ſollen nicht beſchädigt werden, S. 
4, 24. 


— L.O. XXXIX, 92. 
ueſter, jollen nicht ausgenommen werden, K. G. l, 482, 531. 
Bonciieen, K. G. 1, 358, 389. 
s⸗Freund, Verbot Diefer Schrift, K.G. I, 813, 103. 
— Haus beim —— Wahl des Abgeordneten, 6. ©. V, 295, 1665. 8.6. 
1202, 457. 
— Schulen auf dem Rande und in den kleinern Städten follen durch die betr. farr⸗ 
en als Drts-Schul-Infpeftoren beanffihtigt werden, ©: ©. 
446, 2645. 
Vertreter, Anhalt, Dep 8 und Anhalt-Köthens werden zur Vereinbarung einer 
Berfaffung zufammenberufen, ©. ©. V, 259, 1135. 8.6. IV, 1100, 


— „ — Beirath, K. G. IV, 1092, ia9. K. G. IV, 1097, 162. 
„aus dem Stande der Geiſtlichen, K.G. IV, 1167, 378. 
‚ bei den Landtagen, deren Wahl, K. G. IV, He 304. 


beisder Nationalverfammlung,: 8. ©. IV, 1151, 
a. Parlament in Frankfurt, K. G. IV, 1U94, ei K. @. WW, 1098, 


Bollendung, und Berfuch verbrecheriſcher Handlungen, St. G. B. 8. 
Vollmachten, gedruckte, gerichtliche, deren Einführung, K. G. Il, 622, 84. 
Vollziehung, der Strafverfügungen, K. G. 1, 166, 152. 
Vorbereitung zum Staatsdienft, G. S. VIl, 343, 2005. 
ei heide, gerichtliche, P.O. IV, 110. €. 87. Rev. €. 2. 
follen Serenissimo ſchleunig gemeldet werden, K. G. 1, 548, 16. 
Basen . der Chauſſee im Juſtizamt Warmodorf angelegt werden, 8.®. 1, 
‚, 574. 
Vorkauf, der infänbifen er beim Ankauf Köthenicher Grundſtücke durch Aus- 
länder, 8. ©, 1, 404, 51. 8.6. 1, 528, 501. K. G. 1, 529, 59. 
Bor und Monopolien, L.O. XXVl, 63. 
Borlegeichlöffer, Handel damit, K. G. 1, 181, ımı. 
er, : Fideicommißverwaltern, Guratoren x., iſt Die a. von — 
rocuraturgebũhren, Geſchenken ꝛc. " unterfagt, G. S. 1, 65, 467. 
Vormundſchaften, 2. O. XXX, 74. €. 65 Re. E. 10. Rev. €, dec. V, 198. 
G. S. II, — 410. 
Bormundfhaftöweien, 8.6. 1 ‚ 246 2179. K. G. 1, 248, 280. 


If 
| 
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Vorftellungen, und Adreſſen gemeinſchaftliche, über öffentliche een des Deuts 
fchen Bundes, verboten, '&. ©; A, 59, a0." A. G. IN, 795, 67. 
— öffentliche, und Luſtbatkeiten, P. St. G. 26. 
Vorunterſuchung, St. P.O. 25 31. St. P.D. 56. 


W. 


Waage⸗Anſtalt in Roßlau, K. ©. Ul, 777, 28. 
Waaren⸗Artikel, —— Verzeichniß der im Elbzoll ermäßigten und elbzollfreien, 
K. G. IV, 1020, 128. G. S. VIN, 443, 2619—2639. 
— „ deren Ausladung beim Elbzollamte in Roplau, 8.6. U, 677, 152. 
— , die mit den Sabrpoften aus⸗ und eingehn, K. G. 1, 635, 9. KG, 
880, 188. 
— Kontrole, 8.6. 1, 833, 121. K. G. 11, 880, 186. 
—  Miederligen außerhafb der accisbaren Städte find verboten, ©. Il, 404, 320. 
‚ aus Dertern, wo das gelbe Fieber herrſcht, follen nicht eingeführt werden, K. 
6.1, 9%, 92. 8.6.1, 94, 96. 
— , Verbrauchöfteuer von fremden, fol nad) den Veränderungen des Tarifs vom 
16. Januar 1832 modificirt werden, K. G. II, 836, 124. 
Zoll, defien Aufhebung, K. ©. Il, 768, 15. 
Bade, der tn in der Reſidenz, 8. 6 1, 292, 31. 8.6.1, 3A, 350. 8. G. 
‚351, 
—, bei Tag 8 NR .G. 1, 137, 132. K. G. 1, 148, 142. K. G. 1, 153, 
K. G. 1, 155, 145. 8.6. 1, 283, 322. 
Baden, und Guam, Mißbrauch deren Dienftgewalt, M. St. G. B. 39. 
—, Se für diefelben umd über den Waffengebraucd des Militärs, G.S. 
yes al 


® —* K. G. J, 322 
Ba ‚ der TRiethöfente, 8.6.1, 174, 150. 
Wächter am Rhein, Zeitblatt, verbotenes, ©.©. I, 68, 483. R.®. Ul, 810, ı01. 
, in Deifelben follen die Wurzel und Moll-Räcyer verftopft werden, ©. 1, 58, 123. 
— , alte, niederzureißen verboten, ©. 1, 65, 128. 
, deren Behüten und Befahren, P. &t.®. 50. 
—, , follen mo. m nr noch mit Frachtfuhrwerk befahren werden, ©. u, 
G. S. VII, 338, 1978. 
Wüfdpe-Trodnen, por; Ne "Strafe verboten, 8.6. 1, 437, 500. 
— „ und Bleichen in den Straßen umd auf den Pläßen der Stadt Güften 
verboten, K. G. 1, 850, 142. 
Waffen, heimlich — zu fammeln, zu tragen, oder zu verkaufen, ift verboten, 


— Gebrauch es —8 G. S. VIl, 320, 1670. 
Wagen, beſpannte, ſollen —* auf der Straße ftchen u ©. 1, 291, 146. K. G. 
l, 67, 73. 8.6. I, 157, 1417. 8. ©, 1 , 325, 353. K. G. 1, 354, 
353. K. G. 1, 465, 517. 
— „ und andere Gegenftände, zum: über auf der Strafe, K. G. 
Il, 584, 44. 8.6. ‚57.8.0. U, 648, 116. 
14* 
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und Pferde, follen nicht auf den Straßen gelaffen werden, ©. I, 106, 200. 
Wahl:Bezirke, für Die Wahl der Kreisverordneten, K. G. IV, 1152, 328. 
Seh, für die zu den Landtagen einzuberufenden Volksvertreter, G. S. V, 271, 

14855. 8.6. IV, 1151, 304. 

— — , vieder aufgehoben, G. S. VII, 349, 2033. 
‚ £oftenfreie, der Dorfgerichtsperfonen, 8.6. ll, 702, 169. 
— — Ordnung, für Die zu erwäblenden Volksvertreter, 8.6. IV, 1092, 150. 
—25 Erregung von, und RR geifiger Entwidelung, &.6.2. 46. 
ge, Gefährdung durch ſolche, P 
— _ von ua unfihbtich — werden, 8.®. 1, 
221, 223. 
Boaifen-Aenter, deren Einfe egung, G.©. IV, 182, 1023. 
— ‚Rinder, deren Unterbringung, 8.6. I, 276, 314. K. G. I, 277, 315. 
BWald-Nebennugungen, G. S. V, 284, 1595. "8.6. IV, 1186, 418. 
Wanderjahre, deren Erlaß, © u 163, 30. 
Vorſchriften dabei, R. G. 1, 592, 58. 8.6. U, 654, 122. 

Wandern verbotenes nad) Bern u. ſ. w., K. 6. Il, 865, 188. K. G. 111, 869, 166. 
Waſſer, ſoli nicht aus den Fenftern g spofen werden, 8.6. I, 176, 159. 

— ‚Drdnung, für Anhalt-Debau, IV, 184, 1043. 
Bolizei, P. St. G. 49. 
Rettung ber hinein Gefallenen, ©. I, 116, 214. 
— — 2 dafür ausgefegte Belohnung ift aufgehoben, 


II! 


— 


IH, 145, 16. 
— — — — „uund Grhängten, ©, 4 83, 172. 
»Eräger, ungarifche, —— rn — ben, ©. U, 317, 176. 


— , und Dlitätenfeimer, 
echſel, deren vorgefchriebene Zinfen, K. S IL "609, 73. 
⸗Fähigkeit der Yfraeliten, K. G. II, 575, 36. 
Ordnung für Anhalt-Defau, E. 14. 
— „ in Köthen eingeführt, 8.G. I, 51, 38. 
— „ authentiſche Interpretation einiger Artikel derfelben, K. G. II, 772, 21. 
_ * allgemeine deutiche, ©. ©. V, 244, 139 — 1394. 8. ©. IV, 1158, 
342—362. 
— Prozeß, E. 199. Rev. E. 123, 
Recht, Leipziger und Magdeburger K. G. I, 15, 11. K.®. I, 20, 14. 
Beg, hinter 2 fthbof zum Faſan, darf nicht mit Frachtwagen befabren werden, 
G. I, 498, 569. 
— , von — grünen Zanne nad dem Bärthor, a. Befahren, K. G. IH, 779, 34. 
‚ verbotener durch den Prinzeßgarten, 8. G. Il, 699, 166. 
Wege, im Neumarkt, zu —— verboten, K. 6. l, 318,. 348. 
— , und Triften, Sep. G. 168 
— soll vom Spannwich, K. ö. IN, 768, ı5. 
Wehr flicht, Ausnahme davon, G. S. V, 267, 1466. 
Weiden⸗Anpflanzungen, Sep. G. 1684. 
— „ beſondere, Sep. G. 1676. 
Weide Rechte, Sep. G. 1673. Sep. ©. 1698 ff. 
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Weimar, Abzugsfreibeit mit Deßan, resp. mit Köthen, S. I, 382, 01. MG 1, 
360, 391. 

Wellerwünde, deren Anmeldung und Berfiherung in der Brandcaffe, G. ©. II, 92, 639. 

Weſer⸗ und Harzdiftrict, — ide bleibt im Hanndverifhs Oldenburger "Zoll. 
verein, 8.G. IV, 982, 1. K. G. IV, 995, 6%. 

Weftbote, Verbot diefes Zeitblattes, K.6. I, 300, 93. 

Widerfesung, tbätliche, und Angriff mit der Waffe, m St. G. B. 28. 

Wiede „P.O. VII, 119. °E. 107. Rev. E. 4 

@iebervereiratäung der Wittwer, Ausfertigung ae Trauſcheins hierzu, K. G. IV, 


Wielands Werke, Be Nachruc verboten, 8. &. III, 969, 458. 
Biefen-Grengen-Berrudung,. ©. I, 56, 117. 

— Räumung und Verbrennung des Abraums, S. II, 123, ı. 
ild, Controle über deſſen Erwerb, G.S. VII, 368, ass. 

‚, deſſen Schon⸗ und gegeielt, 6 S. VII, 369, AST. 

— »Babn und Jagden, L XXI, 58. 

— Diebitahl, . I, 26, ı9. 
Wildpret, das Ginfangen und Tödten deffelben, S. II, 278, ı27. 

— „ junges, ſoll nicht befchädigt oder getödtet werden, ©. 1, 24, 31. 

‚ deſſen Transport und Berfauf, 8. G. H, 711, 232. ß. G. IV, 1028, ı67. 
Wind- -Büchfen, deren Führung verboten, 8. ©. I, 191, 184. 
— Hunde, Verbot des Hepens mit olchen, S. I, 351, 230. 
— — um dieſelben ſoll mit Pflöden ein Ziriel —5*— werden, S.II, 301, 153. 
— — ,d8 zu auf auswärtigen ift verboten, G. L, 204, 206. 8. G. 


J, 
Winlelſchulen, vet, Ei II, 235, 2. 8.6. I, 223, 225. 8.©. I, 264, 293. 8. 
‚ 351, 381. 
—— Vergehn beim Verkehr in ſolchen, P. St. ° 25. 
verbotener Aufenthalt von Gäften, X. ©. I, 123, 122. 
, Bred iger jollen in denfelben nicht — ©. 5 187, 177. 
Wiſſenſchaft oder Kunft, deren Ausübung, P. St. G. 3 
Wittwen, und Wittwer, dürfen ohne Anfeimenberfepung "mit den m. früherer Ehen 
nicht getraut werden, 8. G. I, 93, 94. K. G. I, 248, 280. 
— Haus in DOranienbaum, G.S. II, 91, 630. 
— Miaſſe für ei Diener, deren erneuterte Statuten, ©. ©. II, 91, 630. ©. 
103, 669. 
— der Beige, Be Beitra * 8. ©, I, 446, 505. 
— hrer, K. 1016, 88. 
u jollen pünftlid) berichtigt werden. — Strafe der Säumigen, 
I, 731, 252. 
— » nund Waifenkaffe, deren Errichtung für Die Herzogl. Dienerfhaft, K. G. II, 
660, 135. K. G. U, 661, 140, 
— » und Wittwer-Trauergeit, Dispenfation davon, 8. ©. II, 694, 163. 
Bittwer, ſ. Biederverheirathung. 
Boden: Blatt amtlicyes, in Depau eingeführt, © 1, 29, 47. 
— ,f. übr. Nachrichten, wöchentliche. 
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Wochen⸗Blaͤtter, deren pünktliche Abholun rn Bekanntmachung deren Inhalts im den 
Dorfgemeinden, G. S. 75, 513. 
— Märkte in Köthen, VBorfchriften wegen derfelben, K. G. Jl, 18 K. G. J, 
37,2. 8.6.1, 49, 3. K. G. J, 32, 67. K. 6. l, 80, 82. K. 
18,5. K. 6. 191,9. 8.6.1, 132, 19. R. 6.1], 
285, 323. 8, 6. I, 327, 355. 8. ©. I, 372, 100. 8. ©. I, 373, 
1. 8. ©. I, 376, 401, 8. G. I, 397, 115. 8. ©. I, 457, 513. 
8. G. I, 515, 581. 
— — Kolhenſche, fernere Verordnungen we * derſelben, K. G. IV, 1006, 
70. G. IV, 1077, 129. K. G. IV, 1079, 132. K. G. IV, 1103, 
165. K. ©. IV, 1114, 213. 8. ©. y” un 218, 
— —— für die Etädte Nienburg und Roklau, KR .G. IV, 1037, 22T. 
IV, 1142, 285. 
BVohnung, freie, deren Werthöbeftimmung bei Auszügen, ©. I, 64, ı27. 
Wohnungs: und Dienftmiethe und — von hieiſenden, Uebertretung der betr. 
Vorſchriften, P.St. G. 2 
— Weräãnderungen, Beſtimmun ei Ziehzeit bei ſolchen, G.S. VL, 353, 2049. 
Wolle darf aus mit der Viehſeuche bebafteten Gegenden nicht eingeführt werden, K. ©, 
L, 30, 30. 8. ©. I, 131, Er K. G. I, 289, 327. 


Wollmarkt in var deſſen Einrichtung, 8. ©. IV, 1113, 212. 


Ruder, St. G.B 
Wucherer, —5* wegen derfelben, G. S. J, 1, 1. 
Würtemberg, I önigreich, —— mit denfelben, 8. ©. I, 386, 430. 


1 mit deunfel ben ift aufgehoben, ©. IL, 392, 307. 
— er, Ag der Randeserzeugniffe und Fabrifate nach demfelben, 8. ©. 
775, 27. 
Bundärgte, 8. ©. I, 189, 180. 8. ©. I, 221, 233. 
f. übr. RedicinabDebnung, Chirurgen. 
Wurft, m: ter. Handel damit, ©. Il, 337, 203. K. ©. 2 108, 185. 
Wurzel: und Mollöcher in den Wällen find zu verftopfen, ©. I, 58, 123. 


äune, — — angelegt werden, ©, I, 49, 112. 
ahlungs-Gommiffion. auf der Univerfität Halle-Wittenberg, K. ©. II, 621, 53. 
ehren, übermäßiges, 2.0. XXXIV, 78. 
eit-Beftinmung der Taufe der Kinder, 8. ©. Il, 538, 10. 
— ⸗Pächter und eingeſchraͤnkte Nupungsberechtigte, Sep. G. 1671, 
— Schriften, verbotene: 
—— politiſche Annalen, K. ©. Ill, 812, 102. 
Das conſtitutionelle Deutſchland, G. S. u 61, 423. 8. ©. IN, -796, 67. 
8. ©. Il, 797, 68. j 
Der Beobachter u Heffen bei Rhein und das neue Heffifche Volksblatt, K. 
. 1, 839, 131. 
Der — und der Wächter am Rhein, G. S. U, 68, 183. K. ©. 
„810, 101. 
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Der Geädhtete, 8.6. 1, 857, var. 
Volföfreund und allgemeine deutfche Zeitung, K. &, 11, 813, 103. 
Deutfched Leben, Kunſt und Poefle, 8. ©. IN, 859, 1as. 
Deutſche Tribüne, Weftbote und Neue Zeitfhwingen, K. ©. IN, 800, 5 
Nedarzeitung, deren Fortfegung, K. G. IM, 837, 130. 
Nordlicht, K. ©. II, 870, 167. 
Zeitung, Anhatt-Köthenfäe, Drut und Redaction derfelben And der Witte Aue fber- 
faffen, 8. ©. 1, 304, 338. 
—  , jede, die an die Stelle des Zeitblatts: „das conftitntionelle Deutichland” tre- 
ten möchte, verboten, 8. ©. 1, 797, os. 
Zeitungen von re it alljährlich ein Verzeichniß von den Poftämtern einzureichen, 
573, 35. 


G. , 
Zerbſt, Aufhebuug der Statuten der Stadt, G.S. 1, 37, 239. 
— , Stadt uud Vorjtädte erhalten eine eigene Polizei-Behörde,,®. ©. 1, 29, 179. 
— „Wochenmarktsordnung für die Stadt, G.S. Vil, 346, anaı. 
Zerbfter, Münzforten werden außer Cours geſetzt, S. I, 248, 91. R. ©. 1, 53, 55. 
— Oberappellationsgericht, ſ. Oberappellationsgericht. 
Zerftüdelung, von Grundſtücken, bei denfelben muß den Intereffenten überlaffen bleiben, 
die aben durch Kapitalzahlung, oder mit Hülfe der Landrenten— 
— ulöſen, G. ne u —* A 
eugen, auswärtige, fitionen um deren Vernehmung, G. S. 1, 35, 256. 
8 — ‚Gebühren, SE.P.D..134. ©, &, VII, 420, * 
— ‚und Sachverſtaͤndige, deren Gebühren in Militärſtrafſachen, M. St G.B. 90. 
— Zeugniß in der Borunterfuchung, StPO. 52—55. 
Zenguiffe, der Dienftboten, K. G. I, 228, 229. K. G. 1, 508, 576. R. G. I, 518, 552. 
— „ kirchliche, von K. K. Deftreichiihen Behörden erforderte, ſind ſtempel⸗ und 
koſtenfrei ee 8.6. II, 891, 200. 
Ziegeleien, deren Anlegung und eibung, ©. ©. VII, 389, 2267. 
iegelöfen, wegen deren hoͤlzerner Hauben, S. I, 339, 206. 
iegelwaaren, ausländifche, Haufiren damit verboten, K. G. II, 802, 95. 
iehzeit bei Wohnungsveränderungen, ©. ©. VII, 353, 3049. 
ieten, von, deſſen Vrivilegium zum Verkauf einer Wafferbebungsmafchine, 8. G. IV, 
986, 3. 
hg ©. 1, 15,2% ©. I, 141, 14. 
immerÖefellen, deren unbefugtes Arbeiten, S. II, 367, 267. 
— — „ deren Holzwegtragen, © I, 27, 41. 
—  , deren Vertretung bei der Gewerbecommifften, K. G. IV, 1162, 364. 
— „ deren Wandern, G.&. IH, 123, s07. G. S. IX, 469, z700. 
— „ Beftimmung deren Lohns, 8.G, I, 340, 363. 
Innung zu Köthen, deren Berechtigung zu Pumpenarbeiten, K. ©. IV, 1090, 


117. 
Rehrburfhen, follen mit zwei Jahren auslenten, ©. N, 311, 161. 
Leute, Feftfegung von deren Arbeitszeit, K.G. IN, 908, 317. 
— ‚in den Aenıtern Coswig und Roßlau, K.G. 1, 485, 533. 
Meiſter und Maurermeifter, was Ddiefelben bei Errihtung neuer Gebäude zu 
beobachten haben, ©. |, 82, ı7ı. Ä 


— 


— Maurer ⸗ und — —— Ne Prüfung, G.S. VL, 391, azrı. 
inngi ——— unbefugter, ©, ll, 209, 59. 
—* ei Wechſeln, K.G. 1, 609, 73. 
deſſen Herabſetzung bei Herzogl. — K. G. Il, 878, 156. 
m um die Windmühlen im Bereich der Flügel, ©. Il, 301, 153. 
itation, ſ. Citation. 
ivil-Ehe, G. ©. V, 278, 1535. G. S. V, 280, 1550. G. S. V, 291, 1648. KR. G. 
IV, 1182, 392. 8.8. IV, 1195, 149. 8.6. IV, 1200, 456. 8.0. IV, 
1203—1205, 458. 
— — , wieder auf eboben find die Gefege über diefelbe durch G. S. VI, 351, 2043. 
— sStaatödien eh, 8,6. V, 306, 1717. G. S. VII, 400, 2309. 
Zoll⸗Cartell der Zollvereinsftanten, G. - 1, 97, 651. 8. ©. Il, 844, 135. 
— sDefraudationen, deren Beitrafung, ll, 331, 19. 
— »Direftor, Deraogt Anbaltifcher, 34 en Fefortvecbätmife, und Organifation von 
deſſen Verwaltungsbezirk, . VIll, 456, 2671. 
— — „deſſen Strafbefugni ne 6 jowie IE des Anhaliiſen gemeinſchaftlichen Haupt⸗ 
ſteueramts, 473, 2783. 
Erhebungeroue für 1837, 1838, ne 8. G. 1, 903, 273. 
für 1840, 1841, 1842, 6.6. Hl, 155, 905. 
— Grhöhun findet auf der Saale nit Statt, 8.6. il, 612, 76. 
— MGeſetz, Follorbmung und gelfteafgefch, vereinbart zwifchen den deutichen Zollver- 
einsftanten, ©. ©. Ill, 142, 860. K. G. Il, 981, 479, 
—X Beſtimmungen, Vereinbarung deshalb, K. G. Il, 938, 352. 
wichte, deren Revifion, G. S. IX, 486, 2977. 
— +» und Handelsverein, beutfcher, deffen Handels, und Scifffabrtsvertrag mit Bel 
gien, ©.©. IV, 215, 1237. 8,6, IV, 1021, 160. 
— — — „deutſcher, deffen Handels und Scifffahrtövertrag mit den 
Niederlanden, G. ©. Vil, 373, 2108. G. S. Vi, 374, 2221. 
— — — „deutſcher, deſſen Handels und Schifffabrtövertng mit dem 
Königreich beider Sicilien, 8. ©. IV, 1068, 59. 
— — — „deutſcher, Beitritt des — Naffau und der Stadt 
— — zu demſelben, K 1, 888, 100. K. G. , 


— — —— deren Verlegung von Auſſig nad) Weiher, K.G. 
— «Siegel, deren Anleg 8.6. IN, 829, 118. 
— ‚Stätten, Königl. * deren Eröffnung, K. G. Il, 582, 43. 
—⸗ und Steuer⸗ — nebſt Erhebungsrolle © ir 1828, 1829, - und Regle⸗ 
ment für den gemeinfchaftlichen Padhof in Roslau, G.©. |, 41, 297. ©. 
©. Il, 46, 327. K. G. 11, 708, 179. 
—⸗ md Steuerverin, Deutſcher, Anſchuß des Großherzogthums Baden an denſelben 
und Beitritt von Hannover und Fa Asch 8. ©. I, 877, 186. 
8. ©. Ul, 924, 330. 
—⸗ und Steueverhältnifi, deren Regulitung mit Bernburg, 8. ©. 11, 778, 33. 
— »Spftem Preußens, Vertrag über den Anſchluß an daffelbe, zwifchen Preußen und 
den — Anhaltiſchen Herzogthümern, 6. ©. Vill, 441, 2581. 


Zol/ Tarij für die Jahre 1840, 1841, 1842, A. ©. Ill, 983, 367. ——— 
„Vereins⸗ für 1843, 1844, 1845, G. S. W, 192, 1071. K. G. IV, 992, s. 
— — — für 1846, 1847, 1848, G. S. IV, 223, 12597. G. S. IV, 227, 1079. 


8. ©. IV, 1035, ı76. 8. ©. IV, 1056, 263. 8.6. IV, 1116, 214. 
8.6. IV, 1138, at2. 8. ©. IV, 1167, 318. G. S. Vll, 344, 2011. 
G.S. VI, 401, 2315. ©. ©. Vill, 425, 2173. G. S. Vill; 434, 2501. 
— ‚Verein, men defien Bildung und Bereind-Folltarif von 1854 an, ©. ©. VII, 
6, 2505. 
— — , — ——— er, Beitritt des Fürſtenthunis Schaum 
burg-Rippe und Verkehrverhaͤltniſſe zu diefem Zollverein, G. S. IN, 
145, 8575. G. S. V, 229, 1287. 8. ©. Ill, 937, ası. 
— Bereind-Gebiet, 8 ieitſcheinverfahren in demſelben, K. ð U, 960, 484. 
—⸗ und tr Vertrag vom 26. Januar 1836 mit Preußen, ©. ©. 
124, 809. 
—— und Verkauf von Lebensmitteln, P. St. G. 37. 
ucht, und Ordnung, militärifche, Vergehn Dagegen, M. St. G. B. 3 
— ⸗Haus, gemeinichaftlihes und Ar u. gemeinfchaftliches —* die Anhaltiſchen 
Herzogthümer, G. S. VII, 361, 2073. 
— — erbit, Ser Aa G. — — vı, 362, 2077—2116. 
— a St. G. B. 3. M.St. G. B. 10. 
— Hengſte, deren Aufſtellung durch Privaten, G. ©, vn, 363, 217. G. S. IX 
490, 2893. 
— Stier, deſſen Gebrauch, K. G. Ul, 791, 62. K. G. ın, 825, 113. 
Zuder, ausländifcher, deffen baabenfähr, 8.6. IV, 988, 2. 8. 6, IV, 1012, 1. 8. 
G. IV, 1074, ı2. 8. ©. IV, 1137, 271. 
— , ausländifcyer und Syrup, — G. S. VIll, 424, 2171. 
— , eingehender, „pelfäße davon, IV, 181, 1021. 
inlaͤndiſcher Ruüben⸗ Steuerfaß von felbem und Eingangszollfäge von —— 
ſchem Zucker und Syrup, G. S. Vill, 410, 2300. G. S.l X, 488, 
2889. K. ©. IV, 1848, 242. 
— ,f. übr. Rübenzuder. 
Züdtlinge, deren ae und Behandlung in der Köthenfchen Strafanftalt, 8. ©. 
1066, 13—17. 
au — nach der Straße zu, follen nicht in Scheunen fein, 8. ©. I, 627, 87. 
erufung — pr aus den gegen Frankreich verbündeten Heeren, 
. 1, 278, 
em ee fi, TO. vu, 29. E. 5. Rev. €. 3 
Leben und Wohnen unerheitatheter Perfonen, verbotenes, 8. 6. I, 442, 
503. 8. G. 11, 683, 156. 
—  ‚Rottung und Tumult, P. St. 6. 9, 
— Treffen von Berbredyen, Beitrafung, St, G. B. 20. 
Zuweifung und Annahme abwefend gewefener und in ihr Vaterland zurückgekehrter Pers 
fonen und Bagabunden, Bertrag (Convention) deshalb zwiſchen den 
drei Anhalt. Regierungen, G.©. I, 52, 369. 8. ©. II, 781, 35. 
Zwangs-Arbeiten, öffentliche als Kriminalftrafe eingeführt, G. S. J, 7, =. 
15 
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Zwange heiun in Zerbft — Anlegung deffelben, — zw. zu demfelben, & 
230, 


— 


73. © U, 232, m. ©. U, 274, 

‚Arbeitshanbeiträge, deren Grlaß und Ermäßigung —— Viahlſteuer, 6.6. U, 
165, 953. 

‚Brauereien, 8. G. 1, 116, 119. 8. ©. 1, 138, 132. | 

»Brennereien, 8.6.1, 113, 11. 8. ©. 1, 147, 10. K. G. 1, 259, 288. 8. 
G. 1, 291, un 8. 6. 1, 331, 357. 8. ©. 1, 494, saı. 

(Shen, deren Aufhebung, K .G. l, 44, 32. 

Gerechtigleiten der Brauerſchaften zu Roslau, Nienburg und Ghüften, deren Auf 
bebung, 8. ®. Il, 940, 355. 

Lieferung, M. St. G. B. 34. 

—— wer ei auswärtigen Windmüblen), 8. G. 1, 204, 206. K. G. 


Zweilampf, St. CH * —— 'M. St. G. B. 30. 


Anbang. 


a nn ——“ 


Verordnungen und DBerfügungen 


aus den: „wöchentlichen öffentlichen Hadyridyten“ 
(jeit 1849: Staats -Anzeiger) 
unter Angabe des Jahrgangs und der Nummer des Blattes, 


in welchem fie veröffentlicht worden. 


Bon 1763 bis auf die neuefte Zeit. 


, Digitized by Google 


A. 


Abendmahlsfeier der —— Konfefſionen, ar. 17. v. 1827. 
Abfertigungen, —.. der Mübenverwiegung in den Zuderfabriten, bfeiben wäh 
der Sonn und Feiertage ausgeſetzt, nr. 148. v. 1852, 
— — at Verbot dieſer Schrift, nr. 39, v. 1884 
Abzugsgräben auf — in Herzogl. Forſten belegenen Wieſen, höchſter Ge 
nehmigung zu deren Anlegung, ur. 6. v. 1827. 
— — We von Domanialgrundftüden, nr. 20. v. 
Almojenempfänger, bei deren Begräbniffen it an Kirchen und Beiftihe nichts zu ent⸗ 
richten, nr. 46, v. 1834. 
Alterthümer, vaterländifdhe, davon foll eine Sammlung — werden, nr. 12. v. 1845. 
Alvensleben, von, — für denſelben auf eine Waſſerhebungsmaſchine, nr. 30. 
42 


v. 
Anmeſtie, bei Gelegenheit der Geburt eines Erbprinzen, — zu or. 109. v. 1855. 
Angeln, Berbot . elben in der Mulde, auf den te ausgedehnt, mn 49. 
v. 1832. 
—  , umbefugted, in der Elbe und Mulde, ur, 24. v. 1836. 
Anlagen, neuangepflangte und ältere, follen nicht befehädigt werden, nr. 18. v. 1828. 
allgemeine politiſche““, durch Bundesbefchluß verboten, nr. 35. v. 1832. 
Auweifeg eld it den Förftern künftig zu nehmen verboten, nr. 38. v. 1833. 
Arbeiten I, — dabei darf. Niemand als ein Recht fordern, nr, 42. 


1847 
Arme, die aus A Ortsarmenfaffen Unt ung — we fih von den 
Diftrifts-Armenärgten — en, nr. 45. v. 
Armen⸗ Caſſen des Landes, jühel, Beitrag Sr. Durchlaucht —— zu denſelben 
iſt auf 4000 Thlr. nee t, nr, 29. v. 1880. 
— — - — ule in Deßau, deren Errichtung und Eröffnung, 
nr v. 183 
— «Steande, bei deren Dlege wird den er gg und Wundärzten größtindgliche Spat 
famfeit zur Pflicht gemacht, nr. 48. v. 1823. 
— Pflege in ._ deren nette Ginrichtung, "Beilage zu nr. 5, v. 1840. 
umenden verboten, nr. 49. vd, 1850. 
Arzenei, | freie, —* en Bedingungen ſolche gegeben wird, nr. 2, v. 1831, 
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Arzenei, freie, Ausftellung der Attefte dazu, nr. 24. v. 1831. 
— Taxe, deren veränderte Beftimmungen in Bezug auf Ehinarinde, Chinin und 
Chinoidin, nr. 44. v. 1848. 
— — , Preußifche, deren Veränderungen für 1852 gelten auch für Anhalt-Dekau, 
nr. 5. v. 1852. 
— — — „ deren Veränderungen für 1853, nr. 14. v. 1853 
— , für 1855 ift in Anhalt Debaw- Köthen gültig, nr. 4. v. 1855. 
Alche, Beet von deren Auflauf und Ausfuhr (S. IL, 241, A > gehe aufgehos 
or. 32. v. 1535. 
Askaniſches Eher * —* das am Ausgange der Hoſpitalſtraße neuerbaute, nr. 


Aufdingen nr —— Rechnungen und Anzeigen davon, ſind bis Ende Januar 
jeden Jahres einzureichen, nr. 201. v. 1854. 
Anfenthalt3:Karten, wer foldyer bedarf, nr. Sr v. 1844. 
„Aufruf an Mein Volk“, Beilage zu nr. 90. v.°1849. 
b Confeſſſon, deren 300jährige —ãe ùY nr. 23. v. 1830. 
Aus pochen — — der Schauſpieler iſt verboten, nr. 51. v. 1798 und ar. 


1821 

Auswärtige, Die über Nacht hier bleiben, mäffen auf der Polizei gemeldet werden, nr. 
v. 1839. 

— Br bier Arbeit fuchen, müſſen Paſſe, resp. Heimathsſcheine haben, nr. 22. 

1839. 


Kuswenerug, derfelben fol gefteuert werden, Kaiferliches Edict, nr. 1. v. 1770. 
£. k. öfteeichifches Gefeg wegen. derfelben, Beilage zu.nr. 23. v. 1832. 


B. 


Bacwaaren, gemdbnlihe Haufirbandel damit ift verboten, nr. 22, v. 1832. 
‚ zu leichte, Beitrafung der Bäder deshalb, nr. 2. v. 1846. 
Ball: | und a der Kinder auf dem freien Plaͤtzen bei den Kirchen ꝛc. verboten, 
. 22. v. 1835. 
Bau⸗ Anſchlag über Kirchen, Pfarr⸗ und Schulbauten müffen von den Gemeindevor⸗ 
ehern mit unterfchrieben fein, nr. 14. v. 1832. 
Baue der Pachter und Unterthanen, find. anzuzeigen, nr. 46. v. 1764. 
Bäume und Gewächſe follen an foldyen Stellen, wo fie den herrfchaftlihen Gebäuden 
um Nachtheil gereichen, nicht gepflanzt und die bereits an ſolchen Stellen 
ftehenden weggenommen werden, nr. 15. v. 1834. 
BDaum-Frevel, die Strafe. dafür foll nach Befinden bis zu einjähriger Zuchthausſtrafe 
geſteigert werden, nr. 22. v. 1821. 
— Stäaͤmme, neu angepflanzte, oder Pfähle, wer einen Diebftahl von ſolchen anzeigt, 
erhält 50 3%. Belohnung, nr. 13. v. 1819 
Ban: Procente, Dau-Unterfrigungen, das bisherige Regulativ über deren Bewilligung 
wird außer Anwendung gefegt, nr. 71. v. 1849. 
Banten und Reparaturen, nöthi Yge, an berzoglichen Gebäuden müſſen von deren Inha ⸗ 
bern jedesmal im Mai dem Bauamte angezeigt ige! nr. 28. v. 1843. 
Bauwerke, Monumente 26, herrſchaftliche, deren Befchädigung, mr. 2 v. 1844. 
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** —— neuer Zollverein mit demfelben, nr. 148 v. 1855. 
„Beobachter, der, in Heſſen“ umd „Heſſtſches Volksblatt,“ durch Bundesdefchluß vers 
boten, nr. 4. v, 1834, 
Berichte der Untergerichte und Magiftrate, einzufenden geboten, nr, 2. v. 1766. 
‚, Vorftellungen und Eingaben der. Behörden, oder Privatleute, was darinnen 
zu beobadıten, nr. 33, v. 1834, 
— „„ und rg ngen, Verordnung Herzogl. Ronfiftorii wegen derfelben, ar, 137 
v. 1855 
Betteln auf dem Lande, verboten, nr. 9. v. 1831. 
Beutler-Innung, deren Privilegium, nr. 5. v. 1829. 
— — Anhaltiſche, deren Errichtung, nr. 18. v. 1836. 
— er De diefelbe vor dem Exrntedankfeft geſchehen, nr. 6, 


— — ,„ von Deren gefchenkte Bibeln dürfen nicht verkauft — nr. 8. 
837. 


Bier, damit darf in Köthen fein Haufirhandel getrieben werden, nr. 52. v. 1855. 
Bilder: und — auf den Jahrmaͤrkten find polizeilich zu raten nr. 46. 
v. 


1841 
Bittſchriften, alerpädfter, Erlaß wegen der dabei zu beobachtenden BR, nr. 6; 


— wegen derſelben, nr. 23. v. 1831 
Blutigel, birfen nur mit befonderer Erlaubniß der Reiicnaleumifen aufgeſucht und 
eingefammelt werden, nr. 15. v. 1828 und nr. 27. v. 183 
Boten, — denſelben wird die Annahme ſpirituoſer Getränke bei Amtöverrich 
m. unterfagt, nr. 9. v. 1839. 
» Brand-Rafien,Geichäfte werden künftig nicht mehr von den Gerichten, fondern von den 
en beforgt, $. 7 der Verordnung vom-1. Juli, ar. 54 
v. 1850 
— Stifter, er .. — anzeigt, ſoll jedesmal 100 7%. Belohnung erhalten, 
nr. 14, v. 
Branntwein, von dem = las erzeugten, der nady Baier, Würtember —* 20. aus⸗ 
geführt wird, wird eine Vergütung ‚auf die entrichtete Maifchfteuer 
gewährt, nr. 3. v. 1842, 
— Brennen wird der. Thenerung wegen bis auf Weiteres eingeftellt, nr. 21. 
v. 1847 — wieder geftattet, nr. 33. v. 1847. 
Brauerei: und BrennereisInhaber follen feine Gäfte —* nr. 48. v. 1832. 
Braunſchweiger Achte, Vier⸗ und Zweigroſchenſtũcke werden in hieſigen Landen außer 
Eours gefegt, nr. 5. v. 1836, 
— — nach deren "Beitritt zum Zollverein, treten die bezüglich. der 
rückführung aus dem Zollvereinsgebiet zu den Braunſchwei 
Ben eingeführter Waaren bisher gü gültigen Beſtimmungen au — 
—* — aber noch in Bezug auf die Lüneburger Reflm, nr nr, 5. 
Bremnerei-Gonceffions- Abgaben d aufgehoben, nr. 30. v. 1836. 
, aus denfelben das Kuͤhlwaſſer im Winter nicht in die Straßenrinn- 
fteine abgeleitet werden, nr. 43. v. 1826. 


f20 


Breun⸗Holz wird fünftig ohne ‚befondere Ymeifung des er von: dem Forft⸗ 
bedienten bezogen, nr. 38. v. 1833 nr. 28. v. 183 
— ‚Materialien, ausländifche, müſſen künftig den Elb- und Ndorideuel geben, 
nr. 2. v. 1834. 
Brotlorn, — für die Dienerſchaft, wie ed damit kuͤnftig gehalten wers 
den foll, nr. 26. v. 1840. 
Drüden, — auf dem Promenadenwall, deren Benutzung für Fuhrwert, nr. 13. v. 


Bu her Schuß deren Privilegii,; ur. 19. v. 1830. 
händler:Öeredhtfame der Deßauer Buchhändler, nr, 47. v. 1836. 
Buch⸗ und —— auswaͤrtige, Cinladungen zu Beſtellungen auf deren: Wer 
fagöwerfe werden als verbotene Lotterie betrachtet, mr. ı25.. v. 1836, 
Bürgerftiege er bei eintretender Stätte mit Sand oder Aſche beſtreut werden, nr. 1. 
Fa | . e 


Bürgerwehr, ——— iſt aufgelöſt, nr. 81. v. 1850. " 


C. 
Gammer, fol Künftig dzt vereinigte Rente uud Reendsammerbollegtum heißen, we. 


Eandidaten ve —32 — und Toeolagie Studirende, wegen deren Predigens, nr. 
18. v. 1833. 
Chauſſeegeld, ri zu zabiendes für die Strecke von Sandersleben nach aAlsleben und 
edt, nr. 19. v. 1851. 
— — durch das Herausziehen' der. Pflüge und Eggen nad) denſelben ver⸗ 
dorbeu und verunreinigt; daher das letztere verboten, nr. 43. v. 1848. 
Studirende, ſollen künftig uud Anſprüche auf — in hieſigen Lan 
den haben, wenn fie einen vollftindigen Curſus in der um und äußern 
Heilkunde abſolvirt haben, nr. 44. p. 1848. . 
toform, Verordnung wegen deffelben, nr. 78. v. 1850. 
lera, Einfegung der Gommiffion zu deren Abwehr, nr, 30. v. 1831. 
— Auflöſung diefer. Gommiffion, nr. 1. v. 1833. 
— — Eintheitung der Stadt Deßau in vier Diſtriete und Anſtellung von vier Die 
nr . firietöärgten für den Fall deren Ausbruchs, nr. 46. v. 1881. 
— „ Maße * wegen deren Umſich ‚ar 71: v. 1650. 
Chriſtliche —* Verein zu deren Verbreitung in Köthen, darf ſeine Wirffamfeit 
bau den vormals Deßauiſchen Landestheil ausdehnen, nr. 60:9, .1854. 
Ehronit, Andale, foll fortgeführt werden, mr. 46. v. 1831. 
Gollecten, das Ginfammeln jeder Art von folchen, verboten, nr. 38. v. 1825. 
Colonia, auf welche Weiſe zwiſchen Diefer Geſellſchaft und — Bft eutftandene 
Streitigkeiten gqeichlichtet werden ſollen, nr. 29. v. 
„Comet“, „Erklärung der Menfchens und Bürgerrechte“ umd * enbenkbetemteif eines 
Geächteten“ find durch Bundesbeichluß verboten, nr. 16. v. 1834. 
Eonfirmanden, —* Hausbettelei unterſagt, nr. 11. v. 1833. 
— müſſen vegelmäßigen Sch — nachweiſen, ar. 2. v. 18450 
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" Confirmationen, nadıträg * und beſondere, ſind nut ausnahmsweiſe in dringenden 
Fällen eftattet, nr, 2. v, 1838. 
‚ der ulfinder, Verordnung deshalb, nr. 164, v, 1855. 
Gonventiond- Geld, fächfifches, gilt künftig nur als Gourant, nr. 50. v. 1840, 
Credit⸗Caſſe, Lanbes die bei derſelben — Capitale werden nad) Nummern ver 
fooft, ar. 2. v. 1820 
— „ deren Abſchluß, nr. 3.0. 1825. 
— — ‚Geben an Militärperfonen, ift verboten, nr. 31. v. 1834. 


D. 


Dachrinnen, die in die Straßen ausmünden, follen ——** — falls ſie nicht 
bis zum Erdboden hinuntergeleitet ſind, ur. 25. v. 

Deposita müffen von der Regierung oder dem Eonfiftorio —8 oder —* 8 Uhr 
vor den es Sitzungen mündlich abgefordert werden, nr. 43. v. 1832, 

„Deutiche gt r — “und „Neue Zeitfhiingen, Zeitblätter, find verboten, 


„Dentfches dee, „Ru und Poeſie,“ Zeitfehrift, ift durch Bundesbefchluß verboten, 
4 1834. 
Deut, —* — Schriften dieſer Schule ſind durch Bundesbeſchluß verboten, 
1836 


Dienft: Boten, nn die Pocken nicht geimpft worden, follen nicht angenommen werden, 
nr, 23, v. 1838. 
— Bücher für Sende dürfen von Ortspolizeibehörden nicht für ſolche Perſonen 
ausgeftellt werden, die in deren Bezirk nicht heimathsgehörig find, nr. 74. 
v. 1855. 
— Erfennungszeichen (grüne Cocarde mit filbernem Wappen) für die Forſt-, Jagds, 
Polizei⸗ und Stener-Beamten eingeführt, nr. 38. v. 1851 
Dorfihulzen müfen den Gemeinden die Verordnungen und Verfügungen aus dem 
Staatsanzeiger vorlefen, nr. 2. v. 1854, 
Droguen, verfchiedene, Erhöhung deren Taxpreiſes, nr. 143, v. 1853. 
Dünger: -Abladen längs des Wege hinter dem Gottesader, verboten, nr. 32, v. 1830. 
— „ darf nur Nachts anf die Straßen gebracht werden, Beilage zu nr. 47. v. 1855. 


E. 


Eheſtiftungen der Ezemten müuͤſſen — x Herzogl, Konfiftorio zur Beftätigung 
eingereicht werden, nr. 50. v. 
Eihungs-Amt, deffen Einrichtung in — = 29. v. 1841 
Eingangs: ZollsExhebung von Getreide bleibt noch ferner eingeftelt, nr. 161. v. 1854: 
nr. 190 v. 1854, 
Eijenbahn, deren Begehen ift verboten, nr. 43. v. 1839, 
— Betrieb, deſſen Schuß, nr. 34, v. 1853. 
Elb:Brüde bei Roklau darf nicht mit Fuhrwerken, Bee welche mehr als zwei Pferde 
gefpannt find, befahren werden, nr. 30. v. 1856, 
— Bälle, deren Befahren mit Frachtwagen, ift werbeten, nr. 13. v. 1832. 
16 
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Elb · goll, * „gesenfinige Aufhebung, Bertrag deshalb init Anhalt⸗Bernburg, nr; 


_ — A ir deſſen Entrichtung auf der Böhmiſchen Elbſtrecke, nr. 120. 
vi; 1852, 

— — Deftaudauonen, deren Beſtrafung, ur. 22. v. 1825. \ 

Elifabeth-Kettenbrüde zu Tetſchen, Verordnung deshalb, ar. 91. v. 1856. 

Entwicene, ae deren zurückgelaſſenes Vermögen ift mit Beichlag zu belegen, nr. 
18 766. 


Erbzins: — deren — * uch die Steuerbehörden, nr. 141. v. 1855. 
Erde und age} auf Öffentlichen Wegen und Chauſſeen abzuladen verboten, nr. 29. 
1843. 


Grutebantfeh foll allemal Sonntags nad) Michaelis: gefeiert werdeu, nr.” 35. v. 1841. 
Grercirplag, neuer, deſſen Begeben ift verboten, nr. 48. v. 1844. 


F 


ärber⸗Innun Gingrifi in deren Rechte wird den Hutmachern unterfagt, nr. 37. v. 1828. 
ürbeftoffe, a. — — Färben von Badwerf und Kinderfpielzeug, verboten, or. 


Fahrpoſten, wenn mit denſelben Waaren verſandt werden ſollen, ar. 52. 


Ibelhite Dirfen * die Hutmacher verkaufen, nr. 22. v. 1825, 
eite, die drei hoben, follen Tags zuvor eingeläutet werden, nr. 29. v. 1840. 
euer-Sommifjare werden von ihren Functionen entbinden, nr. 84. v. 1850, 
— TELoͤſch Ordnung für Die Reſidenz Deßau, Beilage zu nr. 95. v. 1855. 
— — für Deßau, Buapbeftintiuungen nr. 161. or. 170. und nr. 185. 


1855. 
Generabrünfte, Ausfegung einer Belohnung don ” Thlr. für denjenigen, welcher 
deren Anftifter anzeigt, Beilage zu nr. 5. v. 1834. ſ. übr. Brandfifter. 
‚ vorläufige un en für den en derfelben, nr. 27. v. 1850. 
Gener-Berficherungs-Antatten, ausländ ifche, deren inländifche Agenten bedürfen der Eons 
cejfion, nr. 32. v, 1839, 
— — Geſellſchaft, Aachener und Münchener bat die Rechte einer inlaͤndi⸗ 
u fchen Gefellihaft, or. 12. v. 1849. 
— — — „ Leipziger, desgleichen, nr. 18. v. 1844 
— — — — „in Streitigkeiten derſelben mit den a 
ten iſt Das ſchiedsrichterliche Verfahren aufı ehoben, ur. 67. v. 1855. 
ibel, Einführung enter neuen in den Auhalt-Deßauiſchen Sähulen, nr. 4. v. 1838. 
iſchſang unerlaubter, wird unterſagt, nr. 33. v. 1750. 
yladjs- ſowie Schnitte und, Materialwaarenhandel auf Den ar ift obne fpecielle 
Coneeſſion verboten, nr. 44. v. 1779 und nr. 49, v, ; 
Fleiſch, deſſen Aufhängen an den Hausthüren der Fleiſcher und —* — in offenen 
Hausfluren iſt verboten, ar. 25. v. 1843 
— „ darf von. Nichtberechtigten nicht pfundweife —— werden, nr. 24. v. 1780 
wid nr. 48. v. 1823, 
Sleifcher: Gewicht ift aufgehoben und Die Tagen der Fleiſch- und Bäderwaarens Preife 
vorlaãu g ſüſpendirt, nr. 11. v. 1837. 


123 


Fleiſch⸗ Haner-Junung In — Verbot des Eingriffs in deren lan ra io 


— ‚Breife, dk Beten ausgehangen werden, nr. 11. v. 1820, 
— —, , höhere, als Die am nachweifen, find den Fleiſchern zu nehmen vers 
boten, nr. 47. v. 183 
Biegen Papier, als gefährlich für "Renfhen und Vieh verboten, nr. 34. v. 1846. 
— en aus Fliegemftein bereitet, dürfen nur die Apotheker verkaufen, nr. 29. 
1839. 
gorft-2 J monatlicher foll abgehalten werden, nr. 2. v. 
Ben, ver ſich demfelben widmen will, foll Davon et beim Oberforſtamte 
machen, nr. 3.0. 1886. . 
‚engen, vier,“ . beantwortet von einem Oſtpreußen, dieſe Schrift iſt durch Bundes⸗ 
beſchluß verboten, nr. 15. v. 1841. 
er? Patent auf eine Preß⸗ und Waſchvorrichtung für Rübenbrei, nr. 195. v. 1854; 
eangimnie, Dapengt, ift ur — umgeſtaltet und eine Staatsanſtalt gewor⸗ 
en, nr. 81. v 
Frauzſtraße, deren — — 26. v. 1780. 
„Verbot der Beſchädigung der enge in’ derfelben, ur. 15. v. 1781. 
Freie | Gemeinden, Bekanntmachung wegen derfelben, Beilage zu ur. 13. v. 1851. 
„Freiſinnige, —8* und —S am bein,” duch Bundesbeſchluß verboten, pr. 39 
1832. 


Freiwillige können beim biefigen Militair nur den 1. Januar, 1. Bebruar, oder 1. 
November jeden Jahres eintreten, ur. 13. v. 1840. 
I3 deren ige Ans und Abmelden, nr.. 65. v. 1851. 
rie dheim & Köthen, Erneuerung und. Abänderung deſſen Privilegii zur Ev 
ne "einer Leihanſtalt, or. 167. v. 1855. 
Früchte der un in den Forften ‚aufzufuchen und mitzunehmen, verboten, nr. 43.0 


Gaben, rüdjtändige, auf diefelben ſoll bein Verkauf von Häufern Rüdficht genommen 
werden, nr. 46. v. 1768, 
Gärten, berzogliche, in denſelben darf nichts befchädigt werden, nr. 34. v. 1824. 


Garten⸗Bauern werden en ertheilt, nr. 14. v. 1765. | 
— + und reg —— muthwillige und frevelhafte, werden beftraft, ne. 24. 
v. 


„Geädhtete, ben — dieſer Zeitſchrift durch Bundesbeſchluß, nr. 41. v. 1834. 

Seburis· eiten brauchen - * — orftänden ferner wicht eingereicht zu werden, 
nr. v 2 

— ‚ deren Einreichung von den Perſonenſtandsbeamten, ‚nr. 29. v, 

ur. 42. v. 1851. . 

Gemeinde-Ordnung, deren Ausführung, nr. 21. v. 1849, 

Gemife: und Buttermarkt, deffen verbeſſerte Einrichtung, nr. 17. v. 1841. 

—— * ſo ſoll fünftig der Kirchſchling heißen, ar. 78. v. 1851. 

oe inführung eines: neuen, nr. 7. v. 1880. 
Gelindel, — ** verdächtiges, deſſen Beherbergung ift verboten, nr. 16. v 1768, 


‚16° 
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Geftüt, Lands, Errichtung deffelben, nr. 71. v. 1849. 
Getreide fol nicht — Landes geführt A nr. 48, v, 1771. nr. 37. v. 1804, 
—  ‚Sieferung, Gehalt-Gewerbe- und Gefinde-Steuer zur Bezahlung der Kriegöto, 
ften, ar. 5. v. 1821. 
— — J Herzogl. Mühle, darf des Sonnabends nicht ftattfinden, ur. 25. 


Glafer- Jung, — Eingriffe in deren Privilegien, ar. 30. v. 1798. 
Guaden⸗Halbjahr, für die Wittwen und Waiſen der Prediger, von welchen Terminen 
am a u berechnen, nr. 40, v. 1835, 
— en und Waiſen der —— auf ein Vierteljahr 
pP Bey Sterbemonat reducirt, nr. 33. v. 
Grabftellen a dem Begräbnißplaße, follen nicht: Bi pe ranfenden Bäumen amd 
Sträuchern beflanzt werden, nr. 13. v. 1843, 
Gräben, follen ausgefcyilft und gehoben werden, nr. 40. v. 1820. 
Gras: und Holzholen in den Grafehöfen, verboten, nr. 20. v. 1780, 
Graßhoff, demfelben wird der Viehſchnitt übertragen, nr. 49, v. 1820. 
—  , Gottfried, Sohn des vorigen, deſſen ausichließliches Privilegium zum Vieh, 
ſchnitt, nr. 21. v. 1834. 
— — „ Laſtrirer deffen Privilegium erneut und der Koſtenanſatz beim Vieh⸗ 
ſchnitt beftimmt, nr. 8. v. 1846. 
Grin, — und Scheele'ſches, Gebrauch und Verkauf verboten, nr. 21. 


Grünes * in Din, Verbot des Einbringens ftenerpflichtiger Gegenftände durch 
aſſelbe, nr. 24. v. 1842 
Grundabgaben, herrſchaftũche Pächte und Schutzgelder, werden Sonnabends auf Her, 
ogliher Cammer nicht angenonmmen, nr. 45. v. 1835. 
Guſtav⸗ Aoh n deſſen Stiftung, or. 49. v. 1842 und Beilage zu nr. 16, 


v, 1843 
9. 


Häufer, einzelne, außerhalb der Stadt befegene, dürfen nur nad) eingeholter landes⸗ 
berrlidyer Eonceffion bewohnt an nr. 39. v. 1826. 
änte, rohe und Felle, Handel damit wird anz freigegeben, nr. 13. v. 1829. 
erlö:Gefellen, fremde, die bei ihren Meiftern wit wohnen, * auch Sonn⸗ 
und Feſttags ſich in den Herbergen aufhalten, nr. 47. v. 1832. 
— „ juͤdiſche, nr. 12. v. 1839. 
„Hannöberfche Verfaſſungsſache“, Gutachten der Tübinger Yuriftenfacultät in derſelben, 
fowie die Schrift: „Preußen und Preußenthum”, durch Bundesbefchluß ver- 
boten, nr. 44, v. 1839, 
Hand: Fürge, des Prinzen, Wohnung und Garten foll Georgenhaus und, Georgengarten 
genannt werden, nr, 42. v. 1780, 
u 85 Deßau, deren neue Organiſation, nr. 40. v. 1819. 
m fremder Handelsleute auf den Dörfern, verboten, nr. 8. v. 1837. 2 
en fen im Preußifchen, die dazu erforderlihe Eonceffion, nr. 39. v. 1824. 
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Saufirhandel, auf dem Lande ift den jüdifchen Handelsleuten an Sonntagen von Rad 
mittags 3 Uhr an nad) elaffen, nr. 5. v. 1830. 
deſſen Befchränfung. während der Jahrmärkte, nr. 25. v. 1835. 
Hantboiften, deren Privilegium zu Mufifaufwartungen, nr. 2. v. 1798. 
— orps in Deßau hat, das Privilegium eines Stadtmufifus, nr. 32. v. 1848. 
ebammen-Inftitut, eingerichtet, nr. 42. v. 1798. 
eden, lebendige, müffen gehörig verfchnitten werden, nr, 11. 0. 1826. 
Patent für denfelben auf einen Apparat zum Zuderfaftlochen, ar. 153. v. 1854. 
Bm — —— in Paris, Verbot deren fämmtlicher. Verlagsartikel, 


theideine, Gefhafe, — bei deren Ausfertigung, nr. 197. v. 1854. 
raths⸗Conſens, ohne ſolchen dürfen ar taatsdiener in hiefigen Landen 
nicht getraut werden, nr. 20. v. 182 
Herbergöväter, dürfen während des Beiteibienfeh fein Bier ausſchenken und fein Kars 
tenfpiel gejtatten, nr. 47. v. 1832. 
Herumtreiben, müßiger Perfonen und lärmender Kinder in der Nähe des Theaters 
und Handel mit Billets daſelbſt, ift verboten, nr. 49, v. 1835. 
Hen: und GrummetRüden nad) der Zerbfter oder Georgengarien-Allee, verboten, nr. 
29. v. 1843. 
Heybruch, — in Deßau, Kalender⸗Privilegium für denſelben, nr. 29. v. 
1764, nr. 45. v. 1824 u. ſ. w 
irſch⸗Stangen, vor deren Aneignung ns gewarnt, nr. 9. v. 1833. 
Auctionen, deren Einführung, nr. 41. v. 1840. 
‚ Brenn oder unverarbeitetes Baus oder Nugholz, wer ſolches nad) der Provinz 
Brandenburg einbringen will, bedarf einer Befcheinigung der betr. Behörde, 
or. 99. v. 1850. 
— sDiebftähle, deren Steuerung, nr. 52. vp. 1848. 
— Handel ift nur den ausdrücklich dazu Eonceffionirten geftattet, nr. 23. v. —* 
— sHof in Deßau, deſſen Dergrößerung und Verlegung vor das Keipziger Thor, nr 
33. v. 1837. 
— —, om — erkauftes Holz darf nicht wieder verkauft werden, nr. 30. 
v. 
— —, von — dürfen nur die höchſt Bedürſtigen ihren Holzbedarf holen, ur. 
39. v. 1841. 
— , vom Holzhofe Schockholz) unerlaubter Handel damit, nr. 40. v. 1 
— »Legitimations⸗Controle, Einführung der Preußifhen, wird den betr. —— — 
Unterthanen mitgetheilt, nr. 2. v. 1842. 
— ——— deren Anweifungen find nur für den Empfänger gib 
nr. 132. v. 1854 und nr. 50. v. 1856, 
otteleine, —— damit, iſt verboten, nr. 45. b, 1843 und nr, 17. v. 1852. 
unbe, deren auffichtsfofes Umberlaufen, nr. 1. v. 1818. 
— ;, ftei — — zen todt geſchoſſen werden, nr. 33. v. 1767, nt; 41. 
1822 ꝛc. 
— — — —* Schleppknüppel tragen, nr. 37. v. 1773, nr. 37. v 
1779. 
— , die zum Ziehen gebraucht werden, ſollen Beißkörbe tragen, nr. 6. v. 1843. 
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Sun, .. ” — nicht mitgenommen werden, nr. 52. v. 1820 und nr. 
847. 
— — * x Reglement über deren Erhebung, Beilage zu nr. 5. v. 1854. 


Sagb- DON: die nach Wiederherftellung des Jagdrechts auf fremden Grund und Bo— 
den ferner pachten wollen, was Diefelben zu beobachten haben, nr. 132. umd 
or. 180. v. 1558. 
— »Bolizeigefeß, Verordnung zu deffen Ausführung, nr. 26. v. 1851. 
Jena, die — — wollen, bedürfen der beſondern Erlaubniß der Regierung, 
or. 17. v. 1819. 
Jeßnitz, Errichtung eines Juſtizamts Dafelbit, ar. 9. v. 1837. 
— , Einführung eines Wochenmarkts dafelbit, nr. 48. v. 1843. 
Junungs —— allgemeine, authentiſche Interpretation des 8 17. derſelben, nr. 48. 


— , ER Erläuterung und nähere Beitimmung des $ 38. derſel⸗ 
n, nr. 101. v. 1851. 
vum hamnisftraße, St., jo fol künftig, die Neuftadt genannt werden, nr. 78. v. 1851. 
fraeliten, hierländifche, müffen bei ihrer Verheitathung 1 % von der Mitgift der 
Braut an Die ifraelitiihe Gemeindecaffe hierſelbſt entrichten, or. 1. v. 1830. 
Juden, Anhalt-Debauifhe, follen hinſichtlich ihres Verkehrs auf den Jahrmärkten des 
Herzogthums Sachſen den in Preußen wohnenden Juden gleich geachtet 
werden, nr. 13. v. 1830. 


K. 


ane, ner wen an der Muldbrůcke dürfen nicht zum Angeln benutzt are, ur. 
1826. 


— « Mulde ohne u. erlangte Erlaubniß zu halten und zu gebrauchen 
verboten, nr. 80. v. 
Kalb:, Bock- und Schaffelle, Sandel damit ift freigegeben, nr. 59. v. 1831. 
Kandidaten, tbeologifche, Regulativ wegen des von demfelben durchzumachenden Semir 
narcurſus, Beilage zu nr. 108. v. 1855. 
Karten, ungeſtempelte, Damit zu ſpielen verboten, nr. 2. v. 1765 und nr. 39, v. 1827, 
— , Spiels, wegen deren. Stempels, nr. 8, v. 1835. 
Kartoffel-Ausfuhr, deren zeitweifes Verbot, Beilage zu nr. 20. v. 1847. 
u, die ftädtische Eingangs-Aecife davon, ift gänglid; aufgehoben, nr. 51. v. 1832. 
Katechismus, Landes-, Einführung eines nenen, nr. 42. v. 1831. 
Kelleröffnungen dürfen im Winter nicht mit: Düngerhaufen zugelegt werden, ar. 47. 
v, 1826. 
Kettenbrüde über die Elbe bei Tetſchen, Bekanntmachung der desfallfigen k. k. öfter 
teichifchen Verordnung, nr. 103. und nr. 127. v. 1855. 
Kinder, Ihulfähige, werden nur dann bei berrfchaftlihen Wall: und WegebaurArbeiten 
angenommen, wenn fie die Winter und Sommerſchule gebörig befucht ha⸗ 
ben, nr. 42. v. 1827. 
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Kinder, ſchulpflichtige, follen nicht zum Holzleſen gebrandt ‚werden, nr. 29, v. 183% 
— , deren Umbertreiben auf den —— verboten, nr. 32. v. 1847. 
— ,. , ‚verwaifte, deren: Berjorgung und Erziehung, or. 4. v. 1832, 

Kirche, die Cölniſche“, alu, Wa Bundesbeichluß verboten, nr. 31. v. 1841. 
Kirchen-Bücher, deren richtige Führung, nr. 7, v. 1831. . 
— stiften find bei ihrer Fiber mit den Kirchenfiegeln zu verfehn, nr. 7. v. 1833. 
— Muſik, während derjelben foll Niemand aus der Kirche gehn, nr. 18. v. 1825. 

Klauenſeuche, Maaßregeln zu deren Verhütung, nr. 19, v. 1842, 
= neriwaare, Haufiren damit verboten, nr. 9. v. 1780, 
macher · Innung deren Privilegium, ar. 24, v. 1829. 
—  , außer derſelben jteht nur nody der Kramer- Innung der Handel 
mit Knöpfen zu, nr. 30. v. 1840, 
Kohlen: und Torf⸗Aſche muß Re bewahrt werden, nr. 51. v. 1840. 
— Meſſer, vereidigte, find angeftellt, Beilage * nr. 89. v. 1855. 
Konzeſſionen und Gewerbeſcheine, frühere, deren: Gültigkeit, nr. 30. v. 1854, 
Korbmacerwaaren, Haufiren damit, verboten, nr. 8. v. 1782, 
Krätze, polizeiliche Vorfchriften wegen deren Einſchleppens, nr, 51, v. 1839, 
Kreis-Eintheilung, Verordnung zur Ausführung des diefelbe betr. Gefeges (Bi: V, 
296) nr. 54. v. 1850. 
Kriegs-Laften und Schaden, deren möglichfte Entſchädigung, ar. 3. v. 1815. 
Kürſchuer⸗ Arbeiten, unbefugie und Pelzwaarenhandel, — wird beſttaft, ur. 45. 
v. 1829. 
— Waaten Handel, unbefugter, nr. 40. v. 1838. 
KupferſchmiedeJunung zu Zerbſt, deren ausſchließliches Recht zum Ankauf und Hau— 
del mit altem — und Meſſing wird aufgeboben, nr, 28. v. 1829. 


8. 


Landtag, ordentlicher, deſſen Einberufung, Beilage zu nr. 24. v. 1849. 
— veremigter und Sonderlaudtag, deſſen Au fung, nr. 91. v. 1849. 
— deſſen — nr. 100. v. 1849. 
Landwehr, deren Errichtung, or. 49. v. 1813. 
Lehrbrief⸗Formulare Dürfen au vom Steueramte bezogen, werden, nr. 25. v. 1853. 
Leibzoll der Juden aufgehoben, nr. 23, v. 1804. 
Leihamt der Stadt Depau, Reglement für daffelbe, Beilage zu nr. 4. v. 185 
Xeinweber:Inmmg, Eingriff in deren Innungsbriefe und Rechte, nr. 20. v. 1781, 
. ‚nr. 21. v. 1828, nr. 36. v. 1835. 
— Waaren, Hauſiren damit verboten, nr. 19. v. 1781, 
Leopolds-Stipendium, deſſen —— nr. 15. v. 1819, 
— — „Vorſchriften bei Geſuchen um daſſelbe, nr. 1. v. 1830. 
— — „ können nur die erhalten, die wenigſtens die Secunda eines Gymna— 
flums beſucht, nr. 15. v. 1840, 
— — Beſchränkungen bei deſſen Vertheilung, ur. 17. v. 1843. J 
— — beit die neue aße vom Alenfchen Thor bis an bie MARERE, nr. 
» 9, 1851, 
Leſeholz, Vorſchriften wegen deffelben, nr. 12. v. 1825, nr. 50. v. 1897, nr. 42. v. 1839. 


128 


Leſeholz ⸗Verlauf, verbotener, nr. 45. v. 1768. 

Liturgie, —— der neuen, nad) der Union, nr. 9, v. 1828. 

dohgerber Innung, Diefelbe ift allein zum Lederhandel befugt, nr. 15. v. 1815. 
— , deren ® rivilegium, nr. 7. v. 1829, 

- Yotterie, Nu ielung von Sachen im Wege derfelben, it verboten, nr. 12. v. 1839. 

— „ königl. Sächſiſche, ift aud für das vormalige Herzogthum Anhalts Köthen die 

ausschließlich privilegirte, ur. 143. v. 1855. 

Louiſium, jo Toll künftig der —— beißen, nr. 42. v. 1780. 

Lüneburger Meſſen, fteuerfreie Wiedereinführung der Waaren von dort, ar. 13. v. 1839. 

Luft: oder Lehmſteine Dürfen nicht zu Brandgiebein, Brandmauern, Schornfteinen oder 
Aundantienten verwendet werden, nr. 40. v. 1843, 


M. 


Mahl⸗Archen, Verordmung wegen derfelben, nr. 5. v. 1831. 
— »Steuer und ung au Eingangsfteuer von Mehl und Brot find zeitweife erlaſſen, 
Beilage zu nr. 18. v. 1847. 
Maiſch⸗Steuer, gleiche, in den Herzogthämern Anhalt-Deßau und Köthen, dern Eins 
—3 und Bekanntmachung der desfallſigen Controle⸗Beſtimmungen, Bei 
lage zu nr. 44. v. 1832, 
Markt-Ordnung, neue, für die Jahrmärkte in Deßau, Beilage zu nr. 45.0. 1842. 
Material: und SERIEN DONE INngEN, neue, follen nur mit landesherrlicher Ger 
a nehmigung angelegt werden, nr. 31. v. 1840, 
Manerfteine, — das Pflaſtern damit, resp. das Malen und Anſtreichen mit 
alkfarben ſteht nur den Maurern zu, nr. 40. v. 1843, - 
dar Form derfelben eingeführt, nr. 30. v. 1842. 
Maultörbe foffen die Hunde der Hirten und Schäfer in der Sconzeit (vom 1. Febr. 
bis 24. Auguft) tragen; dieſe Beftimmung des art. 241 des St. G. 2. 
tritt in — nr. 87. v. 1855. 
Maurer⸗Geſellen folen ohne Vorwiſſen ihrer Meifter feine Arbeit annehmen, nr. 20. 
v. 1795. 
— und ZimmersÖefellen, Herabfegung deren meet; ar. 17. und nr. 42. v. 1824. 
— + und Zimmers2ehrlinge, die Verordnung, daß deren Anzahl zu befchränfen, (nr. 
30. v. 1832) wird wieder aufgehoben, nr. 36. v. 1847. 
I: und Brotbandel auf dem Lande ohne Conceſſion ift unterfagt, nr. 10. v. 1783. 
t8-Gefuche, Berichtserftattung über Diefelben, nr. 43. v. 1834. 
a vom » December 1827, deffen Modification für 1828 und 
1829, nr. 4. v. 18 
—  sBefreiungs-Anfprüche müſſen rechtzeitig angemeldet werden, nr. 4. v. 1834, 
— Pflicht, Öefuce um Befreiung von derfelben find bei der —— an⸗ 
zubringen, nr, 15. v. 1847. 
Miſt ſoll nieht über Nacht in den Straßen liegen bleiben, nr. 18. v. 1826. 
Mittelftraße, fo joll künftig fowohl die Zodtenpforte, als die Straße von der Kömen« 
apotheke bis zum Scubmacermftr. Heyder beißen, nr. 50. v. 1841. 
Mufit foll auf den Dörfern an Wocentagen gar nicht, und wo mehrere Schenfen find, 
Sonntags nur in einer gebaften werden, nr. 42. v. 1821. 
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Nachtwachen in den Dörfern jollen erft Morgens nad) 4 Uhr ar or. 48, v, 1825, 
Nadler-Junung, Eingriff in deren Rechte unterfagt, nr. 6. v. 1828. 
Nägel, Haufirbandel damit außer den Jahrmärkten it verboten, nr. 5. v. 1833. 
N , müffen polizeilich eingezeichnet fein, nr. 40. v. 1822, 
— ‚ follen nur eine beftimmte Anzahl conceſſionirt werden, nr. 33. und nr. 
40. v. 1823. 
— ‚ deren Eingriffe in die Rechte der Schneider-⸗Innung, verſchärftes Verbot, 
nr. 5. v. 1831. 
— ———— Schuß deren Privilegü, nr. 49. v. 1830 und nr. 20. v. 1839. 
gefälle, deren Ablöfung durch Die Stenerbehörden, nr. 141. v. 1855. 
Nebenwege bei den Straßen dürfen nicht befahren und Bäume au denjelben nicht bes 
ſchädigt werden, bei 5 Thlr. Strafe, nr. 14. v. 1784, 
Nedarzeitung ift durch Bundesbefchluß verboten, nr, 50. v. 1833. 
Nenjahräumgänge, wem Ddiefelben in Deßau geftattet find, nr. 52. v. 1822. 
„Nordlicht,” „Neben Todtfünden der Liberalen“ und „Geifterftimmen der Grmordeten 
2c., dieſe Schriften find duch Bundesbeſchluß verboten, nr. 10. v. 1835. 


O. 


2 ünme, deren Beſchädigung ift unterfagt, nr. 34. v. 1782. 
erreidh, an Se. Majeftät den Kaifer Dürfen Drud- oder Kunftwerfe nur nad) vor: - 

ber von diesfeitigen Gefchäftsträger eingebolter Erlaubniß eingefanbt wers 
den, nr. 103. v. 1851. 

Oramienbaumer Wochenmarktsordnung, Beilage zu nr. 61. v. 1855. 

Orden und Ehrenzeichen ausländifhe;, Inländer, denen ſolche verliehen werden, haben 
— er um Erlaubniß zu deren Anlegung ſchriftlich anzubringen, nr. 

. dv. 1854. 
Ofterwafler zu holen, ift verboten, nr. 12. v. 1823. 


at tgelder, deren pünftliche Abtragung, nr. 62. v. 1851. 
f au Debau, Tarif für Das Lagergeld, nr. 149. v. 1855. 
‚, Zufaßbeitimmungen zu dem NRegulativ für denfelben, nr. 12. v. 1856. 
Bapiergeld dert deufehen Staaten, Beftimmungen wegen deffen Außercoursfegung, nr. 


ren ee Knpflanzung befohlen, nr. 3. v. 1769. 
ardon, (Generals) für die Deferteurs und ausgetretegen Gonferibirten des Anhalt 
Bernburgſchen Militaire, nr. 13, v. 1815, 

Parnekel, Badeplatz in der Mulde, deſſen neue Einrichtung, nr. 93, v. 1855. 
„Paroles d’un croyant,” Berbot diefer Schrift, nr, 32. v. 1834. 

erjonenftauds-Beamte, deren Inſtruction, nr. 97. v. 1849. 

iin wen Innung, Eingriff in deren Rechte unterfagt, nr. 19. v. 1823. 

rleiher, Privat⸗, müſſen gehörige Pfandfiheine außftellen, or, 18. v. 1831, 
17 
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arr: und Schulgebäude werden aller drei Fahre revidirt, nr. 15. v. 1821. 
nigſtücke, welche Sorten als gültige —— anzuſehen find, nr. 40. v. 1828. 
rde, die zur Graſung nad) dem Thiergarten gebracht werden ſollen, müſſen dazu 
angemeldet und dürfen nicht willkürlich wieder weggenommen werden, nr. 
22. v. 1781. 
— und Rindvieh, deren einzelnes Herumhüten auf öffentlichen Wegen und. in Grä— 
. ben, ift verboten, nr. 33. v. 1832. 
Pfingſtmaien dürfen nur die verfaufen, die deren rechtlichen Erwerb nachweifen fünnen, 
nr. 19. v. 1840. 
Pflanzung, neue, neben der Leipziger Chauffee bis nach der Spedinge darf nicht als 
Trift benußt werden, nr. 17. v. 1847. 
Phosphor-Ratwerge darf nur gegen Vorzeigung eines Giftſcheins in den Apotheken ver- 
fauft werden, nr. 30. v. 1845. 5 
ofen, deren Fort-Impfung, nr. 3. v. 1846. J 
olizei-, Ortds, in Zerbt, bat der dafige Bürgermeifter, nr. 82. v. 1855. 
oliter, deſſen Scharfrichterei-Privilegium, nr. 29. v. 1831. ! 
orto, wird fünftig in Silbergeld erhoben, nr. 53. v. 1848. 
oft-Gonvention zwifchen Preußen und Anhalt-Depau vom 1. Juni 1817, nr. 36. v. 
1818., ur. 45. v. 1822, 
— sDefraudationen, der Denunciant von folhen erhält den vierten Theil der Strafe, 
nr. 45. v. 1818. 
— sÖefeße, Vorſchriften wegen deren Beobachtung, nr. 7. v. 1831. 
— ⸗Packete müffen mit gebörigen Declarationen verfehen fein, nr. 9, v. 1830, 
— Packet⸗Sendungen dürfen nur mit ledigen Begleitbriefen verfeben fein, nr. 30. v. 
1849, 
— :Stüde, Declaration derfelben, nr. 2, v. 1831. 
gone ai in Zerbft, concefflonixte, nr. 5. v. 1845. J 
ozeßvollmachten ſollen von den Gerichten nur angenommen werden, wenn fie mit 
dem Canzleyſtempel verfehen find, nr. 46. v. 1822 und nr. 28. v. 1840. 
„Prusse, de la, et de sa domination,‘ ete.,. dieſe Schrift ift verboten, nr. 16, v. 1842. 


Q. 


Quellendotf, jo wird fünftig das Dorf und Yuftigamt Qualendorf genannt, nr. 33. 
v. 1838. . 


N. 


Raff- und Lejeholz, deffen Einbringen zum grünen Thore wird gänzlich unterfagt, nr. 
11. v. 1833. 

Raguhner Wocenmarktsordnung, Beilage zu nr. 188 v. 1854. 

Ratenpläge vor dem Askaniſchen Thore, deren Beſchädigung verboten, nr, 46. v. 1839. 

Nauden auf der Straße, geichärftes Verbot deffelben, nr. 52. v. 1779. 

Nanpern der Bäume, vorſchriftsmäßiges, dazu werden die Gartens umd Plantagen 
Befiger unter Androhung von 2 I. Strafe für die Sänmigen alljährlich 
im Frübjahr — 

Rechtsgelehrte ſollen nicht als Advocaten, oder ſonſt angeſtellt werden, wenn ſie nicht 
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bei der Auriftenfacultät der Univerfität, wo fie ftudirt, ein 6 amen gut bes 
ftanden und Zeugniffe über ihre moraliſche Führung ee haben, nr. 


36. v. 1804, 
Reformationsfeft foll alljährlih an dewy Sonntage nad) dem 30. October gefeiert wer 
den, nr. 32. v. 1845 


Reichs-Geſetze find in den — 1848 und 1849 des Staatsanzeigers enthalten; 

ſ. übr. das Hauptregiſter. 
— WVerſammlung, deren Einberufung, nr. 18. v. 1850. 

Neinlichkeit und Wegſamkeit der Straßen in Defau, nr. 37. v. 

Reifedocnmente, weldye auf unbeftummte Zeit lauten, gelten im Deftreihifcgen höchſtens 
drei Jahre, ur. 118. v. 1855. 

Remiſſions⸗Reglement, ſ. Tabacksſteuer. 

Rent-Cammer und Steuer-Direction, deren verſchiedene Reſſorts, nr. 44. v. 1828. 

Nevaccination (wiederholte Impfung) Verordnung wegen derfelben, nr. 38. v. 1836. 

Nöbling, defjen Privilegium auf einen Sparfochheerd, nr. 20. v. 1839. 

KRöfler/ijche Stiftung, diefelbe erhält Korporationsredhte, nr. 70, v. 1850. - 

Roth, Söhne und Comp. in Gröbzig, deren Gefellichaft zum Betriebe einer Zuder: 
fabrif erhält die Rechte einer juriftifchen Perfon, nr. 10. v. 1855. 

No der Pferde, Verhalten dabei, nr. 33. v. 1798. 

— , mit demfelben bebaftete oder auch nur deſſelben — Pferde mũſſen dem 
Scharfrichter überantwortet werden, nr. 14. v. 1842. 

Nübjaatftroh, wenn folches auf den Feldern in Brand geſteckt wird, mu Anzeige da— 
von gemacht werden, nr. 35. v. 1768. 


©. 


Salz-Convention mit Preußen, or. 1821. 
— Berfauf, verbotswidriger, an —S Untertbanen, ur. 46. v. 1820. 
— — ‚zu Halle uud Staßfurth, resp. Bekanntmachungen wegen deſſelben, nr. 
21. und nr. 23. v. 1824. 
— , wann derfelbe ftattfindet, nr. 41. v. 1845. 
Sand, wo Derjelbe künftig abgefahren werden darf, nr. 9. v. 1842. . 
‚ darf nicht aus den Sandbergen in der Kienhaide entnommen werden, nr. 30. 
v. 1843. 
Sattler:Innung, deren zrivilegium, nr. 6. v. 1825. 
Schafpoden- Impfung, allgenteine, anbefohlen, nr. 35. v. 1815. 
f rn, des vorigen Gefeges in der Beilage zu nr. 33. v. 
181 
Scharfrichterei⸗Gerechtſame, Deßauiſche, Eingriff, unbefugter in dieſelben, nr. 39. v. 1820. 
Scheidemünze, Königl. und Kurfürſtl. ſächſiſche, deren veränderte Werthöbeſtimmung, 
resp. Außercoursſetzung, nr. 50, dv. 1840. 
Sciensriäterliheg Verfahren, |. Feuerverſicherungsgeſellſchaft, Beipi iger. 
8 iffsgüter, wo dieſelben ausgeladen werden ſollen, nr. 53. v. 1851, 
chlideyſen, Fabrikant in Berlin, Patent für denfelben auf eine ——* zum Aus⸗ 
werfen des Thons ꝛc, nr. 190 v. 1855. 


I: 
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ge verßeener Eingriff der Zifchler und Kramer in deren Privilegien, 
835. 


Schnee m, aus De — und Communicationswegen fortgeſchafft werden, nr. 
1853. 


IRRE Eingriff in deren Rechte ift unterfagt, nr. 16. v. 1804, 
Schüler und Silbermann zu Straßburg, der Debit fammtlicher in deren Offiein ges 
druckten Schriften ift dur Bundesbeichluß verboten, nr. 41. v. 1834. 
Oigengeichigient Deßauiſche, ift allein berechtigt, eine grüne Gocarde mit gelbem 
Anhaltiichem Wappen zu tragen, nr. 40. v. 1851. 
ag — Handel, unbefugter, mit folcyen, nr. 5. v. 1781 und nr. 11, 
1825. 


Schule (Saupt,) in Deßau, deren neue Einrichtung und —— derſelben in die 
Vorbereitungs⸗, Bürger und ——————— nor. 40. v. 1819. 

a regelmaͤßigerer, wird eingeſchärft, nr. 35. v. 1841, 

— «Selb, Einführung eines allgemeinen, Erläuterung des desfalls erlaffenen Ger 
"fees, nr. 33. v. 1834. 

— ‚Zah dauert von Dftern bis Oſtern; dieſe Beftimmung wird auch auf die nie 
dern Stadtfchulen und die Reichenbachſche Anftalt ausgedehnt, nr. 6. v. 1844. 

— Kinder follen künftig die Kirchen fleißiger befuchen, nr. 34. v. 1835. 

Schutt und Scherben, für diefelben werden neue Abladepläge beſtimmt, nr. 18. v. 1834. 

— „ mo derfelbe abgeladen werden foll, nr. 189. v. 1853. 

Schutz⸗Geld aus der Stadt Debau wird fünftig nur von dem Stadtrathe daſelbſt eine 
genommen, nr. 42. v. 1834. 

— Pocken⸗Impfung, unent eltlidhe, nr. 22. v. 1826. 
Schwarz, — den alleinigen Spielfarten-Debit für Anbalt-DefausKöthen, nr. 


TERN beffen Bertauf i in Deßau, nr. 185. v. 1853. 
Oipwenmen. der Pferde, Verordnungen wegen deffelben, nr. 25. dv. 1828, und nr. 21. 
1. 


184 
Seifenfieber: Sunung, in den —— Schuß deren Privilegii zum Seifenhandel, 
nr. 24, v, 1842 
— — in Deßau, desgl., 'ar. 29. v. 184 
Gap bie, muß alles Del aus der —* PDelmůhle entnehmen, ur. 12. 


— skill nr. 3. dv. 1840, 
— ——— — unbefugter, nr. 32. v. 1783. 
Selbftmörder, deren Beerdigung, nr. 35. v. 1831. und nr. 11. v. 1839. 
Senfen und Furtterflin en, —* eln Unberechtigter Damit, iſt verboten, nr. 20. v. 1764. 
—— auf welche Weiſe die Koſten aufzubringen — die in ſolchen den 
farren und Schulen zur Laſt fallen, nr. 66. v 
Serre, Majot a. kg auf einen von ihm —— Backofen, nr. 53. 
1848, 
, Botent auf die von ihm erfundene Darre, nr. 83. v. 1850. 
Soldaten, Beurubte, deren Tod muß dem Militär-Gommando gemeldet werden, ar. 9. 
840 
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Soldaten, der Linie, oder der Reſerve dürfen fi nur mit Bewilligung ihres Com— 
pagniechefs ehelich verloben oder verheiratben, nr. 3. v. 1843. 
— „ gemeine, follen fünftig von ihren Vorgefegten mit: „Sie“ angeredet werben, 
nr. 23. v. 1848. 
Sonmerfchulen auf dem Lande, deren Beſuch, nr. 17. v. 1831. 

Spiel, Haſard⸗, Lotterie, Würfels x. und Ausfpielen von Grundftüden, oder beweg- 
lihen Sachen, verboten, nr. 14. v. 1804. und nr. 3. v. 1827,» 
Stants:Anzeiger, Herzogl. Anhalt⸗Deßauiſcher, beißt künftig das Wochenblatt, nr. 53. 

v. 1848 


— — muß ebenſo, wie das frühere Wochenblatt von allen Gaſtwirthen in 
den Städten gehalten werden, nr. 99. v. 1849. 
— Minifterium, Geſammt⸗, Bildung eined neuen, or. 56. v. 1849. 
Stadt⸗Köche find privilegixt, nr. 3. umd nr. 5. v. 1775. 

— » umd Landgericht in Deßau, Vereinigung der beiden Untergerichte dajelbit zu 
einem ſolchen und der beiden ftädtifchen Gemeinden zu einer, unter einem 
Stadtratbe, nr. 18. v. 1834. 

Steffens, Keffelführer, defien Privilegium, nr. 22. v. 1776, 

Steingut, ausländiſches, Damit darf fein Haufichandel getrieben werden, nr. 1. v. 1819. 

Stellmacher⸗Waaren, — und Berfauf derfelben in die Stadt Zerbft vom plat- 
ten ande, ift verboten, nr. 45, v. 1836. 

Stempel-Papier, Verordnung wegen deffen Gebrauchs, nr. 15. v. 1832. 

— — , ſoll von den Steuerbehörden bezogen werden, nr. 52. v. 1853. 
Sterbeliften, ermeuerte Verordnung wegen deren Einreichung, nr. 23. v. 1842. 
Steuer, Preußifche, Verbrauchs-, Nachweiſungen über bezahlte, find Behufs deren Re 

ftitution einzureichen, nr. 7. v. 1819, 

— sDirection, f. Rent-Gammer. 

— Wergütung bei der Ausfuhr von in Naſſau erzeugtem Branntwein, nr. 192. v. 1855. 
een Entſchädigung dafür, nr. 66. v. 1851. 
Sträflinge, Verordnung für die Untergerichte bei Ablieferung von ſolchen an die Straf 

‚anftalt in Yerbit, nr, 21. v. 1832. 

teumpfitrider-Waarenbandel, unbefugter, nr. 18. v. 1763. 

Studirende jollen ſich Legitimiren, daß fie feinen Antheil an Verbindungen und Ums 
trieben gehabt, wenn fie auf Preußifchen Univerfitäten fi immatriculiven 
laffen wollen, nr. 39. v. 1824. 

Stuten, deren Beichälung in der Herzogl. Stuterei, nr. 46. v. 1764. und nr. 6. v. 1766. 

Suppliten, Beftimmungen wegen deren Einreichung, nr. 52. v. 1828. 


T. 


Tabad, fremder, namentlich Burger, der Handel mit ſolchem ſteht ausſchließlich der 
amer⸗Innung zu, ar. 3. v. 1830. 
— „ inlaͤndiſcher, bearbeiteter, ift der Controle im Innern unterworfen, ur. 44. v. 1835. 
— , Verbot der Beimifchung von Geiz und Stengeln beim inländifchen rohen 
DBlättertabad, nr. 34. v. 1819 und nr. 34. v. 1832. 
— Rauchen auf der Straße, in der Gholerazeit nachgelaflenes, wird von Neuem 
verboten, nr. 1. v. 1834. 
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Tabad-Rauchen of der Straße, verboten, nr. 35. v. 1840. 
— — im der Nähe des Schloſſes und im Luſtgarten verboten, nr. 63. v. 1853. 
—  sÖteuer, Remiffiond-Reglement für diefelbe Ben 1833 it aufgehoben und ein 
neued entworfen worden, nr. 83. v. 18 
Tagelöhner und Gefellen, deren Heirathen, Gitlärung der deshatb beitehenden früher 
Verordnung, nr. 28. v. 1831. 
Tagewachen in den R Dorſern, deren ernenerte Einführung, ur. 42. v. 1831. 
‚ deren Wiederaufhebung, nr. 14. v. 1832. 
Tanz-Gefellfchaften a an öffentlichen Orten dürfen nur bis zehn resp. elf Uhr Abends 
Danern, nr. 24. v. 1829. 
— Muſik fol in den Dörfern an Sonntagen, wo Abendmahl-gehalten worden, nicht 
ftattfinden, nr. 45. v. 1832. 
Taufen und Trauungen, follen nur in Notbfällen des Sonnabends verrichtet werden, 
nr. 22. v. 1834. 
Tanfzeugen (Pathen), follen nicht mehr als drei fein, nr. 124. v. 1855. 
Telegraphen-Betrich, Schuß defjelben, nr. 34. v. 1853. 
Thierquälerei, durch Heben des Schlachtviehs ac. ift verboten, nr. 24. v. 1845. 
Töchterſchule, in Deßau, deren neue Einrichtung, nr. 17. v. 1819. 
— ‚ deren abermalige Verbeſſerung, nr. 15. v. 1841. 
Töpferwanren, Haufiren damit, verboten, nr. 8. v. 1780. 
— ‚ unbefugter Handel Damit und Defenjeßen durch die Maurer, verboten, 
nr. 4. v. 1834. 
—— —— und Steuerquittungen, wo dieſelben abgeſtenipelt werden ſollen, ur. 
1828. 


Treiber bei —* ſollen künftig nur Erwachſene und feine Schulkinder fein, ar. 19. 
1834 


u. 


Uebergangs⸗Abgaben⸗Steuerſaätze, nr. 5. und Beilage zu nr. 5. v. 1855. 
Ufergelder für Braun und —E ſind abgefehaft, nr. 21. v. 1849. 
Union, firhliche, der Neformirten und Lutheraner, Beitritt Sr. Durchlaucht des Her 
jogs Leopold Friedrich zu derfelben, nr. 16. v. 1827. 
‚ kirchliche, Belehrung über diefelbe, nr. 17. v. 1827. 
Unterftigungs- Gefuche, wie und wo Ddiefelben anzubringen find, ar. 29. v. 1856. 


V. 


Vereine, politiſche, deren polizeiliche Beauffichtigung, nr. 87. v. 1850. 

Vergniais, Ingenieur, deffen $ Boten! auf eine neue Art Hängebrüden, nr. 169. v. 1853. 

- Berlehr: und Zollverhältniffe, nene, mit Preußen, Beilage zu nr. 35. v. 1828. 

Berfammlungs- und Vereinigungsredht und Preſſe, art — das deshalb er⸗ 
aſſene proviſoriſche Geſetz betreffend, nr. 1. v. 185 

Bictnalieumarit in Deßau iſt auf den kleinen Marktplatz Baer nr. 37. v. 1828. 

Vieh⸗Satz, deſſen Abholung aus den Preußiſchen Salinen, nr. 15. v. 1846. 

— Herabſetzung deſſen Preiſes, ar. 79. v. 1850. 

— sTränten, deren Rumung, nr. 33. v. 1767 und nr. 19. wi 1776, 
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Bölder, Patent auf ein Gewehrſchloß, nr, 115. v. 1854; 

Bogelheerd (Ronifium) foll nur Montags und Freitags den Spaziergäugern offen ſtehn, 
nr. 26. v. 1780. . 

Volksſchullehrer, die unter 200 Thlr. Gehalt haben, follen fünftig aus der Staatslaſſe 
Zulage bis zur Höhe diefes Betrages erhaften, nr. 11. v. 1849. 

Vorſchüſſe, in Zeiten der Noth geleiftete, follen als bevorzugte — angeſehen 
werden, ar. 26. v. 1771. Dieſe Verordnung It wieder aufgehoben, nr. 
8. v. 1774. 


W. 


Wangen, welche Arten nur zur Stempelung und zum öffentlichen Gebrauch zugelaſſen 
j werden, nr. 83. v. 1855. i 
Waaren⸗Controle im Innern findet auch in Bezug auf Die aus Bernburg eingehenden 
Waaren Anwendung, nr. 31. v. 1830. J 
Wälle, das Befahren derſelben mit drei Pferden nebeneinander, ift verboten, nr. 48. 
v. 1825. 
— , deren eigenmächtige Durchſtechung ift bei Strafe, Die bis zu. lebenslänglicher 
Zuchthausſtrafe gefteigert werden kann, verboten, nr. 16. v. 1845. 
— , Elb⸗ und Mulds, follen nicht mit Vieh betrieben werden, nor. 16. v. 1780. 
Wagen und andere Gegenftände über Nacht in den. Straßen ftehn zu laſſen, iſt ver- 
boten, nr. 45. v. 1823. 
— , vorüberfahrende, auf diefelben follen die Kinder nicht fpringen und die Trod- 
dein nicht abreißen, nr. 41. v. 1821, 
Waiſenkinder, auf Rechnung der Armenconmiffion ausgethane, erhalten freie Arzenei, 
nr. 3. v. 1831. 
Wallſtraße, ſo wird fünftig die Hintergaffe beißen, nr. 48. v. 1831. 
Wanderbücher, neue, für inländiihe Haudwerksgeſellen, nr. 39. v, 1824. 
— „ aud für Oeſterreich eingeführt, nr. 7. v. 1829. 
Wandern der Handwerfögefellen, Austellung der Wanderbücher und Wanderpäffe der 
ausländifchen Gefellen, nr. 40. v. 1833. 
Wauderpflicht, auf deren Erfüllung foll künftig ftreng gehalten werden, nr. 7. v. 1845. 
Waſſer, Ausgiegen deffelben auf die Straße im Winter ift unterfagt, nr. 2, v. 1823. 
— sHolen vom Springbrunnen am Fleinen Markt ift an Markttagen Bormittags 
verboten, nr. 35. v. 1844, 
Wege neben dem Steinpflafter vom Leipziger Thore bis zum Rondel, dürfen nicht ber 
fahren werden, nr. 1. v. 1825. 
Meine, eingehende, veränderter Aceifetarif fir diefelben, nr. 1. v. 1827. 
— , von auswärts bezogene, müſſen mit beſondern Frachtbriefen für Anhalt ver 
jeben fein, nr. 9. v. 1829. 
— , fremde, wegen des Gteuer-Rabatts auf ſolche, nr. 37. v. 1829. 
— — der wegen derſelben beſtehenden ältern Verfügung, nr. 5. 
v. 2. 
— egitimations⸗Controle, Preußiſche, nr. 92. v. 1855. 
Wind⸗Büchſen, Schießen damit verboten, nr. 7. v. 1827, 
— Mühlen, follen künftig in der Brandcaffe verfichert werden, nr. 21. v. 1771. 
PARKEN, — wider dieſelben wird wiederholt und erläutert, nr. 
. dvd, 1823. 
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Wittwwen-Gaffe, Herzogl. Diener⸗, —— der 5. und 6. ae der Herzogl. Die 
nerſchaft, ur. 20. v. 1823. 
— ⸗Haus zu Dranienbaum, nr. 37. v. 1834. 
Wochenblatt, joll künftig zweimal wöchentlich erfcheinen, landesherrliche Verordnung 
dieferbalb, ar. 37. v. 1831. 
— Wiederaufhebung obiger Berordnung, ur. 66. v. 1831. 
Woll-Handel wird im Deßauiſchen ganz frei ‚gegeben, nr, 7. v. 1826. 
— Markt in Deßau, deffen Anlegung, Beilage zu nr. 16. v. 1834. 


er febendige und Obftbäume, deren Anlegung ‚wird prämiirt, nr. 41. v. 1765. 
Zeitnug, —— deutſche und Volksfreund,“ durch Bundesbeſchluß verboten, ur. 
1832. 


— — E—— muß nah dem MRinifterinlerlaf .vom 16. Mai 1811 von den 
Gemeinden und Innungen des vormaligen Herzogthums Anhalt-Köthen ge 
halten werden, nr. 29. v. 1855. 

eitungs-Berichte, einzufendende, nr. 46. v. 1831. 
er ſ. olizei, Brivatichulen. 
eugnifje, beizubringende, beim Uebergange won einer Stadtſchule iu die andere, ur. 
47. v. 1833. 

—  ,fichliche; mit Gefuchen um ſolche follen Prediger und Schullehrer ferner 
nicht bebelligt werden, Diefen aber wird deren Ausftellung unterſagt, da 
ſolche in der Regel nur zu unbefugten Betteleien beuutzt worden find, nr. 
12. v. 1843. 

— „ kirchliche, die Dafür zu zahlenden Gebühren, nr. 49. v. 1850. 

Biegelmeiter und Ziegeleibefiger, welche Anweifungen auf Kalk oder Steine erichleichen, 
deren Beitrafung, nr. 38. v. 1765. 

genmer und liederliches Geſindel follen zur Haft gebracht werden, nr. 15. v. 1780. 

gi — ohne Vorwiſſen ihrer Meiſter keine Arbeit annebmen, nr. 15. 


— — Eingriff in deren Rechte unterfagt, nr. 48. v. 1828. 
inngießerwaaren⸗ Handel, unbefugter, nr. 49. v. 1765. 
innwaaren, 4 einen Zufag von Spießglanz enthalten, follen nicht verfauft werden, 
nr. 1. v. 1842. 
Zoll⸗Linie, ai um die Herzogl. Anhaltiſchen Länder, nr. 11, v. 1822. 
— ⸗Tarif, Vereins für. 1846, 1847, 1848 nebft feinen Ergänzungen bfeibt au vom 
1. Januar 1849 ab bis auf Weitered in Kraft, nr. 53. v. 1848. 
Zuchthans⸗Direktion eingefegt, nr. 37. v. 1852. 


Drud von Paul Scettler in Götben. 


